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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 15. November 2000 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
sowie zu den Zusatzprotokollen gegen den Menschenhandel 
und gegen die Schleusung von Migranten 


A. Problem und Ziel 

Durch das Vertragsgesetz sollen die erforderlichen Voraussetzungen 
für das Inkrafttreten des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
vom 15. November 2000 gegen die grenzüberschreitende organisier- 
te Kriminalität sowie der Zusatzprotokolle gegen den Menschen- 
handel und gegen die Schleusung von Migranten geschaffen werden. 
Das Vorgehen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminali- 
tät bedarf der verstärkten internationalen Zusammenarbeit. 

B. Lösung 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber- 
schreitende organisierte Kriminalität sowie die Zusatzprotokolle 
gegen den Menschenhandel und gegen die Schleusung von Migran- 
ten verbessern die völkerrechtlichen Grundlagen für die Verhütung, 
Bekämpfung und strafrechtliche Verfolgung grenzüberschreitender 
organisierter Kriminalität, gerade auch In den durch die Zusatzproto- 
kolle behandelten besonderen Erscheinungsformen. Durch den vor- 
liegenden Gesetzentwurf sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die Ratifizierung des Überein- 
kommens sowie der beiden Zusatzprotokolle geschaffen werden. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 



März 2005 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen vom 15. November 2000 gegen die 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität sowie zu 
den Zusatzprotokollen gegen den Menschenhandel und 
gegen die Schleusung von Migranten 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 808. Sitzung am 18. Februar 2005 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen 
der Vereinten Nationen vom 15. November 2000 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 
sowie zu den Zusatzprotokollen 

gegen den Menschenhandel und gegen die Schleusung von Migranten 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Folgenden völkerrechtlichen Verträgen wird zugestimmt: 

1 . dem in Palermo am 1 2. Dezember 2000 von der Bundesrepublik Deutschland 
Unterzeichneten Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 15. November 
2000 gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität, 

2. dem in Palermo am 12. Dezember 2000 von der Bundesrepublik Deutsch- 
land Unterzeichneten Zusatzprotokoll vom 15. November 2000 zur Verhü- 
tung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere 
des Frauen- und Kinderhandels zu dem unter Nummer 1 genannten Über- 
einkommen, 

3. dem in Palermo am 12. Dezember 2000 von der Bundesrepublik Deutsch- 
land Unterzeichneten Zusatzprotokoll vom 15. November 2000 gegen die 
Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg zu dem unter 
Nummer 1 genannten Übereinkommen. 

Das Übereinkommen und die Zusatzprotokolle werden nachstehend mit einer 
amtlichen deutschen Übersetzung veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 38 Abs. 2, das 
Zusatzprotokoll gegen den Menschenhandel nach seinem Artikel 17 Abs. 2 und 
das Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Migranten nach seinem Arti- 
kel 22 Abs. 2 für die Bundesrepublik Deutschland In Kraft treten. Ist im Bundes- 
gesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Übereinkommen und die Zusatzprotokolle findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da sie sich, soweit sie in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften fallen, auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen. 

Da die in dem Übereinkommen und seinen Zusatzprotokollen vorgesehene 
internationale Zusammenarbeit im Wege der Rechtshilfe bereits heute nach 
dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen möglich ist, ist ein 
besonderes Ausführungsgesetz nicht erforderlich. Die Regeln dieses Gesetzes 
über die Auslieferung, Vollstreckungshilfe, sonstige Rechtshilfe und die anderen 
dort geregelten Bereiche zur vertragslosen Zusammenarbeit finden Anwen- 
dung. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkommen sowie die Zusatz- 
protokolle in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Für Bund, Länder und Gemeinden entstehen durch dieses Gesetz keine Kosten. 
Es hat auf Grund der bloßen Zustimmung zu dem Übereinkommen und den 
Zusatzprotokollen auch keine preislichen Auswirkungen. 
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Übereinkommen 
der Vereinten Nationen 

gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 


United Nations Convention 
against Transnational Organized Crime 


Convention des Nations Unies 
contre la criminalite transnationale organisee 


Article 1 

Statement of purpose 

The purpose of this Convention is to 
promote Cooperation to prevent and com- 
bat transnational organized crime more 
effectively. 

Article 2 
Use of terms 

For the purposes of this Convention: 

(a) “Organized criminal group” shall mean 
a structured group of three or more 
persons, existing for a period of time 
and acting in concert with the aim of 
committing one or more serious crimes 
or offences established in accordance 
with this Convention, in orderte obtain, 
directly or Indirectly, a financial or other 
material benefit; 


(b) “Serious crime” shall mean conduct 
constituting an offenes punishable by a 
maximum deprivatlon of llberty of at 
least four years or a more serious 
penalty; 

(c) “Structured group” shall mean a group 
that is not randomly formed for the 
immediate Commission of an offenes 
and that does not need to have formal- 
ly defined roles for its members, con- 
tinuity of its membership or a devel- 
oped structure; 

(d) “Property” shall mean assets of every 
kind, whether corporeal or Incorporeal, 
movable or Immovable, tangible or 
Intanglble, and legal documents or 
Instruments evidencing title to, or Inter- 
est In, such assets; 


Article premier 
Objet 

L’objet de la presente Convention est de 
promouvoir la Cooperation afin de prevenir 
et de combattre plus efficacement la crlml- 
nallte transnatlonale organisee. 

Article 2 
Terminologie 

Aux fins de la presente Convention; 

a) L’expresslon «groupe crimlnel organl- 
se» designe un groupe structure de 
trols personnes ou plus exlstant depuls 
un certaln temps et aglssant de 
concert dans le but de commettre une 
ou plusleurs Infractlons graves ou 
infractlons etablies conformement ä la 
presente Convention, pour en tirer, 
directement ou Indlrectement, un 
avantage financler ou un autre avan- 
tage materlel; 

b) L’expresslon «Infraction grave» desi- 
gne un acte constituant une Infraction 
passible d’une pelne privative de llber- 
te dont le maximum ne doit pas etre 
inferieur ä quatre ans ou d’une peine 
plus lourde; 

c) L’expresslon «groupe structure» desi- 
gne un groupe qui ne s’est pas constl- 
tue au hasard pour commettre Imme- 
dlatement une infraction et quI n’a pas 
necessairement de röles formellement 
deflnls pour ses membres, de continul- 
te dans sa compositlon ou de structure 
elaboree; 

d) Le terme «blens» designe tous les 
types d’avoirs, corporels ou Incorpo- 
rels, meubles ou Immeubles, tanglbles 
ou Intanglbles, alnsl que les actes jurl- 
dlques ou documents attestant la pro- 
prlete de ces avoirs ou les droits y rela- 
tlfs; 


(Übersetzung) 

Artikel 1 
Zweck 

Zweck dieses Übereinkommens Ist es, 
die Zusammenarbeit zu fördern, um die 
grenzüberschreitende organisierte Krimi- 
nalität wirksamer zu verhüten und zu 
bekämpfen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Übereinkommens 

a) bezeichnet der Ausdruck „organisierte 
kriminelle Gruppe“ eine strukturierte 
Gruppe von drei oder mehr Personen, 
die eine gewisse Zeit lang besteht und 
gemeinsam mit dem Ziel vorgeht, eine 
oder mehrere schwere Straftaten oder 
In Übereinstimmung mit diesem Über- 
einkommen umschriebene Straftaten 
zu begehen, um sich unmittelbar oder 
mittelbar einen finanziellen oder sonsti- 
gen materiellen Vorteil zu verschaffen; 

b) bezeichnet der Ausdruck „schwere 
Straftat“ ein Verhalten, das eine straf- 
bare Handlung darstellt, die mit einer 
Freiheitsstrafe von mindestens vier 
Jahren im Höchstmaß oder einer 
schwereren Strafe bedroht ist; 

c) bezeichnet der Ausdruck „strukturierte 
Gruppe“ eine Gruppe, die nicht zufällig 
zur unmittelbaren Begehung einer 
Straftat gebildet wird und die nicht not- 
wendigerweise förmlich festgelegte 
Rollen für Ihre Mitglieder, eine kontinu- 
ierliche Mitgliedschaft oder eine aus- 
geprägte Struktur hat; 

d) bezeichnet der Ausdruck „Vermögens- 
gegenstände“ Gegenstände jeder Art, 
körperliche oder nichtkörperliche, 
bewegliche oder unbewegliche, mate- 
rielle oder Immaterielle, sowie rechts- 
erhebllche Schriftstücke oder ürkun- 
den, die das Recht auf solche Gegen- 
stände oder Rechte daran belegen; 
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(e) “Proceeds of crime” shall mean any 
property derived from or obtained, 
directly or indirectly, through the Com- 
mission of an offence; 

(f) “Freezing” or “seizure” shall mean tem- 
porarily prohibiting the transfer, con- 
version, disposition or movement of 
property or temporarily assuming cus- 
tody or control of property on the basis 
of an Order issued by a court or other 
competent authority; 


(g) “Confiscation”, which includes forfei- 
ture where applicable, shall mean the 
permanent deprivation of property by 
Order of a court or other competent 
authority; 


(h) “Predicate offence” shall mean any 
offence as a result of which proceeds 
have been generated that may become 
the subject of an offence as defined in 
article 6 of this Convention; 

(!) “Controlied delivery” shall mean the 
technique of allowing illicit or suspect 
consignments to pass out of, through 
or into the territory of one or more 
States, with the knowledge and under 
the Supervision of their competent 
authorities, with a view to the Investi- 
gation of an offence and the Identifica- 
tion of persons involved in the Commis- 
sion of the offence; 


(j) “Regional economic Integration Organ- 
ization” shall mean an Organization 
constituted by sovereign States of a 
given region, to which its member 
States have transferred competence in 
respect of matters governed by this 
Convention and which has been duly 
authorized, in accordance with its 
internal procedures, to sign, ratify, 
accept, approve or accede to it; refer- 
ences to “States Parties” under this 
Convention shall apply to such organi- 
zations within the limits of their compe- 
tence. 


Article 3 

Scope of application 

1 . This Convention shall appiy, except 
as otherwise stated herein, to the preven- 
tion, Investigation and prosecution of: 

(a) The offences established in accor- 
dance with articles 5, 6, 8 and 23 of 
this Convention; and 


e) L’expression «produit du crime» desi- 
gne tout bien provenant directement 
ou indirectement de la Commission 
d’une infraction ou obtenu directement 
ou indirectement en la commettant; 

f) Les termes «gel» ou «saisie» designent 
l’interdiction temporaire du transfert, 
de la conversion, de la disposition ou 
du mouvement de biens, ou le fait 
d’assumer temporairement la garde ou 
le contröle de biens sur decision d’un 
tribunal ou d’une autre autorite compe- 
tente; 


g) Le terme «confiscation» designe la 
depossession permanente de biens 
sur decision d’un tribunal ou d’une 
autre autorite competente; 


h) L’expression «infraction principale» 
designe toute infraction ä la suite de 
laquelle un produit est genere, qui est 
susceptible de devenir l’objet d’une 
infraction definie ä l’article 6 de la pre- 
sente Convention; 

i) L’expression «livraison surveillee» desi- 
gne la methode consistant ä permettre 
le passage par le territoire d’un ou de 
plusieurs Etats d’expeditions illicites 
ou suspectees de l’etre, au su et sous 
le contröle des autorites competentes 
de ces Etats, en vue d’enqueter sur 
une infraction et d’identifier les per- 
sonnes impliquees dans sa Commis- 
sion; 


j) L’expression «Organisation regionale 
d’integration economique» designe 
toute Organisation constituee par des 
Etats souverains d’une region donnee, 
ä laquelle ses Etats membres ont 
transfere des competences en ce qui 
concerne les questions regies par la 
presente Convention et qui a ete 
düment mandatee, conformement ä 
ses procedures internes, pour signer, 
ratifier, accepter, approuver ladite 
Convention ou y adherer; les referen- 
ces dans la presente Convention aux 
«Etats Parties» sont applicables ä ces 
organisations dans la limite de leur 
competence. 


Article 3 

Champ d’application 

1. La presente Convention s’applique, 
sauf disposition contraire, ä la prevention, 
aux enquetes et aux poursuites concer- 
nant: 

a) Les infractions etablies conformement 
aux articles 5, 6, 8 et 23 de la presente 
Convention; et 


e) bezeichnet der Ausdruck „Erträge aus 
Straftaten“ jeden Vermögensgegen- 
stand, der unmittelbar oder mittelbar 
aus der Begehung einer Straftat 
stammt oder dadurch erlangt wurde; 

f) bezeichnet der Ausdruck „Einfrieren“ 
oder „Beschlagnahme“ das vorüberge- 
hende Verbot der Übertragung, Um- 
wandlung oder Bewegung von Vermö- 
gensgegenständen oder der Verfügung 
darüber oder die vorübergehende Ver- 
wahrung oder Kontrolle von Vermö- 
gensgegenständen auf Grund einer 
von einem Gericht oder einer anderen 
zuständigen Behörde getroffenen Ent- 
scheidung; 

g) bezeichnet der Ausdruck „Einziehung“, 
der gegebenenfalls den Verfall um- 
fasst, die dauernde Entziehung von 
Vermögensgegenständen auf Grund 
einer von einem Gericht oder einer 
anderen zuständigen Behörde getrof- 
fenen Entscheidung; 

h) bezeichnet der Ausdruck „Haupttat“ 
jede Straftat, durch die Erträge erlangt 
wurden, die Gegenstand einer Straftat 
im Sinne des Artikels 6 werden können; 


i) bezeichnet der Ausdruck „kontrollierte 
Lieferung“ die Methode, auf Grund 
derer unerlaubte oder verdächtige 
Sendungen mit Wissen und unter der 
Aufsicht der zuständigen Behörden 
aus dem Hoheitsgebiet eines oder 
mehrerer Staaten verbracht, durch 
dasselbe durchgeführt oder in dassel- 
be verbracht werden dürfen mit dem 
Ziel, eine Straftat zu untersuchen und 
Personen zu ermitteln, die an der 
Begehung der Straftat beteiligt sind; 

j) bezeichnet der Ausdruck „Organisa- 
tion der regionalen Wirtschaftsintegra- 
tion“ eine von souveränen Staaten 
einer bestimmten Region gebildete 
Organisation, der ihre Mitgliedstaaten 
die Zuständigkeit für durch dieses 
Übereinkommen erfasste Angelegen- 
heiten übertragen haben und die im 
Einklang mit ihren internen Verfahren 
ordnungsgemäß ermächtigt worden 
ist, dieses zu unterzeichnen, zu ratifi- 
zieren, anzunehmen, zu genehmigen 
oder ihm beizutreten; Bezugnahmen 
auf „Vertragsstaaten“ in diesem Über- 
einkommen finden auf solche Organi- 
sationen im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit Anwendung. 

Artikel 3 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Übereinkommen findet, so- 
weit darin nichts anderes bestimmt ist, 
Anwendung auf die Verhütung, Unter- 
suchung und strafrechtliche Verfolgung 

a) der in Übereinstimmung mit den Arti- 
keln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen 
Straftaten und 
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(b) Serious crime as defined in articie 2 of 
this Convention; 

where the offence is transnationai in nature 
and involves an organized criminal group. 

2. For the purpose of paragraph 1 of 
this articie, an offence is transnational in 
nature if: 

(a) It is committed in more than one State; 

(b) It is committed in one State but a sub- 
stantial part of its preparation, plan- 
ning, direction or control takes place in 
another State; 

(c) It is committed in one State but 
involves an organized criminal group 
that engages in criminal activities in 
more than one State; or 

(d) It is committed in one State but has 
substantial effects in another State. 


Articie 4 

Protection of sovereignty 

1 . States Parties shall carry out their 
Obligations under this Convention in a 
manner consistent with the principles of 
Sovereign equality and territorial integrity 
of States and that of non-intervention in 
the domestic affairs of other States. 


2. Nothing in this Convention entitles a 
State Party to undertake in the territory of 
another State the exercise of jurisdiction 
and performance of functions that are 
reserved exclusively for the authorities of 
that other State by its domestic law. 


Articie 5 

Criminalization of participation 
in an organized criminal group 

1 . Bach State Party shall adopt such 
legislative and other measures as may be 
necessary to establish as criminal 
offences, when committed intentionally: 

(a) Either or both of the following as crimi- 
nal offences distinct from those involv- 
ing the attempt or completion of the 
criminal activity: 

(i) Agreeing with one or more other 
persons to commit a serious crime 
for a purpose relating directly or 
indirectly to the obtaining of a 
financial or other material benefit 
and, where required by domestic 
law, involving an act undertaken by 
one of the participants in further 


b) Les infractions graves telles que defi- 
nies ä l’article 2 de la presente 
Convention; 

lorsque ces infractions sont de nature 
transnationale et qu’un groupe criminel 
organise y est impiique. 

2. Aux fins du paragraphe 1 du present 
articie, une infraction est de nature trans- 
nationale si: 

a) Elle est commise dans plus d’un Etat; 

b) Elle est commise dans un Etat mais 
qu’une partie substantielle de sa pre- 
paration, de sa planification, de sa 
conduite ou de son contröle a lieu dans 
un autre Etat; 

c) Elle est commise dans un Etat mais 
impiique un groupe criminel organise 
qui se livre ä des activites criminelles 
dans plus d’un Etat; ou 

d) Elle est commise dans un Etat mais a 
des effets substantiels dans un autre 
Etat. 


Articie 4 

Protection de la souverainete 

1 . Les Etats Parties executent leurs 
Obligations au titre de la presente Conven- 
tion d’une maniere compatible avec les 
principes de l’egalite souveraine et de l’in- 
tegrite territoriale des Etats et avec celui 
de la non-intervention dans les affaires 
interieures d’autres Etats. 

2. Aucune disposition de la presente 
Convention n’habilite un Etat Partie ä exer- 
cer sur le territoire d’un autre Etat une 
competence et des fonctions qui sont 
exclusivement reservees aux autorites de 
cet autre Etat par son droit interne. 


Articie 5 

Incrimination de la participation 
ä un groupe criminel organise 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives et autres necessaires pour 
conferer le caractere d’infraction penale, 
lorsque commis intentionnellement: 

a) Ä l’un ou l’autre des actes suivants ou 
aux deux, en tant qu’infractions pena- 
les distinctes de celles impliquant une 
tentative d’activite criminelle ou sa 
consommation: 

i) Au fait de s’entendre avec une ou 
plusieurs personnes en vue de 
commettre une infraction grave ä 
une fin liee directement ou indirecte- 
ment ä l’obtention d’un avantage 
financier ou autre avantage materiel 
et, lorsque le droit interne l’exige, 
impliquant un acte commis par un 


b) der schweren Straftaten im Sinne des 
Artikels 2, 

wenn die Straftat grenzüberschreitender 
Natur ist und eine organisierte kriminelle 
Gruppe daran mitwirkt. 

(2) Eine Straftat ist grenzüberschreiten- 
der Natur im Sinne des Absatzes 1, wenn 
sie 

a) in mehr als einem Staat begangen 
wird; 

b) in einem Staat begangen wird, jedoch 
ein maßgeblicher Teil ihrer Vorberei- 
tung, Planung, Leitung oder Kontrolle 
in einem anderen Staat stattfindet; 

c) in einem Staat begangen wird, jedoch 
eine organisierte kriminelle Gruppe an 
ihr mitwirkt, die in mehr als einem Staat 
kriminellen Tätigkeiten nachgeht, oder 

d) in einem Staat begangen wird, jedoch 
erhebliche Auswirkungen in einem 
anderen Staat hat. 


Artikel 4 

Schutz der Souveränität 

(1) Die Vertragsstaaten erfüllen ihre Ver- 
pflichtungen nach diesem Übereinkom- 
men in einer Weise, die mit den Grund- 
sätzen der souveränen Gleichheit und ter- 
ritorialen Unversehrtheit der Staaten sowie 
der Nichteinmischung in die inneren An- 
gelegenheiten anderer Staaten vereinbar 
ist. 

(2) Dieses Übereinkommen berechtigt 
einen Vertragsstaat nicht, im Hoheits- 
gebiet eines anderen Staates Gerichtsbar- 
keit auszuüben und Aufgaben wahrzuneh- 
men, die nach dem innerstaatlichen Recht 
dieses anderen Staates ausschließlich 
dessen Behörden Vorbehalten sind. 


Artikel 5 

Kriminalisierung 
der Beteiligung an einer 
organisierten kriminellen Gruppe 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und sonsti- 
gen Maßnahmen, um folgende Handlun- 
gen, wenn vorsätzlich begangen, als Straf- 
taten zu umschreiben: 

a) eine der nachfolgenden Handlungen 
oder beide als Straftaten neben sol- 
chen, die den Versuch oder die Voll- 
endung einer kriminellen Tätigkeit dar- 
stellen: 

i) die Verabredung mit einer oder 
mehreren Personen zur Begehung 
einer schweren Straftat zu einem 
Zweck, der unmittelbar oder mittel- 
bar mit der Verschaffung eines 
finanziellen oder sonstigen mate- 
riellen Vorteils zusammenhängt, 
und, soweit es das innerstaatliche 
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ance of the agreement or involving 
an organized criminal group; 


(ii) Conduct by a person who, with 
knowledge of either the aim and 
general criminal activity of an 
organized criminal group or its 
Intention to commit the crimes in 
question, takes an active part in: 

a. Criminal activities of the organ- 
ized criminal group; 

b. Other activities of the organized 
criminal group in the knowledge 
that his or her participation will 
contribute to the achievement 
of the above-described criminal 
aim; 

(b) Organizing, directing, aiding, abetting, 
facilitating or counselling the Commis- 
sion of serious crime involving an 
organized criminal group. 


2. The knowledge, intent, aim, purpose 
or agreement referred to in paragraph 1 of 
this article may be inferred from objective 
factual circumstances. 

3. States Parties whose domestic law 
requires involvement of an organized crim- 
inal group for purposes of the offences 
established in accordance with paragraph 
1 (a) (i) of this article shall ensure that their 
domestic law covers all serious crimes 
involving organized criminal groups. Such 
States Parties, as well as States Parties 
whose domestic law requires an act in fur- 
therance of the agreement for purposes of 
the offences established in accordance 
with paragraph 1 (a) (i) of this article, shall 
so inform the Secretary-General of the 
United Nations at the time of their signa- 
ture or of deposit of their Instrument of rat- 
ification, acceptance or approval of or 
accession to this Convention. 


Article 6 

Criminalization of the 
laundering of proceeds of crime 

1. Each State Party shall adopt, in 
accordance with fundamental principles of 
its domestic law, such legislative and other 
measures as may be necessary to estab- 
lish as criminal offences, when committed 
intentional ly: 

(a) 

(i) The conversion or transfer of proper- 
ty, knowing that such property is 
the proceeds of crime, for the pur- 


des participants en vertu de cette 
entente ou impliquant un groupe 
criminel organise; 


ii) Ä la participation active d’une per- 
sonne ayant connaissance seit du 
but et de l’activite criminelle gene- 
rale d’un groupe criminel organise 
soit de son Intention de commettre 
les infractions en question: 


a. Aux activites criminelles du 
groupe criminel organise; 

b. Ä d’autres activites du groupe 
criminel organise lorsque cette 
personne sait que sa participa- 
tion contribuera ä la realisation 
du but criminel susmentionne; 


b) Au fait d’organiser, de diriger, de facili- 
ter, d’encourager ou de favoriser au 
moyen d’une aide ou de conseils la 
Commission d’une infraction grave 
impliquant un groupe criminel organi- 
se. 

2. La connaissance, l’intention, le but, 
la motivation ou l’entente vises au para- 
graphe 1 du present article peuvent etre 
deduits de circonstances factuelles objec- 
tives. 

3. Les Etats Parties dont le droit interne 
subordonne l’etablissement des infrac- 
tions visees ä l’alinea a) i) du paragraphe 1 
du present article ä l’implication d’un groupe 
criminel organise veillent ä ce que leur 
droit interne couvre toutes ies infractions 
graves impliquant des groupes criminels 
organises. Ces Etats Parties, de meme 
que les Etats Parties dont le droit interne 
subordonne l’etablissement des infrac- 
tions visees ä l’alinea a) i) du paragraphe 1 
du present article ä la Commission d’un 
acte en vertu de l’entente, portent cette 
Information ä la connaissance du Secre- 
taire general de l’Organisation des Nations 
Unies au moment oü ils signent la presente 
Convention ou deposent leurs Instruments 
de ratification, d’acceptation ou d’appro- 
bation ou d’adhesion. 


Article 6 
Incrimination du 

blanchiment du produit du crime 

1. Chaque Etat Partie adopte, confor- 
mement aux principes fondamentaux de 
son droit interne, les mesures legislatives 
et autres necessaires pour conferer le 
caractere d’infraction penale, lorsque l’acte 
a ete commis intentionnellement: 


a) 

i) Ä la conversion ou au transfert de 
biens dont celui qui s’y livre sait 
qu’ils sont le produit du crime, dans 


Recht verlangt, bei der einer der 
Beteiligten eine Handlung zur För- 
derung dieser Verabredung vor- 
nimmt oder bei der eine organisier- 
te kriminelle Gruppe mitwirkt; 

ii) die aktive Beteiligung einer Person 
in Kenntnis entweder des Zieles 
und der allgemeinen kriminellen 
Tätigkeit einer organisierten krimi- 
nellen Gruppe oder ihrer Absicht, 
die betreffenden Straftaten zu 
begehen, an 

a. den kriminellen Tätigkeiten der 
organisierten kriminellen Grup- 
pe; 

b. anderen Tätigkeiten der organi- 
sierten kriminellen Gruppe in 
der Kenntnis, dass diese Betei- 
ligung zur Erreichung des ge- 
nannten kriminellen Zieles bei- 
tragen wird; 

b) die Organisation, die Leitung, die Bei- 
hilfe, die Anstiftung, die Erleichterung 
oder die Beratung in Bezug auf die 
Begehung einer schweren Straftat 
unter Mitwirkung einer organisierten 
kriminellen Gruppe. 

(2) Auf Kenntnis, Vorsatz, Ziel, Zweck 
oder Verabredung nach Absatz 1 kann aus 
objektiven tatsächlichen Umständen ge- 
schlossen werden. 

(3) Vertragsstaaten, deren innerstaat- 
liches Recht für das Vorliegen der in Über- 
einstimmung mit Absatz 1 Buchstabe a 
Ziffer i umschriebenen Straftaten die Mit- 
wirkung einer organisierten kriminellen 
Gruppe verlangt, stellen sicher, dass ihr 
innerstaatliches Recht alle schweren Straf- 
taten erfasst, an denen organisierte krimi- 
nelle Gruppen mitwirken. Diese Vertrags- 
staaten sowie die Vertragsstaaten, deren 
innerstaatliches Recht für das Vorliegen 
der in Übereinstimmung mit Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer i umschriebenen Straf- 
taten eine Handlung zur Förderung der 
Verabredung verlangt, setzen den Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nationen von die- 
sem Umstand in Kenntnis, wenn sie dieses 
Übereinkommen unterzeichnen oder wenn 
sie ihre Ratifikations-, Annahme-, Geneh- 
migungs- oder Beitrittsurkunde dazu hin- 
terlegen. 

Artikel 6 

Kriminalisierung des 
Waschens der Erträge aus Straftaten 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft in Überein- 
stimmung mit den wesentlichen Grund- 
sätzen seines innerstaatlichen Rechts die 
erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen, um folgende 
Handlungen, wenn vorsätzlich begangen, 
als Straftaten zu umschreiben: 

a) 

i) das Umwandeln oder Übertragen 
von Vermögensgegenständen in 
der Kenntnis, dass es sich um 
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pose of concealing or disguising 
the illicit origin of the property or of 
heiping any person who is invoived 
in the Commission of the predicate 
offence to evade the iegai conse- 
quences of his or her action; 


(ii) The conceaiment or disguise of the 
true nature, source, iocation, dis- 
position, movement or ownership 
of or rights with respect to property, 
knowing that such property is the 
proceeds of crime; 


(b) Subject to the basic concepts of its 
Iegai System: 

(i) The acquisition, possession or use 
of property, knowing, at the time of 
receipt, that such property is the 
proceeds of crime; 


(ii) Participation in, association with or 
conspiracy to commit, attempts to 
commit and aiding, abetting, facili- 
tating and counselling the Commis- 
sion of any of the offences estab- 
lished in accordance with this art- 
icle. 

2. For purposes of implementing or 

applying paragraph 1 of this article: 

(a) Bach State Party shall seek to apply 
Paragraph 1 of this article to the widest 
ränge of predicate offences; 

(b) Bach State Party shall include as pred- 
icate offences all serious crime as 
defined in article 2 of this Convention 
and the offences established in accor- 
dance with articles 5, 8 and 23 of this 
Convention. In the case of States Par- 
ties whose legislation sets out a list of 
specific predicate offences, they shall, 
at a minimum, include in such list a 
comprehensive ränge of offences 
associated with organized criminal 
groups; 

(c) For the purposes of subparagraph (b), 
predicate offences shall include 
offences committed both within and 
Outside the jurisdiction of the State 
Party in question. However, offences 
committed outside the jurisdiction of a 
State Party shall constitute predicate 
offences only when the relevant con- 
duct is a criminal offence under the 
domestic law of the State where it is 
committed and would be a criminal 
offence under the domestic law of the 
State Party implementing or applying 
this article had it been committed 
there; 


le but de dissimuler ou de deguiser 
l’origine illicite desdits biens ou 
d’aider toute personne qui est 
impliquee dans la Commission de 
l’infraction principale ä echapper 
aux consequences juridiques de 
ses actes; 


ii) Ä la dissimulation ou au deguise- 
ment de la nature veritable, de l’ori- 
gine, de l’emplacement, de la dis- 
position, du mouvement ou de la 
propriete de biens ou de droits y 
relatifs dont l’auteur sait qu’ils sont 
le produit du crime; 


b) et, SOUS reserve des concepts fonda- 
mentaux de son Systeme juridique: 

i) Ä l’acquisition, ä la detention ou ä 
l’utilisation de biens dont celui qui 
les acquiert, les detient ou les uti- 
lise sait, au moment oü il les regoit, 
qu’ils sont le produit du crime; 

ii) Ä la participation ä l’une des infrac- 
tions etablies conformement au 
present article ou ä toute autre 
association, entente, tentative ou 
complicite par fourniture d’une 
assistance, d’une aide ou de 
Conseils en vue de sa Commission. 


2. Aux fins de l’application du para- 

graphe 1 du present article: 

a) Chaque Etat Partie s’efforce d’appli- 
quer le paragraphe 1 du present article 
ä l’eventail le plus large d’infractions 
principales; 

b) Chaque Etat Partie inclut dans les 
infractions principales toutes les infrac- 
tions graves telles que definies ä l’arti- 
cle 2 de la presente Convention et les 
infractions etablies conformement ä 
ses articles 5, 8 et 23. S’agissant des 
Etats Parties dont la legislation 
contient une liste d’infractions princi- 
pales specifiques, ceux-ci incluent 
dans cette liste, au minimum, un even- 
tail complet d’infractions liees ä des 
groupes criminels organises; 

c) Aux fins de l’alinea b), les infractions 
principales incluent les infractions 
commises ä l’interieur et ä l’exterieur 
du territoire relevant de la competence 
de l’Etat Partie en question. Toutefois, 
une infraction commise ä l’exterieur du 
territoire relevant de la competence 
d’un Etat Partie ne constitue une in- 
fraction principale que lorsque l’acte 
correspondant est une infraction penale 
en vertu du droit interne de l’Etat oü il a 
ete commis et constituerait une in- 
fraction penale en vertu du droit interne 
de l’Etat Partie appliquant le present 
article s’il avait ete commis sur son ter- 
ritoire; 


Erträge aus Straftaten handelt, zu 
dem Zweck, den unerlaubten 
Ursprung der Vermögensgegen- 
stände zu verbergen oder zu ver- 
schleiern oder einer an der Bege- 
hung der Haupttat beteiligten Per- 
son behilflich zu sein, sich den 
rechtlichen Folgen ihres Handelns 
zu entziehen; 

ii) das Verbergen oder Verschleiern 
der wahren Beschaffenheit, des 
Ursprungs, des Ortes oder der 
Bewegungen von Vermögensge- 
genständen, der Verfügung darüber 
oder des Eigentums oder der 
Rechte daran in der Kenntnis, dass 
es sich um Erträge aus Straftaten 
handelt; 

b) vorbehaltlich der Grundzüge seiner 
Rechtsordnung: 

i) den Erwerb, den Besitz oder die 
Verwendung von Vermögensge- 
genständen, wenn die betreffende 
Person bei Erhalt weiß, dass es 
sich um Erträge aus Straftaten han- 
delt; 

ii) die Teilnahme an einer in Überein- 
stimmung mit diesem Artikel 
umschriebenen Straftat sowie die 
Vereinigung, die Verabredung, den 
Versuch, die Beihilfe, die Anstif- 
tung, die Erleichterung und die 
Beratung in Bezug auf die Bege- 
hung einer solchen Straftat. 

(2) Für die Zwecke der Anwendung des 

Absatzes 1 gilt Folgendes: 

a) Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, 
Absatz 1 auf einen möglichst breit ge- 
fächerten Katalog von Haupttaten an- 
zuwenden; 

b) jeder Vertragsstaat schließt alle schwe- 
ren Straftaten im Sinne des Artikels 2 
und die in Übereinstimmung mit den 
Artikeln 5, 8 und 23 umschriebenen 
Straftaten in die Kategorie der Haupt- 
taten ein. Vertragsstaaten, deren 
Rechtsvorschriften eine Liste spezifi- 
scher Haupttaten enthalten, nehmen in 
die Liste zumindest einen umfassen- 
den Katalog von Straftaten auf, die mit 
organisierten kriminellen Gruppen Zu- 
sammenhängen; 

c) für die Zwecke des Buchstabens b 
schließen Haupttaten sowohl innerhalb 
als auch außerhalb der Gerichtsbarkeit 
des betreffenden Vertragsstaats be- 
gangene Straftaten ein. Außerhalb der 
Gerichtsbarkeit eines Vertragsstaats 
begangene Straftaten stellen jedoch 
nur dann Haupttaten dar, wenn die 
betreffende Handlung eine Straftat 
nach dem innerstaatlichen Recht des 
Staates ist, in dem sie begangen 
wurde, und wenn sie eine Straftat nach 
dem innerstaatlichen Recht des Ver- 
tragsstaats, der diesen Artikel anwen- 
det, wäre, wenn sie dort begangen 
worden wäre; 
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(d) Each State Party shall furnish copies of 
its laws that give effect to this article 
and of any subsequent changes to 
such laws or a deschption thereof to 
the Secretary-General of the United 
Nations; 


(e) If required by fundamental principles of 
the domestic law of a State Party, it 
may be provided that the offences set 
forth in Paragraph 1 of this article do 
not apply to the persons who commit- 
ted the predicate offence; 

(f) Knowledge, intent or purpose required 
as an element of an offence set forth in 
Paragraph 1 of this article may be 
inferred from objective factual circum- 
stances. 


Article 7 
Measures to 

combat money-laundering 

1 . Each State Party: 

(a) Shall Institute a comprehensive 
domestic regulatory and supervisory 
regime for banks and non-bank finan- 
cial institutions and, where appropri- 
ate, other bodies particularly suscepti- 
ble to money-laundering, within its 
competence, in Order to deter and 
detect all forms of money-laundering, 
which regime shall emphasize require- 
ments for customer Identification, 
record-keeping and the reporting of 
suspicious transactions; 


(b) Shall, without prejudice to articles 18 
and 27 of this Convention, ensure that 
administrative, regulatory, law enforce- 
ment and other authorities dedicated 
to combating money-laundering 
(including, where appropriate under 
domestic law, judicial authorities) have 
the ability to cooperate and exchange 
Information at the national and interna- 
tional levels within the conditions pre- 
scribed by its domestic law and, to that 
end, shall consider the establishment 
of a financial Intelligence unit to serve 
as a national centre for the collection, 
analysis and dissemination of Informa- 
tion regarding potential money-laun- 
dering. 

2. States Parties shall consider imple- 
menting feasible measures to detect and 
monitor the movement of cash and appro- 
priate negotiable Instruments across their 
borders, subject to safeguards to ensure 
proper use of Information and without 
impeding in any way the movement of 
legitimate Capital. Such measures may 
include a requirement that individuals and 
businesses report the cross-border trans- 


d) Chaque Etat Partie remet au Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies une copie de ses lois qui don- 
nent effet au present article ainsi 
qu’une copie de toute modification 
ulterieurement apportee ä ces lois ou 
une deschption de ces lois et modifica- 
tions uiterieures; 

e) Lorsque les principes fondamentaux 
du droit interne d’un Etat Partie l’exi- 
gent, il peut etre dispose que les infrac- 
tions enoncees au paragraphe 1 du 
present article ne s’appliquent pas aux 
personnes qui ont commis l’infraction 
principale; 

f) La connaissance, l’intention ou la moti- 
vation, en tant qu’elements constitutifs 
d’une infraction enoncee au para- 
graphe 1 du present article, peuvent 
etre deduites de circonstances factuel- 
les objectives. 


Article 7 
Mesures de 

lutte contre le blanchiment d’argent 

1 . Chaque Etat Partie: 

a) Institue un regime interne complet de 
reglementation et de contröle des 
banques et institutions financieres non 
bancaires, ainsi que, le cas echeant, 
des autres entites particulierement 
exposees au blanchiment d’argent, 
dans les limites de sa competence, afin 
de prevenir et de detecter toutes for- 
mes de blanchiment d’argent, lequel 
regime met l’accent sur les exigences 
en matiere d’identification des clients, 
d’enregistrement des operations et de 
declaration des operations suspectes; 


b) S’assure, sans prejudice des articles 
18 et 27 de la presente Convention, 
que les autorites administratives, de 
reglementation, de detection et de 
repression et autres, chargees de la 
lutte contre le blanchiment d’argent (y 
compris, quand son droit interne le 
prevoit, les autorites judiciaires) sont 
en mesure de cooperer et d’echanger 
des informations aux niveaux national 
et international, dans les conditions 
definies par son droit interne et, ä cette 
fin, envisage la creation d’un Service 
de renseignement financier qui fera 
Office de centre national de collecte, 
d’analyse et de diffusion d’informa- 
tions concernant d’eventuelles opera- 
tions de blanchiment d’argent. 

2. Les Etats Parties envisagent de met- 
tre en ceuvre des mesures realisables de 
detection et de surveillance du mouve- 
ment transfrontiere d’especes et de titres 
negociables appropries, sous reserve de 
garanties permettant d’assurer une utilisa- 
tion correcte des informations et sans 
entraver d’aucune fagon la circulation des 
capitaux licites. II peut etre notamment fait 
Obligation aux particuliers et aux entre- 


d) jeder Vertragsstaat übermittelt dem 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen Abschriften oder Beschreibungen 
seiner Gesetze zur Durchführung die- 
ses Artikels sowie jeder späteren Än- 
derung dieser Gesetze; 


e) wenn die wesentlichen Grundsätze des 
innerstaatlichen Rechts eines Vertrags- 
staats dies verlangen, kann bestimmt 
werden, dass die in Absatz 1 aufge- 
führten Straftatbestände nicht auf die 
Personen anwendbar sind, welche die 
Haupttat begangen haben; 

f) auf Kenntnis, Vorsatz oder Zweck als 
Tatbestandsmerkmal für eine in Ab- 
satz 1 genannte Straftat kann aus ob- 
jektiven tatsächlichen Umständen ge- 
schlossen werden. 


Artikel 7 

Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Geldwäsche 

(1) Jeder Vertragsstaat 

a) schafft ein umfassendes innerstaatli- 
ches Regulierungs- und Aufsichtssys- 
tem für Banken und für Finanzinstitu- 
tionen des Nichtbankensektors sowie 
nach Bedarf und im Rahmen seiner 
Zuständigkeit für andere besonders 
geldwäschegefährdete Einrichtungen, 
um alle Formen der Geldwäsche zu 
verhüten und aufzudecken, wobei in 
diesem System besonderes Gewicht 
auf die Erfordernisse der Identifizierung 
der Kundinnen und Kunden, der Füh- 
rung der Unterlagen und der Meldung 
verdächtiger Transaktionen gelegt 
wird; 

b) stellt unbeschadet der Artikel 18 und 
27 sicher, dass die mit der Bekämp- 
fung der Geldwäsche befassten Ver- 
waltungs-, Regulierungs-, Strafverfol- 
gungs- und sonstigen Behörden (ein- 
schließlich, wenn im innerstaatlichen 
Recht vorgesehen, der Gerichte) in der 
Lage sind, unter den in seinem inner- 
staatlichen Recht festgelegten Bedin- 
gungen auf nationaler und internatio- 
naler Ebene zusammenzuarbeiten und 
Informationen auszutauschen, und 
erwägt zu diesem Zweck die Schaf- 
fung eines Finanznachrichtendienstes, 
der als nationales Zentrum für die 
Sammlung, Analyse und Verbreitung 
von Informationen über mögliche Geld- 
wäschetätigkeiten dient. 

(2) Die Vertragsstaaten erwägen die 
Ergreifung praktisch durchführbarer Maß- 
nahmen zur Aufdeckung und Über- 
wachung grenzüberschreitender Bewe- 
gungen von Bargeld und in Betracht kom- 
menden begebbaren Wertpapieren unter 
Einhaltung von Sicherheitsvorkehrungen, 
welche die ordnungsgemäße Verwendung 
der Informationen gewährleisten, und 
ohne jede Behinderung rechtmäßiger Ka- 
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fer of substantial quantities of cash and 
appropriate negtiable instruments. 


3. In establishing a domestic regulatory 
and supervisory regime ander the terms of 
this article, and without prejudice to any 
other article of this Convention, States 
Parties are calied upon to use as a guide- 
line the relevant initiatives of regional, 
interregional and multilateral organizations 
against money-laundering. 


4. States Parties shall endeavour to 
develop and promote global, regional, 
subregional and bilateral Cooperation 
among judicial, law enforcement and 
financial regulatory authorities in Order to 
combat money-laundering. 


Article 8 

Criminalization of corruption 

1 . Each State Party shall adopt such 
legislative and other measures as may be 
necessary to establish as criminal 
offences, when committed intentionally: 

(a) The promise, offering or giving to a 
public official, directly or indirectly, of 
an undue advantage, for the official 
himself or herseif or another person or 
entity, in Order that the official act or 
refrain from acting in the exercise of his 
or her official duties; 


(b) The solicitation or acceptance by a 
public official, directly or indirectly, of 
an undue advantage, for the official 
himself or herseif or another person or 
entity, in Order that the official act or 
refrain from acting in the exercise of his 
or her official duties. 


2. Each State Party shall consider 
adopting such legislative and other meas- 
ures as may be necessary to establish as 
criminal offences conduct referred to in 
Paragraph 1 of this article involving a for- 
eign public official or international civil ser- 
vant. Likewise, each State Party shall con- 
sider establishing as criminal offences 
other forms of corruption. 

3. Each State Party shall also adopt 
such measures as may be necessary to 
establish as a criminal offenes participa- 
tion as an accomplice in an offenes estab- 
lished in accordance with this article. 

4. For the purposes of paragraph 1 of 
this article and article 9 of this Convention, 
“public official” shall mean a public official 


prises de signaler les transferts transfron- 
tieres de quantites importantes d’especes 
et de titres negociables appropries. 


3. Lorsqu’ils instituent un regime interne 
de reglementation et de contröle aux ter- 
mes du present article, et sans prejudice 
de tout autre article de la presente 
Convention, les Etats Parties sont invites ä 
prendre pour lignes directrices les initia- 
tives pertinentes prises par les organisa- 
tions regionales, interregionales et multila- 
terales pour lütter contre le blanchiment 
d’argent. 

4. Les Etats Parties s’efforcent de 
developper et de promouvoir la Coopera- 
tion mondiale, regionale, sous-regionale et 
bilaterale entre les autorites judiciaires, les 
Services de detection et de repression et 
les autorites de reglementation financiere 
en vue de lütter contre le blanchiment d’ar- 
gent. 


Article 8 

Incrimination de la corruption 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives et autres necessaires pour 
conferer le caractere d’infraction penale, 
lorsque les actes ont ete commis inten- 
tionnellement: 

a) Au fait de promettre, d’offrir ou d’ae- 
corder ä un agent public, directement 
ou indirectement, un avantage indu, 
pour lui-meme ou pour une autre per- 
sonne ou entite, afin qu’il accomplisse 
ou s’abstienne d’accomplir un acte 
dans l’exercice de ses fonctions offi- 
cielles; 

b) Au fait pour un agent public de sollici- 
ter ou d’accepter, directement ou indi- 
rectement, un avantage indu pour lui- 
meme ou pour une autre personne ou 
entite, afin d’accomplir ou de s’abste- 
nir d’accomplir un acte dans l’exercice 
de ses fonctions officielles. 


2. Chaque Etat Partie envisage d’adop- 
ter les mesures legislatives et autres 
necessaires pour conferer le caractere 
d’infraction penale aux actes vises au 
paragraphe 1 du present article impliquant 
un agent public etranger ou un fonction- 
naire international. De meme, chaque Etat 
Partie envisage de conferer le caractere 
d’infraction penale ä d’autres formes de 
corruption. 

3. Chaque Etat Partie adopte egale- 
ment les mesures necessaires pour confe- 
rer le caractere d’infraction penale au fait 
de se rendre complice d’une infraction eta- 
blie conformement au present article. 

4. Aux fins du paragraphe 1 du present 
article et de l’article 9 de la presente 
Convention, le terme «agent public» desi- 


pitalbewegungen. Unter anderem können 
Einzelpersonen und Unternehmen ver- 
pflichtet werden, grenzüberschreitende 
Transfers erheblicher Mengen von Bargeld 
und in Betracht kommenden begebbaren 
Wertpapieren zu melden. 

(3) Die Vertragsstaaten werden auf- 
gefordert, sich bei der Schaffung eines 
innerstaatlichen Regulierungs- und Auf- 
sichtssystems nach diesem Artikel un- 
beschadet aller anderen Artikel dieses 
Übereinkommens von den diesbezüg- 
lichen Initiativen der regionalen, interregio- 
nalen und multilateralen Organisationen 
gegen die Geldwäsche leiten zu lassen. 

(4) Die Vertragsstaaten sind bestrebt, 
die globale, regionale, subregionale und 
bilaterale Zusammenarbeit zwischen Jus- 
tizbehörden, Strafverfolgungs- und Fi- 
nanzregulierungsbehörden auszubauen 
und zu fördern mit dem Ziel, die Geld- 
wäsche zu bekämpfen. 


Artikel 8 

Kriminalisierung der Korruption 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und anderen 
Maßnahmen, um folgende Handlungen, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten 
zu umschreiben: 

a) das Versprechen, das Angebot oder 
die Gewährung eines ungerechtfertig- 
ten Vorteils unmittelbar oder mittelbar 
an einen Amtsträger für diesen selbst 
oder für eine andere Person oder einen 
anderen Rechtsträger als Gegenleis- 
tung dafür, dass der Amtsträger bei der 
Ausübung seiner Dienstpflichten eine 
Handlung vornimmt oder unterlässt; 

b) die unmittelbare oder mittelbare Forde- 
rung oder Annahme eines ungerecht- 
fertigten Vorteils durch einen Amtsträ- 
ger für diesen selbst oder für eine 
andere Person oder einen anderen 
Rechtsträger als Gegenleistung dafür, 
dass der Amtsträger bei der Ausübung 
seiner Dienstpflichten eine Handlung 
vornimmt oder unterlässt. 

(2) Jeder Vertragsstaat zieht in Erwä- 
gung, die erforderlichen gesetzgeberischen 
und anderen Maßnahmen zu treffen, um 
die in Absatz 1 genannten Handlungen, 
wenn ein ausländischer Amtsträger oder 
ein internationaler Beamter daran beteiligt 
ist, als Straftaten zu umschreiben. Desglei- 
chen erwägt jeder Vertragsstaat, andere 
Formen der Korruption als Straftaten zu 
umschreiben. 

(3) Jeder Vertragsstaat trifft außerdem 
die erforderlichen Maßnahmen, um die 
Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe an 
einer in Übereinstimmung mit diesem Arti- 
kel umschriebenen Straftat als Straftat zu 
umschreiben. 

(4) Im Sinne des Absatzes 1 und des 
Artikels 9 bezeichnet der Ausdruck „Amts- 
träger“ einen Amtsträger oder eine Person, 
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or a person who provides a public Service 
as defined in the domestic law and as 
applied in the criminal law of the State 
Party in which the person in question per- 
forms that function. 


Article 9 

Measures against corruption 

1 . In addition to the measures set forth 
in article 8 of this Convention, each State 
Party shali, to the extent approphate and 
consistent with its legal System, adopt leg- 
islative, administrative or other effective 
measures to promote integrity and to pre- 
vent, detect and punish the corruption of 
public officials. 

2. Each State Party shali take measures 
to ensure effective action by its authorities 
in the prevention, detection and punish- 
ment of the corruption of public officials, 
including providing such authorities with 
adequate independence to deter the exer- 
tion of inappropriate influence on their 
actions. 


Article 10 

Liability of legal persons 

1 . Each State Party shali adopt such 
measures as may be necessary, consistent 
with its legal principles, to establish the lia- 
bility of legal persons for participation in 
serious crimes involving an organized 
criminal group and for the offences estab- 
lished in accordance with articles 5, 6, 8 
and 23 of this Convention. 


2. Subject to the legal principles of the 
State Party, the liability of legal persons 
may be criminal, civil or administrative. 


3. Such liability shali be without preju- 
dice to the criminal liability of the natural 
persons who have committed the 
offences. 

4. Each State Party shali, in particular, 
ensure that legal persons held liable in 
accordance with this article are subject to 
effective, proportionate and dissuasive 
criminal or non-criminal sanctions, includ- 
ing monetary sanctions. 


Article 11 
Prosecution, 

adjudication and sanctions 

1. Each State Party shali make the 
Commission of an offence established in 
accordance with articles 5, 6, 8 and 23 of 
this Convention liable to sanctions that 
take into account the gravity of that 
offence. 


gne un agent public ou une personne 
assurant un Service public, tel que ce 
terme est defini dans le droit interne et 
applique dans le droit penal de l’Etat Partie 
oü la personne en question exerce cette 
fonction. 


Article 9 

Mesures contre la corruption 

1. Outre les mesures enoncees ä l’arti- 
cle 8 de la presente Convention, chaque 
Etat Partie, seien qu’il convient et confor- 
mement ä son Systeme juridique, adopte 
des mesures efficaces d’ordre legislatif, 
administratif ou autre pour promouvoir l’in- 
tegrite et prevenir, detecter et punir la cor- 
ruption des agents publics. 

2. Chaque Etat Partie prend des mesu- 
res pour s’assurer que ses autorites agis- 
sent efficacement en matiere de preven- 
tion, de detection et de repression de la 
corruption des agents publics, y compris 
en leur donnant une independance süffi- 
sante pour empecher toute influence inap- 
propriee sur leurs actions. 


Article 10 

Responsabilite 
des personnes morales 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res necessaires, conformement ä ses phn- 
cipes juridiques, pour etablir la responsa- 
bilite des personnes morales qui partici- 
pent ä des infractions graves impliquant 
un groupe criminel organise et qui com- 
mettent les infractions etablies conforme- 
ment aux articles 5, 6, 8 et 23 de la presen- 
te Convention. 


2. Sous reserve des principes juri- 
diques de l’Etat Partie, la responsabilite 
des personnes morales peut etre penale, 
civile ou administrative. 

3. Cette responsabilite est sans preju- 
dice de la responsabilite penale des per- 
sonnes physiques qui ont commis les 
infractions. 

4. Chaque Etat Partie veille, en particu- 
lier, ä ce que les personnes morales tenues 
responsables conformement au present 
article fassent l’objet de sanctions effica- 
ces, proportionnees et dissuasives de 
nature penale ou non penale, y compris de 
sanctions pecuniaires. 


Article 11 
Poursuites 

judiciaires, jugement et sanctions 

1 . Chaque Etat Partie rend la Commis- 
sion d’une infraction etablie conformement 
aux articles 5, 6, 8 et 23 de la presente 
Convention passible de sanctions qui tien- 
nent compte de la gravite de cette in- 
fraction. 


die eine öffentliche Dienstleistung erbringt, 
entsprechend der Bestimmung dieses Be- 
griffs im innerstaatlichen Recht und seiner 
Anwendung im Strafrecht des Staates, in 
dem die betreffende Person diese Aufgabe 
wahrnimmt. 

Artikel 9 

Maßnahmen gegen die Korruption 

(1) Zusätzlich zu den in Artikel 8 ge- 
nannten Maßnahmen trifft jeder Vertrags- 
staat, soweit dies angemessen und mit 
seiner Rechtsordnung vereinbar ist, wirk- 
same Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder 
sonstige Maßnahmen, um die Integrität 
von Amtsträgern zu fördern und ihre Kor- 
ruption zu verhüten, aufzudecken und zu 
bestrafen. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft Maßnah- 
men, um ein wirksames Tätigwerden sei- 
ner Behörden zur Verhütung, Aufdeckung 
und Bestrafung der Korruption von Amts- 
trägern sicherzustellen, unter anderem 
indem er diese Behörden mit ausreichen- 
der Unabhängigkeit ausstattet, um eine 
unangemessene Einflussnahme auf ihr 
Handeln zu verhindern. 

Artikei 10 

Verantwortiichkeit 
juristischer Personen 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft in Überein- 
stimmung mit seinen Rechtsgrundsätzen 
die erforderlichen Maßnahmen, um die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen für 
die Teilnahme an schweren Straftaten, an 
denen eine organisierte kriminelle Gruppe 
mitwirkt, sowie für die Begehung der in 
Übereinstimmung mit den Artikeln 5, 6, 8 
und 23 umschriebenen Straftaten zu be- 
gründen. 

(2) Vorbehaltlich der Rechtsgrundsätze 
des Vertragsstaats kann die Verantwort- 
lichkeit juristischer Personen strafrecht- 
licher, zivilrechtlicher oder verwaltungs- 
rechtlicher Art sein. 

(3) Diese Verantwortlichkeit berührt 
nicht die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
der natürlichen Personen, welche die 
Straftaten begangen haben. 

(4) Jeder Vertragsstaat stellt insbeson- 
dere sicher, dass juristische Personen, die 
nach diesem Artikel zur Verantwortung 
gezogen werden, wirksamen, angemesse- 
nen und abschreckenden strafrechtlichen 
oder nichtstrafrechtlichen Sanktionen, ein- 
schließlich Geldsanktionen, unterliegen. 

Artikei 11 

Strafverfoigung, 

Aburteilung und Sanktionen 

(1) Jeder Vertragsstaat bedroht die Be- 
gehung einer in Übereinstimmung mit den 
Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen 
Straftat mit Sanktionen, die der Schwere 
der Straftat Rechnung tragen. 
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2. Each State Party shall endeavour to 
ensure that any discretionary legal powers 
under Its domestic law relating to the pros- 
ecutlon of persons for offences covered by 
this Convention are exercised to maximlze 
the effectiveness of law enforcement 
measures In respect of those offences and 
with due regard to the need to deter the 
Commission of such offences. 


3. ln the case of offences establlshed in 
accordance with articles 5, 6, 8 and 23 of 
this Convention, each State Party shall 
take appropriate measures, in accordance 
with its domestic law and with due regard 
to the rights of the defence, to seek to 
ensure that conditions imposed in Connec- 
tion with decisions on release pending trial 
or appeal take into consideration the need 
to ensure the presence of the defendant at 
subsequent criminal proceedings. 


4. Each State Party shall ensure that its 
Courts or other competent authorities bear 
in mind the grave nature of the offences 
covered by this Convention when consid- 
ering the eventuality of early release or 
parole of persons convicted of such 
offences. 


5. Each State Party shall, where appro- 
priate, establish under its domestic law a 
long Statute of limitations period in which 
to commence proceedings for any offence 
covered by this Convention and a longer 
period where the alleged offender has 
evaded the administration of justice. 


6. Nothing contained in this Convention 
shall affect the principle that the descrip- 
tion of the offences establlshed in accor- 
dance with this Convention and of the 
applicable legal defences or other legal 
principles Controlling the lawfulness of 
conduct is reserved to the domestic law of 
a State Party and that such offences shall 
be prosecuted and punished in accor- 
dance with that law. 


Article 12 

Confiscation and seizure 

1 . States Parties shall adopt, to the 
greatest extent possible within their 
domestic legal Systems, such measures as 
may be necessary to enable confiscation 
of: 

(a) Proceeds of crime derived from 
offences covered by this Convention or 
property the value of which corre- 
sponds to that of such proceeds; 


2. Chaque Etat Partie s’efforce de faire 
en Sorte que tout pouvoir judiciaire discre- 
tionnaire confere par son droit interne et 
afferent aux poursuites judiciaires enga- 
gees contre des individus pour des in- 
fractions visees par la presente Convention 
soit exerce de fagon ä optimiser l’efficacite 
des mesures de detection et de repression 
de ces infractions, compte düment tenu de 
la necessite d’exercer un effet dissuasif en 
ce qui concerne leur Commission. 


3. S’agissant d’infractions etablies 
conformement aux articles 5, 6, 8 et 23 de 
la presente Convention, chaque Etat Partie 
prend les mesures appropriees conforme- 
ment ä son droit interne et compte düment 
tenu des droits de la defense, pour faire en 
Sorte que les conditions auxquelles sont 
subordonnees les decisions de mise en 
liberte dans i’attente du jugement ou de la 
procedure d’appel tiennent compte de la 
necessite d’assurer la presence du defen- 
deur lors de la procedure penale ulterieure. 


4. Chaque Etat Partie s’assure que ses 
tribunaux ou autres autorites competentes 
ont ä l’esprit la gravite des infractions 
visees par la presente Convention lors- 
qu’ils envisagent l’eventualite d’une libera- 
tion anticipee ou conditionnelle de person- 
nes reconnues coupables de ces in- 
fractions. 


5. Lorsqu’il y a lieu, chaque Etat Partie 
determine, dans le cadre de son droit 
interne, une periode de prescription pro- 
longee au cours de laquelle des poursuites 
peuvent etre engagees du chef d’une des 
infractions visees par la presente Conven- 
tion, cette Periode etant plus longue lors- 
que l’auteur presume de l’infraction s’est 
soustrait ä la justice. 

6. Aucune disposition de la presente 
Convention ne porte atteinte au principe 
selon lequel la definition des infractions 
etablies conformement ä celle-ci et des 
moyens juridiques de defense applicables 
ainsi que d’autres principes juridiques 
regissant la legalite des incriminations 
releve exclusivement du droit interne d’un 
Etat Partie et selon lequel lesdites infrac- 
tions sont poursuivies et punies conforme- 
ment au droit de cet Etat Partie. 


Article 12 

Confiscation et saisie 

1 . Les Etats Parties adoptent, dans 
toute la mesure possible dans le cadre de 
leurs systemes juridiques nationaux, les 
mesures necessaires pour permettre la 
confiscation: 

a) Du produit du crime provenant d’infrac- 
tions visees par la presente Conven- 
tion ou de biens dont la valeur corres- 
pond ä celle de ce produit; 


(2) Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, 
sicherzustellen, dass eine nach seinem 
innerstaatlichen Recht bestehende Ermes- 
sensfreiheit hinsichtlich der Strafverfol- 
gung von Personen wegen Straftaten nach 
diesem Übereinkommen so ausgeübt 
wird, dass die Maßnahmen der Straf- 
rechtspflege in Bezug auf diese Straftaten 
größtmögliche Wirksamkeit erlangen, wo- 
bei der Notwendigkeit der Abschreckung 
von diesen Straftaten gebührend Rech- 
nung zu tragen ist. 

(3) Im Fall der in Übereinstimmung mit 
den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen 
Straftaten trifft jeder Vertragsstaat geeig- 
nete Maßnahmen im Einklang mit seinem 
innerstaatlichen Recht und unter gebüh- 
render Berücksichtigung der Rechte der 
Verteidigung, um möglichst zu gewährleis- 
ten, dass die Auflagen, die im Zusammen- 
hang mit Entscheidungen über die Haft- 
entlassung während eines laufenden Straf- 
oder Rechtsmittelverfahrens verhängt 
werden, die Notwendigkeit berücksich- 
tigen, die Anwesenheit des Beschuldigten 
im weiteren Strafverfahren sicherzustellen. 

(4) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, 
dass seine Gerichte oder anderen zustän- 
digen Behörden sich der Schwere der 
Straftaten nach diesem Übereinkommen 
bewusst sind, wenn sie die Möglichkeit der 
vorzeitigen oder bedingten Entlassung von 
Personen, die wegen solcher Straftaten 
verurteilt worden sind, in Erwägung zie- 
hen. 

(5) Jeder Vertragsstaat bestimmt, wenn 
er dies für angemessen hält, in seinem 
innerstaatlichen Recht eine lange Verjäh- 
rungsfrist für die Einleitung von Verfahren 
wegen einer Straftat nach diesem Überein- 
kommen und eine noch längere Frist für 
den Fall, dass die verdächtige Person sich 
der Rechtspflege entzogen hat. 

(6) Dieses Übereinkommen berührt 
nicht den Grundsatz, dass die Beschrei- 
bung der nach diesem Übereinkommen 
umschriebenen Straftaten und der an- 
wendbaren Gründe, die eine Strafbarkeit 
ausschließen, oder sonstiger die Recht- 
mäßigkeit einer Handlung bestimmender 
Rechtsgrundsätze dem innerstaatlichen 
Recht eines Vertragsstaats Vorbehalten ist 
und dass diese Straftaten nach diesem 
Recht verfolgt und bestraft werden. 


Artikel 12 

Einziehung und Beschlagnahme 

(1) Die Vertragsstaaten treffen im größt- 
möglichen ümfang, den ihre innerstaat- 
liche Rechtsordnung zulässt, die erforder- 
lichen Maßnahmen, um die Einziehung 

a) der Erträge aus Straftaten nach diesem 
Übereinkommen oder von Vermögens- 
gegenständen, deren Wert demjenigen 
solcher Erträge entspricht. 
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(b) Property, equipment or other instru- 
mentalities used in or destined for use 
in offences covered by this Conventi- 
on. 


2. States Parties shall adopt such 
measures as may be necessary to enable 
the identification, tracing, freezing or 
seizure of any item referred to in paragraph 
1 of this article for the purpose of eventual 
confiscation. 

3. If proceeds of crime have been trans- 
formed or converted, in part or in füll, into 
other property, such property shall be 
liable to the measures referred to in this 
article instead of the proceeds. 


4. If proceeds of crime have been inter- 
mingled with property acquired from legiti- 
mate sources, such property shall, without 
prejudice to any powers relating to freez- 
ing or seizure, be liable to confiscation up 
to the assessed value of the intermingied 
proceeds. 


5. Income or other benefits derived 
from proceeds of crime, from property into 
which proceeds of crime have been trans- 
formed or converted or from property with 
which proceeds of crime have been inter- 
mingied shall also be liable to the meas- 
ures referred to in this article, in the same 
manner and to the same extent as pro- 
ceeds of crime. 


6. For the purposes of this article and 
article 13 of this Convention, each State 
Party shall empower its courts or other 
competent authorities to Order that bank, 
financial or commercial records be made 
available or be seized. States Parties shall 
not decline to act under the provisions of 
this Paragraph on the ground of bank 
secrecy. 

7. States Parties may consider the pos- 
sibility of requiring that an offender 
demonstrate the lawfui origin of alleged 
proceeds of crime or other property liable 
to confiscation, to the extent that such a 
requirement is consistent with the princi- 
ples of their domestic law and with the 
nature of the judicial and other proceed- 
ings. 

8. The provisions of this article shall not 
be construed to prejudice the rights of 
bona fide third parties. 

9. Nothing contained in this article shall 
affect the principle that the measures to 
which it refers shall be defined and imple- 
mented in accordance with and subject to 
the provisions of the domestic law of a 
State Party. 


b) Des biens, des materiels et autres 
Instruments utilises ou destines ä etre 
utilises pour les infractions visees par 
la presente Convention. 


2. Les Etats Parties adoptent les mesu- 
res necessaires pour permettre l’identifica- 
tion, la localisation, le gel ou la saisie de 
tout ce qui est mentionne au paragraphe 1 
du present article aux fins de confiscation 
eventuelle. 

3. Si le produit du crime a ete transfor- 
me ou converti, en partie ou en totalite, en 
d’autres biens, ces derniers peuvent faire 
l’objet des mesures visees au present arti- 
cle en Neu et place dudit produit. 


4. Si le produit du crime a ete mele ä 
des biens acquis legitimement, ces biens, 
Sans prejudice de tous pouvoirs de gel ou 
de saisie, peuvent etre confisques ä 
concurrence de la valeur estimee du pro- 
duit qui y a ete mele. 


5. Les revenus ou autres avantages 
tires du produit du crime, des biens en les- 
quels le produit a ete transforme ou 
converti ou des biens auxquels il a ete 
mele peuvent aussi faire l’objet des mesu- 
res visees au present article, de la meme 
maniere et dans la meme mesure que le 
produit du crime. 


6. Aux fins du present article et de l’ar- 
ticle 13 de la presente Convention, chaque 
Etat Partie habilite ses tribunaux ou autres 
autorites competentes ä ordonner la pro- 
duction ou la saisie de documents bancai- 
res, financiers ou commerciaux. Les Etats 
Parties ne peuvent invoquer le secret ban- 
caire pour refuser de donner effet aux dis- 
positions du present paragraphe. 


7. Les Etats Parties peuvent envisager 
d’exiger que l’auteur d’une infraction eta- 
blisse l’origine licite du produit presume du 
crime ou d’autres biens pouvant faire l’ob- 
jet d’une confiscation, dans la mesure oü 
cette exigence est conforme aux principes 
de leur droit interne et ä la nature de la pro- 
cedure judiciaire et des autres procedures. 


8. L’interpretation des dispositions du 
present article ne doit en aucun cas porter 
atteinte aux droits des tiers de bonne foi. 

9. Aucune disposition du present article 
ne porte atteinte au principe selon lequel 
les mesures qui y sont visees sont definies 
et executees conformement au droit in- 
terne de chaque Etat Partie et selon les 
dispositions dudit droit. 


b) von Vermögensgegenständen, Gerä- 
ten oder anderen Tatwerkzeugen, die- 
zur Begehung von Straftaten nach die- 
sem Übereinkommen verwendet wur- 
den oder bestimmt waren, 

zu ermöglichen. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen die erfor- 
derlichen Maßnahmen, um die Ermittlung, 
das Einfrieren oder die Beschlagnahme 
der in Absatz 1 genannten Gegenstände 
zu ermöglichen, damit sie gegebenenfalls 
eingezogen werden können. 

(3) Sind Erträge aus Straftaten zum Teil 
oder ganz in andere Vermögensgegen- 
stände umgeformt oder umgewandelt 
worden, so können anstelle der Erträge 
diese Vermögensgegenstände den in die- 
sem Artikel genannten Maßnahmen unter- 
liegen. 

(4) Sind Erträge aus Straftaten mit aus 
rechtmäßigen Quellen erworbenen Ver- 
mögensgegenständen vermischt worden, 
so können diese Vermögensgegenstände 
unbeschadet der Befugnisse in Bezug auf 
Einfrieren oder Beschlagnahme bis zur 
Höhe des Schätzwerts der Erträge, die 
vermischt worden sind, eingezogen wer- 
den. 

(5) Einkommen oder andere Gewinne, 
die aus Erträgen aus Straftaten, aus Ver- 
mögensgegenständen, in die Erträge aus 
Straftaten umgeformt oder umgewandelt 
worden sind, oder aus Vermögensgegen- 
ständen, mit denen Erträge aus Straftaten 
vermischt worden sind, stammen, können 
in der gleichen Weise und im gleichen 
Umfang wie die Erträge aus Straftaten den 
in diesem Artikel genannten Maßnahmen 
unterworfen werden. 

(6) Für die Zwecke dieses Artikels und 
des Artikels 13 erteilt jeder Vertragsstaat 
seinen Gerichten oder anderen zustän- 
digen Behörden die Befugnis, anzuordnen, 
dass Bank-, Finanz- oder Geschäftsunter- 
lagen zur Verfügung gestellt oder be- 
schlagnahmt werden. Die Vertragsstaaten 
dürfen es nicht unter Berufung auf das 
Bankgeheimnis ablehnen, diesen Bestim- 
mungen Geltung zu verschaffen. 

(7) Die Vertragsstaaten können die 
Möglichkeit erwägen, zu verlangen, dass 
ein Täter den rechtmäßigen Ursprung mut- 
maßlicher Erträge aus Straftaten oder 
anderer einziehbarer Vermögensgegen- 
stände nachweist, soweit dies mit den 
Grundsätzen ihres innerstaatlichen Rechts 
und der Art der Gerichts- und anderen Ver- 
fahren vereinbar ist. 

(8) Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt 
werden, dass er die Rechte gutgläubiger 
Dritter beeinträchtigt. 

(9) Dieser Artikel lässt den Grundsatz 
unberührt, dass die darin bezeichneten 
Maßnahmen in Übereinstimmung mit dem 
innerstaatlichen Recht eines Vertrags- 
staats und vorbehaltlich dieses Rechts 
festgelegt und durchgeführt werden. 
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Article 13 

International Cooperation 
for purposes of confiscation 

1 . A State Party that has received a 
request from another State Party having 
jurisdiction over an offence covered by this 
Convention for confiscation of proceeds of 
crime, property, equipment or other instru- 
mentalities referred to in articie 12, Para- 
graph 1 , of this Convention situated in its 
territory shaii, to the greatest extent possi- 
bie within its domestic legai System: 


(a) Submit the request to its competent 
authorities for the purpose of obtaining 
an Order of confiscation and, if such an 
Order is granted, give effect to it; or 

(b) Submit to its competent authorities, 
with a view to giving effect to it to the 
extent requested, an Order of confisca- 
tion issued by a court in the territory of 
the requesting State Party in accor- 
dance with articie 12, paragraph 1, of 
this Convention insofar as it reiates to 
proceeds of crime, property, equip- 
ment or other instrumentaiities referred 
to in articie 12, paragraph 1 , situated in 
the territory of the requested State 
Party. 

2. Foiiowing a request made by another 
State Party having jurisdiction over an 
offence covered by this Convention, the 
requested State Party shaii take measures 
to identify, trace and freeze or seize pro- 
ceeds of crime, property, equipment or 
other instrumentaiities referred to in articie 
12, paragraph 1 , of this Convention for the 
purpose of eventuai confiscation to be 
ordered either by the requesting State 
Party or, pursuant to a request under para- 
graph 1 of this articie, by the requested 
State Party. 


3. The provisions of articie 18 of this 
Convention are applicabie, mutatis mutan- 
dis, to this articie. in addition to the infor- 
mation specified in articie 18, paragraph 
15, requests made pursuant to this articie 
shaii contain: 

(a) in the case of a request pertaining to 
paragraph 1 (a) of this articie, a 
description of the property to be con- 
fiscated and a Statement of the facts 
relied upon by the requesting State 
Party sufficient to enabie the requested 
State Party to seek the Order under its 
domestic law; 

(b) In the case of a request pertaining to 
paragraph 1 (b) of this articie, a iegaily 
admissible copy of an Order of confis- 
cation upon which the request is based 
issued by the requesting State Party, a 
Statement of the facts and information 
as to the extent to which execution of 
the Order is requested; 


Articie 13 

Cooperation internationale 
aux fins de confiscation 

1 . Dans toute ia mesure possibie dans 
ie cadre de son Systeme juridique national, 
un Etat Partie qui a regu d’un autre Etat 
Partie ayant competence pour connaitre 
d’une infraction visee par Ia presente 
Convention une demande de confiscation 
du produit du crime, des biens, des mate- 
riels ou autres Instruments vises au para- 
graphe 1 de l’article 12 de Ia presente 
Convention, qui sont situes sur son terri- 
toire; 

a) Transmet Ia demande ä ses autorites 
competentes en vue de faire prononcer 
une decision de confiscation et, si 
celle-ci intervient, Ia faire executer; ou 

b) Transmet ä ses autorites competentes, 
afin qu’elle soit executee dans les limi- 
tes de Ia demande, Ia decision de 
confiscation prise par un tribunal situe 
sur Ie territoire de l’Etat Partie reque- 
rant conformement au paragraphe 1 de 
l’article 12 de Ia presente Convention, 
pour ce qui est du produit du crime, 
des biens, des materiels ou autres Ins- 
truments vises au paragraphe 1 de l’ar- 
ticle 12 situes sur Ie territoire de l’Etat 
Partie requis. 

2. Lorsqu’une demande est falte par un 
autre Etat Partie qui a competence pour 
connaitre d’une infraction visee par Ia pre- 
sente Convention, l’Etat Partie requis 
prend des mesures pour identifier, locali- 
ser et geler ou saisir Ie produit du crime, 
les biens, les materiels ou les autres Instru- 
ments vises au paragraphe 1 de l’article 1 2 
de Ia presente Convention, en vue d’une 
eventuelle confiscation ä ordonner soit par 
l’Etat Partie requerant, soit comme suite ä 
une demande formulee en vertu du para- 
graphe 1 du present articie, par l’Etat Par- 
tie requis. 

3. Les dispositions de l’article 18 de Ia 
presente Convention s’appliquent mutatis 
mutandis au present articie. Outre les 
informations visees au paragraphe 15 de 
l’article 18, les demandes faites conforme- 
ment au present articie contiennent; 

a) Lorsque Ia demande releve de l’alinea 

a) du paragraphe 1 du present articie, 
une description des biens ä confisquer 
et un expose des faits sur lesquels se 
fonde l’Etat Partie requerant qui per- 
mettent ä l’Etat Partie requis de faire 
prononcer une decision de confisca- 
tion dans Ie cadre de son droit interne; 

b) Lorsque Ia demande releve de l’alinea 

b) du paragraphe 1 du present articie, 
une copie legalement admissible de Ia 
decision de confiscation rendue par 
l’Etat Partie requerant sur laquelle Ia 
demande est fondee, un expose des 
faits et des informations indiquant 
dans quelles limites il est demande 
d’executer Ia decision; 


Artikel 13 

Internationale Zusammen- 
arbeit zum Zweck der Einziehung 

(1) Hat ein Vertragsstaat von einem 
anderen Vertragsstaat, der Gerichtsbarkeit 
über eine Straftat nach diesem Überein- 
kommen hat, ein Ersuchen um Einziehung 
von in seinem Hoheitsgebiet befindlichen 
Erträgen aus Straftaten, Vermögensge- 
genständen, Geräten oder anderen Tat- 
werkzeugen nach Artikel 12 Absatz 1 
erhalten, so wird er im größtmöglichen 
Umfang, den seine innerstaatliche Rechts- 
ordnung zulässt, 

a) das Ersuchen an seine zuständigen 
Behörden weiterleiten, um eine Einzie- 
hungsentscheidung zu erwirken und, 
falls sie erlassen wird, voilstrecken zu 
lassen, oder 

b) eine von einem Gericht im Hoheits- 
gebiet des ersuchenden Vertragsstaats 
nach Artikel 1 2 Absatz 1 erlassene Ein- 
ziehungsentscheidung an seine zu- 
ständigen Behörden weiterleiten, damit 
diese im erbetenen Umfang ausgeführt 
wird, soweit sie sich auf Erträge aus 
Straftaten, Vermögensgegenstände, 
Geräte oder andere Tatwerkzeuge 
nach Artikel 12 Absatz 1 bezieht, die 
sich im Hoheitsgebiet des ersuchten 
Vertragsstaats befinden. 

(2) Auf Ersuchen eines anderen Ver- 
tragsstaats, der über eine Straftat nach 
diesem Übereinkommen Gerichtsbarkeit 
hat, trifft der ersuchte Vertragsstaat Maß- 
nahmen, um die Erträge aus Straftaten, 
Vermögensgegenstände, Geräte oder an- 
deren Tatwerkzeuge nach Artikel 12 Ab- 
satz 1 zu ermitteln, einzufrieren oder zu 
beschlagnahmen, damit sie entweder auf 
Grund einer Entscheidung des ersuchen- 
den Vertragsstaats oder, im Fall eines nach 
Absatz 1 gestellten Ersuchens, auf Grund 
einer Entscheidung des ersuchten Ver- 
tragsstaats gegebenenfalls eingezogen 
werden können. 

(3) Artikel 18 gilt sinngemäß. Neben den 
in Artikel 18 Absatz 15 aufgeführten An- 
gaben enthalten die nach diesem Artikel 
gestellten Ersuchen Folgendes; 


a) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 1 
Buchstabe a eine Beschreibung der 
einzuziehenden Vermögensgegenstän- 
de und eine Darstellung des Sachver- 
halts, auf den sich der ersuchende Ver- 
tragsstaat stützt, die es dem ersuchten 
Vertragsstaat ermöglichen, nach sei- 
nem innerstaatlichen Recht eine Ein- 
ziehungsentscheidung zu erwirken; 

b) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 1 
Buchstabe b eine rechtlich verwertbare 
Abschrift der vom ersuchenden Ver- 
tragsstaat erlassenen Einziehungsent- 
scheidung, auf die sich das Ersuchen 
stützt, eine Sachverhaltsdarstellung 
und Angaben über den Umfang, in 
dem um Vollstreckung der Entschei- 
dung ersucht wird; 
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(c) In the case of a request pertaining to 
Paragraph 2 of this article, a Statement 
of the facts relied upon by the request- 
ing State Party and a description of the 
actions requested. 

4. The decisions or actions provided for 
in paragraphs 1 and 2 of this article shall 
be taken by the requested State Party in 
accordance with and subject to the provi- 
sions of its domestic law and its procedu- 
ral ruies or any bilateral or multilateral 
treaty, agreement or arrangement to which 
it may be bound in relation to the request- 
ing State Party. 

5. Each State Party shall furnish copies 
of its laws and regulations that give effect 
to this article and of any subsequent 
changes to such laws and regulations or a 
description thereof to the Secretary-Gen- 
eral of the United Nations. 


6. If a State Party elects to make the 
taking of the measures referred to in para- 
graphs 1 and 2 of this article conditional on 
the existence of a relevant treaty, that 
State Party shall consider this Convention 
the necessary and sufficient treaty basis. 

7. Cooperation under this article may 
be refused by a State Party if the offence 
to which the request relates is not an 
offence covered by this Convention. 


8. The provisions of this article shall not 
be construed to prejudice the rights of 
bona fide third parties. 

9. States Parties shall consider con- 
cluding bilateral or multilateral treaties, 
agreements or arrangements to enhance 
the effectiveness of international Coopera- 
tion undertaken pursuant to this article. 


Article 14 

Disposal of confiscated 
proceeds of crime or property 

1. Proceeds of crime or property con- 
fiscated by a State Party pursuant to arti- 
cles 12 or 13, paragraph 1, of this Conven- 
tion shail be disposed of by that State 
Party in accordance with its domestic law 
and administrative procedures. 

2. When acting on the request made by 
another State Party in accordance with 
article 13 of this Convention, States Par- 
ties shall, to the extent permitted by 
domestic law and if so requested, give pri- 
ority consideration to returning the confis- 
cated proceeds of crime or property to the 
requesting State Party so that it can give 
compensation to the victims of the crime 
or return such proceeds of crime or prop- 
erty to their legitimate owners. 


c) Lorsque la demande releve du para- 
graphe 2 du present article, un expose 
des faits sur lesquels se fonde l’Etat 
Partie requerant et une description des 
mesures demandees. 

4. Les decisions ou mesures prevues 
aux paragraphes 1 et 2 du present article 
sont prises par l’Etat Partie requis confor- 
mement ä son droit interne et selon les 
dispositions dudit droit, et conformement 
ä ses regles de procedure ou ä tout traite, 
accord ou arrangement bilateral ou multi- 
lateral ie liant ä l’Etat Partie requerant. 


5. Chaque Etat Partie remet au Secre- 
taire general de l’Organisation des Nations 
Unies une copie de ses lois et reglements 
qui donnent effet au present article ainsi 
qu’une copie de toute modification ulte- 
rieurement apportee ä ces lois et regle- 
ments ou une description de ces lois, 
reglements et modifications ulterieures. 

6. Si un Etat Partie decide de subor- 
donner l’adoption des mesures visees aux 
paragraphes 1 et 2 du present article ä 
l’existence d’un traite en la matiere, il 
considere la presente Convention comme 
une base conventionnelle necessaire et 
süffisante. 

7. Un Etat Partie peut refuser de donner 
suite ä une demande de Cooperation en 
vertu du present article dans Ie cas oü l’in- 
fraction ä laquelle eile se rapporte n’est 
pas une infraction visee par la presente 
Convention. 

8. L’interpretation des dispositions du 
present article ne doit en aucun cas porter 
atteinte aux droits des tiers de bonne foi. 

9. Les Etats Parties envisagent de 
conclure des traites, accords ou arrange- 
ments bilateraux ou multilateraux afin de 
renforcer l’efficacite de la Cooperation 
internationale instauree aux fins du pre- 
sent article. 


Article 14 

Disposition du produit 
du crime ou des biens confisques 

1. Un Etat Partie qui confisque Ie pro- 
duit du crime ou des biens en application 
de l’article 12 ou du paragraphe 1 de l’arti- 
cle 13 de la presente Convention en dis- 
pose conformement ä son droit interne et 
ä ses procedures administratives. 

2. Lorsque les Etats Parties agissent ä 
la demande d’un autre Etat Partie en app- 
lication de l’article 13 de la presente Con- 
vention, ils doivent, dans la mesure oü leur 
droit interne Ie leur permet et si la deman- 
de leur en est faite, envisager ä titre priori- 
taire de restituer Ie produit du crime ou les 
biens confisques ä l’Etat Partie requerant, 
afin que ce dernier puisse indemniser les 
victimes de l’infraction ou restituer ce pro- 
duit du crime ou ces biens ä leurs proprie- 
taires legitimes. 


c) im Fall eines Ersuchens nach Absatz 2 
eine Darstellung des Sachverhalts, auf 
den sich der ersuchende Vertragsstaat 
stützt, und eine Beschreibung der 
Maßnahmen, um die ersucht wird. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 vor- 
gesehenen Entscheidungen oder Maßnah- 
men werden vom ersuchten Vertragsstaat 
nach Maßgabe und vorbehaltlich seines 
innerstaatlichen Rechts und seiner Verfah- 
rensregeln oder der zwei- oder mehrsei- 
tigen Verträge oder sonstigen Überein- 
künfte getroffen, durch die er im Verhältnis 
zum ersuchenden Vertragsstaat gebunden 
ist. 

(5) Jeder Vertragsstaat übermittelt dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
Abschriften oder Beschreibungen seiner 
Gesetze und sonstigen Vorschriften zur 
Durchführung dieses Artikels sowie jeder 
späteren Änderung dieser Gesetze und 
sonstigen Vorschriften. 

(6) Macht ein Vertragsstaat die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen 
vom Bestehen eines einschlägigen Ver- 
trags abhängig, so sieht er dieses Überein- 
kommen als notwendige und ausreichen- 
de Vertragsgrundlage an. 

(7) Ein Vertragsstaat kann die Zusam- 
menarbeit nach diesem Artikel verweigern, 
wenn die Straftat, auf die sich das Er- 
suchen bezieht, nicht in den Geltungs- 
bereich dieses Übereinkommens fällt. 

(8) Dieser Artikel darf nicht so ausgelegt 
werden, dass er die Rechte gutgläubiger 
Dritter beeinträchtigt. 

(9) Die Vertragsstaaten erwägen, zwei- 
oder mehrseitige Verträge oder sonstige 
Übereinkünfte zu schließen, um die Wirk- 
samkeit der internationalen Zusammen- 
arbeit auf Grund dieses Artikels zu erhö- 
hen. 


Artikel 14 
Verfügung über 

eingezogene Erträge aus Straf- 
taten oder Vermögensgegenstände 

(1) Ein Vertragsstaat, der Erträge aus 
Straftaten oder Vermögensgegenstände 
nach Artikel 12 oder Artikel 13 Absatz 1 
eingezogen hat, verfügt darüber nach sei- 
nem innerstaatlichen Recht und seinen 
Verwaltungsverfahren. 

(2) Werden die Vertragsstaaten auf 
Ersuchen eines anderen Vertragsstaats 
nach Artikel 13 tätig, so ziehen sie, soweit 
dies nach ihrem innerstaatlichen Recht 
zulässig ist und darum ersucht wurde, vor- 
rangig in Erwägung, die eingezogenen 
Erträge aus Straftaten oder Vermögensge- 
genstände dem ersuchenden Vertrags- 
staat zurückzugeben, damit er die Opfer 
der Straftat entschädigen oder diese Er- 
träge oder Vermögensgegenstände den 
rechtmäßigen Eigentümern zurückgeben 
kann. 
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3. When acting on the request made by 
another State Party in accordance with 
articles 12 and 13 of this Convention, a 
State Party may give speciai consideration 
to concluding agreements or arrangements 
on: 

(a) Contributing the value of such pro- 
ceeds of crime or property or funds 
derived from the sale of such proceeds 
of crime or property or a part thereof to 
the account designated in accordance 
with article 30, paragraph 2 (c), of this 
Convention and to intergovernmental 
bodies specializing in the fight against 
organized crime; 


(b) Sharing with other States Parties, on a 
regulär or case-by-case basis, such 
proceeds of crime or property, or funds 
derived from the sale of such proceeds 
of crime or property, in accordance 
with its domestic law or administrative 
procedures. 


Article 15 
Jurisdiction 

1 . Each State Party shall adopt such 
measures as may be necessary to estab- 
lish its jurisdiction overthe offences estab- 
lished in accordance with articles 5, 6, 8 
and 23 of this Convention when: 

(a) The offence is committed in the territo- 
ry of that State Party; or 

(b) The offence is committed on board a 
vessel that is flying the flag of that 
State Party or an aircraft that is regis- 
tered under the laws of that State Party 
at the time that the offence is commit- 
ted. 

2. Subject to article 4 of this Conven- 
tion, a State Party may also establish its 
jurisdiction over any such offence when: 


(a) The offence is committed against a 
national of that State Party; 

(b) The offence is committed by a national 
of that State Party or a stateless per- 
son who has his or her habitual resi- 
dence in its territory; or 

(c) The offence is: 

(i) One of those established in accor- 
dance with article 5, paragraph 1 , 
of this Convention and is commit- 
ted Outside its territory with a view 
to the Commission of a serious 
crime within its territory; 

(ii) One of those established in accor- 
dance with article 6, paragraph 1 
(b) (ii), of this Convention and is 
committed outside its territory with 
a view to the Commission of an 


3. Lorsqu’un Etat Partie agit ä la 
demande d’un autre Etat Partie en applica- 
tion des articles 12 et 13 de la presente 
Convention, ii peut envisager speciale- 
ment de conclure des accords ou arrange- 
ments prevoyant: 

a) De verser la valeur de ce produit ou de 
ces biens, ou les fonds provenant de 
leur vente, ou une partie de ceux-ci, au 
compte etabli en application de l’ali- 
nea c) du paragraphe 2 de l’article 30 
de la presente Convention et ä des 
organismes intergouvernementaux 
specialises dans la lutte contre la crimi- 
nalite organisee; 


b) De partager avec d’autres Etats Par- 
ties, systematiquement ou au cas par 
cas, ce produit ou ces biens, ou les 
fonds provenant de leur vente, confor- 
mement ä son droit interne ou ä ses 
procedures administratives. 


Article 15 
Competence 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res necessaires pour etablir sa competence 
ä l’egard des infractions etablies confor- 
mement aux articles 5, 6, 8 et 23 de la pre- 
sente Convention dans les cas suivants: 

a) Lorsque l’infraction est commise sur 
son territoire; ou 

b) Lorsque i’infraction est commise ä 
bord d’un navire qui bat son pavillon ou 
ä bord d’un aeronef immatricule 
conformement ä son droit interne au 
moment oü ladite infraction est com- 
mise. 

2. Sous reserve de l’article 4 de la pre- 
sente Convention, un Etat Partie peut ega- 
lement etablir sa competence ä l’egard de 
l’une quelconque de ces infractions dans 
les cas suivants: 

a) Lorsque l’infraction est commise ä 
l’encontre d’un de ses ressortissants; 

b) Lorsque l’infraction est commise par 
un de ses ressortissants ou par une 
personne apatride residant habituelle- 
ment sur son territoire; ou 

c) Lorsque l’infraction est: 

i) Une de celles etablies conforme- 
ment au paragraphe 1 de l’article 5 
de la presente Convention et est 
commise hors de son territoire en 
vue de la Commission, sur son terri- 
toire, d’une infraction grave; 

ii) Une de celles etablies conforme- 
ment ä l’alinea b) ii) du paragraphe 1 
de l’article 6 de la presente 
Convention et est commise hors de 
son territoire en vue de la commis- 


(3) Wird ein Vertragsstaat auf Ersuchen 
eines anderen Vertragsstaats nach den 
Artikeln 12 und 13 tätig, so kann er ins- 
besondere in Erwägung ziehen, Überein- 
künfte über Folgendes zu schließen: 

a) die Übertragung des Wertes solcher 
Erträge aus Straftaten oder Vermö- 
gensgegenstände oder der aus dem 
Verkauf solcher Erträge oder Vermö- 
gensgegenstände stammenden Geld- 
mittel oder eines Teiles davon auf das 
nach Artikel 30 Absatz 2 Buchstabe c 
eingerichtete Konto und auf zwischen- 
staatliche Organe, die sich besonders 
mit dem Kampf gegen die organisierte 
Kriminalität befassen; 

b) die regelmäßige oder von Fall zu Fall 
beschlossene Aufteilung solcher Er- 
träge aus Straftaten oder Vermögens- 
gegenstände oder der aus dem Ver- 
kauf solcher Erträge oder Vermögens- 
gegenstände stammenden Geldmittel 
mit anderen Vertragsstaaten in Über- 
einstimmung mit seinem innerstaat- 
lichen Recht oder seinen Verwaltungs- 
verfahren. 

Artikel 15 
Gerichtsbarkeit 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen Maßnahmen, um seine Gerichts- 
barkeit über die in Übereinstimmung mit 
den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen 
Straftaten zu begründen, 

a) wenn die Straftat in seinem Floheits- 
gebiet begangen wird oder 

b) wenn die Straftat an Bord eines Schif- 
fes, das zur Tatzeit seine Flagge führt, 
oder eines Luftfahrzeugs, das zur Tat- 
zeit nach seinem Recht eingetragen ist, 
begangen wird. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 4 kann ein 
Vertragsstaat seine Gerichtsbarkeit über 
jede dieser Straftaten auch begründen. 


a) wenn die Straftat gegen einen seiner 
Staatsangehörigen begangen wird; 

b) wenn die Straftat von einem seiner 
Staatsangehörigen oder von einem 
Staatenlosen, der seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt in seinem Floheits- 
gebiet hat, begangen wird oder 

c) wenn die Straftat 

i) zu den in Übereinstimmung mit 
Artikel 5 Absatz 1 umschriebenen 
Straftaten gehört und außerhalb 
seines Floheitsgebiets in der Ab- 
sicht begangen wird, eine schwere 
Straftat innerhalb seines Floheits- 
gebiets zu begehen; 

ii) zu den in Übereinstimmung mit 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b Zif- 
fer ii umschriebenen Straftaten ge- 
hört und außerhalb seines Floheits- 
gebiets in der Absicht begangen 
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offence established in accordance 
with article 6, paragraph 1 (a) (i) or 
(ii) or (b) (i), of this Convention with- 
in its territory. 

3. For the purposes of article 16, para- 
graph 1 0, of this Convention, each State 
Party shall adopt such measures as may 
be necessary to establish its jurisdiction 
over the offences covered by this Conven- 
tion when the alleged offender is present in 
its territory and it does not extradite such 
person solely on the ground that he or she 
is one of its nationals. 

4. Each State Party may also adopt 
such measures as may be necessary to 
establish its jurisdiction over the offences 
covered by this Convention when the 
alleged offender is present in its territory 
and it does not extradite him or her. 


5. If a State Party exercising its jurisdic- 
tion under paragraph 1 or 2 of this article 
has been notified, or has otherwise 
learned, that one or more other States Par- 
ties are conducting an Investigation, pros- 
ecution or judicial proceeding in respect of 
the same conduct, the competent authori- 
ties of those States Parties shall, as appro- 
priate, consult one another with a view to 
coordinating their actions. 


6. Without prejudice to norms of gener- 
al international law, this Convention does 
not exclude the exercise of any criminal 
jurisdiction established by a State Party in 
accordance with its domestic law. 


Article 16 
Extradition 

1. This article shall apply to the 
offences covered by this Convention or in 
cases where an offence referred to in art- 
icle 3, paragraph 1 (a) or (b), involves an 
organized criminal group and the person 
who is the subject of the request for extra- 
dition is located in the territory of the 
requested State Party, provided that the 
offence for which extradition is sought is 
punishable under the domestic law of both 
the requesting State Party and the 
requested State Party. 


2. If the request for extradition includes 
several separate serious crimes, some of 
which are not covered by this article, the 
requested State Party may apply this art- 
icle also in respect of the latter offences. 

3. Each of the offences to which this 
article applies shall be deemed to be 
included as an extraditable offence in any 
extradition treaty existing between States 
Parties. States Parties undertake to 


Sion, sur son territoire, d’une infrac- 
tion etablie conformement aux ali- 
neas a) i) ou ii), ou b) i) du para- 
graphe 1 de l’article 6 de la presente 
Convention. 

3. Aux fins du paragraphe 1 0 de l’article 
1 6 de la presente Convention, chaque Etat 
Partie adopte les mesures necessaires 
pour etablir sa competence ä i’egard des 
infractions visees par la presente Conven- 
tion lorsque l’auteur presume se trouve sur 
son territoire et qu’il n’extrade pas cette 
personne au seul motif qu’elle est l’un de 
ses ressortissants. 

4. Chaque Etat Partie peut egalement 
adopter les mesures necessaires pour eta- 
blir sa competence ä I’egard des infrac- 
tions visees par la presente Convention 
lorsque l’auteur presume se trouve sur son 
territoire et qu’il ne l’extrade pas. 


5. Si un Etat Partie qui exerce sa com- 
petence en vertu du paragraphe 1 ou 2 du 
present article a ete avise, ou a appris de 
toute autre fagon, qu’un ou plusieurs 
autres Etats Parties menent une enquete 
ou ont engage des poursuites ou une pro- 
cedure judiciaire concernant le meme 
acte, les autorites competentes de ces 
Etats Parties se consultent, seien qu’il 
convient, pour coordonner leurs actions. 


6. Sans prejudice des normes du droit 
international general, la presente Conven- 
tion n’exclut pas l’exercice de toute com- 
petence penale etablie par un Etat Partie 
conformement ä son droit interne. 


Article 16 
Extradition 

1. Le present article s’applique aux 
infractions visees par la presente Conven- 
tion ou dans les cas oü un groupe criminel 
organise est implique dans une infraction 
visee ä l’alinea a) ou b) du paragraphe 1 de 
l’article 3 et que la personne faisant l’objet 
de la demande d’extradition se trouve sur 
le territoire de l’Etat Partie requis, ä condi- 
tion que l’infraction pour laquelle l’extradi- 
tion est demandee seit punissable par le 
droit interne de l’Etat Partie requerant et 
de l’Etat Partie requis. 


2. Si la demande d’extradition porte sur 
plusieurs infractions graves distinctes, 
dont certaines ne sont pas visees par le 
present article, l’Etat Partie requis peut 
appliquer egalement cet article ä ces der- 
nieres infractions. 

3. Chacune des infractions auxquelles 
s’applique le present article est de plein 
droit incluse dans tout traite d’extradition 
en vigueur entre les Etats Parties en tant 
qu’infraction dont l’auteur peut etre extra- 


wird, eine in Übereinstimmung mit 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Zif- 
fer i oder ii oder Buchstabe b Ziffer i 
umschriebene Straftat innerhalb 
seines Hoheitsgebiets zu begehen. 

(3) Für die Zwecke des Artikels 16 
Absatz 10 trifft jeder Vertragsstaat die 
erforderlichen Maßnahmen, um seine Ge- 
richtsbarkeit über die Straftaten nach die- 
sem Übereinkommen zu begründen, wenn 
die verdächtige Person sich in seinem 
Hoheitsgebiet befindet und er sie nur des- 
halb nicht ausliefert, weil sie seine Staats- 
angehörige ist. 

(4) Ferner kann jeder Vertragsstaat die 
erforderlichen Maßnahmen treffen, um 
seine Gerichtsbarkeit über die Straftaten 
nach diesem Übereinkommen zu begrün- 
den, wenn die verdächtige Person sich in 
seinem Hoheitsgebiet befindet und er sie 
nicht ausliefert. 

(5) Ist einem Vertragsstaat, der seine 
Gerichtsbarkeit nach Absatz 1 oder 2 aus- 
übt, mitgeteilt worden oder hat er auf 
andere Weise Kenntnis davon erhalten, 
dass ein oder mehrere andere Vertrags- 
staaten in Bezug auf dasselbe Verhalten 
Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen 
oder ein Gerichtsverfahren durchführen, 
so konsultieren die zuständigen Behörden 
dieser Vertragsstaaten einander gegebe- 
nenfalls, um ihre Maßnahmen abzu- 
stimmen. 

(6) ünbeschadet der Regeln des all- 
gemeinen Völkerrechts schließt dieses 
Übereinkommen die Ausübung einer Straf- 
gerichtsbarkeit, die von einem Vertrags- 
staat nach innerstaatlichem Recht begrün- 
det ist, nicht aus. 


Artikel 16 
Auslieferung 

(1) Dieser Artikel findet Anwendung auf 
die Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men oder in Fällen, in denen eine organi- 
sierte kriminelle Gruppe an einer in Arti- 
kel 3 Absatz 1 Buchstabe a oder b ge- 
nannten Straftat mitwirkt und die Person, 
die Gegenstand des Auslieferungsersu- 
chens ist, sich im Hoheitsgebiet des er- 
suchten Vertragsstaats befindet, sofern 
die Straftat, derentwegen um Auslieferung 
ersucht wird, nach dem innerstaatlichen 
Recht sowohl des ersuchenden Vertrags- 
staats als auch des ersuchten Vertrags- 
staats strafbar ist. 

(2) Betrifft das Auslieferungsersuchen 
mehrere verschiedene schwere Straftaten, 
von denen einige nicht unter diesen Artikel 
fallen, so kann der ersuchte Vertragsstaat 
diesen Artikel auch auf letztere Straftaten 
anwenden. 

(3) Jede Straftat, auf die dieser Artikel 
Anwendung findet, gilt als in jeden zwi- 
schen Vertragsstaaten bestehenden Aus- 
lieferungsvertrag einbezogene, der Auslie- 
ferung unterliegende Straftat. Die Ver- 
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include such offences as extraditable 
offences in every extradition treaty to be 
concluded between them. 


4. If a State Party that makes extradi- 
tion conditionai on the existence of a treaty 
receives a request for extradition from 
another State Party with which it has no 
extradition treaty, it may consider this 
Convention the legai basis for extradition 
in respect of any offence to which this art- 
icle applies. 


5. States Parties that make extradition 
conditionai on the existence of a treaty 
shaii: 

(a) At the time of deposit of their instru- 
ment of ratification, acceptance, 
approvai of or accession to this Con- 
vention, inform the Secretary-Generai 
of the United Nations whether they wiii 
take this Convention as the iegai basis 
for Cooperation on extradition with 
other States Parties to this Convention; 
and 


(b) if they do not take this Convention as 
the legai basis for Cooperation on 
extradition, seek, where appropriate, to 
conciude treaties on extradition with 
other States Parties to this Convention 
in Order to impiement this article. 


6. States Parties that do not make 
extradition conditionai on the existence of 
a treaty shaii recognize offences to which 
this articie appiies as extraditabie offences 
between themselves. 


7. Extradition shaii be subject to the 
conditions provided for by the domestic 
iaw of the requested State Party or by 
appiicabie extradition treaties, inciuding, 
inter alia, conditions in reiation to the mini- 
mum penalty requirement for extradition 
and the grounds upon which the request- 
ed State Party may refuse extradition. 


8. States Parties shaii, subject to their 
domestic iaw, endeavour to expedite 
extradition procedures and to simpiify evi- 
dentiary requirements reiating thereto in 
respect of any offence to which this articie 
appiies. 


9. Subject to the provisions of its 
domestic iaw and its extradition treaties, 
the requested State Party may, upon being 
satisfied that the circumstances so war- 
rant and are urgent and at the request of 
the requesting State Party, take a person 
whose extradition is sought and who is 
present in its territory into custody or take 


de. Les Etats Parties s’engagent ä inciure 
ces infractions en tant qu’infractions dont 
i’auteur peut etre extrade dans tout traite 
d’extradition qu’iis conciuront entre eux. 

4. Si un Etat Partie qui subordonne i’ex- 
tradition ä l’existence d’un traite regoit une 
demande d’extradition d’un Etat Partie 
avec iequei ii n’a pas conciu pareii traite, ii 
peut considerer ia presente Convention 
comme ia base iegale de i’extradition pour 
ies infractions auxqueiies ie present articie 
s’appiique. 

5. Les Etats Parties qui subordonnent 
i’extradition ä i’existence d’un traite: 


a) Au moment du depöt de ieur instru- 
ment de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion ä Ia pre- 
sente Convention, indiquent au Secre- 
taire general de i’Organisation des 
Nations Unies s’iis considerent ia pre- 
sente Convention comme ia base ie- 
gale pour cooperer en matiere d’extra- 
dition avec d’autres Etats Parties; et 


b) S’iis ne considerent pas ia presente 
Convention comme ia base iegale pour 
cooperer en matiere d’extradition, s’ef- 
forcent, s’ii y a iieu, de conclure des 
traites d’extradition avec d’autres Etats 
Parties afin d’appliquer ie present arti- 
cie. 


6. Les Etats Parties qui ne subordon- 
nent pas i’extradition ä i’existence d’un 
traite reconnaissent entre eux aux infrac- 
tions auxqueiies Ie present articie s’ap- 
piique Ie caractere d’infraction dont i’au- 
teur peut etre extrade. 

7. L’extradition est subordonnee aux 
conditions prevues par Ie droit interne de 
l’Etat Partie requis ou par les traites d’ex- 
tradition applicables, y compris, notam- 
ment, aux conditions concernant Ia peine 
minimale requise pour extrader et aux 
motifs pour lesquels l’Etat Partie requis 
peut refuser I’extradition. 


8. Les Etats Parties s’efforcent, sous 
reserve de Ieur droit interne, d’accelerer 
les procedures d’extradition et de simpli- 
fier les exigences en matiere de preuve y 
relatives en ce qui concerne les infractions 
auxqueiies s’appiique Ie present articie. 

9. Sous reserve des dispositions de son 
droit interne et des traites d’extradition 
qu’il a conclus, l’Etat Partie requis peut, ä 
Ia demande de l’Etat Partie requerant et s’il 
estime que les circonstances Ie justifient et 
qu’il y a urgence, placer en detention une 
personne presente sur son territoire dont 
i’extradition est demandee ou prendre ä 


tragsstaaten verpflichten sich, diese Straf- 
taten als der Auslieferung unterliegende 
Straftaten in jeden künftig zwischen ihnen 
zu schließenden Auslieferungsvertrag auf- 
zunehmen. 

(4) Erhält ein Vertragsstaat, der die Aus- 
lieferung vom Bestehen eines Vertrags 
abhängig macht, ein Auslieferungsersu- 
chen von einem anderen Vertragsstaat, mit 
dem er keinen Auslieferungsvertrag hat, so 
kann er dieses Übereinkommen als 
Rechtsgrundlage für die Auslieferung in 
Bezug auf die Straftaten ansehen, auf die 
dieser Artikel Anwendung findet. 

(5) Vertragsstaaten, welche die Auslie- 
ferung vom Bestehen eines Vertrags 
abhängig machen, 

a) setzen zum Zeitpunkt der Hinterlegung 
ihrer Ratifikations-, Annahme-, Geneh- 
migungs- oder Beitrittsurkunde zu die- 
sem Übereinkommen den General- 
sekretär der Vereinten Nationen davon 
in Kenntnis, ob sie dieses Übereinkom- 
men als Rechtsgrundlage für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Auslieferung mit anderen Vertragsstaa- 
ten dieses Übereinkommens ansehen, 
und, 

b) falls sie dieses Übereinkommen nicht 
als Rechtsgrundlage für die Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Auslie- 
ferung ansehen, bemühen sich darum, 
gegebenenfalls Auslieferungsverträge 
mit anderen Vertragsstaaten dieses 
Übereinkommens zu schließen, um 
diesen Artikel anzuwenden. 

(6) Vertragsstaaten, welche die Auslie- 
ferung nicht vom Bestehen eines Vertrags 
abhängig machen, erkennen unter sich die 
Straftaten, auf die dieser Artikel Anwen- 
dung findet, als der Auslieferung unter- 
liegende Straftaten an. 

(7) Die Auslieferung unterliegt den im 
innerstaatlichen Recht des ersuchten Ver- 
tragsstaats oder in den geltenden Aus- 
lieferungsverträgen vorgesehenen Bedin- 
gungen, unter anderem auch den Bedin- 
gungen betreffend die für die Auslieferung 
erforderliche Mindesthöhe der angedroh- 
ten Strafe und die Gründe, aus denen der 
ersuchte Vertragsstaat die Auslieferung 
ablehnen kann. 

(8) Die Vertragsstaaten bemühen sich 
vorbehaltlich ihres innerstaatlichen Rechts, 
für Straftaten, auf die dieser Artikel An- 
wendung findet, die Auslieferungsverfah- 
ren zu beschleunigen und die diesbezüg- 
lichen Beweiserfordernisse zu verein- 
fachen. 

(9) Vorbehaltlich seines innerstaatlichen 
Rechts und seiner Auslieferungsverträge 
kann der ersuchte Vertragsstaat, wenn er 
festgestellt hat, dass die ümstände es 
rechtfertigen und Eile geboten ist, auf Ver- 
langen des ersuchenden Vertragsstaats 
eine Person, um deren Auslieferung 
ersucht wird und die sich in seinem 
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other appropriate measures to ensure his 
or her presence at extradition proceed- 
ings. 

10. A State Party in whose territory an 
alleged offender is found, if it does not 
extradite such person in respect of an 
offence to which this article applies solely 
on the ground that he or she is one of its 
nationals, shall, at the request of the State 
Party seeking extradition, be obliged to 
submit the case without undue delay to its 
competent authorities for the purpose of 
prosecution. Those authorities shall take 
their decision and conduct their proceed- 
ings in the same manner as in the case of 
any other offence of a grave nature under 
the domestic law of that State Party. The 
States Parties concerned shall cooperate 
with each other, in particular on procedu- 
ral and evidentiary aspects, to ensure the 
efficiency of such prosecution. 


1 1 . Whenever a State Party is permitted 
under its domestic law to extradite or oth- 
erwise surrender one of its nationals only 
upon the condition that the person will be 
returned to that State Party to serve the 
sentence imposed as a result of the trial or 
proceedings for which the extradition or 
surrender of the person was sought and 
that State Party and the State Party seek- 
ing the extradition of the person agree with 
this Option and other terms that they may 
deem appropriate, such conditional extra- 
dition or surrender shall be sufficient to 
discharge the Obligation set forth in Para- 
graph 1 0 of this article. 


12. If extradition, sought for purposes 
of enforcing a sentence, is refused 
because the person sought is a national of 
the requested State Party, the requested 
Party shall, if its domestic law so permits 
and in conformity with the requirements of 
such law, upon application of the request- 
ing Party, consider the enforcement of the 
sentence that has been imposed under the 
domestic law of the requesting Party or the 
remainder thereof. 

13. Any person regarding whom pro- 
ceedings are being carried out in Connec- 
tion with any of the offences to which this 
article applies shall be guaranteed fair 
treatment at all stages of the proceedings, 
including enjoyment of all the rights and 
guarantees provided by the domestic law 
of the State Party in the territory of which 
that person is present. 

14. Nothing in this Convention shall be 
interpreted as imposing an Obligation to 
extradite if the requested State Party has 
substantial grounds for believing that the 
request has been made for the purpose of 
prosecuting or punishing a person on 
account of that person’s sex, race, reli- 
gion, nationality, ethnic origin or political 
opinions or that compliance with the 


son egard toutes autres mesures appro- 
priees pour assurer sa presence lors de la 
procedure d’extradition. 


10. Un Etat Partie sur le territoire 
duquel se trouve l’auteur presume de l’in- 
fraction, s’il n’extrade pas cette personne 
au titre d’une infraction ä laquelle s’ap- 
plique le present article au seul motif qu’elle 
est Tun de ses ressortissants, esttenu, ä la 
demande de l’Etat Partie requerant l’extra- 
dition, de soumettre l’affaire sans retard 
excessif ä ses autorites competentes aux 
fins de poursuites. Lesdites autorites pren- 
nent leur decision et menent les poursuites 
de la meme maniere que pour toute autre 
infraction grave en vertu du droit interne 
de cet Etat Partie. Les Etats Parties Inte- 
resses cooperent entre eux, notamment en 
matiere de procedure et de preuve, afin 
d’assurer l’efficacite des poursuites. 


11. Lorsqu’un Etat Partie, en vertu de 
son droit interne, n’est autorise ä extrader 
ou remettre de toute autre maniere Tun de 
ses ressortissants que si cette personne 
est ensuite renvoyee dans cet Etat Partie 
pour purger la peine prononcee ä l’issue 
du proces ou de la procedure ä l’ohgine de 
la demande d’extradition ou de remise, et 
lorsque cet Etat Partie et l’Etat Partie 
requerant s’accordent sur cette Option et 
d’autres conditions qu’ils peuvent juger 
appropriees, cette extradition ou remise 
conditionnelle est süffisante aux fins de 
l’execution de l’obligation enoncee au 
paragraphe 10 du present article. 


12. Si l’extradition, demandee aux fins 
d’execution d’une peine, est refusee parce 
que la personne faisant l’objet de cette 
demande est un ressortissant de l’Etat 
Partie requis, celui-ci, si son droit interne le 
lui permet, en conformite avec les pres- 
criptions de ce droit et ä la demande de 
l’Etat Partie requerant, envisage de faire 
executer lui-meme la peine qui a ete pro- 
noncee conformement au droit interne de 
l’Etat Partie requerant, ou le reliquat de 
cette peine. 

13. Toute personne faisant l’objet de 
poursuites en raison de l’une quelconque 
des infractions auxquelles le present arti- 
cle s’applique se voit garantir un traite- 
ment equitable ä tous les stades de la pro- 
cedure, y compris la jouissance de tous les 
droits et de toutes les garanties prevus par 
le droit interne de l’Etat Partie sur le terri- 
toire duquel eile se trouve. 

14. Aucune disposition de la presente 
Convention ne doit etre interpretee 
comme faisant Obligation ä l’Etat Partie 
requis d’extrader s’il a de serieuses rai- 
sons de penser que la demande a ete pre- 
sentee aux fins de poursuivre ou de punir 
une personne en raison de son sexe, de sa 
race, de sa religion, de sa nationalite, de 
son origine ethnique ou de ses opinions 


Hoheitsgebiet befindet, in Haft nehmen 
oder andere geeignete Maßnahmen tref- 
fen, um ihre Anwesenheit bei dem Auslie- 
ferungsverfahren sicherzustellen. 

(10) Wenn ein Vertragsstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet eine verdächtige Person 
aufgefunden wird, diese wegen einer 
Straftat, auf die dieser Artikel Anwendung 
findet, nur deshalb nicht ausliefert, weil sie 
seine Staatsangehörige ist, so ist er auf 
Verlangen des um Auslieferung ersuchen- 
den Vertragsstaats verpflichtet, den Fall 
ohne ungebührliche Verzögerung seinen 
zuständigen Behörden zum Zweck der 
Strafverfolgung zu unterbreiten. Diese 
Behörden treffen ihre Entscheidung und 
führen ihr Verfahren in derselben Weise wie 
im Fall jeder anderen Straftat schwerer Art 
nach dem innerstaatlichen Recht dieses 
Vertragsstaats. Die betreffenden Vertrags- 
staaten arbeiten insbesondere in das Ver- 
fahren und die Beweiserhebung betreffen- 
den Fragen zusammen, um die Effizienz 
der Strafverfolgung zu gewährleisten. 

(11) Darf ein Vertragsstaat nach seinem 
innerstaatlichen Recht eigene Staatsange- 
hörige nur unter dem Vorbehalt ausllefern 
oder auf sonstige Art überstellen, dass die 
betreffende Person an diesen Staat rück- 
überstellt wird, um dort die Strafe zu ver- 
büßen, die als Ergebnis des Gerichts- oder 
anderen Verfahrens verhängt wird, des- 
sentwegen um ihre Auslieferung oder 
Überstellung ersucht wurde, und sind die- 
ser Vertragsstaat und der um Auslieferung 
ersuchende Vertragsstaat mit dieser Vor- 
gehensweise und etwaigen anderen Be- 
dingungen, die sie für zweckmäßig erach- 
ten, einverstanden, so gilt die Verpflich- 
tung nach Absatz 10 mit dieser bedingten 
Auslieferung oder Übersteilung als erfüllt. 

(12) Wird die Auslieferung, um die zur 
Vollstreckung einer Strafe ersucht wird, mit 
der Begründung abgelehnt, dass die ver- 
folgte Person Staatsangehörige des er- 
suchten Vertragsstaats ist, so erwägt die- 
ser, sofern sein innerstaatliches Recht dies 
zulässt, und Im Einklang mit diesem auf 
Verlangen des ersuchenden Vertrags- 
staats, die nach dem innerstaatlichen 
Recht des ersuchenden Vertragsstaats 
verhängte Strafe oder die Reststrafe selbst 
zu vollstrecken. 

(13) Einer Person, gegen die wegen 
einer Straftat, auf die dieser Artikel Anwen- 
dung findet, ein Verfahren durchgeführt 
wird, wird in allen Phasen des Verfahrens 
eine gerechte Behandlung gewährleistet; 
dies schließt den Genuss aller Rechte und 
Garantien nach dem innerstaatlichen 
Recht des Vertragsstaats, in dessen 
Hoheitsgebiet sie sich befindet, ein. 

(14) Dieses Übereinkommen ist nicht so 
auszulegen, als verpflichte es den ersuch- 
ten Vertragsstaat zur Auslieferung, wenn er 
ernstliche Gründe für die Annahme hat, 
dass das Ersuchen gestellt worden Ist, um 
eine Person wegen Ihres Geschlechts, 
Ihrer Rasse, Ihrer Religion, ihrer Staatsan- 
gehörigkeit, ihrer ethnischen Herkunft oder 
ihrer politischen Anschauungen zu verfol- 
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request would cause prejudice to that per- 
son’s Position for any one of these rea- 
sons. 

15. States Parties may not refuse a 
request for extradition on the soie ground 
that the offence is aiso considered to 
invoive fiscai matters. 

16. Before refusing extradition, the 
requested State Party shali, where appro- 
priate, consuit with the requesting State 
Party to provide it with ample opportunity 
to present its opinions and to provide 
information reievant to its ailegation. 


17. States Parties shaii seek to con- 
ciude biiaterai and muitilaterai agreements 
or arrangements to carry out or to enhance 
the effectiveness of extradition. 


Article 17 

Transfer of sentenced persons 

States Parties may consider entering 
into biiaterai or multilateral agreements or 
arrangements on the transfer to their terri- 
tory of persons sentenced to imprison- 
ment or other forms of deprivation of liber- 
ty for offences covered by this Convention, 
in Order that they may complete their sen- 
tences there. 


Article 18 

Mutual legal assistance 

1 . States Parties shali afford one anoth- 
er the widest measure of mutual legal 
assistance in investigations, prosecutions 
and judicial proceedings in relation to the 
offences covered by this Convention as 
provided for in article 3 and shali recipro- 
cally extend to one another similar assist- 
ance where the requesting State Party has 
reasonable grounds to suspect that the 
offence referred to in article 3, paragraph 1 
(a) or (b), is transnational in nature, includ- 
ing that victims, witnesses, proceeds, 
instrumentalities or evidence of such 
offences are located in the requested State 
Party and that the offence involves an 
organized criminal group. 

2. Mutual legal assistance shali be 
afforded to the füllest extent possible 
under relevant laws, treaties, agreements 
and arrangements of the requested State 
Party with respect to investigations, prose- 
cutions and judicial proceedings in relation 
to the offences for which a legal person 
may be held Nable in accordance with art- 
icle 10 of this Convention in the requesting 
State Party. 

3. Mutual legal assistance to be afford- 
ed in accordance with this article may be 
requested for any of the following pur- 
poses: 


politiques, ou que donner suite ä cette 
demande causerait un prejudice ä cette 
personne pour l’une quelconque de ces 
raisons. 

1 5. Les Etats Parties ne peuvent refuser 
une demande d’extradition au seul motif 
que l’infraction est consideree comme 
touchant aussi ä des questions fiscales. 

16. Avant de refuser l’extradition, i’Etat 
Partie requis consulte, le cas echeant, 
I’Etat Partie requerant afin de lui donner 
toute possibilite de presenter ses opinions 
et de donner des informations ä l’appui de 
ses allegations. 


17. Les Etats Parties s’efforcent de 
conclure des accords ou arrangements 
bilateraux et multilateraux pour permettre 
l’extradition ou pour en accroitre l’efficaci- 
te. 


Article 17 

Transfert des personnes condamnees 

Les Etats Parties peuvent envisager de 
conclure des accords ou arrangements 
bilateraux ou multilateraux relatifs au 
transfert sur leur territoire de personnes 
condamnees ä des peines d’emprisonne- 
ment ou autres peines privatives de liberte 
du fait d’infractions visees par la presente 
Convention afin qu’elles puissent y purger 
le reste de leur pelne. 


Article 18 
Entraide judiciaire 

1 . Les Etats Parties s’accordent mu- 
tuellement l’entraide judiciaire la plus large 
possible lors des enquetes, poursuites et 
procedures judiciaires concernant les 
infractions visees par la presente Conven- 
tion, comme prevu ä l’article 3, et s’accor- 
dent reciproquement une entraide similaire 
lorsque I’Etat Partie requerant a des motifs 
raisonnables de soupgonner que l’infrac- 
tion visee ä i’alinea a) ou b) du para- 
graphe 1 de l’article 3 est de nature trans- 
nationale, y compris quand les victimes, 
les temoins, le produit, les Instruments ou 
les elements de preuve de ces infractions 
se trouvent dans I’Etat Partie requis et 
qu’un groupe criminel organise y est im- 
plique. 

2. L’entraide judiciaire la plus large pos- 
sible est accordee, autant que les lois, trai- 
tes, accords et arrangements pertinents 
de I’Etat Partie requis le permettent, lors 
des enquetes, poursuites et procedures 
judiciaires concernant des infractions dont 
une personne morale peut etre tenue 
responsable dans I’Etat Partie requerant, 
conformement ä l’articie 10 de la presente 
Convention. 

3. L’entraide judiciaire qui est accordee 
en application du present article peut etre 
demandee aux fins suivantes: 


gen oder zu bestrafen, oder dass die Lage 
dieser Person aus einem dieser Gründe 
erschwert werden könnte, wenn dem 
Ersuchen stattgegeben würde. 

(15) Die Vertragsstaaten können ein 
Auslieferungsersuchen nicht mit der allei- 
nigen Begründung ablehnen, dass die 
Straftat als eine Tat angesehen wird, die 
auch fiskalische Angelegenheiten berührt. 

(16) Bevor der ersuchte Vertragsstaat 
die Auslieferung ablehnt, konsultiert er 
gegebenenfalls den ersuchenden Ver- 
tragsstaat, um ihm reichlich Gelegenheit 
zu geben, seine Auffassungen darzulegen 
und Informationen bereitzustellen, die im 
Hinblick auf seine Behauptungen von 
Belang sind. 

(17) Die Vertragsstaaten sind bestrebt, 
zwei- und mehrseitige Übereinkünfte zu 
schließen, um die Auslieferung zu ermög- 
lichen oder ihre Wirksamkeit zu erhöhen. 


Artikel 17 

Überstellung von Verurteilten 

Die Vertragsstaaten können erwägen, 
zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte zu 
schließen, auf Grund deren Personen, die 
wegen Straftaten nach diesem Überein- 
kommen zu einer Freiheitsstrafe oder 
sonstigen Formen des Freiheitsentzugs 
verurteilt sind, in ihr Hoheitsgebiet über- 
stellt werden, um dort ihre Reststrafe ver- 
büßen zu können. 

Artikel 18 
Rechtshilfe 

(1) Die Vertragsstaaten leisten einander 
so weit wie möglich Rechtshilfe bei Ermitt- 
lungen, Strafverfolgungsmaßnahmen und 
Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit 
den Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men, wie in Artikel 3 vorgesehen, und leis- 
ten einander gegenseitig eine vergleichba- 
re Hilfe, wenn der ersuchende Vertrags- 
staat hinreichenden Grund zu dem Ver- 
dacht hat, dass die Straftat nach Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe a oder b grenzüber- 
schreitender Natur ist, oder auch wenn 
Opfer, Zeugen, Erträge, Tatwerkzeuge 
oder Beweise solcher Straftaten sich im 
ersuchten Vertragsstaat befinden und an 
der Straftat eine organisierte kriminelle 
Gruppe mitwirkt. 

(2) Bei Ermittlungen, Strafverfolgungs- 
maßnahmen und Gerichtsverfahren in Be- 
zug auf Straftaten, für die eine juristische 
Person nach Artikel 10 im ersuchenden 
Vertragsstaat zur Verantwortung gezogen 
werden kann, wird Rechtshilfe im größt- 
möglichen ümfang geleistet, den die ein- 
schlägigen Gesetze, Verträge und sonsti- 
gen Übereinkünfte des ersuchten Ver- 
tragsstaats zulassen. 

(3) üm die nach diesem Artikel zu leis- 
tende Rechtshilfe kann zu folgenden Zwe- 
cken ersucht werden: 
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(a) Taking evidence or Statements from 
persons; 

(b) Effecting Service of judicial documents; 

(c) Executing searches and seizures, and 
freezing; 

(d) Examining objects and sites; 

(e) Providing information, evidentiary 
items and expert evaluations; 

(f) Providing Originals or certified copies 
of relevant documents and records, 
including government, bank, financial, 
corporate or business records; 


(g) Identifying or tracing proceeds of 
crime, property, instrumentalities or 
other things for evidentiary purposes; 

(h) Facilitating the voluntary appearance 
of persons in the requesting State 
Party; 

(i) Any other type of assistance that is not 
contrary to the domestic law of the 
requested State Party. 

4. Without prejudice to domestic law, 
the competent authorities of a State Party 
may, without prior request, transmit infor- 
mation relating to criminal matters to a 
competent authority in another State Party 
where they believe that such information 
could assist the authority in undertaking or 
successfully concluding inquiries and 
criminal proceedings or could result in a 
request formulated by the latter State 
Party pursuant to this Convention. 


5. The transmission of information pur- 
suant to Paragraph 4 of this article shall be 
without prejudice to inquiries and criminal 
proceedings in the State of the competent 
authorities providing the information. The 
competent authorities receiving the infor- 
mation shall comply with a request that 
said information remain confidential, even 
temporarily, or with restrictions on its use. 
However, this shall not prevent the receiv- 
ing State Party from disclosing in its pro- 
ceedings information that is exculpatory to 
an accused person. In such a case, the 
receiving State Party shall notify the trans- 
mitting State Party prior to the disclosure 
and, if so requested, consult with the 
transmitting State Party. If, in an excep- 
tional case, advance notice is not possible, 
the receiving State Party shall inform the 
transmitting State Party of the disclosure 
without delay. 


6. The provisions of this article shall not 
affect the obligations under any other 
treaty, bilateral or multilateral, that governs 


a) Recueillir des temoignages ou des 
depositions; 

b) Signifier des actes judiciaires; 

c) Effectuer des perquisitions et des sai- 
sies, ainsi que des gels; 

d) Examiner des objets et visiter des 
lieux; 

e) Fournir des informations, des pieces ä 
conviction et des estimations d’ex- 
perts; 

f) Fournir des originaux ou des copies 
certifiees conformes de documents et 
dossiers pertinents, y compris des 
documents administratifs, bancaires, 
financiers ou commerciaux et des 
documents de societes; 

g) Identifier ou localiser des produits du 
crime, des biens, des Instruments ou 
d’autres choses afin de recueillir des 
elements de preuve; 

h) Faciliter la comparution volontaire de 
personnes dans l’Etat Partie requerant; 

i) Fournir tout autre type d’assistance 
compatible avec le droit interne de 
l’Etat Partie requis. 

4. Sans prejudice de son droit interne, 
les autorites competentes d’un Etat Partie 
peuvent, sans demande prealable, com- 
muniquer des informations concernant 
des affaires penales ä une autorite compe- 
tente d’un autre Etat Partie, si eiles pen- 
sent que ces informations pourraient l’aider 
ä entreprendre ou ä conclure des enquetes 
et des poursuites penales, ou amener ce 
dernier Etat Partie ä formuler une demande 
en vertu de la presente Convention. 


5. La communication d’informations 
conformement au paragraphe 4 du pre- 
sent article se fait sans prejudice des 
enquetes et poursuites penales dans l’Etat 
dont les autorites competentes fournissent 
les informations. Les autorites compe- 
tentes qui regoivent ces informations 
accedent ä toute demande tendant ä ce 
que lesdites informations restent confiden- 
tielles, meme temporairement, ou ä ce que 
leur utilisation soit assortie de restrictions. 
Toutefois, cela n’empeche pas l’Etat Partie 
qui regoit les informations de reveler, lors 
de la procedure judiciaire, des informa- 
tions ä la decharge d’un prevenu. Dans ce 
dernier cas, l’Etat Partie qui regoit les 
informations avise l’Etat Partie qui les 
communique avant la revelation et, s’il lui 
en est fait la demande, consulte ce dernier. 
Si, dans un cas exceptionnel, une notifica- 
tion prealable n’est pas possible, l’Etat 
Partie qui regoit les informations informe 
sans retard de la revelation l’Etat Partie qui 
les communique. 

6. Les dispositions du present article 
n’affectent en rien les obligations decou- 
lant de tout autre traite bilateral ou multila- 


a) Abnahme von Zeugenaussagen oder 
anderen Erklärungen; 

b) Zustellung gerichtlicher Schriftstücke; 

c) Durchsuchung und Beschlagnahme 
sowie Einfrieren; 

d) Untersuchung von Gegenständen und 
Inaugenscheinnahme von Örtlichkei- 
ten; 

e) Überlassung von Informationen, Be- 
weismitteln und Sachverständigengut- 
achten; 

f) Überlassung von Originalen oder 
beglaubigten Abschriften einschlägiger 
Schriftstücke und Akten, einschließlich 
Regierungs-, Bank-, Finanz-, Firmen- 
und Geschäftsunterlagen; 

g) Ermittlung oder Weiterverfolgung von 
Erträgen aus Straftaten, Vermögens- 
gegenständen, Tatwerkzeugen oder 
anderen Sachen zu Beweiszwecken; 

h) Erleichterung des freiwilligen Erschei- 
nens von Personen im ersuchenden 
Vertragsstaat; 

i) hülfe jeder anderen Art, die nicht im 
Widerspruch zum innerstaatlichen 
Recht des ersuchten Vertragsstaats 
steht. 

(4) Unbeschadet des innerstaatlichen 
Rechts können die zuständigen Behörden 
eines Vertragsstaats einer zuständigen 
Behörde in einem anderen Vertragsstaat 
ohne vorheriges Ersuchen Informationen 
im Zusammenhang mit Strafsachen über- 
mitteln, wenn sie der Auffassung sind, 
dass diese Informationen der Behörde 
dabei behilflich sein könnten, Ermittlungen 
und Strafverfahren durchzuführen oder 
erfolgreich abzuschließen, oder den ande- 
ren Vertragsstaat dazu veranlassen könn- 
ten, ein Ersuchen nach diesem Überein- 
kommen zu stellen. 

(5) Die Übermittlung von Informationen 
nach Absatz 4 erfolgt unbeschadet der 
Ermittlungen und des Strafverfahrens in 
dem Staat, dessen zuständige Behörden 
die Informationen bereitstellen. Die zu- 
ständigen Behörden, welche die Infor- 
mationen erhalten, werden ein Ersuchen, 
die betreffenden Informationen - auch nur 
vorübergehend - vertraulich zu behandeln 
oder ihren Gebrauch Einschränkungen zu 
unterwerfen, befolgen. Dies hindert den 
Vertragsstaat, der die Informationen erhält, 
jedoch nicht daran, in seinem Verfahren 
Informationen offen zu legen, die einen 
Beschuldigten entlasten. In diesem Fall 
unterrichtet er, bevor er diese Informatio- 
nen offen legt, den Vertragsstaat, der sie 
übermittelt, und konsultiert diesen auf Ver- 
langen. Ist ausnahmsweise keine vorhe- 
rige Unterrichtung möglich, so setzt der 
Vertragsstaat, der die Informationen erhält, 
den übermittelnden Vertragsstaat unver- 
züglich von der Offenlegung in Kenntnis. 

(6) Dieser Artikel berührt nicht die Ver- 
pflichtungen aus einem anderen zwei- 
oder mehrseitigen Vertrag, der die Rechts- 
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or will govern, in whole or in pari, mutual 
legal assistance. 

7. Paragraphs 9 to 29 of this article 
shall apply to requests made pursuant to 
this article if the States Parties in question 
are not bound by a treaty of mutual legal 
assistance. If those States Parties are 
bound by such a treaty, the corresponding 
provisions of that treaty shall apply unless 
the States Parties agree to apply para- 
graphs 9 to 29 of this article in Neu thereof. 
States Parties are strongly encouraged to 
apply these paragraphs if they facilitate 
Cooperation. 


8. States Parties shall not decline to 
render mutual legal assistance pursuant to 
this article on the ground of bank secrecy. 

9. States Parties may decline to render 
mutual legal assistance pursuant to this 
article on the ground of absence of dual 
criminality. However, the requested State 
Party may, when it deems appropriate, 
provide assistance, to the extent it decides 
at its discretion, irrespective of whether 
the conduct would constitute an offence 
under the domestic law of the requested 
State Party. 

10. A person who is being detained or 
is serving a sentence in the territory of one 
State Party whose presence in another 
State Party is requested for purposes of 
Identification, testimony or otherwise pro- 
viding assistance in obtaining evidence for 
investigations, prosecutions or judicial 
proceedings in relation to offences cov- 
ered by this Convention may be trans- 
ferred if the following conditions are met: 


(a) The person freely gives his or her 
informed consent; 

(b) The competent authorities of both 
States Parties agree, subject to such 
conditions as those States Parties may 
deem appropriate. 

11. For the purposes of paragraph 1 0 of 
this article: 

(a) The State Party to which the person is 
transferred shall have the authority and 
Obligation to keep the person trans- 
ferred in custody, unless otherwise 
requested or authorized by the State 
Party from which the person was trans- 
ferred; 

(b) The State Party to which the person is 
transferred shall without delay Imple- 
ment its Obligation to return the person 
to the custody of the State Party from 
which the person was transferred as 
agreed beforehand, or as otherwise 
agreed, by the competent authorities 
of both States Parties; 


teral regissant ou devant regir, entierement 
ou partiellement, l’entraide judiciaire. 

7. Les paragraphes 9 ä 29 du present 
article sont applicables aux demandes fai- 
tes conformement au present article si les 
Etats Parties en question ne sont pas lies 
par un traite d’entraide judiciaire. Si lesdits 
Etats Parties sont lies par un tel traite, les 
dispositions correspondantes de ce traite 
sont applicables, ä moins que les Etats 
Parties ne conviennent d’appliquer ä leur 
place les dispositions des paragraphes 9 ä 
29 du present article. Les Etats Parties 
sont vivement encourages ä appliquer ces 
paragraphes s’ils facilitent la Cooperation. 

8. Les Etats Parties ne peuvent invo- 
quer le secret bancaire pour refuser l’en- 
traide judiciaire prevue au present article. 

9. Les Etats Parties peuvent invoquer 
l’absence de double incrimination pour 
refuser de donner suite ä une demande 
d’entraide judiciaire prevue au present 
article. L’Etat Partie requis peut nean- 
moins, lorsqu’il le juge approprie, fournir 
cette assistance, dans la mesure oü il le 
decide ä son gre, independamment du fait 
que l’acte constitue ou non une infraction 
conformement au droit interne de l’Etat 
Partie requis. 

10. Toute personne detenue ou pur- 
geant une peine sur le territoire d’un Etat 
Partie, dont la presence est requise dans 
un autre Etat Partie ä des fins d’identifica- 
tion ou de temoignage ou pour qu’elle 
apporte de toute autre maniere son con- 
cours ä l’obtention de preuves dans le 
cadre d’enquetes, de poursuites ou de 
procedures judiciaires relatives aux 
infractions visees par la presente Conven- 
tion, peut faire l’objet d’un transfert si les 
conditions ci-apres sont reunies: 

a) Ladite personne y consent librement et 
en toute connaissance de cause; 

b) Les autorites competentes des deux 
Etats Parties concernes y consentent, 
SOUS reserve des conditions que ces 
Etats Parties peuvent juger appro- 
priees. 

11. Aux fins du paragraphe 10 du pre- 
sent article: 

a) L’Etat Partie vers lequel le transfert est 
effectue a le pouvoir et l’obligation de 
garder l’interesse en detention, sauf 
demande ou autorisation contraire de 
la part de l’Etat Partie ä partir duquel la 
personne a ete transferee; 

b) L’Etat Partie vers lequel le transfert est 
effectue s’acquitte sans retard de 
l’obligation de remettre l’interesse ä la 
garde de l’Etat Partie ä partir duquel le 
transfert a ete effectue, conformement 
ä ce qui aura ete convenu au prealable 
ou ä ce que les autorites competentes 
des deux Etats Parties auront autre- 
ment decide; 


hilfe ganz oder teilweise regelt oder regeln 
wird. 

(7) Die Absätze 9 bis 29 gelten für Er- 
suchen, die auf Grund dieses Artikels ge- 
stellt werden, wenn die betreffenden Ver- 
tragsstaaten nicht durch einen Vertrag 
über Rechtshilfe gebunden sind. Sind 
diese Vertragsstaaten durch einen solchen 
Vertrag gebunden, so gelten die entspre- 
chenden Bestimmungen des Vertrags, 
sofern die Vertragsstaaten nicht vereinba- 
ren, stattdessen die Absätze 9 bis 29 
anzuwenden. Den Vertragsstaaten wird 
dringend nahe gelegt, diese Absätze an- 
zuwenden, wenn sie die Zusammenarbeit 
erleichtern. 

(8) Die Vertragsstaaten dürfen die 
Rechtshilfe nach diesem Artikel nicht unter 
Berufung auf das Bankgeheimnis verwei- 
gern. 

(9) Die Vertragsstaaten können die 
Rechtshilfe nach diesem Artikel unter 
Berufung auf das Fehlen beiderseitiger 
Strafbarkeit verweigern. Der ersuchte Ver- 
tragsstaat kann jedoch, wenn er es für 
zweckmäßig hält, Rechtshilfe unabhängig 
davon, ob das Verhalten nach seinem 
innerstaatlichen Recht eine Straftat dar- 
stellen würde, leisten, soweit er dies nach 
eigenem Ermessen beschließt. 

(10) Eine Person, die im Floheitsgebiet 
eines Vertragsstaats in Haft gehalten wird 
oder eine Strafe verbüßt und um deren 
Anwesenheit in einem anderen Vertrags- 
staat zum Zweck der Identifizierung, der 
Vernehmung oder einer sonstigen Hilfe- 
leistung zur Beschaffung von Beweisen für 
Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen 
oder Gerichtsverfahren in Bezug auf Straf- 
taten nach diesem Übereinkommen er- 
sucht wird, kann überstellt werden, wenn 
die folgenden Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a) die betreffende Person gibt in Kenntnis 
sämtlicher Umstände aus freien Stü- 
cken ihre Zustimmung; 

b) die zuständigen Behörden beider Ver- 
tragsstaaten stimmen unter den von 
ihnen für zweckmäßig erachteten Be- 
dingungen zu. 

(11) Für die Zwecke des Absatzes 10 
gilt Folgendes: 

a) Der Vertragsstaat, dem die betreffende 
Person überstellt wird, ist befugt und 
verpflichtet, die überstellte Person in 
Haft zu halten, sofern der Vertrags- 
staat, von dem sie überstellt wurde, 
nichts anderes verlangt oder geneh- 
migt; 

b) der Vertragsstaat, dem die betreffende 
Person überstellt wird, erfüllt unver- 
züglich seine Verpflichtung, die Person 
nach Maßgabe einer vorherigen oder 
sonstigen Vereinbarung der zuständi- 
gen Behörden beider Vertragsstaaten 
in den Gewahrsam des Vertragsstaats 
rückzuüberstellen, von dem sie über- 
stellt wurde; 
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(c) The State Party to which the person is 
transferred shall not require the State 
Party from which the person was trans- 
ferred to initiate extradition proceed- 
ings for the return of the person; 

(d) The person transferred shall receive 
credit for Service of the sentence being 
served in the State from which he or 
she was transferred for time spent in 
the custody of the State Party to which 
he or she was transferred. 

12. Unless the State Party from which a 
person is to be transferred in accordance 
with paragraphs 1 0 and 1 1 of this article so 
agrees, that person, whatever his or her 
nationality, shall not be prosecuted, 
detained, punished or subjected to any 
other restriction of his or her personal lib- 
erty in the territory of the State to which 
that person is transferred in respect of 
acts, omissions or convictions prior to his 
or her departure from the territory of the 
State from which he or she was trans- 
ferred. 

13. Each State Party shall designate a 
central authority that shall have the 
responsibility and power to receive 
requests for mutual legal assistance and 
either to execute them or to transmit them 
to the competent authorities for execution. 
Where a State Party has a special region or 
territory with a separate System of mutual 
legal assistance, it may designate a dis- 
tinct central authority that shall have the 
same function for that region or territory. 
Central authorities shall ensure the speedy 
and proper execution or transmission of 
the requests received. Where the central 
authority transmits the request to a com- 
petent authority for execution, it shall 
encourage the speedy and proper execu- 
tion of the request by the competent 
authority. The Secretary-General of the 
United Nations shall be notified of the cen- 
tral authority designated for this purpose 
at the time each State Party deposits its 
Instrument of ratification, acceptance or 
approval of or accession to this Conven- 
tion. Requests for mutual legal assistance 
and any communication related thereto 
shall be transmitted to the central authori- 
ties designated by the States Parties. This 
requirement shall be without prejudice to 
the right of a State Party to require that 
such requests and Communications be 
addressed to it through diplomatic Chan- 
nels and, in urgent circumstances, where 
the States Parties agree, through the Inter- 
national Criminal Police Organization, if 
possible. 


14. Requests shall be made in writing 
or, where possible, by any means capable 
of producing a written record, in a lan- 
guage acceptable to the requested State 
Party, under conditions allowing that State 
Party to establish authenticity. The Secre- 
tary-General of the United Nations shall be 
notified of the language or languages 
acceptable to each State Party at the time 


c) L’Etat Partie vers lequel le transfert est 
effectue ne peut exiger de i’Etat Partie 
ä partir duquel le transfert est effectue 
qu’il engage une procedure d’extradi- 
tion pour que l’interesse lui soit remis; 

d) II est tenu compte de la periode que 
l’interesse a passee en detention dans 
I’Etat Partie vers lequel il a ete transfe- 
re aux fins du decompte de la peine ä 
purger dans I’Etat Partie ä partir duquel 
il a ete transfere. 

12. Ä moins que I’Etat Partie ä partir 
duquel une personne doit etre transferee 
en vertu des paragraphes 10 et 1 1 du pre- 
sent article ne donne son accord, ladite 
personne, quelle que soit sa nationalite, ne 
sera pas poursuivie, detenue, punie ou 
soumise ä d’autres restrictions ä sa liberte 
de mouvement sur le territoire de I’Etat 
Partie vers lequel eile est transferee ä rai- 
son d’actes, d’omissions ou de condam- 
nations anterieurs ä son depart du terri- 
toire de I’Etat Partie ä partir duquel eile a 
ete transferee. 

13. Chaque Etat Partie designe une 
autorite centrale qui a la responsabilite et 
le pouvoir de recevoir les demandes d’en- 
traide judiciaire et, soit de les executer, soit 
de les transmettre aux autorites compe- 
tentes pour execution. Si un Etat Partie a 
une region ou un territoire special dote 
d’un Systeme d’entraide judiciaire diffe- 
rent, il peut designer une autorite centrale 
distincte qui aura la meme fonction pour 
ladite region ou ledit territoire. Les autori- 
tes centrales assurent l’executlon ou la 
transmission rapide et en bonne et due 
forme des demandes regues. Si l’autorite 
centrale transmet la demande ä une auto- 
rite competente pour execution, eile 
encourage l’execution rapide et en bonne 
et due forme de la demande par l’autorite 
competente. L’autorite centrale designee ä 
cette fin fait l’objet d’une notification 
adressee au Secretaire general de l’Orga- 
nisation des Nations Unies au moment oü 
chaque Etat Partie depose ses Instru- 
ments de ratification, d’acceptation ou 
d’approbation ou d’adhesion ä la presente 
Convention. Les demandes d’entraide 
judiciaire et toute communication y relative 
sont transmises aux autorites centrales 
designees par les Etats Parties. La presen- 
te disposition s’entend sans prejudice du 
droit de tout Etat Partie d’exiger que ces 
demandes et Communications lui soient 
adressees par la voie diplomatique et, en 
cas d’urgence, si les Etats Parties en con- 
viennent, par l’intermediaire de l’Organisa- 
tion internationale de police criminelle, si 
cela est possible. 

14. Les demandes sont adressees par 
echt ou, si possible, par tout autre moyen 
pouvant produire un document echt, dans 
une langue acceptable pour I’Etat Partie 
requis, dans des conditions permettant 
audit Etat Partie d’en etablir l’authenticite. 
La ou les langues acceptables pour cha- 
que Etat Partie sont notifiees au Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 


c) der Vertragsstaat, dem die betreffende 
Person überstellt wird, darf von dem 
Vertragsstaat, von dem sie überstellt 
wurde, nicht verlangen, zur Rücküber- 
stellung dieser Person ein Ausliefe- 
rungsverfahren einzuleiten; 

d) der überstellten Person wird die in dem 
Vertragsstaat, dem sie überstellt 
wurde, verbrachte Haftzeit auf die 
Strafe angerechnet, die sie in dem 
Staat, von dem sie überstellt wurde, zu 
verbüßen hat. 

(12) Außer mit Zustimmung des Ver- 
tragsstaats, von dem eine Person nach 
den Absätzen 1 0 und 1 1 überstellt werden 
soll, darf diese Person, gleichviel welche 
Staatsangehörigkeit sie hat, im Hoheitsge- 
biet des Staates, dem sie überstellt wird, 
nicht wegen Handlungen, Unterlassungen 
oder Verurteilungen aus der Zeit vor ihrer 
Abreise aus dem Hoheitsgebiet des Staa- 
tes, von dem sie überstellt wurde, verfolgt, 
in Haft gehalten, bestraft oder einer sonsti- 
gen Beschränkung ihrer persönlichen Frei- 
heit unterworfen werden. 

(13) Jeder Vertragsstaat bestimmt eine 
zentrale Behörde, die verantwortlich und 
befugt ist, Rechtshilfeersuchen entgegen- 
zunehmen und sie entweder zu erledigen 
oder den zuständigen Behörden zur Er- 
ledigung zu übermitteln. Hat ein Vertrags- 
staat eine besondere Region oder ein 
besonderes Hoheitsgebiet mit einem 
unterschiedlichen Rechtshilfesystem, so 
kann er eine gesonderte zentrale Behörde 
bestimmen, welche dieselbe Aufgabe für 
die Region oder das Hoheitsgebiet wahr- 
nimmt. Die zentralen Behörden stellen die 
rasche und ordnungsgemäße Erledigung 
oder Übermittlung der eingegangenen 
Ersuchen sicher. Wenn die zentrale Behör- 
de das Ersuchen einer zuständigen Behör- 
de zur Erledigung übermittelt, fordert sie 
diese zur raschen und ordnungsgemäßen 
Erledigung des Ersuchens auf. Die für die- 
sen Zweck bestimmte zentrale Behörde 
wird von jedem Vertragsstaat bei der Hin- 
terlegung seiner Ratifikations-, Annahme-, 
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde zu 
diesem Übereinkommen dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen notifiziert. 
Die Rechtshilfeersuchen und alle damit 
zusammenhängenden Mitteilungen wer- 
den den von den Vertragsstaaten be- 
stimmten zentralen Behörden übermittelt. 
Diese Vorschrift lässt das Recht eines Ver- 
tragsstaats unberührt, zu verlangen, dass 
solche Ersuchen und Mitteilungen auf 
diplomatischem Weg und in dringenden 
Fällen, wenn die Vertragsstaaten dies ver- 
einbaren, soweit es möglich ist, über die 
Internationale Kriminalpolizeiliche Organi- 
sation an ihn gerichtet werden. 

(14) Ersuchen werden schriftlich oder, 
soweit möglich, mit jedem Mittel, mit dem 
ein Schriftstück erzeugt werden kann, in 
einer für den ersuchten Vertragsstaat an- 
nehmbaren Sprache und in einer Weise 
gestellt, die diesem Vertragsstaat die Fest- 
stellung der Echtheit erlaubt. Die für jeden 
Vertragsstaat annehmbare Sprache oder 
annehmbaren Sprachen werden von 
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it deposits its instrument of ratification, 
acceptance or approval of or accession to 
this Convention. In urgent circumstances 
and where agreed by the States Parties, 
requests may be made orally, but shall be 
confirmed in writing forthwith. 


15. A request for mutual legal assis- 
tance shall contain: 

(a) The Identity of the authority making the 
request; 

(b) The subject matter and nature of the 
Investigation, prosecution or judicial 
proceeding to which the request 
relates and the name and functions of 
the authority conducting the Investiga- 
tion, prosecution or judicial proceed- 
ing; 

(c) A summary of the relevant facts, 
except in relation to requests for the 
purpose of Service of judicial docu- 
ments; 

(d) A description of the assistance sought 
and details of any particular procedure 
that the requesting State Party wishes 
to be followed; 

(e) Where possible, the Identity, location 
and nationality of any person con- 
cerned; and 

(f) The purpose for which the evidence, 
Information or action is sought. 

16. The requested State Party may 
request additional Information when it 
appears necessary for the execution of the 
request in accordance with its domestic 
law or when it can facilitate such execu- 
tion. 

17. A request shall be executed in 
accordance with the domestic law of the 
requested State Party and, to the extent 
not contrary to the domestic law of the 
requested State Party and where possible, 
in accordance with the procedures speci- 
fied in the request. 

18. Wherever possible and consistent 
with fundamental principles of domestic 
law, when an individual is in the territory of 
a State Party and has to be heard as a wit- 
ness or expert by the judicial authorities of 
another State Party, the first State Party 
may, at the request of the other, permit the 
hearing to take place by Video Conference 
if it is not possible or desirable for the indi- 
vidual in question to appear in person in 
the territory of the requesting State Party. 
States Parties may agree that the hearing 
shall be conducted by a judicial authority 
of the requesting State Party and attended 
by a judicial authority of the requested 
State Party. 


Unies au moment oü ledit Etat Partie 
depose ses Instruments de ratification, 
d’acceptation ou d’approbation ou d’ad- 
hesion ä la presente Convention. En cas 
d’urgence et si les Etats Parties en con- 
viennent, les demandes peuvent etre faites 
oralement, mais doivent etre confirmees 
Sans delai par echt. 


15. Une demande d’entraide judiciaire 
doit contenir les renseignements suivants: 

a) La designation de l’autorite dont 
emane la demande; 

b) L’objet et la nature de l’enquete, des 
poursuites ou de la procedure judiciai- 
re auxquelles se rapporte la demande, 
ainsi que le nom et les fonctions de 
l’autorite qui en est chargee; 


c) Un resume des faits pertinents, sauf 
pour les demandes adressees aux fins 
de la signification d’actes judiciaires; 

d) Une description de l’assistance requi- 
se et le detail de toute procedure parti- 
culiere que l’Etat Partie requerant sou- 
haite voir appliquee; 

e) Si possible, l’identite, l’adresse et la 
nationalite de toute personne visee; et 

f) Le but dans lequel le temoignage, les 
informations ou les mesures sont 
demandes. 

16. L’Etat Partie requis peut demander 
un complement d’information lorsque cela 
apparaTt necessaire pour executer la de- 
mande conformement ä son droit interne 
ou lorsque cela peut faciliter l’execution de 
la demande. 

17. Toute demande est executee con- 
formement au droit interne de l’Etat Partie 
requis et, dans la mesure oü cela ne con- 
trevient pas au droit interne de l’Etat Partie 
requis et lorsque cela est possible, confor- 
mement aux procedures specifiees dans la 
demande. 

1 8. Lorsque cela est possible et confor- 
me aux principes fondamentaux du droit 
interne, si une personne qui se trouve sur 
le territoire d’un Etat Partie doit etre enten- 
due comme temoin ou comme expert par 
les autorites judiciaires d’un autre Öat Par- 
tie, le Premier Etat Partie peut, ä la deman- 
de de l’autre, autoriser son audition par 
Videoconference s’il n’est pas possible ou 
souhaitable qu’elle comparaisse en per- 
sonne sur le territoire de l’Etat Partie 
requerant. Les Etats Parties peuvent con- 
venir que l’audition sera conduite par une 
autorite judiciaire de l’Etat Partie requerant 
et qu’une autorite judiciaire de l’Etat Partie 
requis y assistera. 


jedem Vertragsstaat bei der Hinterlegung 
seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmi- 
gungs- oder Beitrittsurkunde zu diesem 
Übereinkommen dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen notifiziert. In dringen- 
den Fällen und wenn die Vertragsstaaten 
dies vereinbaren, können Ersuchen münd- 
lich gestellt werden; sie müssen jedoch 
umgehend schriftlich bestätigt werden. 

(15) Ein Rechtshilfeersuchen enthält 
folgende Angaben: 

a) die Bezeichnung der Behörde, von der 
das Ersuchen ausgeht; 

b) Gegenstand und Art der Ermittlung, 
der Strafverfolgung oder des Gerichts- 
verfahrens, auf die oder das sich das 
Ersuchen bezieht, sowie Namen und 
Aufgaben der Behörde, welche die 
Ermittlung, die Strafverfolgung oder 
das Gerichtsverfahren durchführt; 

c) eine zusammenfassende Sachver- 
haltsdarstellung, außer bei Ersuchen 
um Zustellung gerichtlicher Schrift- 
stücke; 

d) eine Beschreibung der erbetenen 
Rechtshilfe und Einzelheiten über be- 
stimmte Verfahren, die auf Wunsch des 
ersuchenden Vertragsstaats angewen- 
det werden sollen; 

e) soweit möglich, Identität, Aufenthalts- 
ort und Staatsangehörigkeit jeder be- 
troffenen Person und 

f) den Zweck, zu dem die Beweismittel, 
Informationen oder Maßnahmen er- 
beten werden. 

(16) Der ersuchte Vertragsstaat kann 
ergänzende Angaben anfordern, wenn 
dies für die Erledigung des Ersuchens 
nach seinem innerstaatlichen Recht erfor- 
derlich erscheint oder die Erledigung 
erleichtern kann. 

(17) Ein Ersuchen wird nach dem inner- 
staatlichen Recht des ersuchten Vertrags- 
staats und, soweit dieses Recht dem nicht 
entgegensteht, nach Möglichkeit entspre- 
chend den im Ersuchen bezeichneten Ver- 
fahren erledigt. 

(18) Soweit möglich und mit den 
wesentlichen Grundsätzen des innerstaat- 
lichen Rechts vereinbar, kann ein Vertrags- 
staat, wenn eine in seinem Hoheitsgebiet 
befindliche Person von den Justizbehör- 
den eines anderen Vertragsstaats als 
Zeuge oder Sachverständiger vernommen 
werden muss, auf Ersuchen dieses ande- 
ren Vertragsstaats erlauben, dass die Ver- 
nehmung über eine Videokonferenz statt- 
findet, falls das persönliche Erscheinen 
der betreffenden Person im Hoheitsgebiet 
des ersuchenden Vertragsstaats nicht 
möglich oder nicht wünschenswert ist. Die 
Vertragsstaaten können vereinbaren, dass 
die Vernehmung von einer Justizbehörde 
des ersuchenden Vertragsstaats in Gegen- 
wart einer Justizbehörde des ersuchten 
Vertragsstaats durchgeführt wird. 
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19. The requesting State Party shall not 
transmit or use information or evidence 
furnished by the requested State Party for 
investigations, prosecutions or judicial 
proceedings other than those stated in the 
request without the prior consent of the 
requested State Party. Nothing in this 
Paragraph shall prevent the requesting 
State Party from disclosing in its proceed- 
ings information or evidence that is excul- 
patory to an accused person. In the latter 
case, the requesting State Party shall noti- 
fy the requested State Party prior to the 
disclosure and, if so requested, consult 
with the requested State Party. If, in an 
exceptional case, advance notice is not 
possible, the requesting State Party shall 
inform the requested State Party of the 
disclosure without delay. 

20. The requesting State Party may 
require that the requested State Party 
keep confidential the fact and substance 
of the request, except to the extent neces- 
sary to execute the request. If the request- 
ed State Party cannot comply with the 
requirement of confidentiality, it shall 
promptly inform the requesting State 
Party. 

21. Mutual legal assistance may be 
refused: 

(a) If the request is not made in conformity 
with the provisions of this article; 

(b) If the requested State Party considers 
that execution of the request is likely to 
prejudice its sovereignty, security, 
ordre public or other essential Inter- 
ests; 


(c) If the authorities of the requested State 
Party would be prohibited by its 
domestic law from carrying out the 
action requested with regard to any 
similar offence, had it been subject to 
Investigation, prosecution or judicial 
proceedings under their own jurisdic- 
tion; 

(d) If it would be contrary to the legal Sys- 
tem of the requested State Party relat- 
ing to mutual legal assistance for the 
request to be granted. 

22. States Parties may not refuse a 
request for mutual legal assistance on the 
sole ground that the offence is also con- 
sidered to involve fiscal matters. 

23. Reasons shall be given for any 
refusal of mutual legal assistance. 

24. The requested State Party shall 
execute the request for mutual legal assis- 
tance as soon as possible and shall take 
as full account as possible of any dead- 
lines suggested by the requesting State 
Party and for which reasons are given, 
preferably in the request. The requested 
State Party shall respond to reasonable 
requests by the requesting State Party on 


19. L’Etat Partie requerant ne commu- 
nique ni n’utilise les informations ou les 
elements de preuve fournis par l’Etat Par- 
tie requis pour des enquetes, poursuites 
ou procedures judiciaires autres que celles 
visees dans la demande sans le consente- 
ment prealable de l’Etat Partie requis. Rien 
dans le present paragraphe n’empeche 
l’Etat Partie requerant de reveler, lors de la 
procedure, des informations ou des Ele- 
ments de preuve ä decharge. Dans ce der- 
nier cas, l’Etat Partie requerant avise i’Etat 
Partie requis avant la revelation et, s’il lui 
en est fait la demande, consulte l’Etat Par- 
tie requis. Si, dans un cas exceptionnel, 
une notification prealable n’est pas possi- 
ble, l’Etat Partie requerant informe sans 
retard l’Etat Partie requis de la revelation. 


20. L’Etat Partie requerant peut exiger 
que l’Etat Partie requis garde le secret sur 
la demande et sa teneur, sauf dans la 
mesure necessaire pour l’executer. Si 
l’Etat Partie requis ne peut satisfaire ä 
cette exigence, il en informe sans delai 
l’Etat Partie requerant. 


21. L’entraide judiciaire peut etre refu- 
see: 

a) Si la demande n’est pas faite confor- 
mement aux dispositions du present 
article; 

b) Si l’Etat Partie requis estime que i’exe- 
cution de la demande est susceptible 
de porter atteinte ä sa souverainete, ä 
sa securite, ä son ordre public ou ä 
d’autres interets essentiels; 


c) Au cas oü le droit interne de i’Etat Par- 
tie requis interdirait ä ses autorites de 
prendre les mesures demandees s’il 
s’agissait d’une infraction analogue 
ayant fait l’objet d’une enquete, de 
poursuites ou d’une procedure judi- 
ciaire dans le cadre de sa propre com- 
petence; 

d) Au cas oü il serait contraire au Systeme 
juridique de l’Etat Partie requis concer- 
nant l’entraide judiciaire d’accepter la 
demande. 

22. Les Etats Parties ne peuvent refuser 
une demande d’entraide judiciaire au seul 
motif que l’infraction est consideree 
comme touchant aussi ä des questions fis- 
cales. 

23. Tout refus d’entraide judiciaire doit 
etre motive. 

24. L’Etat Partie requis execute la 
demande d’entraide judiciaire aussi 
promptement que possible et tient compte 
dans toute la mesure possible de tous 
delais suggeres par l’Etat Partie requerant 
et qui sont motives, de preference dans la 
demande. L’Etat Partie requis repond aux 
demandes raisonnables de l’Etat Partie 
requerant concernant les progres faits 


(1 9) Der ersuchende Vertragsstaat über- 
mittelt oder verwendet vom ersuchten Ver- 
tragsstaat erhaltene Informationen oder 
Beweismittel nicht ohne dessen vorherige 
Zustimmung für andere als in dem Er- 
suchen bezeichnete Ermittlungen, Straf- 
verfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsver- 
fahren. Dieser Absatz hindert den er- 
suchenden Vertragsstaat nicht daran, in 
seinem Verfahren Informationen oder Be- 
weise offen zu legen, die einen Beschul- 
digten entlasten. In diesem Fali unterrich- 
tet der ersuchende Vertragsstaat, bevor er 
diese Informationen offen legt, den er- 
suchten Vertragsstaat und konsultiert die- 
sen auf Verlangen. Ist ausnahmsweise 
keine vorherige Unterrichtung möglich, so 
setzt der ersuchende Vertragsstaat den 
ersuchten Vertragsstaat unverzüglich von 
der Offenlegung in Kenntnis. 

(20) Der ersuchende Vertragsstaat kann 
verlangen, dass der ersuchte Vertragsstaat 
das Ersuchen und dessen Inhalt vertrau- 
lich behandelt, soweit die Erledigung des 
Ersuchens nichts anderes gebietet. Kann 
der ersuchte Vertragsstaat der veriangten 
Vertraulichkeit nicht entsprechen, so setzt 
er den ersuchenden Vertragsstaat umge- 
hend davon in Kenntnis. 

(21) Die Rechtshilfe kann verweigert 
werden, 

a) wenn das Ersuchen nicht in Überein- 
stimmung mit diesem Artikel gestellt 
wird; 

b) wenn der ersuchte Vertragsstaat der 
Ansicht ist, dass die Erledigung des 
Ersuchens geeignet ist, seine Souverä- 
nität, seine Sicherheit, seine öffentliche 
Ordnung (ordre public) oder andere 
wesentliche Interessen zu beeinträch- 
tigen; 

c) wenn es den Behörden des ersuchten 
Vertragsstaats nach seinem innerstaat- 
lichen Recht untersagt wäre, die Maß- 
nahme, um die ersucht wurde, in 
Bezug auf eine vergleichbare Straftat 
zu ergreifen, die Gegenstand von 
Ermittlungen, Strafverfolgungsmaß- 
nahmen oder Gerichtsverfahren unter 
seiner eigenen Gerichtsbarkeit wäre; 

d) wenn es dem Rechtshilferecht des 
ersuchten Vertragsstaats zuwiderliefe, 
dem Ersuchen stattzugeben. 

(22) Die Vertragsstaaten können ein 
Rechtshilfeersuchen nicht mit der alleini- 
gen Begründung ablehnen, dass die Straf- 
tat als eine Tat angesehen wird, die auch 
fiskalische Angelegenheiten berührt. 

(23) Die Verweigerung der Rechtshilfe 
ist zu begründen. 

(24) Der ersuchte Vertragsstaat erledigt 
das Rechtshilfeersuchen so bald wie mög- 
lich und berücksichtigt dabei so weit wie 
möglich die vom ersuchenden Vertrags- 
staat vorgeschlagenen Fristen, die vor- 
zugsweise im Ersuchen begründet wer- 
den. Der ersuchte Vertragsstaat beantwor- 
tet angemessene Nachfragen des ersu- 
chenden Vertragsstaats nach dem Stand 
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progress of its handling of the request. The 
requesting State Party shall promptly 
inform the requested State Party when the 
assistance sought is no longer required. 

25. Mutual legal assistance may be 
postponed by the requested State Party 
on the ground that it interferes with an 
ongoing Investigation, prosecution or judi- 
cial proceeding. 

26. Betöre refusing a request pursuant 
to Paragraph 21 of this article or postpon- 
ing its execution pursuant to paragraph 25 
of this article, the requested State Party 
shall consult with the requesting State 
Party to consider whether assistance may 
be granted subject to such terms and con- 
ditions as it deems necessary. If the 
requesting State Party accepts assistance 
subject to those conditions, it shall comply 
with the conditions. 

27. Without prejudice to the application 
of Paragraph 12 of this article, a witness, 
expert or other person who, at the request 
of the requesting State Party, consents to 
give evidence in a proceeding or to assist 
in an Investigation, prosecution or judicial 
proceeding in the territory of the request- 
ing State Party shall not be prosecuted, 
detained, punished or subjected to any 
other restriction of his or her personal lib- 
erty in that territory in respect of acts, 
omissions or convictions prior to his or her 
departure from the territory of the request- 
ed State Party. Such safe conduct shall 
cease when the witness, expert or other 
person having had, for a period of fifteen 
consecutive days or for any period agreed 
upon by the States Parties from the date 
on which he or she has been officially 
informed that his or her presence is no 
longer required by the judicial authorities, 
an opportunity of leaving, has nevertheless 
remained voluntarily in the territory of the 
requesting State Party or, having left it, has 
returned of his or her own free will. 


28. The ordinary costs of executing a 
request shall be borne by the requested 
State Party, unless otherwise agreed by 
the States Parties concerned. If expenses 
of a substantial or extraordinary nature are 
or will be required to fulfil the request, the 
States Parties shall consult to determine 
the terms and conditions under which the 
request will be executed, as well as the 
manner in which the costs shall be borne. 


29. The requested State Party: 

(a) Shall provide to the requesting State 
Party copies of government records, 
documents or Information in its pos- 
session that under its domestic law are 
available to the general public; 


dans l’execution de la demande. Quand 
l’entraide demandee n’est plus necessaire, 
l’Etat Partie requerant en informe 
promptement l’Etat Partie requis. 


25. L’entraide judiciaire peut etre diffe- 
ree par l’Etat Partie requis au motif qu’elle 
entraverait une enquete, des poursuites ou 
une procedure judiciaire en cours. 


26. Avant de refuser une demande en 
vertu du paragraphe 21 du present article 
ou d’en differer l’execution en vertu de son 
paragraphe 25, l’Etat Partie requis etudie 
avec l’Etat Partie requerant la possibilite 
d’accorder l’entraide sous reserve des 
conditions qu’il juge necessaires. Si l’Etat 
Partie requerant accepte l’entraide sous 
reserve de ces conditions, il se conforme ä 
ces dernieres. 


27. Sans prejudice de l’application du 
paragraphe 12 du present article, un 
temoin, un expert ou une autre personne 
qui, ä la demande de l’Etat Partie reque- 
rant, consent ä deposer au cours d’une 
procedure ou ä collaborer ä une enquete, ä 
des poursuites ou ä une procedure judi- 
ciaire sur le territoire de l’Etat Partie reque- 
rant ne sera pas poursuivi, detenu, puni ou 
soumis ä d’autres restrictions ä sa liberte 
personnelle sur ce territoire ä raison 
d’actes, d’omissions ou de condamna- 
tions anterieurs ä son depart du territoire 
de l’Etat Partie requis. Cette immunite 
cesse lorsque le temoin, l’expert ou ladite 
personne ayant eu, pour une periode de 
quinze jours consecutifs ou pour toute 
autre periode convenue par les Etats Par- 
ties, ä compter de la date ä laquelle ils ont 
ete officiellement informes que leur pre- 
sence n’etait plus requise par les autorites 
judiciaires, la possibilite de quitter le terri- 
toire de l’Etat Partie requerant, y sont 
neanmoins demeures volontairement ou, 
l’ayant quitte, y sont revenus de leur plein 
gre. 


28. Les frais ordinaires encourus pour 
executer une demande sont ä la Charge de 
l’Etat Partie requis, ä moins qu’il n’en soit 
convenu autrement entre les Etats Parties 
concernes. Lorsque des depenses impor- 
tantes ou extraordinaires sont ou se reve- 
lent ulterieurement necessaires pour exe- 
cuter la demande, les Etats Parties se con- 
sultent pour fixer les conditions selon les- 
quelles la demande sera executee, ainsi 
que la maniere dont les frais seront assu- 
mes. 

29. L’Etat Partie requis: 

a) Fournit ä l’Etat Partie requerant copies 
des dossiers, documents ou rensei- 
gnements administratifs en sa posses- 
sion et auxquels, en vertu de son droit 
interne, le public a acces; 


der Bearbeitung des Ersuchens. Der ersu- 
chende Vertragsstaat setzt den ersuchten 
Vertragsstaat umgehend davon in Kennt- 
nis, wenn die erbetene Rechtshilfe nicht 
mehr notwendig ist. 

(25) Die Rechtshilfe kann vom ersuch- 
ten Vertragsstaat mit der Begründung auf- 
geschoben werden, dass sie laufende 
Ermittlungen, Strafverfolgungsmaßnahmen 
oder Gerichtsverfahren beeinträchtigt. 

(26) Bevor der ersuchte Vertragsstaat 
ein Ersuchen nach Absatz 21 ablehnt oder 
seine Erledigung nach Absatz 25 auf- 
schiebt, konsultiert er den ersuchenden 
Vertragsstaat, um festzustellen, ob die 
Rechtshilfe unter den von ihm als erforder- 
lich erachteten Bedingungen geleistet 
werden kann. Nimmt der ersuchende Ver- 
tragsstaat die Rechtshilfe unter diesen 
Bedingungen an, so muss er sich an die 
Bedingungen halten. 

(27) Unbeschadet der Anwendung des 
Absatzes 12 dürfen Zeugen, Sachverstän- 
dige oder andere Personen, die bereit 
sind, auf Ersuchen des ersuchenden Ver- 
tragsstaats im Hoheitsgebiet des ersu- 
chenden Vertragsstaats in einem Verfahren 
auszusagen oder bei Ermittlungen, Straf- 
verfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsver- 
fahren mitzuwirken, in diesem Hoheits- 
gebiet wegen Handlungen, Unterlassun- 
gen oder Verurteilungen aus der Zeit vor 
ihrer Abreise aus dem Hoheitsgebiet des 
ersuchten Vertragsstaats weder verfolgt 
noch in Haft gehalten, bestraft oder einer 
sonstigen Beschränkung ihrer persön- 
lichen Freiheit unterworfen werden. Dieses 
freie Geleit endet, wenn die Zeugen, Sach- 
verständigen oder anderen Personen wäh- 
rend fünfzehn aufeinander folgender Tage 
oder während einer anderen von den Ver- 
tragsstaaten vereinbarten Zeitspanne, 
nachdem ihnen amtlich mitgeteilt wurde, 
dass ihre Anwesenheit von den Justiz- 
behörden nicht länger verlangt wird, die 
Möglichkeit gehabt haben, das Hoheits- 
gebiet des ersuchenden Staates zu verlas- 
sen, und trotzdem freiwillig dort bleiben 
oder wenn sie nach Verlassen dieses 
Gebiets freiwillig dorthin zurückgekehrt 
sind. 

(28) Der ersuchte Vertragsstaat trägt 
die gewöhnlichen Kosten der Erledigung 
eines Ersuchens, sofern die Vertragsstaa- 
ten nichts anderes vereinbaren. Sind oder 
werden bei der Erledigung eines Ersu- 
chens erhebliche oder außergewöhnliche 
Aufwendungen erforderlich, so konsultie- 
ren die Vertragsstaaten einander, um fest- 
zulegen, unter welchen Bedingungen das 
Ersuchen erledigt wird und auf welche 
Weise die Kosten getragen werden. 

(29) Der ersuchte Vertragsstaat 

a) stellt dem ersuchenden Vertragsstaat 
Abschriften von amtlichen Unterlagen, 
Schriftstücken oder Informationen zur 
Verfügung, die sich in seinem Besitz 
befinden und die nach seinem inner- 
staatlichen Recht der Allgemeinheit zu- 
gänglich sind; 
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(b) May, at its discretion, provide to the 
requesting State Party in whole, in part 
or subject to such conditions as it 
deems appropriate, copies of any gov- 
ernment records, documents or infor- 
mation in its possession that under its 
domestic law are not available to the 
general public. 


30. States Parties shall consider, as 
may be necessary, the possibility of con- 
cluding bilateral or multilateral agreements 
or arrangements that would serve the pur- 
poses of, give practical effect to or 
enhance the provisions of this article. 

Article 19 

Joint investigations 

States Parties shall consider concluding 
bilateral or multilateral agreements or 
arrangements whereby, in relation to mat- 
ters that are the subject of investigations, 
prosecutions or judicial proceedings in 
one or more States, the competent author- 
ities concerned may establish joint inves- 
tigative bodies. In the absence of such 
agreements or arrangements, joint investi- 
gations may be undertaken by agreement 
on a case-by-case basis. The States Par- 
ties involved shall ensure that the sover- 
eignty of the State Party in whose territory 
such Investigation is to take place is fully 
respected. 


Article 20 

Special investigative techniques 

1 . If permitted by the basic principles of 
its domestic legal System, each State 
Party shall, within its possibilities and 
under the conditions prescribed by its 
domestic law, take the necessary meas- 
ures to allow for the appropriate use of 
controlied delivery and, where it deems 
appropriate, for the use of other special 
investigative techniques, such as electron- 
ic or other forms of surveillance and under- 
cover operations, by its competent author- 
ities in its territory for the purpose of effec- 
tively combating organized crime. 


2. For the purpose of investigating the 
offences covered by this Convention, 
States Parties are encouraged to con- 
clude, when necessary, appropriate bilat- 
eral or multilateral agreements or arrange- 
ments for using such special investigative 
techniques in the context of Cooperation at 
the international level. Such agreements or 
arrangements shall be concluded and 
implemented in full compliance with the 
principle of sovereign equality of States 
and shall be carried out strictly in accor- 
dance with the terms of those agreements 
or arrangements. 


b) Peut, ä son gre, fournir ä l’Etat Partie 
requerant integralement, en partie ou 
aux conditions qu’il estime appro- 
priees, copies de tous dossiers, docu- 
ments ou renseignements administra- 
tifs en sa possession et auxquels, en 
vertu de son droit interne, le public n’a 
pas acces. 


30. Les Etats Parties envisagent, s’il y a 
lieu, la possibilite de conclure des accords 
ou des arrangements bilateraux ou multila- 
teraux qui servent les objectifs et les dis- 
positions du present article, leur donnent 
un effet pratique ou les renforcent. 


Article 19 

Enquetes conjointes 

Les Etats Parties envisagent de conclure 
des accords ou arrangements bilateraux 
ou multilateraux en vertu desquels, pour 
les affaires qui font l’objet d’enquetes, de 
poursuites ou de procedures judiciaires 
dans un ou plusieurs Etats, les autorites 
competentes concernees peuvent etablir 
des instances d’enquetes conjointes. En 
l’absence de tels accords ou arrange- 
ments, des enquetes conjointes peuvent 
etre decidees au cas par cas. Les Etats 
Parties concernes veillent ä ce que la sou- 
verainete de l’Etat Partie sur le territoire 
duquel l’enquete doit se derouler soit plei- 
nement respectee. 


Article 20 

Techniques d’enquete speciales 

1. Si les principes fondamentaux de 
son Systeme juridique national le permet- 
tent, chaque Etat Partie, compte tenu de 
ses possibilites et conformement aux con- 
ditions prescrites dans son droit interne, 
prend les mesures necessaires pour per- 
mettre le recours approprie aux livraisons 
surveillees et, lorsqu’il le juge approprie, le 
recours ä d’autres techniques d’enquete 
speciales, telles que la surveillance elec- 
tronique ou d’autres formes de surveillance 
et les operations d’infiltration, par ses 
autorites competentes sur son territoire en 
vue de combattre efficacement la crimina- 
lite organisee. 


2. Aux fins des enquetes sur les 
infractions visees par la presente Conven- 
tion, les Etats Parties sont encourages ä 
conclure, si necessaire, des accords ou 
arrangements bilateraux ou multilateraux 
appropries pour recourir aux techniques 
d’enquete speciales dans le cadre de la 
Cooperation internationale. Ces accords 
ou arrangements sont conclus et appli- 
ques dans le plein respect du principe de 
l’egalite souveraine des Etats et ils sont 
mis en oeuvre dans le strict respect des 
dispositions qu’ils contiennent. 


b) kann dem ersuchenden Vertragsstaat 
nach eigenem Ermessen Abschriften 
von amtlichen Unterlagen, Schriftstü- 
cken oder Informationen, die sich in 
seinem Besitz befinden und die nach 
seinem innerstaatlichen Recht nicht 
der Allgemeinheit zugänglich sind, 
ganz, teilweise oder unter den von ihm 
als angemessen erachteten Bedingun- 
gen zur Verfügung stellen. 

(30) Die Vertragsstaaten prüfen gege- 
benenfalls die Möglichkeit des Abschlus- 
ses zwei- oder mehrseitiger Übereinkünf- 
te, die den Zwecken dieses Artikels die- 
nen, ihn praktisch wirksam machen oder 
seine Bestimmungen verstärken. 

Artikel 19 

Gemeinsame Ermittlungen 

Die Vertragsstaaten prüfen den Ab- 
schluss zwei- oder mehrseitiger Überein- 
künfte, nach denen die zuständigen 
Behörden in Bezug auf Angelegenheiten, 
die Gegenstand von Ermittlungen, Straf- 
verfolgungsmaßnahmen oder Gerichtsver- 
fahren in einem oder mehreren Staaten 
sind, gemeinsame Ermittlungsorgane er- 
richten können. In Ermangelung derartiger 
Übereinkünfte können gemeinsame Er- 
mittlungen von Fall zu Fall vereinbart wer- 
den. Die beteiligten Vertragsstaaten stellen 
sicher, dass die Souveränität des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet diese 
Ermittlungen stattfinden sollen, unein- 
geschränkt geachtet wird. 

Artikel 20 

Besondere Ermittlungsmethoden 

(1) Sofern es die wesentlichen Grund- 
sätze seiner innerstaatlichen Rechtsord- 
nung zulassen, trifft jeder Vertragsstaat im 
Rahmen seiner Möglichkeiten und unter 
den in seinem innerstaatlichen Recht vor- 
geschriebenen Bedingungen die erforder- 
lichen Maßnahmen, um die angemessene 
Anwendung der kontrollierten Lieferung 
und, soweit er dies für zweckmäßig erach- 
tet, anderer besonderer Ermittlungsmetho- 
den, wie elektronische oder andere For- 
men der Überwachung und verdeckte 
Ermittlungen, durch seine zuständigen 
Behörden in seinem Hoheitsgebiet zum 
Zweck der wirksamen Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität zu ermöglichen. 

(2) Zum Zweck der Ermittlung wegen 
Straftaten nach diesem Übereinkommen 
wird den Vertragsstaaten nahe gelegt, falls 
erforderlich, geeignete zwei- oder mehr- 
seitige Übereinkünfte für die Anwendung 
solcher besonderen Ermittlungsmethoden 
im Rahmen der Zusammenarbeit auf inter- 
nationaler Ebene zu schließen. Diese 
Übereinkünfte werden unter uneinge- 
schränkter Beachtung des Grundsatzes 
der souveränen Gleichheit der Staaten 
geschlossen und angewendet und streng 
nach den Bestimmungen dieser Überein- 
künfte ausgeführt. 
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3. In the absence of an agreement or 
arrangement as set forth in paragraph 2 of 
this article, decisions to use such special 
investigative techniques at the internation- 
al level shall be made on a case-by-case 
basis and may, when necessary, take into 
consideration financial arrangements and 
understandings with respect to the exer- 
cise of jurisdiction by the States Parties 
concerned. 

4. Decisions to use controlied delivery 
at the international level may, with the con- 
sent of the States Parties concerned, 
include methods such as intercepting and 
allowing the goods to continue intact or be 
removed or replaced in whole or in part. 


Article 21 

Transfer of criminal proceedings 

States Parties shall consider the possi- 
bility of transferring to one another pro- 
ceedings for the prosecution of an offenes 
covered by this Convention in cases where 
such transfer is considered to be in the 
Interests of the proper administration of 
justice, in particular in cases where several 
jurisdictions are involved, with a view to 
concentrating the prosecution. 


Article 22 

Establishment of criminal record 

Each State Party may adopt such leg- 
islative or other measures as may be nec- 
essary to take into consideration, under 
such terms as and for the purpose that it 
deems appropriate, any previous convic- 
tion in another State of an alleged offender 
for the purpose of using such Information 
in criminal proceedings relating to an 
offenes covered by this Convention. 


Article 23 

Criminalization 
of obstruction of justice 

Each State Party shall adopt such leg- 
islative and other measures as may be 
necessary to establish as criminal 
offences, when committed intentionally: 

(a) The use of physical force, threats or 
intimidation or the promise, offering or 
giving of an undue advantage to 
induce false testimony or to interfere in 
the giving of testimony or the produc- 
tion of evidence in a proceeding in rela- 
tion to the Commission of offences 
covered by this Convention; 


3. En l’absence d’accords ou d’arran- 
gements vises au paragraphe 2 du present 
article, les decisions de recourir ä des 
techniques d’enquete speciales au niveau 
international sont prises au cas par cas et 
peuvent, si necessaire, tenir compte d’en- 
tentes et d’arrangements financiers quant 
ä l’exercice de leur competence par les 
Etats Parties Interesses. 

4. Les livraisons surveillees auxquelles 
il est decide de recourir au niveau interna- 
tional peuvent inclure, avec le consente- 
ment des Etats Parties concernes, des 
methodes telles que l’interception des 
marchandises et l’autorisation de la pour- 
suite de leur acheminement, sans altera- 
tion ou apres soustraction ou remplace- 
ment de la totalite ou d’une partie de ces 
marchandises. 


Article 21 

Transfert des procedures penales 

Les Etats Parties envisagent la possibili- 
te de se transferer mutuellement les proce- 
dures relatives ä la poursuite d’une 
infraction visee par la presente Convention 
dans les cas oü ce transfert est juge 
necessaire dans l’interet d’une bonne 
administration de la justice et, en particu- 
lier lorsque plusieurs juridictions sont con- 
cernees, en vue de centraliser les pour- 
suites. 


Article 22 

Etablissement 
des antecedents judiciaires 

Chaque Etat Partie peut adopter les 
mesures legislatives ou autres qui sont 
necessaires pour tenir compte, dans les 
conditions et aux fins qu’il juge appropriees, 
de toute condamnation dont l’auteur pre- 
sume d’une infraction aurait anterieure- 
ment fait l’objet dans un autre Etat, afin 
d’utiliser cette Information dans le cadre 
d’une procedure penale relative ä une 
infraction visee par la presente Conven- 
tion. 


Article 23 

Incrimination de l’entrave 
au bon fonctionnement de la justice 

Chaque Etat Partie adopte les mesures 
legislatives et autres qui sont necessaires 
pour conferer le caractere d’infraction 
penale, lorsque les actes ont ete commis 
intentionnellement: 

a) Au fait de recourir ä la force physique, 
ä des menaces ou ä l’intimidation ou 
de promettre, d’offrir ou d’accorder un 
avantage indu pour obtenir un faux 
temoignage ou empecher un temoi- 
gnage ou la presentation d’elements 
de preuve dans une procedure en rap- 
port avec la Commission d’infractions 
visees par la presente Convention; 


(3) In Ermangelung einer Übereinkunft 
nach Absatz 2 werden Entscheidungen 
über die Anwendung solcher besonderen 
Ermittlungsmethoden auf internationaler 
Ebene von Fall zu Fall getroffen und kön- 
nen, falls erforderlich, finanzielle Verein- 
barungen und Absprachen im Flinblick auf 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit durch 
die betreffenden Vertragsstaaten in Be- 
tracht ziehen. 

(4) Entscheidungen über die Anwen- 
dung der kontrollierten Lieferung auf inter- 
nationaler Ebene können mit Zustimmung 
der betreffenden Vertragsstaaten auch 
Methoden umfassen, bei denen die Güter 
beispielsweise abgefangen und derart zur 
Weiterbeförderung freigegeben werden, 
dass sie entweder unangetastet bleiben 
oder ganz oder teilweise entfernt oder 
ersetzt werden. 


Artikel 21 

Übertragung von Strafverfahren 

Die Vertragsstaaten prüfen die Möglich- 
keit, einander Verfahren zur Strafverfol- 
gung wegen einer Straftat nach diesem 
Übereinkommen in Fällen zu übertragen, in 
denen die Übertragung dem Interesse 
einer geordneten Rechtspflege dienlich 
erscheint, insbesondere in Fällen, in denen 
mehrere Gerichtsbarkeiten betroffen sind, 
mit dem Ziel, die Strafverfahren zu konzen- 
trieren. 


Artikel 22 

Feststellung von Vorstrafen 

Jeder Vertragsstaat kann die erforder- 
lichen gesetzgeberischen und anderen 
Maßnahmen treffen, um unter den Bedin- 
gungen und zu den Zwecken, die er für 
angemessen erachtet, frühere Verurteilun- 
gen einer verdächtigen Person in einem 
anderen Staat zu berücksichtigen, um 
diese Information in Strafverfahren im 
Zusammenhang mit einer Straftat nach 
diesem Übereinkommen zu verwenden. 


Artikel 23 

Kriminalisierung der 
Behinderung der Justiz 

Jeder Vertragsstaat trifft die erforder- 
lichen gesetzgeberischen und anderen 
Maßnahmen, um folgende Flandlungen, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten 
zu umschreiben: 

a) die Anwendung von körperlicher Ge- 
walt, Bedrohungen oder Einschüchte- 
rung oder das Versprechen, Anbieten 
oder Gewähren eines ungerechtfertig- 
ten Vorteils, um in einem Verfahren im 
Zusammenhang mit der Begehung von 
Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men eine Falschaussage herbeizufüh- 
ren oder eine Aussage oder die Vorlage 
von Beweismaterial zu verhindern; 
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(b) The use of physical force, threats or 
intimidation to interfere with the exer- 
cise of official duties by a justice or law 
enforcement official in relation to the 
Commission of offences covered by 
this Convention. Nothing in this sub- 
paragraph shall prejudice the right of 
States Parties to have legislation that 
protects other categories of public offi- 
cials. 


Article 24 

Protection of witnesses 

1 . Each State Party shall take appropri- 
ate measures within its means to provide 
effective protection from potential retalia- 
tion or intimidation for witnesses in crimi- 
nal proceedings who give testimony con- 
cerning offences covered by this Conven- 
tion and, as appropriate, for their relatives 
and other persons dose to them. 


2. The measures envisaged in Para- 
graph 1 of this article may include, inter 
alia, without prejudice to the rights of the 
defendant, including the right to due 
process: 

(a) Establishing procedures for the physi- 
cal protection of such persons, such 
as, to the extent necessary and feasi- 
ble, relocating them and permitting, 
where appropriate, non-disclosure or 
limitations on the disclosure of Infor- 
mation concerning the Identity and 
whereabouts of such persons; 


(b) Providing evidentiary rules to permit 
witness testimony to be given in a 
manner that ensures the safety of the 
witness, such as permitting testimony 
to be given through the use of Commu- 
nications technology such as video 
links or other adequate means. 

3. States Parties shall consider entering 
into agreements or arrangements with 
other States for the relocation of persons 
referred to in paragraph 1 of this article. 

4. The provisions of this article shall 
also apply to victims insofar as they are 
witnesses. 


Article 25 

Assistance to 
and protection of victims 

1 . Each State Party shall take appropri- 
ate measures within its means to provide 
assistance and protection to victims of 
offences covered by this Convention, in 
particular in cases of threat of retaiiation or 
intimidation. 


b) Au fait de recourir ä la force physique, 
ä des menaces ou ä l’intimidation pour 
empecher un agent de la justice ou un 
agent des Services de detection et de 
repression d’exercer les devoirs de leur 
Charge lors de la Commission d’in- 
fractions visees par la presente Con- 
vention. Rien dans le present alinea ne 
porte atteinte au droit des Etats Parties 
de disposer d’une legislation destinee 
ä proteger d’autres categories d’agents 
publics. 

Article 24 

Protection des temoins 

1. Chaque Etat Partie prend, dans la 
limite de ses moyens, des mesures appro- 
priees pour assurer une protection efficace 
contre des actes eventuels de represailles 
ou d’intimidation aux temoins qui, dans le 
cadre de procedures penales, font un 
temoignage concernant les infractions 
visees par la presente Convention et, le 
cas echeant, ä leurs parents et ä d’autres 
personnes qui leur sont proches. 

2. Les mesures envisagees au para- 
graphe 1 du present article peuvent con- 
sister notamment, sans prejudice des 
droits du defendeur, y compris du droit ä 
une procedure reguliere: 

a) Ä etablir, pour la protection physique 
de ces personnes, des procedures 
visant notamment, seien les besoins et 
dans la mesure du possible, ä leur 
fournir un nouveau domicile et ä per- 
mettre, le cas echeant, que les rensei- 
gnements concernant leur identite et le 
lieu oü elles se trouvent ne soient pas 
divulgues ou que leur divulgation seit 
limitee; 

b) Ä prevoir des regles de preuve qui per- 
mettent aux temoins de deposer d’une 
maniere qui garantisse leur securite, 
notamment ä les autoriser ä deposer 
en recourant ä des techniques de com- 
munication telles que les liaisons video 
ou ä d’autres moyens adequats. 

3. Les Etats Parties envisagent de con- 
clure des arrangements avec d’autres 
Etats en vue de fournir un nouveau domi- 
cile aux personnes mentionnees au para- 
graphe 1 du present article. 

4. Les dispositions du present article 
s’appliquent egalement aux victimes lors- 
qu’elles sont temoins. 


Article 25 

Octroi d’une assistance 
et d’une protection aux victimes 

1. Chaque Etat Partie prend, dans la 
limite de ses moyens, des mesures appro- 
priees pour preter assistance et accorder 
protection aux victimes d’infractions 
visees par la presente Convention, en par- 
ticulier dans les cas de menace de repre- 
sailles ou d’intimidation. 


b) die Anwendung von körperlicher Ge- 
walt, Bedrohungen oder Einschüchte- 
rung, um im Zusammenhang mit der 
Begehung von Straftaten nach diesem 
Übereinkommen einen Justiz- oder 
Polizeibeamten an der Ausübung sei- 
ner Dienstpflichten zu hindern. Das 
Recht der Vertragsstaaten, Rechtsvor- 
schriften zu haben, die andere Kate- 
gorien von Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes schützen, bleibt von 
dieser Bestimmung unberührt. 


Artikel 24 
Zeugenschutz 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen 
seiner Möglichkeiten geeignete Maßnah- 
men, um Zeugen in Strafverfahren, die 
über Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men aussagen, sowie gegebenenfalls 
ihren Verwandten und anderen ihnen nahe 
stehenden Personen wirksamen Schutz 
vor möglicher Vergeltung oder Einschüch- 
terung zu gewähren. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Maß- 
nahmen können unbeschadet der Rechte 
des Beschuldigten, einschließlich des 
Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfah- 
ren, unter anderem Folgendes umfassen: 

a) Verfahren zum physischen Schutz der 
betreffenden Personen, beispielsweise, 
soweit notwendig und durchführbar, 
ihre ümsiedlung und gegebenenfalls 
die Erteilung der Erlaubnis, dass Infor- 
mationen betreffend die Identität und 
den Aufenthaltsort dieser Personen 
nicht oder nur in beschränktem Maß 
offen gelegt werden; 

b) Beweisregeln, die Zeugenaussagen in 
einer Weise ermöglichen, welche die 
Sicherheit des Zeugen gewährleistet, 
beispielsweise indem Aussagen unter 
Einsatz von Kommunikationstechnolo- 
gien wie Videoverbindungen oder 
anderen geeigneten Mitteln erlaubt 
werden. 

(3) Die Vertragsstaaten erwägen, mit 
anderen Staaten Übereinkünfte über die 
ümsiedlung der in Absatz 1 genannten 
Personen zu schließen. 

(4) Dieser Artikel findet auch auf Opfer 
Anwendung, sofern sie Zeugen sind. 


Artikel 25 

Hilfe und Schutz für Opfer 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen 
seiner Möglichkeiten geeignete Maßnah- 
men, um den Opfern von Straftaten nach 
diesem Übereinkommen insbesondere im 
Fall der Androhung von Vergeltung oder 
der Einschüchterung Hilfe und Schutz zu 
gewähren. 
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2. Each State Party shall establish 
appropriate procedures to provide access 
to compensation and restitution for victims 
of offences covered by this Convention. 

3. Each State Party shall, subject to its 
domestic law, enable views and concerns 
of victims to be presented and considered 
at appropriate stages of criminal proceed- 
ings against offenders in a manner not 
prejudicial to the rights of the defence. 


Article 26 
Measures 

to enhance Cooperation 
with law enforcement authorities 

1 . Each State Party shall take appropri- 
ate measures to encourage persons who 
participate or who have participated in 
organized criminal groups: 

(a) To supply Information usefui to compe- 
tent authorities for investigative and 
evidentiary purposes on such matters 
as: 

(i) The Identity, nature, composition, 
structure, location or activities of 
organized criminal groups; 

(ii) Links, including international links, 
with other organized criminal 
groups; 

(iii) Offences that organized criminal 
groups have committed or may 
commit; 

(b) To provide factual, concrete help to 
competent authorities that may con- 
tribute to depriving organized criminal 
groups of their resources or of the pro- 
ceeds of crime. 

2. Each State Party shall consider pro- 
viding for the possibility, in appropriate 
cases, of mitigating punishment of an 
accused person who provides substantial 
Cooperation in the Investigation or prose- 
cution of an offence covered by this Con- 
vention. 

3. Each State Party shall consider pro- 
viding for the possibility, in accordance 
with fundamental principles of its domestic 
law, of granting immunity from prosecution 
to a person who provides substantial 
Cooperation in the Investigation or prose- 
cution of an offence covered by this Con- 
vention. 

4. Protection of such persons shall be 
as provided for in article 24 of this Conven- 
tion. 

5. Where a person referred to in Para- 
graph 1 of this article located in one State 
Party can provide substantial Cooperation 
to the competent authorities of another 
State Party, the States Parties concerned 
may consider entering into agreements or 


2. Chaque Etat Partie etablit des proce- 
dures appropriees pour permettre aux 
victimes d’infractions visees par la presen- 
te Convention d’obtenir reparation. 

3. Chaque Etat Partie, sous reserve de 
son droit interne, fait en sorte que les avis 
et preoccupations des victimes soient pre- 
sentes et pris en compte aux stades 
appropries de la procedure penale enga- 
gee contre les auteurs d’infractions, d’une 
maniere qui ne porte pas prejudice aux 
droits de la defense. 

Article 26 

Mesures propres ä renforcer 
la Cooperation avec les Services 
de detection et de repression 

1 . Chaque Etat Partie prend des mesu- 
res appropriees pour encourager les per- 
sonnes qui participent ou ont participe ä 
des groupes criminels organises: 

a) Ä fournir des informations utiles aux 
autorites competentes ä des fins d’en- 
quete et de recherche de preuves sur 
des questions telles que: 

i) L’identite, la nature, la composition, 
la structure ou les activites des 
groupes criminels organises, ou le 
lieu oü ils se trouvent; 

ii) Les liens, y compris ä i’echelon 
international, avec d’autres groupes 
criminels organises; 

iii) Les infractions que les groupes cri- 
minels organises ont commises ou 
pourraient commettre; 

b) Ä fournir une aide factuelle et concrete 
aux autorites competentes, qui pour- 
rait contribuer ä priver les groupes cri- 
minels organises de leurs ressources 
ou du produit du crime. 

2. Chaque Etat Partie envisage de pre- 
voir la possibilite, dans les cas appropries, 
d’alleger la peine dont est passible un pre- 
venu qui coopere de maniere substantielle 
ä l’enquete ou aux poursuites relatives ä 
une infraction visee par la presente Con- 
vention. 

3. Chaque Etat Partie envisage de pre- 
voir la possibilite, conformement aux prin- 
cipes fondamentaux de son droit interne, 
d’accorder l’immunite de poursuites ä une 
personne qui coopere de maniere sub- 
stantielle ä l’enquete ou aux poursuites 
relatives ä une infraction visee par la pre- 
sente Convention. 

4. La protection de ces personnes est 
assuree comme le prevoit l’article 24 de la 
presente Convention. 

5. Lorsqu’une personne qui est visee 
au paragraphe 1 du present article et se 
trouve dans un Etat Partie peut apporter 
une Cooperation substantielle aux autori- 
tes competentes d’un autre Etat Partie, les 
Etats Parties concernes peuvent envisager 


(2) Jeder Vertragsstaat schafft geeig- 
nete Verfahren, um den Opfern der Straf- 
taten nach diesem Übereinkommen Zu- 
gang zu Entschädigung und Rückerstat- 
tung zu gewähren. 

(3) Jeder Vertragsstaat ermöglicht vor- 
behaltlich seines innerstaatlichen Rechts, 
dass die Auffassungen und Anliegen der 
Opfer in geeigneten Abschnitten des Straf- 
verfahrens gegen die Täter auf eine Weise, 
welche die Rechte der Verteidigung nicht 
beeinträchtigt, vorgetragen und behandelt 
werden. 

Artikel 26 
Maßnahmen zur 

Verstärkung der Zusammenarbeit 
mit den Strafverfolgungsbehörden 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft geeignete 
Maßnahmen, um Personen, die an organi- 
sierten kriminellen Gruppen beteiligt sind 
oder waren, zu ermutigen, 

a) den zuständigen Behörden beispiels- 
weise zu folgenden Fragen für Ermitt- 
lungs- und Beweiszwecke nützliche 
Informationen zu liefern: 

i) Identität, Art, Zusammensetzung, 
Struktur, Standort oder Tätigkeiten 
organisierter krimineller Gruppen; 

ii) Verbindungen, einschließlich inter- 
nationaler Verbindungen, zu ande- 
ren organisierten kriminellen Grup- 
pen; 

iii) Straftaten, die organisierte krimi- 
nelle Gruppen begangen haben 
oder begehen könnten; 

b) den zuständigen Behörden sachbezo- 
gene, konkrete Hilfe zu gewähren, die 
dazu beitragen könnte, organisierten 
kriminellen Gruppen ihre Ressourcen 
oder die Erträge aus Straftaten zu ent- 
ziehen. 

(2) Jeder Vertragsstaat zieht in Erwä- 
gung, in geeigneten Fällen die Möglichkeit 
der Strafmilderung für Angeklagte vor- 
zusehen, die bei den Ermittlungen oder bei 
der Strafverfolgung in Bezug auf eine 
Straftat nach diesem Übereinkommen 
erhebliche Zusammenarbeit leisten. 

(3) Jeder Vertragsstaat zieht in Erwä- 
gung, im Einklang mit den wesentlichen 
Grundsätzen seines innerstaatlichen Rechts 
die Möglichkeit vorzusehen, dass einer 
Person, die bei den Ermittlungen oder bei 
der Strafverfolgung in Bezug auf eine 
Straftat nach diesem Übereinkommen 
erhebliche Zusammenarbeit leistet, Immu- 
nität von der Strafverfolgung gewährt wird. 

(4) Der Schutz dieser Personen wird 
nach Artikel 24 gewährleistet. 

(5) Kann eine in Absatz 1 genannte Per- 
son, die sich in einem Vertragsstaat auf- 
hält, den zuständigen Behörden eines 
anderen Vertragsstaats erhebliche Zusam- 
menarbeit gewähren, so können die be- 
treffenden Vertragsstaaten erwägen, im 
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arrangements, in accordance with their 
domestic law, concerning the potential 
Provision by the other State Party of the 
treatment set forth in paragraphs 2 and 3 
of this article. 

Article 27 

Law enforcement Cooperation 

1 . States Parties shall cooperate close- 
ly with one another, consistent with their 
respective domestic legal and administra- 
tive Systems, to enhance the effectiveness 
of law enforcement action to combat the 
offences covered by this Convention. Each 
State Party shall, in particular, adopt effec- 
tive measures: 

(a) To enhance and, where necessary, to 
establish channels of communication 
between their competent authorities, 
agencies and Services in Order to facil- 
itate the secure and rapid exchange of 
Information concerning all aspects of 
the offences covered by this Conven- 
tion, including, if the States Parties 
concerned deem it appropriate, links 
with other criminal activities; 


(b) To cooperate with other States Parties 
in conducting inquiries with respect to 
offences covered by this Convention 
concerning: 

(i) The Identity, whereabouts and 
activities of persons suspected of 
involvement in such offences orthe 
location of other persons con- 
cerned; 

(ii) The movement of proceeds of 
crime or property derived from the 
Commission of such offences; 

(iii) The movement of property, equip- 
ment or other instrumentalities 
used or intended for use in the 
Commission of such offences; 

(c) To provide, when appropriate, neces- 
sary items or quantities of substances 
for analytical or investigative purposes; 

(d) To facilitate effective coordination 
between their competent authorities, 
agencies and Services and to promote 
the exchange of personnel and other 
experts, including, subject to bilateral 
agreements or arrangements between 
the States Parties concerned, the 
posting of liaison officers; 

(e) To exchange Information with other 
States Parties on specific means and 
methods used by organized criminal 
groups, including, where applicable, 
routes and conveyances and the use of 


de conclure des accords ou arrangements, 
conformement ä leur droit interne, concer- 
nant l’eventuel octroi par l’autre Etat Partie 
du traitement decrit aux paragraphes 2 
et 3 du present article. 

Article 27 

Cooperation entre les Services 
de detection et de repression 

1. Les Etats Parties cooperent etroite- 
ment, conformement ä leurs systemes juri- 
diques et administratifs respectifs, en vue 
de renforcer l’efficacite de la detection et 
de la repression des infractions visees par 
la presente Convention. En particulier, 
chaque Etat Partie adopte des mesures 
efficaces pour; 

a) Renforcer ou, si necessaire, etablir des 
voies de communication entre ses 
autorites, organismes et Services com- 
petents pour faciliter l’echange sür et 
rapide d’informations concernant tous 
les aspects des infractions visees par 
la presente Convention, y compris, si 
les Etats Parties concernes le jugent 
approprie, les liens avec d’autres acti- 
vites criminelles; 


b) Cooperer avec d’autres Etats Parties, 
s’agissant des infractions visees par la 
presente Convention, dans la conduite 
d’enquetes concernant les points sui- 
vants; 

i) Identite et activites des personnes 
soupgonnees d’implication dans 
lesdites infractions, lieu oü eiles se 
trouvent ou lieu oü se trouvent les 
autres personnes concernees; 

ii) Mouvement du produit du crime ou 
des biens provenant de la Commis- 
sion de ces infractions; 

iii) Mouvement des biens, des mate- 
riels ou d’autres Instruments utili- 
ses ou destines ä etre utilises dans 
la Commission de ces infractions; 

c) Fournir, lorsqu’il y a lieu, les pieces ou 
quantites de substances necessaires ä 
des fins d’analyse ou d’enquete; 

d) Faciliter une coordination efficace 
entre les autorites, organismes et Ser- 
vices competents et favoriser l’echan- 
ge de personnel et d’experts, y com- 
pris, SOUS reserve de l’existence d’ac- 
cords ou d’arrangements bilateraux 
entre les Etats Parties concernes, le 
detachement d’agents de liaison; 

e) Echanger, avec d’autres Etats Parties, 
des informations sur les moyens et 
procedes specifiques employes par les 
groupes criminels organises, y com- 
pris, s’il y a lieu, sur les itineraires et les 


Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht 
Übereinkünfte über die mögliche Gewäh- 
rung der in den Absätzen 2 und 3 
beschriebenen Behandlung durch den 
anderen Vertragsstaat zu schließen. 

Artikel 27 

Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung 

(1) Die Vertragsstaaten arbeiten im Ein- 
klang mit ihrer jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts- und Verwaltungsordnung eng 
zusammen, um die Wirksamkeit der Maß- 
nahmen der Strafrechtspflege zur Be- 
kämpfung der Straftaten nach diesem 
Übereinkommen zu verstärken. Jeder Ver- 
tragsstaat trifft insbesondere wirksame 
Maßnahmen, 

a) um Nachrichtenverbindungen zwi- 
schen seinen zuständigen Behörden, 
Stellen und Ämtern zu verbessern und 
erforderlichenfalls einzurichten, um den 
sicheren und raschen Informationsaus- 
tausch über alle Erscheinungsformen 
der Straftaten nach diesem Überein- 
kommen, einschließlich - wenn die be- 
treffenden Vertragsstaaten dies für 
zweckmäßig erachten - der Verbindun- 
gen zu anderen Straftaten, zu erleich- 
tern; 

b) um bei Ermittlungen zu folgenden Fra- 
gen in Bezug auf Straftaten nach die- 
sem Übereinkommen mit den anderen 
Vertragsstaaten zusammenzuarbeiten; 

i) Identität, Aufenthaltsort und Tätig- 
keit von Personen, die der Betei- 
ligung an solchen Straftaten ver- 
dächtig sind, und Aufenthaltsort 
anderer betroffener Personen; 

ii) Bewegungen der aus der Bege- 
hung solcher Straftaten stammen- 
den Erträge oder Vermögensge- 
genstände; 

iii) Bewegungen von bei der Bege- 
hung solcher Straftaten verwende- 
ten oder dazu bestimmten Vermö- 
gensgegenständen, Geräten oder 
anderen Tatwerkzeugen; 

c) um gegebenenfalls die erforderlichen 
Gegenstände oder Mengen an Stoffen 
zu Analyse- oder Ermittlungszwecken 
zur Verfügung zu stellen; 

d) um die wirksame Koordinierung zwi- 
schen den zuständigen Behörden, 
Stellen und Ämtern zu erleichtern und 
den Austausch von Personal und 
Sachverständigen, einschließlich - vor- 
behaltlich zweiseitiger Übereinkünfte 
zwischen den betreffenden Vertrags- 
staaten - des Einsatzes von Verbin- 
dungsbeamten, zu fördern; 

e) um mit anderen Vertragsstaaten Infor- 
mationen über die von organisierten 
kriminellen Gruppen eingesetzten spe- 
zifischen Mittel und Methoden aus- 
zutauschen, einschließlich gegebenen- 
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false Identities, aitered or false docu- 
ments or other means of conceaiing 
their activities; 


(f) To exchange information and coordi- 
nate administrative and other meas- 
ures taken as appropriate for the pur- 
pose of eariy Identification of the 
offences covered by this Convention. 

2. With a view to giving effect to this 
Convention, States Parties shall consider 
entering into bilateral or multilateral agree- 
ments or arrangements on direct Coopera- 
tion between their law enforcement agen- 
cies and, where such agreements or 
arrangements already exist, amending 
them. In the absence of such agreements 
or arrangements between the States Par- 
ties concerned, the Parties may consider 
this Convention as the basis for mutual law 
enforcement Cooperation in respect of the 
offences covered by this Convention. 
Whenever appropriate, States Parties shall 
make full use of agreements or arrange- 
ments, including international or regional 
organizations, to enhance the Cooperation 
between their law enforcement agencies. 


3. States Parties shall endeavour to 
cooperate within their means to respond 
to transnational organized crime commit- 
ted through the use of modern technology. 


Article 28 

Collection, exchange 
and analysis of information 
on the nature of organized crime 

1 . Each State Party shall consider 
analysing, in consultation with the scientif- 
ic and academic communities, trends in 
organized crime in its territory, the circum- 
stances in which organized crime oper- 
ates, as well as the Professional groups 
and technologies involved. 

2. States Parties shall consider devel- 
oping and sharing analytical expertise 
concerning organized criminal activities 
with each other and through international 
and regional organizations. For that pur- 
pose, common definitions, Standards and 
methodologies should be developed and 
applied as appropriate. 

3. Each State Party shall consider mon- 
itoring its policies and actual measures to 
combat organized crime and making 
assessments of their effectiveness and 
efficiency. 


moyens de transport ainsi que sur 
l’usage de fausses identites, de docu- 
ments modifies ou falsifies ou d’autres 
moyens de dissimulation de leurs acti- 
vites; 


f) Echanger des informations et coordon- 
ner les mesures administratives et 
autres prises, comme il convient, pour 
detecter au plus tot les infractions 
visees par la presente Convention. 


2. Afin de donner effet ä la presente 
Convention, les Etats Parties envisagent 
de conclure des accords ou des arrange- 
ments bilateraux ou multilateraux pre- 
voyant une Cooperation directe entre leurs 
Services de detection et de repression et, 
lorsque de tels accords ou arrangements 
existent dejä, de les modifier. En l’absence 
de tels accords ou arrangements entre les 
Etats Parties concernes, ces derniers peu- 
vent se baser sur la presente Convention 
pour instaurer une Cooperation en matiere 
de detection et de repression concernant 
les infractions visees par la presente Con- 
vention. Chaque fois que cela est appro- 
prie, les Etats Parties utilisent pleinement 
les accords ou arrangements, y compris 
les organisations internationales ou regio- 
nales, pour renforcer la Cooperation entre 
leurs Services de detection et de repres- 
sion. 

3. Les Etats Parties s’efforcent de co- 
operer, dans la mesure de leurs moyens, 
pour faire face ä la criminalite transnatio- 
nale organisee perpetree au moyen de 
techniques modernes. 


Article 28 

Collecte, echange 
et analyse d’informations 
sur la nature de la criminalite organisee 

1 . Chaque Etat Partie envisage d’analy- 
ser, en consultation avec les milieux scien- 
tifiques et universitaires, les tendances de 
la criminalite organisee sur son territoire, 
les circonstances dans lesquelles eile 
opere, ainsi que les groupes profession- 
nels et les techniques impliques. 


2. Les Etats Parties envisagent de 
developper leurs capacites d’analyse des 
activites criminelles organisees et de les 
mettre en commun directement entre eux 
et par le biais des organisations internatio- 
nales et regionales. Ä cet effet, des defini- 
tions, normes et methodes communes 
devraient etre elaborees et appliquees 
selon qu’il convient. 

3. Chaque Etat Partie envisage de sui- 
vre ses politiques et les mesures concretes 
prises pour combattre la criminalite orga- 
nisee et d’evaluer leur mise en oeuvre et 
leur efficacite. 


falls der benutzten Wege und Beförde- 
rungsmittel und der Verwendung fal- 
scher Identitäten, veränderter oder 
gefälschter Dokumente oder sonstiger 
Mittel zur Verschleierung ihrer Tätig- 
keit; 

f) um Informationen auszutauschen so- 
wie Verwaltungs- und andere Maßnah- 
men zu koordinieren, die zum Zweck 
der frühzeitigen Aufdeckung von Straf- 
taten nach diesem Übereinkommen 
gegebenenfalls ergriffen werden. 

(2) Im Hinblick auf die Durchführung 
dieses Übereinkommens erwägen die Ver- 
tragsstaaten, zwei- oder mehrseitige Über- 
einkünfte über eine unmittelbare Zusam- 
menarbeit zwischen ihren Strafverfol- 
gungsbehörden zu schließen beziehungs- 
weise, falls solche Übereinkünfte bereits 
bestehen, diese zu ändern. Bestehen zwi- 
schen den betreffenden Vertragsstaaten 
keine solchen Übereinkünfte, so können 
sie dieses Übereinkommen als Grundlage 
für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Strafverfolgung in Bezug auf die Straf- 
taten nach diesem Übereinkommen an- 
sehen. Soweit zweckmäßig, nutzen die 
Vertragsstaaten Übereinkünfte wie auch 
internationale oder regionale Organisatio- 
nen in vollem Maß, um die Zusammen- 
arbeit zwischen ihren Strafverfolgungs- 
behörden zu verstärken. 


(3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten zusam- 
menzuarbeiten, um Straftaten der grenz- 
überschreitenden organisierten Kriminali- 
tät, die mittels moderner Technologien be- 
gangen werden, zu begegnen. 


Artikel 28 

Sammlung, Austausch 

und Analyse von Informationen über 
das Wesen der organisierten Kriminalität 

(1) Jeder Vertragsstaat erwägt, die Ten- 
denzen der organisierten Kriminalität in 
seinem Hoheitsgebiet, die Verhältnisse, in 
denen organisierte Kriminalität stattfindet, 
sowie die beteiligten Berufsgruppen und 
die verwendeten Techniken in Konsultation 
mit der wissenschaftlichen und akademi- 
schen Fachwelt zu analysieren. 

(2) Die Vertragsstaaten erwägen, analy- 
tisches Fachwissen über organisierte kri- 
minelle Tätigkeiten miteinander und über 
internationale und regionale Organisatio- 
nen aufzubauen und zusammenzuführen. 
Zu diesem Zweck sollen gemeinsame 
Begriffsbestimmungen, Normen und Me- 
thoden entwickelt und nach Bedarf ange- 
wandt werden. 

(3) Jeder Vertragsstaat erwägt, seine 
politischen Konzepte und seine konkreten 
Maßnahmen zur Bekämpfung der organi- 
sierten Kriminalität zu überwachen und 
ihre Wirksamkeit und Tauglichkeit zu 
bewerten. 
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Article 29 

Training and technical assistance 

1. Each State Party shall, to the extent 
necessary, initiate, develop or improve 
specific training programmes for its law 
enforcement personnel, including prose- 
cutors, investigating magistrates and cus- 
toms personnel, and other personnel 
charged with the preventlon, detection and 
control of the offences covered by this 
Convention. Such programmes may 
Include secondments and exchanges of 
Staff. Such programmes shall deal, In par- 
tlcular and to the extent permitted by 
domestic law, wIth the following: 


(a) Methods used In the preventlon, 
detection and control of the offences 
covered by thIs Convention; 

(b) Routes and techniques used by per- 
sons suspected of Involvement In 
offences covered by this Convention, 
Including in transit States, and appro- 
priate countermeasures; 

(c) Monitoring of the movement of contra- 
band; 

(d) Detection and monitoring of the move- 
ments of proceeds of crime, property, 
equipment or other instrumentalities 
and methods used for the transfer, 
concealment or disguise of such pro- 
ceeds, property, equipment or other 
instrumentalities, as well as methods 
used in combating money-laundering 
and other financial crimes; 


(e) Collection of evidence; 

(f) Control techniques in free trade zones 
and free ports; 

(g) Modern law enforcement equipment 
and techniques, including electronic 
surveillance, controlied deliveries and 
undercover operations; 

(h) Methods used in combating transna- 
tional organized crime committed 
through the use of Computers, 
telecommunications networks or other 
forms of modern technology; and 

(!) Methods used in the protection of vic- 
tims and witnesses. 

2. States Parties shall assist one anoth- 
er in planning and implementing research 
and training programmes designed to 
Share expertise in the areas referred to in 
Paragraph 1 of this article and to that end 
shall also, when appropriate, use regional 
and international Conferences and Semi- 
nars to promote Cooperation and to stimu- 


Article 29 

Formation et assistance technique 

1 . Chaque Etat Partie etablit, developpe 
ou ameliore, dans la mesure des besoins, 
des programmes de formation specifiques 
ä rintention du personnel de ses Services 
de detection et de repression, y compris 
des magistrats du parquet, des juges d’in- 
struction et des agents des douanes, ainsi 
que d’autres personnels charges de pre- 
venir, de detecter et de reprimer les 
infractions visees par la presente Conven- 
tion. Ces programmes peuvent prevoir des 
detachements et des echanges de per- 
sonnel. Ns portent en particulier, dans la 
mesure oü le droit interne Tautohse, sur les 
points suivants: 

a) Methodes employees pour prevenir, 
detecter et combattre les infractions 
visees par la presente Convention; 

b) Itineraires empruntes et techniques 
employees par les personnes soup 
ponnees d’implication dans des 
infractions visees par la presente Con- 
vention, y compris dans les Etats de 
transit, et mesures de lutte appropriees; 

c) Surveillance du mouvement des pro- 
duits de contrebande; 

d) Detection et surveillance du mouve- 
ment du produit du crime, des biens, 
des materiels ou des autres Instru- 
ments, et methodes de transfert, de 
dissimulation ou de deguisement de ce 
produit, de ces biens, de ces materiels 
ou de ces autres Instruments, ainsi que 
les methodes de lutte contre le blan- 
chiment d’argent et contre d’autres 
infractions financieres; 

e) Rassemblement des elements de 
preuve; 

f) Techniques de contröle dans les zones 
franches et les ports francs; 

g) Materiels et techniques modernes de 
detection et de repression, y compris 
la surveillance electronique, les iivrai- 
sons surveillees et les operations d’in- 
filtration; 

h) Methodes utilisees pour combattre la 
criminalite transnationale organisee 
perpetree au moyen d’ordinateurs, de 
reseaux de telecommunication ou 
d’autres techniques modernes; et 

i) Methodes utilisees pour la protection 
des victimes et des temoins. 

2. Les Etats Parties s’entraident pour 
planifier et executer des programmes de 
recherche et de formation conpus pour 
echanger des connaissances specialisees 
dans les domaines vises au paragraphe 1 
du present article et, ä cette fin, mettent 
aussi ä Profit, lorsqu’il y a Neu, des Confe- 
rences et seminaires regionaux et interna- 


Artikel 29 

Ausbildung und technische Hilfe 

(1) Jeder Vertragsstaat entwickelt oder 
verbessert, soweit erforderlich, besondere 
Ausbildungsprogramme für das Personal 
seiner Strafverfolgungsbehörden, ein- 
schließlich Staatsanwälten, Untersu- 
chungsrichtern und Zollpersonal, sowie für 
sonstiges Personal, das mit der Verhütung, 
Aufdeckung und Bekämpfung der Strafta- 
ten nach diesem Übereinkommen betraut 
ist. Diese Programme können die Abord- 
nung und den Austausch von Personal 
umfassen. Sie befassen sich, soweit nach 
innerstaatlichem Recht zulässig, insbe- 
sondere mit Folgendem: 

a) Methoden zur Verhütung, Aufdeckung 
und Bekämpfung der Straftaten nach 
diesem Übereinkommen; 

b) von Personen, die der Beteiligung an 
Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men verdächtig sind, benutzte Wege 
und Techniken, auch in Transitstaaten, 
sowie geeignete Gegenmaßnahmen; 

c) Überwachung der Bewegungen von 
Schmuggelgut; 

d) Aufdeckung und Überwachung der 
Bewegungen von Erträgen aus Straf- 
taten, Vermögensgegenständen, Gerä- 
ten oder anderen Tatwerkzeugen und 
der Methoden zur Übertragung, Ver- 
heimlichung oder Verschleierung die- 
ser Erträge, Vermögensgegenstände, 
Geräte und Tatwerkzeuge sowie Me- 
thoden zur Bekämpfung der Geld- 
wäsche und sonstiger Finanzkriminali- 
tät; 

e) Sammlung von Beweismitteln; 

f) Methoden und Verfahren zur Kontrolle 
in Freihandelszonen und Freihäfen; 

g) moderne Ausstattung, Methoden und 
Verfahren zur Ermittlung und Verfol- 
gung, darunter elektronische Über- 
wachung, kontrollierte Lieferungen und 
verdeckte Ermittlungen; 

h) Methoden zur Bekämpfung von Straf- 
taten der grenzüberschreitenden or- 
ganisierten Kriminalität, die mittels 
Computern, Telekommunikationsnet- 
zen oder anderer moderner Techniken 
begangen werden; 

i) Methoden zum Schutz von Opfern und 
Zeugen. 

(2) Die Vertragsstaaten unterstützen 
einander bei der Planung und Durchfüh- 
rung von Forschungs- und Ausbildungs- 
programmen zum Austausch von Fach- 
kenntnissen auf den in Absatz 1 genann- 
ten Gebieten und nutzen zu diesem Zweck 
gegebenenfalls auch regionale und inter- 
nationale Konferenzen und Seminare, um 
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late discussion on problems of mutual 
concern, Including the special problems 
and needs of transit States. 


3. States Parties shall promote training 
and technical assistance that will facllltate 
extraditlon and mutual legal assistance. 
Such training and technical assistance 
may include language training, second- 
ments and exchanges between personnel 
in central authorities or agencies with rele- 
vant responsibilities. 


4. In the case of existing bilateral and 
multilateral agreements or arrangements, 
States Parties shall strengthen, to the 
extent necessary, efforts to maximize 
operational and training activities within 
international and regional organizations 
and within other relevant bilateral and mul- 
tilateral agreements or arrangements. 


Article 30 

Other measures: implementation 
of the Convention through economic 
development and technical assistance 

1 . States Parties shall take measures 
conducive to the optimal implementation 
of this Convention to the extent possible, 
through international Cooperation, taking 
into account the negative effects of organ- 
ized crime on society in general, in partic- 
ular on sustainable development. 


2. States Parties shall make concrete 
efforts to the extent possible and in coordi- 
nation with each other, as well as with 
international and regional organizations: 

(a) To enhance their Cooperation at vari- 
ous levels with developing countries, 
with a view to strengthening the capac- 
ity of the latter to prevent and combat 
transnational organized crime; 


(b) To enhance financial and material 
assistance to Support the efforts of 
developing countries to fight transna- 
tional organized crime effectively and 
to help them Implement this Conven- 
tion successfully; 


(c) To provide technical assistance to 
developing countries and countries 
with economies in transition to assist 
them in meeting their needs for the 
implementation of this Convention. To 
that end, States Parties shall endeav- 
our to make adequate and regulär vol- 
untary contributions to an account 
specifically designated for that pur- 


tionaux pour favoriser la Cooperation et 
stimuler les echanges de vues sur les pro- 
blemes communs, y compris les proble- 
mes et besoins particuliers des Etats de 
transit. 

3. Les Etats Parties encouragent les 
activites de formation et d’assistance 
technique de nature ä faciliter l’extradition 
et l’entraide judiciaire. Ces activites de for- 
mation et d’assistance technique peuvent 
inclure une formation linguistique, des 
detachements et des echanges entre les 
personnels des autorites centrales ou des 
organismes ayant des responsabilites 
dans les domaines vises. 

4. Lorsqu’il existe des accords ou 
arrangements bilateraux et multilateraux 
en vigueur, les Etats Parties renforcent, 
autant qu’il est necessaire, les mesures 
prises pour optimiser les activites opera- 
tionnelles et de formation au sein des 
organisations internationales et regionales 
et dans le cadre d’autres accords ou 
arrangements bilateraux et multilateraux 
en la matiere. 


Article 30 

Autres mesures: application 
de la Convention par le developpement 
economique et l’assistance technique 


1 . Les Etats Parties prennent des 
mesures propres ä assurer la meilleure 
application possible de la presente Con- 
vention par la Cooperation internationale, 
compte tenu des effets negatifs de la cri- 
minalite organisee sur la societe en gene- 
ral, et sur le developpement durable en 
particulier. 


2. Les Etats Parties font des efforts 
concrets, dans la mesure du possible, et 
en coordination les uns avec les autres 
ainsi qu’avec les organisations regionales 
et internationales: 

a) Pour developper leur Cooperation ä dif- 
ferents niveaux avec les pays en deve- 
loppement, en vue de renforcer la 
capacite de ces derniers ä prevenir et 
combattre la criminalite transnationale 
organisee; 

b) Pour accroitre l’assistance financiere 
et materielle ä fournir aux pays en 
developpement afin d’appuyer les 
efforts qu’ils deploient pour lütter effi- 
cacement contre la criminalite transna- 
tionale organisee et de les aider ä ap- 
pliquer la presente Convention avec 
succes; 

c) Pour fournir une assistance technique 
aux pays en developpement et aux 
pays ä economie en transition afin de 
les aider ä repondre ä leurs besoins 
aux fins de rapplication de la presente 
Convention. Pour ce faire, les Etats 
Parties s’efforcent de verser volontair- 
ement des contributions adequates et 
regulieres ä un compte etabli ä cet effet 


die Zusammenarbeit zu fördern und die 
Erörterung der Probleme von gemeinsa- 
mem Interesse anzuregen, einschließlich 
der besonderen Probleme und Bedürfnis- 
se der Transitstaaten. 

(3) Die Vertragsstaaten fördern Ausbil- 
dung und technische Hilfe, um die Auslie- 
ferung und die Rechtshilfe zu erleichtern. 
Diese Ausbildung und diese technische 
Hilfe können eine Sprachausbildung sowie 
die Abordnung und den Austausch von 
Personal zwischen den zentralen Behör- 
den oder Einrichtungen mit einschlägigem 
Aufgabengebiet umfassen. 

(4) Im Falle des Bestehens zwei- und 
mehrseitiger Übereinkünfte verstärken die 
Vertragsstaaten, soweit erforderlich, ihre 
Anstrengungen zur Optimierung der ope- 
rativen und Ausbildungstätigkeiten im 
Rahmen internationaler und regionaler 
Organisationen wie auch im Rahmen ein- 
schlägiger zwei- und mehrseitiger Über- 
einkünfte. 


Artikel 30 

Sonstige Maßnahmen: Anwendung 
des Übereinkommens durch wirt- 
schaftliche Entwicklung und 
technische Hilfe 

(1) Die Vertragsstaaten treffen unter 
Berücksichtigung der schädlichen Auswir- 
kungen der organisierten Kriminalität auf 
die Gesellschaft im Allgemeinen und auf 
die nachhaltige Entwicklung im Besonde- 
ren Maßnahmen, die geeignet sind, die 
bestmögliche Anwendung dieses Überein- 
kommens durch internationale Zusam- 
menarbeit zu gewährleisten. 

(2) Die Vertragsstaaten unternehmen in 
Abstimmung untereinander sowie mit den 
internationalen und regionalen Organisa- 
tionen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
konkrete Anstrengungen, 

a) um ihre Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern auf verschiedenen 
Ebenen mit dem Ziel zu verstärken, 
deren Fähigkeit zur Verhütung und 
Bekämpfung der grenzüberschreiten- 
den organisierten Kriminalität zu erhö- 
hen; 

b) um die finanzielle und materielle Hilfe 
für die Entwicklungsländer mit dem 
Ziel zu verstärken, deren Anstrengun- 
gen zur wirksamen Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität zu unterstützen und ihnen 
bei der erfolgreichen Anwendung die- 
ses Übereinkommens behilflich zu 
sein; 

c) um den Entwicklungsländern und den 
Ländern im wirtschaftlichen Übergang 
technische Hilfe dazu zu gewähren, 
dass sie ihre Bedürfnisse im Hinblick 
auf die Anwendung dieses Überein- 
kommens befriedigen können. Zu die- 
sem Zweck bemühen sich die Ver- 
tragsstaaten, regelmäßig angemes- 
sene freiwillige Beiträge auf ein dafür 
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pose in a United Nations funding 
mechanism. States Parties may aiso 
give speciai consideration, in accor- 
dance with their domestic law and the 
provisions of this Convention, to con- 
tributing to the aforementioned 
account a percentage of the money or 
of the corresponding value of proceeds 
of crime or property confiscated in 
accordance with the provisions of this 
Convention; 


(d) To encourage and persuade other 
States and financial institutions as 
appropriate to join them in efforts in 
accordance with this article, in particu- 
lar by providing more training pro- 
grammes and modern equipment to 
developing countries in Order to assist 
them in achieving the objectives of this 
Convention. 


3. To the extent possible, these meas- 
ures shall be without prejudice to existing 
foreign assistance commitments or to 
other financial Cooperation arrangements 
at the bilateral, regional or international 
level. 

4. States Parties may conclude bilateral 
or multilateral agreements or arrange- 
ments on material and logistical assis- 
tance, taking into consideration the finan- 
cial arrangements necessary for the 
means of international Cooperation provid- 
ed for by this Convention to be effective 
and for the prevention, detection and con- 
trol of transnational organized crime. 

Article 31 
Prevention 

1. States Parties shall endeavour to 
develop and evaluate national projects 
and to establish and promote best prac- 
tices and policies aimed at the prevention 
of transnational organized crime. 


2. States Parties shall endeavour, in 
accordance with fundamental principles of 
their domestic law, to reduce existing or 
future opportunities for organized criminal 
groups to participate in lawfui markets 
with proceeds of crime, through appropri- 
ate legislative, administrative or other 
measures. These measures should focus 
on: 


(a) The strengthening of Cooperation 
between law enforcement agencies or 
prosecutors and relevant private enti- 
ties, including industry; 

(b) The Promotion of the development of 
Standards and procedures designed to 


dans le cadre d’un mecanisme de 
financement des Nations Unies. Les 
Etats Parties peuvent aussi envisager 
specialement, conformement ä leur 
droit interne et aux dispositions de la 
presente Convention, de verser au 
compte susvise un pourcentage des 
fonds ou de la valeur correspondante 
du produit du crime ou des biens con- 
fisques en application des dispositions 
de la presente Convention; 


d) Pour encourager et convaincre d’au- 
tres Etats et des institutions financie- 
res, selon qu’il convient, de s’associer 
aux efforts faits conformement au pre- 
sent article, notamment en fournissant 
aux pays en developpement davan- 
tage de programmes de formation et 
de materiel moderne afin de les aider ä 
atteindre les objectifs de la presente 
Convention. 

3. Autant que possible, ces mesures 
sont prises sans prejudice des engage- 
ments existants en matiere d’assistance 
etrangere ou d’autres arrangements de 
Cooperation financiere aux niveaux bilate- 
ral, regional ou international. 

4. Les Etats Parties peuvent conclure 
des accords ou des arrangements bilate- 
raux ou multilateraux sur l’assistance 
materielle et logistique, en tenant compte 
des arrangements financiers necessaires 
pour assurer l’efficacite des moyens de 
Cooperation internationale prevus par la 
presente Convention et pour prevenir, 
detecter et combattre la criminalite trans- 
nationale organisee. 


Article 31 
Prevention 

1 . Les Etats Parties s’efforcent d’elabo- 
rer et d’evaluer des projets nationaux ainsi 
que de mettre en place et de promouvoir 
les meilleures pratiques et politiques pour 
prevenir la criminalite transnationale orga- 
nisee. 

2. Conformement aux principes fonda- 
mentaux de leur droit interne, les Etats 
Parties s’efforcent de reduire, par des 
mesures legislatives, administratives ou 
autres appropriees, les possibilites actuel- 
les ou futures des groupes criminels orga- 
nises de participer ä l’activite des marches 
licites en utilisant le produit du crime. Ces 
mesures devraient etre axees sur: 


a) Le renforcement de la Cooperation 
entre les Services de detection et de 
repression ou les magistrats du par- 
quet et entites privees concernees, 
notamment dans l’industrie; 

b) La Promotion de l’elaboration de nor- 
mes et procedures visant ä preserver 


eingerichtetes Konto bei einem Finan- 
zierungsmechanismus der Vereinten 
Nationen einzuzahlen. Die Vertrags- 
staaten können ferner besonders in 
Erwägung ziehen, im Einklang mit 
ihrem innerstaatlichen Recht und mit 
diesem Übereinkommen einen be- 
stimmten Prozentsatz der Gelder oder 
des Gegenwerts von Erträgen aus 
Straftaten oder von Vermögensgegen- 
ständen, die im Einklang mit diesem 
Übereinkommen eingezogen wurden, 
auf das genannte Konto einzuzahlen; 

d) um andere Staaten und gegebenen- 
falls Finanzinstitutionen dazu zu er- 
mutigen und zu bewegen, sich den im 
Einklang mit diesem Artikel unternom- 
menen Anstrengungen anzuschließen, 
indem sie insbesondere mehr Ausbil- 
dungsprogramme und moderne Aus- 
rüstung für die Entwicklungsländer 
bereitstellen, um ihnen bei der Verwirk- 
lichung der Ziele dieses Übereinkom- 
mens behilflich zu sein. 

(3) Diese Maßnahmen werden, soweit 
möglich, unbeschadet bestehender Zu- 
sagen auf dem Gebiet der Auslandshilfe 
oder sonstiger Übereinkünfte über finan- 
zielle Zusammenarbeit auf bilateraler, 
regionaler oder internationaler Ebene 
getroffen. 

(4) Die Vertragsstaaten können zwei- 
oder mehrseitige Übereinkünfte über 
materielle und logistische Hilfe schließen, 
bei denen die finanziellen Regelungen 
berücksichtigt werden, die erforderlich 
sind, um die Wirksamkeit der in diesem 
Übereinkommen vorgesehenen Formen 
der internationalen Zusammenarbeit zu 
gewährleisten und die grenzüberschreiten- 
de organisierte Kriminalität zu verhüten, 
aufzudecken und zu bekämpfen. 

Artikel 31 
Verhütung 

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
einzelstaatliche Projekte auszuarbeiten 
und zu bewerten und die besten Praktiken 
und politischen Konzepte festzulegen und 
zu fördern, die auf die Verhütung der 
grenzüberschreitenden organisierten Kri- 
minalität gerichtet sind. 

(2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
im Einklang mit den wesentlichen Grund- 
sätzen ihres innerstaatlichen Rechts be- 
stehende oder künftige Gelegenheiten für 
organisierte kriminelle Gruppen, mit Er- 
trägen aus Straftaten an rechtmäßigen 
Märkten teilzunehmen, zu verringern, in- 
dem sie geeignete Gesetzgebungs-, Ver- 
waltungs- oder sonstige Maßnahmen 
ergreifen. Diese Maßnahmen sollen auf 
Folgendes ausgerichtet sein: 

a) die Stärkung der Zusammenarbeit zwi- 
schen den Strafverfolgungsbehörden 
oder Staatsanwälten und den in Be- 
tracht kommenden privaten Rechts- 
trägern, auch in der Industrie; 

b) die Förderung der Erarbeitung von 
Normen und Verfahren mit dem Ziel, 
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safeguard the integrity of public and 
relevant private entities, as well as 
Codes of conduct for relevant profes- 
sions, in particular lawyers, notaries 
public, tax Consultants and account- 
ants; 

(c) The prevention of the misuse by organ- 
ized criminal groups of tender proce- 
dures conducted by public authorities 
and of subsidies and licences granted 
by public authorities for commercial 
activity; 

(d) The prevention of the misuse of legal 
persons by organized criminal groups; 
such measures could include: 

(i) The establishment of public 
records on legal and natural per- 
sons involved in the establishment, 
management and funding of legal 
persons; 

(ii) The introduction of the possibility 
of disqualifying by court Order or 
any appropriate means for a rea- 
sonable period of time persons 
convicted of offences covered by 
this Convention from acting as 
directors of legal persons incorpo- 
rated within their jurisdiction; 


(iii) The establishment of national 
records of persons disqualified 
from acting as directors of legal 
persons; and 

(iv) The exchange of Information con- 
tained in the records referred to in 
subparagraphs (d) (i) and (iii) of this 
Paragraph with the competent 
authorities of other States Parties. 

3. States Parties shall endeavour to 
promote the reintegration into society of 
persons convicted of offences covered by 
this Convention. 

4. States Parties shall endeavour to 
evaluate periodically existing relevant legal 
Instruments and administrative practices 
with a view to detecting their vulnerability 
to misuse by organized criminal groups. 


5. States Parties shall endeavour to 
promote public awareness regarding the 
existence, causes and gravity of and the 
threat posed by transnational organized 
crime. Information may be disseminated 
where appropriate through the mass 
media and shall include measures to pro- 
mote public participation in preventing and 
combating such crime. 


6. Each State Party shall inform the 
Secretary-General of the United Nations of 
the name and address of the authority or 


l’integrite des entites publiques et des 
entites privees concernees, ainsi que 
de Codes de deontologie pour les pro- 
fessions concernees, notamment celles 
de juriste, de notaire, de conseiller fis- 
cal et de comptable; 

c) La prevention de l’usage impropre par 
les groupes criminels organises des 
procedures d’appel d’offres menees 
par des autorites publiques ainsi que 
des subventions et licences accordees 
par des autorites publiques pour une 
activite commerciale; 

d) La prevention de l’usage impropre par 
des groupes criminels organises de 
personnes morales; ces mesures pour- 
raient inclure: 

i) L’etablissement de registres 
publics des personnes morales et 
physiques impliquees dans la Crea- 
tion, la gestion et le financement de 
personnes morales; 

ii) La possibilite de dechoir les per- 
sonnes reconnues coupables d’in- 
fractions visees par la presente 
Convention, par decision de justice 
ou par tout moyen approprie, pour 
une Periode raisonnable, du droit 
de diriger des personnes morales 
constituees sur leur territoire; 


Iii) L’etablissement de registres natio- 
naux des personnes dechues du 
droit de diriger des personnes 
morales; et 

iv) L’echange d’informations conte- 
nues dans les registres mentionnes 
aux sous-alineas i) et iii) du present 
alinea avec les autorites competen- 
tes des autres Etats Parties. 

3. Les Etats Parties s’efforcent de pro- 
mouvoir la reinsertion dans la societe des 
personnes reconnues coupables d’in- 
fractions visees par la presente Conven- 
tion. 

4. Les Etats Parties s’efforcent d’eva- 
luer periodiquement les Instruments juridi- 
ques et les pratiques administratives perti- 
nents en vue de determiner s’ils compor- 
tent des lacunes permettant aux groupes 
criminels organises d’en faire un usage 
impropre. 

5. Les Etats Parties s’efforcent de 
mieux sensibiliser le public ä l’existence, 
aux causes et ä la gravite de la criminalite 
transnationale organisee et ä la menace 
qu’elle represente. Ils peuvent le faire, 
selon qu’il convient, par l’intermediaire des 
medias et en adoptant des mesures desti- 
nees ä promouvoir la participation du 
public aux activites de prevention et de 
lutte. 

6. Chaque Etat Partie communique au 
Secretaire general de l’Organisation des 
Nations Unies le nom et l’adresse de l’au- 


die Integrität öffentlicher und betroffe- 
ner privater Rechtsträger zu schützen, 
sowie von Verhaltenskodizes für die in 
Betracht kommenden Berufsgruppen, 
insbesondere Rechtsanwälte, Notare, 
Steuerberater und Buchhalter; 

c) die Verhütung des Missbrauchs der 
von öffentlichen Stellen durchgeführ- 
ten Ausschreibungsverfahren und der 
von öffentlichen Stellen für eine Ge- 
schäftstätigkeit gewährten Subventio- 
nen und Lizenzen durch organisierte 
kriminelle Gruppen; 

d) die Verhütung des Missbrauchs juristi- 
scher Personen durch organisierte kri- 
minelle Gruppen; dies könnte folgende 
Maßnahmen umfassen: 

i) die Einrichtung öffentlicher Regis- 
ter juristischer und natürlicher Per- 
sonen, die an der Gründung, Lei- 
tung und Finanzierung juristischer 
Personen beteiligt sind; 

ii) die Schaffung der Möglichkeit, Per- 
sonen, die wegen Straftaten nach 
diesem Übereinkommen verurteilt 
wurden, durch eine gerichtliche 
Entscheidung oder ein anderes 
geeignetes Mittel für einen ange- 
messenen Zeitraum das Recht zu 
entziehen, juristische Personen, die 
im Hoheitsbereich des betreffen- 
den Vertragsstaats eingetragen 
sind, zu leiten; 

Iii) die Aufstellung einzelstaatlicher 
Register der Personen, denen das 
Recht entzogen wurde, juristische 
Personen zu leiten, und 

iv) den Austausch von Informationen, 
die in den unter den Ziffern i und iii 
genannten Registern enthalten 
sind, mit den zuständigen Behör- 
den der anderen Vertragsstaaten. 

(3) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
die Wiedereingliederung von Personen, 
die wegen Straftaten nach diesem Über- 
einkommen verurteilt wurden, in die 
Gesellschaft zu fördern. 

(4) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
die bestehenden einschlägigen Rechts- 
instrumente und Verwaltungspraktiken 
regelmäßig zu bewerten, um festzustellen, 
inwieweit die Gefahr ihres Missbrauchs 
durch organisierte kriminelle Gruppen 
besteht. 

(5) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
das Bewusstsein der Öffentlichkeit für das 
Bestehen, die ürsachen und die Schwere 
der grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität und für die von ihr ausgehende 
Bedrohung zu schärfen. Sie können dies 
gegebenenfalls über die Medien und durch 
die Ergreifung von Maßnahmen zur För- 
derung der Mitwirkung der Öffentlichkeit 
an den Verhütungs- und Bekämpfungs- 
maßnahmen tun. 

(6) Jeder Vertragsstaat unterrichtet den 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
über die Bezeichnung und die Adresse der 



Drucksache 15/5150 


- 40 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


authorities that can assist other States 
Parties in deveioping measures to prevent 
transnationai organized crime. 


7. States Parties shail, as appropriate, 
coiiaborate with each other and relevant 
international and regional organizations in 
promoting and deveioping the measures 
referred to in this article. This includes par- 
ticipation in international projects aimed at 
the prevention of transnational organized 
crime, for example by alleviating the cir- 
cumstances that render socially marginal- 
ized groups vulnerable to the action of 
transnational organized crime. 


Article 32 
Conference 

of the Parties to the Convention 

1. A Conference of the Parties to the 
Convention is hereby established to 
improve the capacity of States Parties to 
combat transnational organized crime and 
to promote and review the Implementation 
of this Convention. 


2. The Secretary-General of the United 
Nations shail convene the Conference of 
the Parties not later than one year follow- 
ing the entry into force of this Convention. 
The Conference of the Parties shail adopt 
rules of procedure and rules governing the 
activities set forth in paragraphs 3 and 4 of 
this article (including rules concerning pay- 
ment of expenses incurred in carrying out 
those activities). 

3. The Conference of the Parties shail 
agree upon mechanisms for achieving the 
objectives mentioned in paragraph 1 of 
this article, including: 

(a) Facilitating activities by States Parties 
under articles 29, 30 and 31 of this 
Convention, including by encouraging 
the mobilization of voluntary contribu- 
tions; 

(b) Facilitating the exchange of Informa- 
tion among States Parties on patterns 
and trends in transnational organized 
crime and on successfui practices for 
combating it; 

(c) Cooperating with relevant international 
and regional organizations and non- 
governmental organizations; 

(d) Reviewing periodically the implemen- 
tation of this Convention; 

(e) Making recommendations to improve 
this Convention and its Implementa- 
tion. 


torite ou des autorites susceptibles d’aider 
les autres Etats Parties ä mettre au point 
des mesures de prevention de la criminali- 
te transnationale organisee. 


7. Les Etats Parties collaborent, seien 
qu’il convient, entre eux et avec les organi- 
sations regionales et internationales com- 
petentes en vue de promouvoir et de met- 
tre au point les mesures visees dans le 
present article. Ä ce titre, ils participent ä 
des projets internationaux visant ä preve- 
nir la criminalite transnationale organisee, 
par exemple en agissant sur les facteurs 
qui rendent les groupes socialement mar- 
ginalises vulnerables ä l’action de cette 
criminalite. 


Article 32 
Conference 

des Parties ä la Convention 

1. Une Conference des Parties ä la 
Convention est instituee pour ameliorer la 
capacite des Etats Parties ä combattre la 
criminalite transnationale organisee et 
pour promouvoir et examiner l’application 
de la presente Convention. 


2. Le Secretaire general de l’Organisa- 
tion des Nations Unies convoquera la 
Conference des Parties au plus tard un an 
apres l’entree en vigueur de la presente 
Convention. La Conference des Parties 
adoptera un regiement Interieur et des 
regles regissant les activites enoncees aux 
paragraphes 3 et 4 du present article (y 
compris des regles relatives au finance- 
ment des depenses encourues au titre de 
ces activites). 

3. La Conference des Parties arrete des 
mecanismes en vue d’atteindre les 
objectifs vises au paragraphe 1 du present 
article, notamment: 

a) Elle facilite les activites menees par les 
Etats Parties en application des arti- 
cles 29, 30 et 31 de la presente Con- 
vention, y compris en encourageant la 
mobilisation de contributions volon- 
taires; 

b) Elle facilite l’echange d’informations 
entre Etats Parties sur les caracteristi- 
ques et tendances de la criminalite 
transnationale organisee et les prati- 
ques efficaces pour la combattre; 

c) Elle coopere avec les organisations 
regionales et internationales et les 
organisations non gouvernementales 
competentes; 

d) Elle examine ä intervalles reguliers 
l’application de la presente Conven- 
tion; 

e) Elle formule des recommandations en 
vue d’ameliorer la presente Convention 
et son application; 


Behörde oder Behörden, die anderen Ver- 
tragsstaaten bei der Ausarbeitung von 
Maßnahmen zur Verhütung der grenzüber- 
schreitenden organisierten Kriminalität be- 
hilflich sein können. 

(7) Die Vertragsstaaten arbeiten gege- 
benenfalls untereinander und mit den 
zuständigen internationalen und regiona- 
len Organisationen bei der Förderung und 
Ausarbeitung der in diesem Artikel ge- 
nannten Maßnahmen zusammen. Dies 
umfasst auch die Mitwirkung an internatio- 
nalen Vorhaben mit dem Ziel der Ver- 
hütung der grenzüberschreitenden organi- 
sierten Kriminalität, beispielsweise durch 
die Entschärfung der Umstände, die ge- 
sellschaftliche Randgruppen für die Tätig- 
keit der grenzüberschreitenden organisier- 
ten Kriminalität anfällig werden lassen. 

Artikel 32 

Konferenz der Vertrags- 
parteien des Übereinkommens 

(1) Hiermit wird eine Konferenz der Ver- 
tragsparteien des Übereinkommens ein- 
gerichtet, um die Vertragsstaaten besser in 
die Lage zu versetzen, die grenzüber- 
schreitende internationale Kriminalität zu 
bekämpfen, und die Anwendung dieses 
Übereinkommens zu fördern und zu über- 
prüfen. 

(2) Die Konferenz der Vertragsparteien 
wird vom Generalsekretär der Vereinten 
Nationen spätestens ein Jahr nach Inkraft- 
treten dieses Übereinkommens einberu- 
fen. Die Konferenz der Vertragsparteien 
gibt sich eine Geschäftsordnung und 
beschließt Regeln für die in den Absät- 
zen 3 und 4 aufgeführten Tätigkeiten (ein- 
schließlich Regeln für die Finanzierung der 
Ausgaben für diese Tätigkeiten). 

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien 
vereinbart Mechanismen zur Erreichung 
der in Absatz 1 genannten Ziele; insbeson- 
dere wird sie 

a) die Tätigkeiten der Vertragsstaaten 
nach den Artikeln 29, 30 und 31 
erleichtern, unter anderem durch Auf- 
rufe zur Leistung freiwilliger Beiträge; 


b) den Informationsaustausch zwischen 
den Vertragsstaaten über Muster und 
Tendenzen der grenzüberschreitenden 
organisierten Kriminalität und über 
erfolgreiche Praktiken zu ihrer Be- 
kämpfung erleichtern; 

c) mit den zuständigen internationalen 
und regionalen Organisationen sowie 
nichtstaatlichen Organisationen Zu- 
sammenarbeiten; 

d) die Anwendung dieses Übereinkom- 
mens in regelmäßigen Zeitabständen 
überprüfen; 

e) Empfehlungen zur Verbesserung die- 
ses Übereinkommens und seiner An- 
wendung geben. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-41 - 


Drucksache 15/5150 


4. For the purpose of paragraphs 3 (d) 
and (e) of this article, the Conference of the 
Parties shall acquire the necessary knowl- 
edge of the measures taken by States Par- 
ties in implementing this Convention and 
the difficuities encountered by them in 
doing so through information provided by 
them and through such supplementai 
review mechanisms as may be estabiished 
by the Conference of the Parties. 


5. Bach State Party shaii provide the 
Conference of the Parties with information 
on its programmes, pians and practices, 
as weli as iegisiative and administrative 
measures to implement this Convention, 
as required by the Conference of the Par- 
ties. 


Article 33 
Secretariat 

1 . The Secretary-Generai of the United 
Nations shaii provide the necessary secre- 
tariat Services to the Conference of the 
Parties to the Convention. 


2. The secretariat shaii: 

(a) Assist the Conference of the Parties in 
carrying out the activities set forth in 
articie 32 of this Convention and make 
arrangements and provide the neces- 
sary Services for the sessions of the 
Conference of the Parties; 

(b) Upon request, assist States Parties in 
providing information to the Confer- 
ence of the Parties as envisaged in art- 
icie 32, Paragraph 5, of this Conven- 
tion; and 

(c) Ensure the necessary coordination 
with the secretariats of reievant inter- 
national and regionai organizations. 


Article 34 

Implementation of the Convention 

1 . Each State Party shall take the nec- 
essary measures, including legislative and 
administrative measures, in accordance 
with fundamental principles of its domestic 
law, to ensure the Implementation of its 
Obligations under this Convention. 

2. The offences estabiished in accor- 
dance with articles 5, 6, 8 and 23 of this 
Convention shall be estabiished in the 
domestic law of each State Party inde- 
pendently of the transnational nature or 
the involvement of an organized criminal 
group as described in article 3, paragraph 
1 , of this Convention, except to the extent 
that article 5 of this Convention would 
require the involvement of an organized 
criminal group. 


4. Aux fins des alineas d) et e) du para- 
graphe 3 du present article, la Conference 
des Parties s’enquiert des mesures adop- 
tees et des difficultes rencontrees par les 
Etats Parties pour appliquer la presente 
Convention en utilisant les informations 
que ceux-ci lui communiquent ainsi que 
les mecanismes complementaires d’exa- 
men qu’elle pourra etablir. 


5. Chaque Etat Partie communique ä la 
Conference des Parties, comme celle-ci le 
requiert, des informations sur ses pro- 
grammes, pians et pratiques ainsi que sur 
ses mesures legislatives et administratives 
visant ä appliquer la presente Convention. 


Article 33 
Secretariat 

1 . Le Secretaire general de l’Organisa- 
tion des Nations Unies fournit les Services 
de secretariat necessaires ä la Conference 
des Parties ä la Convention. 


2. Le secretariat; 

a) Aide la Conference des Parties ä reali- 
ser les activites enoncees ä i’article 32 
de la presente Convention, prend des 
dispositions et fournit les Services 
necessaires pour les sessions de la 
Conference des Parties; 

b) Aide les Etats Parties, sur leur demande, 
ä fournir des informations ä la Confe- 
rence des Parties comme le prevoit le 
paragraphe 5 de I’article 32 de la pre- 
sente Convention; et 

c) Assure la coordination necessaire avec 
le secretariat des organisations regio- 
nales et internationales competentes. 


Article 34 

Application de la Convention 

1 . Chaque Etat Partie prend les mesu- 
res necessaires, y compris legislatives et 
administratives, conformement aux princi- 
pes fondamentaux de son droit interne, 
pour assurer l’execution de ses obligations 
en vertu de la presente Convention. 


2. Les infractions etablies conforme- 
ment aux articles 5, 6, 8 et 23 de la presen- 
te Convention sont etablies dans le droit 
interne de chaque Etat Partie indepen- 
damment de leur nature transnationale ou 
de l’implication d’un groupe criminel orga- 
nise comme enonce au paragraphe 1 de 
I’article 3 de la presente Convention, sauf 
dans la mesure oü, conformement ä I’arti- 
cle 5 de la presente Convention, serait 
requise l’implication d’un groupe criminel 
organise. 


(4) Für die Zwecke des Absatzes 3 
Buchstaben d und e verschafft sich die 
Konferenz der Vertragsparteien die erfor- 
derliche Kenntnis über die von den Ver- 
tragsstaaten zur Anwendung dieses Über- 
einkommens ergriffenen Maßnahmen und 
die dabei angetroffenen Schwierigkeiten; 
hierzu verwendet sie die von den Vertrags- 
staaten übermittelten Informationen sowie 
etwaige zusätzliche Überprüfungsmecha- 
nismen, die von ihr eingerichtet werden 
können. 

(5) Jeder Vertragsstaat übermittelt der 
Konferenz der Vertragsparteien Informatio- 
nen über seine Programme, Pläne und 
Praktiken sowie über Gesetzgebungs- und 
Verwaltungsmaßnahmen zur Anwendung 
dieses Übereinkommens, soweit darum 
von der Konferenz der Vertragsparteien 
ersucht wird. 

Artikel 33 
Sekretariat 

(1) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen stellt die erforderlichen Sekreta- 
riatsdienste für die Konferenz der Vertrags- 
parteien des Übereinkommens zur Verfü- 
gung. 

(2) Das Sekretariat 

a) unterstützt die Konferenz der Vertrags- 
parteien bei den in Artikel 32 beschrie- 
benen Tätigkeiten, veranstaltet die 
Tagungen der Konferenz der Vertrags- 
parteien und erbringt die dafür erfor- 
derlichen Dienstleistungen; 

b) unterstützt die Vertragsstaaten auf ihr 
Ersuchen bei der Übermittlung von 
Informationen für die Konferenz der 
Vertragsparteien, wie in Artikel 32 
Absatz 5 vorgesehen, und 

c) sorgt für die notwendige Abstimmung 
mit den Sekretariaten der zuständigen 
internationalen und regionalen Organi- 
sationen. 


Artikel 34 

Anwendung des Übereinkommens 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft im Einklang 
mit den wesentlichen Grundsätzen seines 
innerstaatlichen Rechts die erforderlichen 
Maßnahmen, einschließlich Gesetzge- 
bungs- und Verwaltungsmaßnahmen, um 
die Erfüllung seiner Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen sicherzustellen. 

(2) Die in Übereinstimmung mit den 
Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschriebenen 
Straftaten werden im innerstaatlichen 
Recht jedes Vertragsstaats unabhängig 
von der grenzüberschreitenden Natur oder 
der Mitwirkung einer organisierten krimi- 
nellen Gruppe nach Artikel 3 Absatz 1 
umschrieben, soweit nicht Artikel 5 die 
Mitwirkung einer organisierten kriminellen 
Gruppe verlangt. 
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3. Each State Party may adopt more 
strict or severe measures than those pro- 
vided for by this Convention for preventing 
and combating transnational organized 
crime. 


Article 35 

Settlement of disputes 

1. States Parties shall endeavour to 
settle disputes concerning the Interpreta- 
tion or application of this Convention 
through negotiation. 

2. Any dispute between two or more 
States Parties concerning the Interpreta- 
tion or application of this Convention that 
cannot be settied through negotiation 
within a reasonable time shall, at the 
request of one of those States Parties, be 
submitted to arbitration. If, six months 
after the date of the request for arbitration, 
those States Parties are unable to agree 
on the Organization of the arbitration, any 
one of those States Parties may refer the 
dispute to the International Court of Jus- 
tine by request in accordance with the 
Statute of the Court. 


3. Each State Party may, at the time of 
signature, ratification, acceptance or 
approval of or accession to this Conven- 
tion, declare that it does not consider itself 
bound by paragraph 2 of this article. The 
other States Parties shall not be bound by 
Paragraph 2 of this article with respect to 
any State Party that has made such a 
reservation. 

4. Any State Party that has made a 
reservation in accordance with paragraph 
3 of this article may at any time withdraw 
that reservation by notification to the Sec- 
retary-General of the United Nations. 


Article 36 

Signature, ratification, 
acceptance, approval and accession 

1. This Convention shall be open to all 
States for signature from 12 to 15 Decem- 
ber 2000 in Palermo, Italy, and thereafter at 
United Nations Headquarters in New York 
until 12 December 2002. 

2. This Convention shall also be open 
for signature by regional economic Inte- 
gration organizations provided that at least 
one member State of such Organization 
has signed this Convention in accordance 
with paragraph 1 of this article. 

3. This Convention is subject to ratifica- 
tion, acceptance or approval. Instruments 
of ratification, acceptance or approval 
shall be deposited with the Secretary- 
General of the United Nations. A regional 
economic Integration Organization may 


3. Chaque Etat Partie peut adopter des 
mesures plus strictes ou plus severes que 
celles qui sont prevues par la presente 
Convention afin de prevenir et de combat- 
tre la criminalite transnationale organisee. 


Article 35 

Reglement des differends 

1. Les Etats Parties s’efforcent de re- 
gier les differends concernant l’interpreta- 
tion ou l’application de la presente Con- 
vention par voie de negociation. 

2. Tout differend entre deux Etats Par- 
ties ou plus concernant l’interpretation ou 
l’application de la presente Convention qui 
ne peut etre regle par voie de negociation 
dans un delai raisonnable est, ä la demande 
de l’un de ces Etats Parties, soumis ä l’ar- 
bitrage. Si, dans un delai de six mois ä 
compter de la date de la demande d’arbi- 
trage, les Etats Parties ne peuvent s’en- 
tendre sur l’organisation de l’arbitrage, l’un 
quelconque d’entre eux peut soumettre le 
differend ä la Cour internationale de Jus- 
tine en adressant une requete conforme- 
ment au Statut de la Cour. 


3. Chaque Etat Partie peut, au moment 
de la signature, de la ratification, de l’ac- 
ceptation ou de l’approbation de la pre- 
sente Convention ou de l’adhesion ä celle- 
ci, declarer qu’il ne se considere pas lie par 
le paragraphe 2 du present article. Les 
autres Etats Parties ne sont pas lies par le 
paragraphe 2 du present article envers 
tout Etat Partie ayant emis une teile re- 
serve. 

4. Tout Etat Partie qui a emis une re- 
serve en vertu du paragraphe 3 du present 
article peut la retirer ä tout moment en 
adressant une notification au Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies. 


Article 36 

Signature, ratification, 
acceptation, approbation et adhesion 

1 . La presente Convention sera ouverte 
ä la signature de tous les Etats du 1 2 au 1 5 
decembre 2000 ä Palerme (Italie) et, par la 
suite, au Siege de l’organisation des Na- 
tions Unies, ä New York, jusqu’au 12 de- 
cembre 2002. 

2. La presente Convention est egale- 
ment ouverte ä la signature des organisa- 
tions regionales d’integration economique 
ä la condition qu’au moins un Etat membre 
d’une teile Organisation ait signe la pre- 
sente Convention conformement au para- 
graphe 1 du present article. 

3. La presente Convention est soumise 
ä ratification, acceptation ou approbation. 
Les Instruments de ratification, d’accepta- 
tion ou d’approbation seront deposes 
aupres du Secretaire general de l’organi- 
sation des Nations Unies. Une organisa- 


(3) Jeder Vertragsstaat kann zur Verhü- 
tung und Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden internationalen Kriminalität 
strengere oder schärfere Maßnahmen tref- 
fen als in diesem Übereinkommen vorge- 
sehen. 

Artikel 35 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Übereinkommens 
durch Verhandlungen beizulegen. 

(2) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder 
mehr Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Übereinkom- 
mens, die nicht innerhalb einer angemes- 
senen Frist durch Verhandlungen beigelegt 
werden kann, wird auf Verlangen eines die- 
ser Vertragsstaaten einem Schiedsverfah- 
ren unterworfen. Können sich die Vertrags- 
staaten binnen sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren 
verlangt worden ist, über seine Ausgestal- 
tung nicht einigen, so kann jeder dieser 
Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Inter- 
nationalen Gerichtshof unterbreiten, indem 
er einen seinem Statut entsprechenden 
Antrag stellt. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann bei der 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung dieses Übereinkom- 
mens oder dem Beitritt zu diesem erklären, 
dass er sich durch Absatz 2 nicht als 
gebunden betrachtet. Die anderen Ver- 
tragsstaaten sind gegenüber einem Ver- 
tragsstaat, der einen solchen Vorbehalt 
angebracht hat, durch Absatz 2 nicht 
gebunden. 

(4) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbe- 
halt nach Absatz 3 angebracht hat, kann 
diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an 
den Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen gerichtete Notifikation zurückziehen. 


Artikel 36 

Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme, Genehmigung und Beitritt 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle 
Staaten vom 12. bis 15. Dezember 2000 in 
Palermo (Italien) und danach bis zum 
12. Dezember 2002 am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York zur ünterzeichnung 
auf. 

(2) Dieses Übereinkommen liegt auch 
für Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration zur ünterzeichnung auf, 
sofern mindestens ein Mitgliedstaat der 
betreffenden Organisation dieses Überein- 
kommen nach Absatz 1 unterzeichnet hat. 

(3) Dieses Übereinkommen bedarf der 
Ratifikation, Annahme oder Genehmi- 
gung. Die Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunden werden beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
hinterlegt. Eine Organisation der regiona- 
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deposit its instrument of ratification, 
acceptance or approval if at least one of its 
member States has done likewise. In that 
instrument of ratification, acceptance or 
approval, such Organization shall declare 
the extent of its competence with respect 
to the matters governed by this Conven- 
tion. Such Organization shall also inform 
the depositary of any relevant modification 
in the extent of its competence. 


4. This Convention is open for acces- 
sion by any State or any regional econom- 
ic Integration Organization of which at least 
one member State is a Party to this Con- 
vention. Instruments of accession shall be 
deposited with the Secretary-General of 
the United Nations. At the time of its 
accession, a regional economic Integration 
Organization shall declare the extent of its 
competence with respect to matters gov- 
erned by this Convention. Such Organiza- 
tion shall also inform the depositary of any 
relevant modification in the extent of its 
competence. 


Article 37 

Relation with protocols 

1 . This Convention may be supple- 
mented by one or more protocols. 

2. In Order to become a Party to a pro- 
tocol, a State or a regional economic Inte- 
gration Organization must also be a Party 
to this Convention. 

3. A State Party to this Convention is 
not bound by a protocol unless it becomes 
a Party to the protocol in accordance with 
the provisions thereof. 

4. Any protocol to this Convention shall 
be interpreted together with this Conven- 
tion, taking into account the purpose of 
that protocol. 

Article 38 
Entry into force 

1 . This Convention shall enter into force 
on the ninetieth day after the date of 
deposit of the fortieth instrument of ratifi- 
cation, acceptance, approval or acces- 
sion. For the purpose of this paragraph, 
any instrument deposited by a regional 
economic Integration Organization shall 
not be counted as additional to those 
deposited by member States of such 
Organization. 


2. For each State or regional economic 
Integration Organization ratifying, accept- 
ing, approving or acceding to this Conven- 
tion after the deposit of the fortieth instru- 
ment of such action, this Convention shall 


tion regionale d’integration economique 
peut deposer ses Instruments de ratifica- 
tion, d’acceptation ou d’approbation si au 
moins un de ses Etats membres l’a fait. 
Dans cet instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation, cette Organi- 
sation declare l’etendue de sa compe- 
tence concernant les questions regies par 
la presente Convention. Elle informe ega- 
lement le depositaire de toute modification 
pertinente de l’etendue de sa compe- 
tence. 

4. La presente Convention est ouverte 
ä l’adhesion de tout Etat ou de toute Orga- 
nisation regionale d’integration economi- 
que dont au moins un Etat membre est 
Partie ä la presente Convention. Les 
Instruments d’adhesion sont deposes 
aupres du Secretaire general de l’Organi- 
sation des Nations Unies. Au moment de 
son adhesion, une Organisation regionale 
d’integration economique declare l’eten- 
due de sa competence concernant les 
questions regies par la presente Conven- 
tion. Elle informe egalement le depositaire 
de toute modification pertinente de l’eten- 
due de sa competence. 


Article 37 

Relation avec les protocoles 

1 . La presente Convention peut etre 
completee par un ou plusieurs protocoles. 


2. Pour devenir Partie ä un protocole, 
un Etat ou une Organisation regionale d’in- 
tegration economique doit etre egalement 
Partie ä la presente Convention. 


3. Un Etat Partie ä la presente Conven- 
tion n’est pas lie par un protocole, ä moins 
qu’il ne devienne Partie audit protocole 
conformement aux dispositions de ce der- 
nier. 

4. Tout protocole ä la presente Conven- 
tion est interprete conjointement avec la 
presente Convention, compte tenu de 
l’objet de ce protocole. 


Article 38 
Entree en vigueur 

1 . La presente Convention entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour sui- 
vant la date de depöt du quarantieme 
instrument de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion. Aux fins du 
present paragraphe, aucun des Instru- 
ments deposes par une Organisation 
regionale d’integration economique n’est 
considere comme un instrument venant 
s’ajouter aux Instruments dejä deposes 
par les Etats membres de cette Organisa- 
tion. 

2. Pour chaque Etat ou Organisation 
regionale d’integration economique qui 
ratifiera, acceptera ou approuvera la pre- 
sente Convention ou y adherera apres le 
depöt du quarantieme instrument perti- 


len Wirtschaftsintegration kann ihre Ratifi- 
kations-, Annahme- oder Genehmigungs- 
urkunde hinterlegen, wenn dies mindes- 
tens einer ihrer Mitgliedstaaten getan hat. 
In dieser Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunde erklärt die Organi- 
sation den Umfang ihrer Zuständigkeiten 
in Bezug auf die durch dieses Überein- 
kommen erfassten Angelegenheiten. Die 
Organisation teilt dem Verwahrer auch 
jede maßgebliche Änderung des Umfangs 
ihrer Zuständigkeiten mit. 

(4) Dieses Übereinkommen steht jedem 
Staat und jeder Organisation der regiona- 
len Wirtschaftsintegration, von der min- 
destens ein Mitgliedstaat Vertragspartei 
dieses Übereinkommens ist, zum Beitritt 
offen. Die Beitrittsurkunden werden beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
hinterlegt. Bei ihrem Beitritt erklärt eine 
Organisation der regionalen Wirtschafts- 
integration den ümfang ihrer Zuständig- 
keiten in Bezug auf die durch dieses Über- 
einkommen erfassten Angelegenheiten. 
Die Organisation teilt dem Verwahrer auch 
jede maßgebliche Änderung des ümfangs 
ihrer Zuständigkeiten mit. 

Artikel 37 

Verhältnis zu Protokollen 

(1) Dieses Übereinkommen kann durch 
ein oder mehrere Protokolle ergänzt wer- 
den. 

(2) üm Vertragspartei eines Protokolls 
zu werden, muss ein Staat oder eine Or- 
ganisation der regionalen Wirtschaftsinte- 
gration auch Vertragspartei dieses Über- 
einkommens sein. 

(3) Ein Vertragsstaat dieses Überein- 
kommens ist durch ein Protokoll nur dann 
gebunden, wenn er nach dessen Bestim- 
mungen Vertragspartei des Protokolls 
wird. 

(4) Jedes Protokoll dieses Übereinkom- 
mens ist zusammen mit dem Übereinkom- 
men unter Berücksichtigung des Zwecks 
des Protokolls auszulegen. 

Artikel 38 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt am 
neunzigsten Tag nach Hinterlegung der 
vierzigsten Ratifikations-, Annahme-, Ge- 
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde in 
Kraft. Für die Zwecke dieses Absatzes 
zählt eine von einer Organisation der regio- 
nalen Wirtschaftsintegration hinterlegte 
ürkunde nicht als zusätzliche ürkunde zu 
den von den Mitgliedstaaten der betreffen- 
den Organisation hinterlegten ürkunden. 


(2) Für jeden Staat und jede Organisa- 
tion der regionalen Wirtschaftsintegration, 
der beziehungsweise die dieses Überein- 
kommen nach Hinterlegung der vierzigs- 
ten entsprechenden ürkunde ratifiziert, 
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enter into force on the thirtieth day after 
the date of deposit by such State or Organ- 
ization of the reievant instrument. 


Article 39 
Amendment 

1 . After the expiry of five years from the 
entry into force of this Convention, a State 
Party may propose an amendment and fiie 
it with the Secretary-General of the United 
Nations, who shail thereupon communi- 
cate the proposed amendment to the 
States Parties and to the Conference of 
the Parties to the Convention for the pur- 
pose of considering and deciding on the 
proposai. The Conference of the Parties 
shail make every effort to achieve Consen- 
sus on each amendment. If all efforts at 
Consensus have been exhausted and no 
agreement has been reached, the amend- 
ment shail, as a last resort, require for its 
adoption a two-thirds majority vote of the 
States Parties present and voting at the 
meeting of the Conference of the Parties. 


2. Regional economic Integration 
organizations, in matters within their com- 
petence, shail exercise their right to vote 
under this article with a number of votes 
equal to the number of their member 
States that are Parties to this Convention. 
Such organizations shail not exercise their 
right to vote if their member States exer- 
cise theirs and vice versa. 

3. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article is 
subject to ratification, acceptance or 
approval by States Parties. 

4. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article shail 
enter into force in respect of a State Party 
ninety days after the date of the deposit 
with the Secretary-General of the United 
Nations of an instrument of ratification, 
acceptance or approval of such amend- 
ment. 

5. When an amendment enters into 
force, it shail be binding on those States 
Parties which have expressed their con- 
sent to be bound by it. Other States Par- 
ties shail still be bound by the provisions of 
this Convention and any earlier amend- 
ments that they have ratified, accepted or 
approved. 

Article 40 
Denunciation 

1. A State Party may denounce this 
Convention by written notification to the 
Secretary-General of the United Nations. 
Such denunciation shail become effective 
one year after the date of receipt of the 
notification by the Secretary-General. 


nent, la presente Convention entrera en 
vigueur le trentieme jour suivant la date de 
depöt de l’instrument pertinent par ledit 
Etat ou ladite Organisation. 


Article 39 
Amendement 

1. Ä l’expiration d’un delai de cinq ans 
ä compter de l’entree en vigueur de la pre- 
sente Convention, un Etat Partie peut pro- 
poser un amendement et en deposer le 
texte aupres du Secretaire general de l’Or- 
ganisation des Nations Unies. Ce dernier 
communique alors la proposition d’amen- 
dement aux Etats Parties et ä la Confe- 
rence des Parties ä la Convention en vue 
de l’examen de la proposition et de l’adop- 
tion d’une decision. La Conference des 
Parties n’epargne aucun effort pour parve- 
nir ä un consensus sur tout amendement. 
Si tous les efforts en ce sens ont ete epui- 
ses Sans qu’un accord seit intervenu, il 
faudra, en dernier recours, pour que 
l’amendement soit adopte, un vote ä la 
majorite des deux tiers des Etats Parties 
presents ä la Conference des Parties et 
exprimant leur vote. 

2. Les organisations regionales d’inte- 
gration economique disposent, pour exer- 
cer, en vertu du present article, leur droit 
de vote dans ies domaines qui relevent de 
leur competence, d’un nombre de voix 
egal au nombre de leurs Etats membres 
Parties ä la presente Convention. Elles 
n’exercent pas leur droit de vote si leurs 
Etats membres exercent le leur, et inverse- 
ment. 

3. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
est soumis ä ratification, acceptation ou 
approbation des Etats Parties. 

4. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
entrera en vigueur pour un Etat Partie qua- 
tre-vingt-dix jours apres la date de depöt 
par ledit Etat Partie aupres du Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies d’un instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation dudit amende- 
ment. 

5. Un amendement entre en vigueur a 
force obligatoire ä l’egard des Etats Parties 
qui ont exprime leur consentement ä etre 
lies par lui. Les autres Etats Parties restent 
lies par les dispositions de la presente 
Convention et tous amendements ante- 
rieurs qu’ils ont ratifies, acceptes ou 
approuves. 


Article 40 
Denonciation 

1. Un Etat Partie peut denoncer la pre- 
sente Convention par notification ecrite 
adressee au Secretaire general de l’Orga- 
nisation des Nations Unies. Une teile 
denonciation prend effet un an apres la 
date de reception de la notification par le 
Secretaire general. 


annimmt, genehmigt oder ihm beitritt, tritt 
das Übereinkommen am dreißigsten Tag 
nach Hinterlegung der entsprechenden 
Urkunde durch diesen Staat beziehungs- 
weise diese Organisation in Kraft. 

Artikel 39 

Änderung 

(1) Nach Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
kann ein Vertragsstaat eine Änderung Vor- 
schlägen und sie beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen einreichen; dieser leitet 
die vorgeschlagene Änderung den Ver- 
tragsstaaten und der Konferenz der Ver- 
tragsparteien zu, damit diese den Vor- 
schlag prüfen und darüber beschließen 
können. Die Konferenz der Vertragspar- 
teien bemüht sich nach Kräften um eine 
Einigung durch Konsens über jede Ände- 
rung. Sind alle Bemühungen um einen 
Konsens erschöpft und wird keine Eini- 
gung erzielt, so ist als letztes Mittel eine 
Zweidrittelmehrheit der auf der Sitzung der 
Konferenz der Vertragsparteien anwesen- 
den und abstimmenden Vertragsstaaten 
erforderlich, um die Änderung zu beschlie- 
ßen. 

(2) Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration üben in Angelegen- 
heiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht 
nach diesem Artikel mit der Anzahl von 
Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mit- 
gliedstaaten entspricht, die Vertragspar- 
teien dieses Übereinkommens sind. Diese 
Organisationen üben ihr Stimmrecht nicht 
aus, wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimm- 
recht ausüben, und umgekehrt. 

(3) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung bedarf der Ratifikation, An- 
nahme oder Genehmigung durch die Ver- 
tragsstaaten. 

(4) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung tritt für einen Vertragsstaat 
neunzig Tage nach der Hinterlegung einer 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunde zu der Änderung beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 


(5) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie 
für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre Zu- 
stimmung ausgedrückt haben, durch sie 
gebunden zu sein, bindend. Die anderen 
Vertragsstaaten sind weiter durch dieses 
Übereinkommen und alle früher von ihnen 
ratifizierten, angenommenen oder geneh- 
migten Änderungen gebunden. 

Artikel 40 
Kündigung 

(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Über- 
einkommen durch eine an den General- 
sekretär der Vereinten Nationen gerichtete 
schriftliche Notifikation kündigen. Die Kün- 
digung wird ein Jahr nach Eingang der 
Notifikation beim Generalsekretär wirk- 
sam. 
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2. A regional economic Integration 
Organization shall cease to be a Party to 
this Convention when all of its member 
States have denounced it. 

3. Denunciation of this Convention in 
accordance with paragraph 1 of this article 
shall entail the denunciation of any proto- 
cols thereto. 

Article 41 

Depositary and languages 

1 . The Secretary-General of the United 
Nations is designated depositary of this 
Convention. 

2. The original of this Convention, of 
which the Arabic, Chinese, English, 
French, Russian and Spanish texts are 
equally authentic, shall be deposited with 
the Secretary-General of the United 
Nations. 

In witness whereof, the undersigned 
plenipotentiaries, being duly authorized 
thereto by their respective Governments, 
have signed this Convention. 


2. Une Organisation regionale d’integra- 
tion economique cesse d’etre Partie ä la 
presente Convention lorsque tous ses 
Etats membres l’ont denoncee. 

3. La denonciation de la presente Con- 
vention conformement au paragraphe 1 du 
present article entraTne la denonciation de 
tout protocole y relatif. 

Article 41 

Depositaire et langues 

1 . Le Secretaire general de l’Organisa- 
tion des Nations Unies est le depositaire 
de la presente Convention. 

2. L’original de la presente Convention, 
dont les textes anglais, arabe, chinois, 
espagnol, frangais et russe font egalement 
foi, sera depose aupres du Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies. 

En foi de quoi, les plenipotentiaires 
soussignes, ä ce düment autorises par 
leurs gouvernements respectifs, ont signe 
la presente Convention. 


(2) Eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hört auf, Vertrags- 
partei dieses Übereinkommens zu sein, 
wenn alle ihre Mitgliedstaaten es gekün- 
digt haben. 

(3) Die Kündigung dieses Übereinkom- 
mens nach Absatz 1 hat die Kündigung 
der dazugehörigen Protokolle zur Folge. 


Artikel 41 

Verwahrer und Sprachen 

(1) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird zum Verwahrer dieses 
Übereinkommens bestimmt. 

(2) Die Urschrift dieses Übereinkom- 
mens, dessen arabischer, chinesischer, 
englischer, französischer, russischer und 
spanischer Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist, wird beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen hinterlegt. 

Zu ürkund dessen haben die Unter- 
zeichneten, von ihren Regierungen hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Übereinkommen unterschrieben. 
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Zusatzprotokoll 

zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschen- 
handels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 


Protocol 

to Prevent, Suppress and Punish Trafficking in Persons, Especially Women and Children, 
supplementing the United Nations Convention against Transnational Organized Crime 


Protocole additionnel 

ä la Convention des Nations Unies contre la criminalite transnationale 
organisee visant ä prevenir, reprimer et punir 
la traite des personnes, en particulier des femmes et des enfants 


(Übersetzung) 


Preamble 

The States Parties to this Protocol, 

Declaring that effective action to prevent 
and combat trafficking in persons, espe- 
cially women and children, requires a com- 
prehensive international approach in the 
countries of origin, transit and destination 
that includes measures to prevent such 
trafficking, to punish the traffickers and to 
protect the victims of such trafficking, 
including by protecting their internationally 
recognized human rights. 


Taking into account the fact that, 
despite the existence of a variety of inter- 
national Instruments containing rules and 
practical measures to combat the 
exploitation of persons, especially women 
and children, there is no universal Instru- 
ment that addresses all aspects of traffick- 
ing in persons, 

Concerned that, in the absence of such 
an Instrument, persons who are vulnerable 
to trafficking will not be sufficiently pro- 
tected, 

Recalling General Assembly resolution 
53/111 of 9 December 1998, in which the 
Assembly decided to establish an open- 
ended intergovernmental ad hoc Commit- 
tee for the purpose of elaborating a com- 
prehensive international Convention against 
transnational organized crime and of dis- 
cussing the elaboration of, Inter alia, an 
international Instrument addressing traf- 
ficking in women and children. 


Preambule 

Les Etats Parties au present Protocole, 

Declarant qu’une action efficace visant 
ä prevenir et combattre la traite des per- 
sonnes, en particulier des femmes et des 
enfants, exige de la part des pays d’origine, 
de transit et de destination une approche 
globale et internationale comprenant des 
mesures destinees ä prevenir une teile 
traite, ä punir les trafiquants et ä proteger 
les victimes de cette traite, notamment en 
faisant respecter leurs droits fondamen- 
taux internationalement reconnus, 

Tenant compte du fait que, malgre 
l’existence de divers Instruments interna- 
tionaux qui renferment des regles et des 
dispositions pratiques visant ä lütter 
contre l’exploitatlon des personnes, en 
particulier des femmes et des enfants, il 
n’y a aucun Instrument universel qui porte 
sur tous les aspects de la traite des per- 
sonnes, 

Preoccupes par le fait que, en l’absence 
d’un tel Instrument, les personnes vulnera- 
bles ä une teile traite ne seront pas suffi- 
samment protegees, 

Rappelant la resolution 53/111 de l’As- 
semblee generale du 9 decembre 1998, 
dans laquelle l’Assemblee a decide de 
creer un comite intergouvernemental spe- 
cial ä composition non limitee Charge 
d’elaborer une Convention internationale 
generale contre la criminalite transnatio- 
nale organisee et d’examiner s’il y avait 
lieu d’elaborer, notamment, un Instrument 
international de lutte contre la traite des 
femmes et des enfants, 


Präambel 

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls - 

unter Hinweis darauf, dass wirksame 
Maßnahmen zur Verhütung und Bekämp- 
fung des Menschenhandels, insbesondere 
des Frauen- und Kinderhandels, ein allsei- 
tiges internationales Vorgehen in den Her- 
kunfts-, Transit- und Zielländern erfordern, 
das unter anderem Maßnahmen zur Verhü- 
tung dieses Handels, zur Bestrafung der 
Händler und zum Schutz der Opfer dieses 
Handels umfasst, namentlich durch den 
Schutz ihrer international anerkannten 
Menschenrechte, 

unter Berücksichtigung dessen, dass 
zwar eine Reihe internationaler Überein- 
künfte bestehen, die Vorschriften und 
praktische Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Ausbeutung von Menschen, insbeson- 
dere von Frauen und Kindern, enthalten, 
dass es jedoch keine umfassende Über- 
einkunft gibt, die alle Aspekte des Men- 
schenhandels einbezieht, 

besorgt darüber, dass in Ermangelung 
einer solchen Übereinkunft Personen, die 
besonders leicht Opfer des Menschenhan- 
dels werden, nicht ausreichend geschützt 
sein werden, 

im Hinblick auf die Resolution 53/1 1 1 
der Generalversammlung vom 9. Dezem- 
ber 1998, in der die Versammlung 
beschloss, einen allen Mitgliedstaaten 
offen stehenden zwischenstaatlichen Ad- 
hoc-Ausschuss einzusetzen mit dem Auf- 
trag, ein umfassendes internationales 
Übereinkommen gegen die grenzüber- 
schreitende organisierte Kriminalität aus- 
zuarbeiten und unter anderem die Ausar- 
beitung einer internationalen Übereinkunft 
zur Bekämpfung des Frauen- und Kinder- 
handels zu erörtern. 
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Convinced that supplementing the Uni- 
ted Nations Convention against Transna- 
tionai Organized Crime with an internation- 
ai instrument for the prevention, Suppres- 
sion and punishment of trafficking in per- 
sons, especialiy women and chiidren, wiii 
be usefui in preventing and combating that 
crime, 


Have agreed as foiiows: 


I. General provisions 

Article 1 

Relation with the 

United Nations Convention against 
Transnational Organized Crime 

1 . This Protocol Supplements the Uni- 
ted Nations Convention against Transna- 
tionai Organized Crime, it shaii be inter- 
preted together with the Convention. 

2. The provisions of the Convention 
shaii appiy, mutatis mutandis, to this Pro- 
tocoi uniess otherwise provided herein. 

3. The offences estabiished in accor- 
dance with articie 5 of this Protocoi shaii 
be regarded as offences estabiished in 
accordance with the Convention. 


Article 2 

Statement of purpose 

The purposes of this Protocoi are: 

(a) To prevent and combat trafficking in 
persons, paying particuiar attention to 
women and chiidren; 

(b) To protect and assist the victims of 
such trafficking, with fuii respect for 
their human rights; and 

(c) To promote Cooperation among States 
Parties in Order to meet those objec- 
tives. 

Article 3 
Use of terms 

For the purposes of this Protocoi; 

(a) “Trafficking in persons” shaii mean the 
recruitment, transportation, transfer, 
harbouring or receipt of persons, by 
means of the threat or use of force or 
other forms of coercion, of abduction, 
of fraud, of deception, of the abuse of 
power or of a position of vulnerability 
or of the giving or receiving of pay- 
ments or benefits to achieve the con- 
sent of a person having controi over 
another person, for the purpose of 
exploitation. Expioitation shaii include, 
at a minimum, the expioitation of the 
Prostitution of others or other forms of 


Convaincus que le fait d’adjoindre ä ia 
Convention des Nations Unies contre ia 
criminaiite transnationaie organisee un ins- 
trument internationai visant ä prevenir, 
reprimer et punir ia traite des personnes, 
en particuiier des femmes et des enfants, 
aidera ä prevenir et combattre ce type de 
criminaiite. 


Sont convenus de ce qui suit; 


I. Dispositions generales 

Article premier 
Relation avec Ia 

Convention des Nations Unies contre 
Ia criminaiite transnationale organisee 

1 . Le present Protocoie complete ia 
Convention des Nations Unies contre ia 
criminaiite transnationaie organisee. ii est 
interprete conjointement avec ia Conven- 
tion. 

2. Les dispositions de ia Convention 
s’appiiquent mutatis mutandis au present 
Protocoie, sauf disposition contraire dudit 
Protocoie. 

3. Les infractions etabiies conforme- 
ment ä l’articie 5 du present Protocoie sont 
considerees comme des infractions eta- 
biies conformement ä ia Convention. 

Article 2 
Objet 

Le present Protocoie a pour objet; 

a) De prevenir et de combattre Ia traite 
des personnes, en accordant une 
attention particuliere aux femmes et 
aux enfants; 

b) De proteger et d’aider les victimes 
d’une teile traite en respectant pleine- 
ment leurs droits fondamentaux; et 

c) De promouvoir Ia Cooperation entre les 
Etats Parties en vue d’atteindre ces 
objectifs. 

Article 3 
Terminologie 

Aux fins du present Protocoie; 

a) L’expression «traite des personnes» 
designe le recrutement, le transport, le 
transfert, l’hebergement ou l’accueil de 
personnes, par Ia menace de recours 
ou le recours ä Ia force ou ä d’autres 
formes de contrainte, par enievement, 
fraude, tromperie, abus d’autorite ou 
d’une Situation de vulnerabilite, ou par 
l’offre ou l’acceptation de paiements 
ou d’avantages pour obtenir le 
consentement d’une personne ayant 
autorite sur une autre aux fins d’exploi- 
tation. L’exploitation comprend, au 
minimum, l’exploitation de Ia prostitu- 


überzeugt, dass die Ergänzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organi- 
sierte Kriminalität durch eine internationale 
Übereinkunft zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, 
insbesondere des Frauen- und Kinderhan- 
dels, für die Verhütung und Bekämpfung 
dieser Art der Kriminalität von Nutzen sein 
wird - 

sind wie folgt übereingekommen; 


I. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Verhältnis zum Überein- 
kommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität 

(1) Dieses Protokoll ergänzt das Über- 
einkommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kri- 
minalität. Es ist zusammen mit dem Über- 
einkommen auszulegen. 

(2) Das Übereinkommen findet sinnge- 
mäß auf dieses Protokoll Anwendung, 
sofern im Protokoll nichts anderes vorge- 
sehen ist. 

(3) Die in Übereinstimmung mit Artikel 5 
dieses Protokolls umschriebenen Strafta- 
ten werden als in Übereinstimmung mit 
dem Übereinkommen umschriebene Straf- 
taten angesehen. 

Artikel 2 
Zweck 

Zweck dieses Protokolls ist es, 

a) den Menschenhandel zu verhüten und 
zu bekämpfen, wobei Frauen und Kin- 
dern besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt wird; 

b) die Opfer des Menschenhandels unter 
voller Achtung ihrer Menschenrechte 
zu schützen und ihnen zu helfen sowie 

c) die Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten zur Verwirklichung die- 
ser Ziele zu fördern. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Protokolls 

a) bezeichnet der Ausdruck „Menschen- 
handel“ die Anwerbung, Beförderung, 
Verbringung, Beherbergung oder Auf- 
nahme von Personen durch die Andro- 
hung oder Anwendung von Gewalt 
oder anderen Formen der Nötigung, 
durch Entführung, Betrug, Täuschung, 
Missbrauch von Macht oder Ausnut- 
zung besonderer Hilflosigkeit oder 
durch Gewährung oder Entgegennah- 
me von Zahlungen oder Vorteilen zur 
Erlangung des Einverständnisses einer 
Person, die Gewalt über eine andere 
Person hat, zum Zweck der Ausbeu- 
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sexual exploitation, forced labour or 
Services, slavery or practices similar to 
slavery, servitude or the removal of 
Organs; 


(b) The consent of a victim of trafficking in 
persons to the intended expioitation 
set forth in subparagraph (a) of this 
articie shaii be irrelevant where any of 
the means set forth in subparagraph (a) 
have been used; 

(c) The recruitment, transportation, trans- 
fer, harbouring or receipt of a child for 
the purpose of expioitation shaii be 
considered “trafficking in persons” 
even if this does not invoive any of the 
means set forth in subparagraph (a) of 
this articie; 

(d) “Child” shaii mean any person under 
eighteen years of age. 


Articie 4 

Scope of application 

This Protocoi shaii appiy, except as oth- 
erwise stated herein, to the prevention, 
investigation and prosecution of the 
offences established in accordance with 
articie 5 of this Protocoi, where those 
offences are transnationai in nature and 
invoive an organized criminai group, as 
weii as to the protection of victims of such 
offences. 


Articie 5 
Criminalization 

1. Each State Party shaii adopt such 
iegislative and other measures as may be 
necessary to estabiish as criminai offences 
the conduct set forth in articie 3 of this 
Protocoi, when committed intentionaliy. 

2. Each State Party shaii aiso adopt 
such legisiative and other measures as 
may be necessary to estabiish as criminai 
offences: 


(a) Subject to the basic concepts of its 
iegai System, attempting to commit an 
offence estabiished in accordance with 
Paragraph 1 of this articie; 

(b) Participating as an accompiice in an 
offence estabiished in accordance with 
Paragraph 1 of this articie; and 

(c) Organizing or directing other persons 
to commit an offence estabiished in 
accordance with paragraph 1 of this 
articie. 


tion d’autrui ou d’autres formes d’ex- 
pioitation sexuelie, le travaii ou les 
Services forces, i’esclavage ou les pra- 
tiques analogues ä I’esclavage, la ser- 
vitude ou le prelevement d’organes; 


b) Le consentement d’une victime de la 
traite des personnes ä l’exploitation 
envisagee, teile qu’enoncee ä l’alinea a) 
du present articie, est indifferent lors- 
que l’un quelconque des moyens 
enonces ä l’alinea a) a ete utilise; 

c) Le recrutement, le transport, le trans- 
fert, l’hebergement ou l’accueil d’un 
enfant aux fins d’exploitation sont 
consideres comme une «traite des per- 
sonnes» meme s’ils ne font appel ä 
aucun des moyens enonces ä l’alinea a) 
du present articie; 

d) Le terme «enfant» designe toute per- 
sonne ägee de moins de 18 ans. 


Articie 4 

Champ d’application 

Le present Protocole s’appllque, sauf 
dispositlon contraire, ä la prevention, aux 
enquetes et aux poursuites concernant les 
infractions etablies conformement ä son 
articie 5, lorsque ces infractions sont de 
nature transnationale et qu’un groupe cri- 
minel organise y est implique, ainsi qu’ä la 
protection des victimes de ces infractions. 


Articie 5 
Incrimination 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives et autres necessaires pour 
conferer le caractere d’infraction penale 
aux actes enonces ä l’article 3 du present 
Protocole, lorsqu’ils ont ete commis inten- 
tionnellement. 

2. Chaque Etat Partie adopte egale- 
ment les mesures legislatives et autres 
necessaires pour conferer le caractere 
d’infraction penale: 


a) Sous reserve des concepts fondamen- 
taux de son Systeme juridique, au fait 
de tenter de commettre une infraction 
etablie conformement au paragraphe 1 
du present articie; 

b) Au fait de se rendre complice d’une 
infraction etablie conformement au 
paragraphe 1 du present articie; et 

c) Au fait d’organiser la Commission 
d’une infraction etablie conformement 
au paragraphe 1 du present articie ou 
de donner des instructions ä d’autres 
personnes pour qu’elles la commet- 
tent. 


tung. Ausbeutung umfasst mindestens 
die Ausnutzung der Prostitution ande- 
rer oder andere Formen sexueller Aus- 
beutung, Zwangsarbeit oder Zwangs- 
dienstbarkeit, Sklaverei oder sklaverei- 
ähnliche Praktiken, Leibeigenschaft 
oder die Entnahme von Organen; 

b) ist die Einwilligung eines Opfers des 
Menschenhandels in die unter Buch- 
stabe a genannte beabsichtigte Aus- 
beutung unerheblich, wenn eines der 
unter Buchstabe a genannten Mittel 
angewendet wurde; 

c) gilt die Anwerbung, Beförderung, Ver- 
bringung, Beherbergung oder Aufnah- 
me eines Kindes zum Zweck der Aus- 
beutung auch dann als Menschenhan- 
del, wenn dabei keines der unter Buch- 
stabe a genannten Mittel angewendet 
wurde; 

d) bezeichnet der Ausdruck „Kind“ Per- 
sonen unter achtzehn Jahren. 


Artikel 4 
Geltungsbereich 

Dieses Protokoll findet, soweit darin 
nichts anderes bestimmt ist, Anwendung 
auf die Verhütung, Untersuchung und 
strafrechtliche Verfolgung der in Überein- 
stimmung mit Artikel 5 umschriebenen 
Straftaten, wenn diese Straftaten grenz- 
überschreitender Natur sind und eine 
organisierte kriminelle Gruppe daran mit- 
wirkt, sowie auf den Schutz der Opfer sol- 
cher Straftaten. 


Artikel 5 
Kriminalisierung 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und sonsti- 
gen Maßnahmen, um die in Artikel 3 
genannten Handlungen, wenn vorsätzlich 
begangen, als Straftaten zu umschreiben. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft ferner die 
erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen, um folgende 
Handlungen als Straftaten zu umschrei- 
ben: 

a) vorbehaltlich der Grundzüge seiner 
Rechtsordnung den Versuch, eine in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 um- 
schriebene Straftat zu begehen; 

b) die Beteiligung als Mittäter oder Gehil- 
fe an einer in Übereinstimmung mit 
Absatz 1 umschriebenen Straftat und 

c) die Organisation der Begehung einer in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 um- 
schriebenen Straftat oder die Anleitung 
anderer zu ihrer Begehung. 
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II. Protection of victims of trafficking 
in persons 

Article 6 

Assistance to and protection 
of victims of trafficking in persons 

1 . In appropriate cases and to the 
extent possible under its domestic law, 
each State Party shall protect the privacy 
and identity of victims of trafficking in per- 
sons, inciuding, inter aiia, by making iegai 
proceedings relating to such trafficking 
confidentiai. 

2. Each State Party shaii ensure that its 
domestic iegai or administrative System 
contains measures that provide to victims 
of trafficking in persons, in appropriate 
cases: 

(a) information on relevant court and 
administrative proceedings; 

(b) Assistance to enabie their views and 
concerns to be presented and consid- 
ered at appropriate stages of criminai 
proceedings against offenders, in a 
manner not prejudiciai to the rights of 
the defence. 

3. Each State Party shaii consider 
implementing measures to provide for the 
physicai, psychologicai and sociai recov- 
ery of victims of trafficking in persons, 
inciuding, in appropriate cases, in Cooper- 
ation with non-governmentai organiza- 
tions, other reievant organizations and 
other eiements of civii society, and, in par- 
ticular, the Provision of: 

(a) Appropriate housing; 

(b) Counseiiing and information, in partic- 
uiar as regards their iegai rights, in a 
language that the victims of trafficking 
in persons can understand; 

(c) Medical, psychologicai and material 
assistance; and 

(d) Employment, educational and training 
opportunities. 

4. Each State Party shall take into 
account, in applying the provisions of this 
article, the age, gender and special needs 
of victims of trafficking in persons, in par- 
ticular the special needs of children, 
inciuding appropriate housing, education 
and care. 

5. Each State Party shall endeavour to 
provide for the physicai safety of victims of 
trafficking in persons while they are within 
its territory. 

6. Each State Party shall ensure that its 
domestic legal System contains measures 
that offer victims of trafficking in persons 
the possibility of obtaining compensation 
for damage suffered. 


II. Protection des victimes de la 
traite des personnes 

Article 6 

Assistance et protection accordees 
aux victimes de la traite des personnes 

1 . Lorsqu’il y a lieu et dans la mesure oü 
son droit interne le permet, chaque Etat 
Partie protege la vie privee et l’identite des 
victimes de la traite des personnes, 
notamment en rendant les procedures 
judiciaires relatives ä cette traite non publi- 
ques. 

2. Chaque Etat Partie s’assure que son 
Systeme juridique ou administratif prevoit 
des mesures permettant de fournir aux 
victimes de la traite des personnes, lors- 
qu’il y a lieu: 

a) Des informations sur les procedures 
judiciaires et administratives applica- 
bles; 

b) Une assistance pour faire en sorte que 
leurs avis et preoccupations soient 
presentes et pris en compte aux stades 
appropries de la procedure penale 
engagee contre les auteurs d’infrac- 
tions, d’une maniere qui ne porte pas 
prejudice aux droits de la defense. 

3. Chaque Etat Partie envisage de met- 
tre en oeuvre des mesures en vue d’assurer 
le retablissement physique, psychologique 
et social des victimes de la traite des per- 
sonnes, y compris, s’il y a lieu, en Coope- 
ration avec les organisations non gouver- 
nementales, d’autres organisations com- 
petentes et d’autres eiements de la socie- 
te civile et, en particulier, de leur fournir: 

a) Un logement convenable; 

b) Des Conseils et des informations, 
concernant notamment les droits que 
la loi leur reconnait, dans une langue 
qu’elles peuvent comprendre; 

c) Une assistance medicale, psychologi- 
que et materielle; et 

d) Des possibilites d’emploi, d’education 
et de formation. 

4. Chaque Etat Partie tient compte, 
lorsqu’ii applique les dispositions du pre- 
sent article, de i’äge, du sexe et des 
besoins specifiques des victimes de la 
traite des personnes, en particulier des 
besoins specifiques des enfants, notam- 
ment un logement, une education et des 
soins convenables. 

5. Chaque Etat Partie s’efforce d’assu- 
rer la securite physique des victimes de la 
traite des personnes pendant qu’elles se 
trouvent sur son territoire. 

6. Chaque Etat Partie s’assure que son 
Systeme juridique prevoit des mesures qui 
offrent aux victimes de la traite des per- 
sonnes la possibilite d’obtenir reparation 
du prejudice subi. 


II. Schutz der Opfer 
des Menschenhandels 

Artikel 6 

Hilfe und Schutz für 
die Opfer des Menschenhandels 

(1) In geeigneten Fällen und soweit dies 
nach seinem innerstaatlichen Recht mög- 
lich ist, schützt jeder Vertragsstaat die Pri- 
vatsphäre und die Identität der Opfer des 
Menschenhandels, namentlich indem er, 
unter anderem, bestimmt, dass Gerichts- 
verfahren im Zusammenhang mit Men- 
schenhandel nicht öffentlich sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, 
dass seine innerstaatliche Rechts- oder 
Verwaltungsordnung Maßnahmen vor- 
sieht, durch die den Opfern des Men- 
schenhandels in geeigneten Fällen 

a) Informationen über die maßgeblichen 
Gerichts- und Verwaltungsverfahren 
gegeben werden; 

b) Hilfe gewährt wird, damit ihre Auffas- 
sungen und Anliegen in geeigneten 
Abschnitten des Strafverfahrens gegen 
die Täter auf eine Weise, welche die 
Rechte der Verteidigung nicht beein- 
trächtigt, vorgetragen und behandelt 
werden können. 

(3) Jeder Vertragsstaat erwägt die 
Durchführung von Maßnahmen, welche 
die körperliche, seelische und soziale 
Gesundung der Opfer des Menschenhan- 
dels ermöglichen, in geeigneten Fällen 
auch in Zusammenarbeit mit nichtstaatli- 
chen Organisationen, anderen in Betracht 
kommenden Organisationen und sonsti- 
gen Teilen der Zivilgesellschaft, und insbe- 
sondere die Bereitstellung von 

a) angemessener Unterkunft; 

b) Beratung und Information für die Opfer 
des Menschenhandels, insbesondere 
über die ihnen zustehenden Rechte, in 
einer für sie verständlichen Sprache; 

c) medizinischer, psychologischer und 
materieller Hilfe sowie 

d) Beschäftigungs-, Bildungs- und Aus- 
bildungsmöglichkeiten. 

(4) Jeder Vertragsstaat berücksichtigt 
bei der Anwendung dieses Artikels das 
Alter, das Geschlecht und die besonderen 
Bedürfnisse der Opfer des Menschenhan- 
dels, vor allem die besonderen Bedürfnis- 
se von Kindern, namentlich was angemes- 
sene Unterkunft, Bildung und Betreuung 
angeht. 

(5) Jeder Vertragsstaat ist bestrebt, für 
die körperliche Sicherheit der Opfer des 
Menschenhandels zu sorgen, solange sich 
diese in seinem Hoheitsgebiet aufhalten. 

(6) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, 
dass seine innerstaatliche Rechtsordnung 
Maßnahmen vorsieht, die es den Opfern 
des Menschenhandels ermöglichen, Ent- 
schädigung für den erlittenen Schaden zu 
erlangen. 
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Article 7 

Status of victims of trafficking 
in persons in receiving States 

1. In addition to taking measures pur- 
suant to article 6 of this Protocol, each 
State Party shall consideradopting legisla- 
tive or other appropriate measures that 
permit victims of trafficking in persons to 
remain in its territory, temporarily or per- 
manently, in appropriate cases. 

2. In implementing the Provision con- 
tained in paragraph 1 of this article, each 
State Party shall give appropriate consid- 
eration to humanitarian and compassion- 
ate factors. 

Article 8 
Repatriation 

of victims of trafficking in persons 

1. The State Party of which a victim of 
trafficking in persons is a national or in 
which the person had the right of perma- 
nent residence at the time of entry into the 
territory of the receiving State Party shall 
facilitate and accept, with due regard for 
the safety of that person, the return of that 
person without undue or unreasonable 
delay. 


2. When a State Party returns a victim 
of trafficking in persons to a State Party of 
which that person is a national or in which 
he or she had, at the time of entry into the 
territory of the receiving State Party, the 
right of permanent residence, such return 
shall be with due regard for the safety of 
that person and for the Status of any legal 
proceedings related to the fact that the 
person is a victim of trafficking and shall 
preferably be voluntary. 


3. At the request of a receiving State 
Party, a requested State Party shall, with- 
out undue or unreasonable delay, verify 
whether a person who is a victim of traf- 
ficking in persons is its national or had the 
right of permanent residence in its territory 
at the time of entry into the territory of the 
receiving State Party. 


4. In Order to facilitate the return of a 
victim of trafficking in persons who is with- 
out proper documentation, the State Party 
of which that person is a national or in 
which he or she had the right of permanent 
residence at the time of entry into the terri- 
tory of the receiving State Party shall agree 
to issue, at the request of the receiving 
State Party, such travel documents or 
other authorization as may be necessary 
to enable the person to travel to and re- 
enter its territory. 


Article 7 

Statut des victimes de la traite 
des personnes dans les Etats d’accueil 

1. En plus de prendre des mesures 
conformement ä l’article 6 du present Pro- 
tocole, chaque Etat Partie envisage 
d’adopter des mesures legislatives ou 
d’autres mesures appropriees qui permet- 
tent aux victimes de la traite des person- 
nes de rester sur son territoire, ä titre tem- 
poraire ou permanent, lorsqu’il y a lieu. 

2. Lorsqu’il applique la disposition du 
paragraphe 1 du present article, chaque 
Etat Partie tient düment compte des fac- 
teurs humanitaires et personnels. 


Article 8 

Rapatriement des victimes 
de la traite des personnes 

1. L’Etat Partie dont une victime de la 
traite des personnes est ressortissante ou 
dans lequel eile avait le droit de resider ä 
titre permanent au moment de son entree 
sur le territoire de l’Etat Partie d’accueil 
facilite et accepte, en tenant düment 
compte de la securite de cette personne, 
le retour de celle-ci sans retard injustifie ou 
deraisonnable. 


2. Lorsqu’un Etat Partie renvoie une 
victime de la traite des personnes dans un 
Etat Partie dont cette personne est ressor- 
tissante ou dans lequel eile avait le droit de 
resider ä titre permanent au moment de 
son entree sur le territoire de l’Etat Partie 
d’accueil, ce retour est assure compte 
düment tenu de la securite de la personne, 
ainsi que de l’etat de toute procedure judi- 
ciaire liee au fait qu’elle est une victime de 
la traite, et il est de preference volontaire. 


3. Ä la demande d’un Etat Partie d’ac- 
cueil, un Etat Partie requis verifie, sans 
retard injustifie ou deraisonnable, si une 
victime de la traite des personnes est son 
ressortissant ou avait le droit de resider ä 
titre permanent sur son territoire au 
moment de son entree sur le territoire de 
l’Etat Partie d’accueil. 


4. Afin de faciliter le retour d’une vic- 
time de la traite des personnes qui ne pos- 
sede pas les documents voulus, l’Etat Par- 
tie dont cette personne est ressortissante 
ou dans lequel eile avait le droit de resider 
ä titre permanent au moment de son 
entree sur le territoire de l’Etat Partie d’ac- 
cueil accepte de delivrer, ä la demande de 
l’Etat Partie d’accueil, les documents de 
voyage ou toute autre autorisation neces- 
saires pour permettre ä la personne de se 
rendre et d’etre readmise sur son territoire. 


Artikel 7 

Rechtsstellung 
der Opfer des Menschen- 
handels in den Aufnahmestaaten 

(1) Zusätzlich zu den Maßnahmen nach 
Artikel 6 erwägt jeder Vertragsstaat, 
gesetzgeberische oder andere geeignete 
Maßnahmen zu treffen, die es den Opfern 
des Menschenhandels gestatten, in geeig- 
neten Fällen vorübergehend oder auf 
Dauer in seinem Hoheitsgebiet zu bleiben. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 
berücksichtigt jeder Vertragsstaat in ange- 
messener Weise humanitäre und persönli- 
che Faktoren. 

Artikel 8 

Rückführung der Opfer 
des Menschenhandels 

(1) Der Vertragsstaat, dessen Staatsan- 
gehöriger ein Opfer des Menschenhandels 
ist oder in dem die betreffende Person zum 
Zeitpunkt ihrer Einreise in das Hoheitsge- 
biet des aufnehmenden Vertragsstaats ein 
Recht auf ständigen Aufenthalt besaß, 
erleichtert und akzeptiert die Rückkehr 
dieser Person unter gebührender Berück- 
sichtigung ihrer Sicherheit und ohne unge- 
bührliche oder unangemessene Verzöge- 
rung. 

(2) Führt ein Vertragsstaat ein Opfer des 
Menschenhandels in einen Vertragsstaat 
zurück, dessen Staatsangehörige die 
betreffende Person ist oder in dem sie zum 
Zeitpunkt ihrer Einreise in das Hoheits- 
gebiet des aufnehmenden Vertragsstaats 
ein Recht auf ständigen Aufenthalt besaß, 
so erfolgt die Rückführung unter gebüh- 
render Berücksichtigung der Sicherheit 
dieser Person und des Standes jeglichen 
Gerichtsverfahrens im Zusammenhang 
damit, dass die Person ein Opfer des Men- 
schenhandels ist; die Rückführung erfolgt 
vorzugsweise freiwillig. 

(3) Auf Ersuchen eines aufnehmenden 
Vertragsstaats prüft ein ersuchter Ver- 
tragsstaat ohne ungebührliche oder unan- 
gemessene Verzögerung, ob eine Person, 
die ein Opfer des Menschenhandels ist, 
seine Staatsangehörige ist oder zum Zeit- 
punkt ihrer Einreise in das Hoheitsgebiet 
des aufnehmenden Vertragsstaats ein 
Recht auf ständigen Aufenthalt in seinem 
Hoheitsgebiet besaß. 

(4) Um die Rückführung eines Opfers 
des Menschenhandels, das über keine 
ordnungsgemäßen Ausweispapiere ver- 
fügt, zu erleichtern, erklärt sich der Ver- 
tragsstaat, dessen Staatsangehörige die 
betreffende Person ist oder in dem sie zum 
Zeitpunkt ihrer Einreise in das Hoheitsge- 
biet des aufnehmenden Vertragsstaats ein 
Recht auf ständigen Aufenthalt besaß, 
damit einverstanden, auf Ersuchen des 
aufnehmenden Vertragsstaats die erfor- 
derlichen Reisedokumente oder sonstigen 
Genehmigungen auszustellen, damit die 
Person zu seinem Hoheitsgebiet reisen 
und in dieses wieder einreisen kann. 
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5. This article shall be without prejudice 
to any right afforded to victims of traffick- 
ing in persons by any domestic iaw of the 
receiving State Party. 

6. This article shall be without prejudice 
to any applicable bilateral or multilateral 
agreement or arrangement that governs, in 
whole or in part, the return of victims of 
trafficking in persons. 


III. Prevention, Cooperation 
and other measures 

Article 9 

Prevention of trafficking in persons 

1 . States Parties shall establish com- 
prehensive policies, programmes and 
other measures: 

(a) To prevent and combat trafficking in 
persons; and 

(b) To protect victims of trafficking in per- 
sons, especially women and children, 
from revictimization. 

2. States Parties shall endeavour to 
undertake measures such as research, 
information and mass media campaigns 
and social and economic initiatives to pre- 
vent and combat trafficking in persons. 


3. Policies, programmes and other 
measures established in accordance with 
this article shall, as appropriate, include 
Cooperation with non-governmental 
organizations, other relevant organizations 
and other elements of civil society. 


4. States Parties shall take or strength- 
en measures, including through bilateral or 
multilateral Cooperation, to alleviate the 
factors that make persons, especially 
women and children, vulnerable to traffick- 
ing, such as poverty, underdevelopment 
and lack of equal opportunity. 

5. States Parties shall adopt or 
strengthen legislative or other measures, 
such as educational, social or cultural 
measures, including through bilateral and 
multilateral Cooperation, to discourage the 
demand that fosters all forms of exploita- 
tion of persons, especially women and 
children, that leads to trafficking. 


Article 10 

Information exchange and training 

1 . Law enforcement, Immigration or 
other relevant authorities of States Parties 
shall, as appropriate, cooperate with one 
another by exchanging information, in 
accordance with their domestic law, to 
enable them to determine: 


5. Le present article s’entend sans pre- 
judice de tout droit accorde aux victimes 
de la traite des personnes par toute loi de 
l’Etat Partie d’accueil. 

6. Le present article s’entend sans pre- 
judice de tout accord ou arrangement bila- 
teral ou multilateral applicable regissant, 
en totalite ou en partie, le retour des vic- 
times de la traite des personnes. 


III. Prevention, Cooperation 
et autres mesures 

Article 9 

Prevention de la traite des personnes 

1 . Les Etats Parties etablissent des 
politiques, programmes et autres mesures 
d’ensemble pour: 

a) Prevenir et combattre la traite des per- 
sonnes; et 

b) Proteger les victimes de la traite des 
personnes, en particulier les femmes et 
les enfants, contre une nouvelle victi- 
misation. 

2. Les Etats Parties s’efforcent de pren- 
dre des mesures telles que des recher- 
ches, des campagnes d’information et des 
campagnes dans les medias, ainsi que des 
initiatives sociales et economiques, afin de 
prevenir et de combattre la traite des per- 
sonnes. 

3. Les politiques, programmes et autres 
mesures etablis conformement au present 
article incluent, selon qu’il convient, une 
Cooperation avec les organisations non 
gouvernementales, d’autres organisations 
competentes et d’autres elements de la 
societe civile. 

4. Les Etats Parties prennent ou renfor- 
cent des mesures, notamment par le biais 
d’une Cooperation bilaterale ou multilate- 
rale, pour remedier aux facteurs qui 
rendent les personnes, en particulier les 
femmes et les enfants, vulnerables ä la 
traite, tels que la pauvrete, le sous-deve- 
loppement et l’lnegalite des chances. 

5. Les Etats Parties adoptent ou renfor- 
cent des mesures legislatives ou autres, 
telles que des mesures d’ordre educatif, 
social ou culturel, notamment par le biais 
d’une Cooperation bilaterale et multilate- 
rale, pour decourager la demande qui 
favorise toutes les formes d’exploitation 
des personnes, en particulier des femmes 
et des enfants, aboutissant ä la traite. 


Article 10 

Echange d’informations et formation 

1 . Les Services de detection, de repres- 
sion, d’immigration ou d’autres Services 
competents des Etats Parties cooperent 
entre eux, selon qu’il convient, en echan- 
geant, conformement au droit interne de 
ces Etats, des informations qui leur per- 
mettent de determiner: 


(5) Dieser Artikel lässt die durch das 
innerstaatliche Recht des aufnehmenden 
Vertragsstaats gewährten Rechte der 
Opfer des Menschenhandels unberührt. 

(6) Dieser Artikel lässt die anwendbaren 
zwei- oder mehrseitigen Übereinkünfte, 
welche die Rückführung der Opfer des 
Menschenhandels ganz oder teilweise 
regeln, unberührt. 


III. Verhütung, Zusammenarbeit 
und sonstige Maßnahmen 

Artikel 9 

Verhütung des Menschenhandels 

(1) Die Vertragsstaaten legen umfas- 
sende politische Konzepte, Programme 
und andere Maßnahmen fest, 

a) um den Menschenhandel zu verhüten 
und zu bekämpfen und 

b) um die Opfer des Menschenhandels, 
insbesondere Frauen und Kinder, 
davor zu schützen, dass sie erneut zu 
Opfern werden. 

(2) Die Vertragsstaaten sind bestrebt, 
Maßnahmen wie Forschung, Informations- 
und breit angelegte Medienkampagnen 
sowie soziale und wirtschaftliche Initiati- 
ven zu ergreifen, um den Menschenhandel 
zu verhüten und zu bekämpfen. 

(3) Die in Übereinstimmung mit diesem 
Artikel festgelegten politischen Konzepte, 
Programme und anderen Maßnahmen 
umfassen gegebenenfalls die Zusammen- 
arbeit mit nichtstaatlichen Organisationen, 
anderen in Betracht kommenden Organi- 
sationen und sonstigen Teilen der Zivilge- 
sellschaft. 

(4) Die Vertragsstaaten treffen oder ver- 
stärken Maßnahmen, so auch durch zwei- 
oder mehrseitige Zusammenarbeit, um die 
ürsachen dafür zu verringern, dass Men- 
schen, insbesondere Frauen und Kinder, 
leicht Opfer des Menschenhandels wer- 
den, wie etwa Armut, ünterentwicklung 
und fehlende Ohancengleichheit. 

(5) Die Vertragsstaaten treffen oder ver- 
stärken gesetzgeberische oder sonstige 
Maßnahmen, wie etwa erzieherische, 
soziale oder kulturelle Maßnahmen, so 
auch durch zwei- und mehrseitige Zusam- 
menarbeit, um der Nachfrage entgegenzu- 
wirken, die alle Formen der zum Men- 
schenhandel führenden Ausbeutung von 
Personen, insbesondere von Frauen und 
Kindern, begünstigt. 

Artikel 10 

Informationsaustausch und Ausbildung 

(1) Die Strafverfolgungs-, Einwande- 
rungs- oder sonstigen zuständigen Behör- 
den der Vertragsstaaten arbeiten gegebe- 
nenfalls miteinander zusammen, indem sie 
in Übereinstimmung mit ihrem innerstaatli- 
chen Recht Informationen austauschen, 
um feststeilen zu können. 
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(a) Whether individuals Crossing or 
attempting to cross an international 
border with travel documents belong- 
ing to other persons or without travel 
documents are perpetrators or victims 
of trafficking in persons; 

(b) The types of travel document that indi- 
viduals have used or attempted to use 
to cross an international border for the 
purpose of trafficking in persons; and 

(c) The means and methods used by 
organized criminal groups for the pur- 
pose of trafficking in persons, including 
the recruitment and transportation of 
victims, routes and links between and 
among individuals and groups 
engaged in such trafficking, and possi- 
ble measures for detecting them. 


2. States Parties shall provide or 
strengthen training for law enforcement, 
Immigration and other relevant officials in 
the prevention of trafficking in persons. 
The training should focus on methods 
used in preventing such trafficking, prose- 
cuting the traffickers and protecting the 
rights of the victims, including protecting 
the victims from the traffickers. The train- 
ing should also take into account the need 
to consider human rights and child- and 
gender-sensitive issues and it should 
encourage Cooperation with non-govern- 
mental organizations, other relevant 
organizations and other elements of civil 
Society. 


3. A State Party that receives Informa- 
tion shall comply with any request by the 
State Party that transmitted the Informa- 
tion that places restrictions on its use. 


Article 11 
Border measures 

1. Without prejudice to international 
commitments in relation to the free move- 
ment of people, States Parties shall 
strengthen, to the extent possible, such 
border Controls as may be necessary to 
prevent and detect trafficking in persons. 

2. Each State Party shall adopt legisla- 
tive or other appropriate measures to pre- 
vent, to the extent possible, means of 
transport operated by commercial carriers 
from being used in the Commission of 
offences established in accordance with 
article 5 of this Protocol. 

3. Where appropriate, and without prej- 
udice to applicable international conven- 
tions, such measures shall include estab- 
lishing the Obligation of commercial carri- 
ers, including any transportation Company 


a) Si des personnes franchissant ou ten- 
tant de franchir une frontiere internatio- 
nale avec des documents de voyage 
appartenant ä d’autres personnes ou 
Sans documents de voyage sont 
auteurs ou victimes de la traite des 
personnes; 

b) Les types de documents de voyage 
que des personnes ont utilises ou tente 
d’utiliser pour franchir une frontiere 
internationale aux fins de la traite des 
personnes; et 

c) Les moyens et methodes utilises par 
les groupes criminels organises pour la 
traite des personnes, y compris le 
recrutement et le transport des vic- 
times, les itineraires et les liens entre 
les personnes et les groupes se livrant 
ä cette traite, ainsi que les mesures 
pouvant permettre de les decouvrir. 


2. Les Etats Parties assurent ou renfor- 
cent la formation des agents des Services 
de detection, de repression, d’immigration 
et d’autres Services competents ä la pre- 
vention de la traite des personnes. Cette 
formation devrait mettre l’accent sur les 
methodes utilisees pour prevenir une teile 
traite, traduire les trafiquants en justice et 
faire respecter les droits des victimes, 
notamment proteger ces dernieres des 
trafiquants. Elle devrait egalement tenir 
compte de la necessite de prendre en 
consideration les droits de la personne 
humalne et les problemes specifiques des 
femmes et des enfants, et favoriser la Co- 
operation avec les organisations non gou- 
vernementales, d’autres organisations 
competentes et d’autres elements de la 
societe civile. 

3. Un Etat Partie qui regoit des informa- 
tions se conforme ä toute demande de 
l’Etat Partie qui les a communiquees sou- 
mettant leur usage ä des restrictions. 


Article 11 

Mesures aux frontieres 

1. Sans prejudice des engagements 
internationaux relatifs ä la libre circulation 
des personnes, les Etats Parties renfor- 
cent, dans la mesure du possible, les 
contröles aux frontieres necessaires pour 
prevenir et detecter la traite des per- 
sonnes. 

2. Chaque Etat Partie adopte les me- 
sures legislatives ou autres appropriees 
pour prevenir, dans la mesure du possible, 
i’utilisation des moyens de transport 
exploites par des transporteurs commer- 
ciaux pour la Commission des infractions 
etablies conformement ä l’article 5 du pre- 
sent Protocole. 

3. Lorsqu’il y a lieu, et sans prejudice 
des conventions internationales applica- 
bles, ces mesures consistent notamment ä 
prevoir l’obligation pour les transporteurs 
commerciaux, y compris toute compagnie 


a) ob Personen, die mit Reisedokumen- 
ten, die einer anderen Person gehören, 
oder ohne Reisedokumente eine inter- 
nationale Grenze überschreiten oder 
zu überschreiten versuchen, Täter oder 
Opfer des Menschenhandels sind; 

b) welche Art von Reisedokumenten Per- 
sonen zum Überschreiten einer inter- 
nationalen Grenze zum Zweck des 
Menschenhandels benutzt oder zu 
benutzen versucht haben; 

c) welche Mittel und Methoden organi- 
sierte kriminelle Gruppen beim Men- 
schenhandel anwenden, einschließlich 
der Anwerbung und Beförderung der 
Opfer, der benutzten Wege und der 
Verbindungen zwischen Einzelperso- 
nen und Gruppen, die einen solchen 
Handel betreiben, und welche Maß- 
nahmen zu ihrer Aufdeckung getroffen 
werden können. 

(2) Die Vertragsstaaten gewährleisten 
oder verstärken die Ausbildung für die 
Bediensteten der Strafverfolgungs-, Ein- 
wanderungs- und sonstigen zuständigen 
Behörden auf dem Gebiet der Verhütung 
des Menschenhandels. Diese Ausbildung 
soll sich auf die Methoden zur Verhütung 
des Menschenhandels, zur Strafverfol- 
gung der Menschenhändler und zum 
Schutz der Rechte der Opfer konzentrie- 
ren, namentlich den Schutz der Opfer vor 
den Menschenhändlern. Die Ausbildung 
soll außerdem die erforderliche Einbezie- 
hung menschenrechtlicher sowie kinder- 
und geschlechterspezifischer Fragen be- 
rücksichtigen und die Zusammenarbeit mit 
nichtstaatlichen Organisationen, anderen 
in Betracht kommenden Organisationen 
und sonstigen Teilen der Zivilgesellschaft 
fördern. 

(3) Ein Vertragsstaat, der Informationen 
erhält, kommt jedem Ersuchen des die 
Informationen übermittelnden Vertrags- 
staats nach, das ihren Gebrauch Ein- 
schränkungen unterwirft. 

Artikel 11 

Maßnahmen an den Grenzen 

(1) Unbeschadet der internationalen 
Verpflichtungen betreffend den freien Per- 
sonenverkehr verstärken die Vertragsstaa- 
ten so weit wie möglich die Grenzkontrol- 
len, die zur Verhütung und Aufdeckung 
des Menschenhandels erforderlich sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft gesetzge- 
berische oder andere geeignete Maßnah- 
men, um so weit wie möglich zu verhin- 
dern, dass die von gewerblichen Beförde- 
rungsunternehmern betriebenen Beförde- 
rungsmittel für die Begehung von in Über- 
einstimmung mit Artikel 5 umschriebenen 
Straftaten benutzt werden. 

(3) Gegebenenfalls und unbeschadet 
der anwendbaren internationalen Überein- 
künfte gehört zu diesen Maßnahmen auch 
die Verpflichtung gewerblicher Beförde- 
rungsunternehmer, einschließlich Beförde- 
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or the owner or operator of any means of 
transport, to ascertain that all passengers 
are In possession of the travel documents 
required for entry Into the recelving State. 


4. Each State Party shall take the nec- 
essary measures, In accordance with Its 
domestic law, to provide for sanctlons in 
cases of violation of the Obligation set forth 
in Paragraph 3 of this article. 

5. Each State Party shall consider tak- 
ing measures that permit, in accordance 
with its domestic law, the denial of entry or 
revocation of visas of persons implicated 
in the Commission of offences established 
in accordance with this Protocol. 


6. Without prejudice to article 27 of the 
Convention, States Parties shall consider 
strengthening Cooperation among border 
Control agencies by, inter alia, establishing 
and maintaining direct Channels of com- 
munication. 


Article 12 

Security and control of documents 

Each State Party shall take such meas- 
ures as may be necessary, within available 
means: 

(a) To ensure that travel or Identity docu- 
ments issued by it are of such quaiity 
that they cannot easily be misused and 
cannot readily be falsified or unlawfuliy 
altered, replicated or issued; and 


(b) To ensure the integrity and security of 
travel or Identity documents issued by 
or on behalf of the State Party and to 
prevent their unlawfui creation, 
issuance and use. 


Article 13 

Legitimacy and validity of documents 

At the request of another State Party, a 
State Party shall, in accordance with its 
domestic law, verify within a reasonable 
time the legitimacy and validity of travel or 
Identity documents issued or purported to 
have been issued in its name and suspect- 
ed of being used for trafficking in persons. 


IV. Final provisions 

Article 14 
Saving clause 

1 . Nothing in this Protocol shall affect 
the rights, obligations and responsibilities 


de transport ou tout proprietaire ou exploi- 
tant d’un quelconque moyen de transport, 
de verifier que tous les passagers sont en 
possession des documents de voyage 
requis pour l’entree dans i’Etat d’accueii. 

4. Chaque Etat Partie prend les mesu- 
res necessaires, conformement ä son droit 
interne, pour assortir de sanctions l’obliga- 
tion enoncee au paragraphe 3 du present 
article. 

5. Chaque Etat Partie envisage de 
prendre des mesures qui permettent, 
conformement ä son droit interne, de refu- 
ser l’entree de personnes impliquees dans 
la Commission des infractions etablies 
conformement au present Protocole ou 
d’annuler leur visa. 

6. Sans prejudice de l’article 27 de la 
Convention, les Etats Parties envisagent 
de renforcer la Cooperation entre leurs Ser- 
vices de contröle aux frontieres, notam- 
ment par l’etabiissement et le maintien de 
voies de communication directes. 


Article 12 

Securite et contröle des documents 

Chaque Etat Partie prend les mesures 
necessaires, selon les moyens disponi- 
bles: 

a) Pour faire en Sorte que les documents 
de voyage ou d’identite qu’il delivre 
soient d’une qualite teile qu’on ne puisse 
facilement en faire un usage impropre 
et les falsifier ou les modifier, les repro- 
duire ou les delivrer iilicitement; et 


b) Pour assurer l’integrite et la securite 
des documents de voyage ou d’identi- 
te delivres par lui ou en son nom et 
pour empecher qu’ils ne soient crees, 
delivres et utilises iilicitement. 


Article 13 

Legitimite et validite des documents 

Ä la demande d’un autre Etat Partie, un 
Etat Partie verifie, conformement ä son 
droit interne et dans un deiai raisonnable, 
la legitimite et la validite des documents de 
voyage ou d’identite delivres ou censes 
avoir ete delivres en son nom et dont on 
soupgonne qu’ils sont utilises pour la traite 
des personnes. 


IV. Dispositions finales 

Article 14 

Clause de sauvegarde 

1 . Aucune disposition du present Pro- 
tocole n’a d’incidences sur les droits, obli- 


rungsunternehmen und Besitzer oder 
Betreiber aller Arten von Beförderungsmit- 
teln, sich dessen zu vergewissern, dass 
alle beförderten Personen im Besitz der für 
die Einreise in den Aufnahmestaat erfor- 
derlichen Reisedokumente sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat trifft in Überein- 
stimmung mit seinem innerstaatlichen 
Recht die erforderlichen Maßnahmen, um 
im Fall eines Verstoßes gegen die in 
Absatz 3 festgelegte Verpflichtung Sank- 
tionen vorzusehen. 

(5) Jeder Vertragsstaat erwägt, Maß- 
nahmen zu treffen, die es in Übereinstim- 
mung mit seinem innerstaatlichen Recht 
gestatten, Personen, die an der Begehung 
von in Übereinstimmung mit diesem Proto- 
koll umschriebenen Straftaten beteiligt 
sind, die Einreise zu verweigern oder ihre 
Visa für ungültig zu erklären. 

(6) ünbeschadet des Artikels 27 des 
Übereinkommens erwägen die Vertrags- 
staaten, die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Grenzkontrollbehörden zu verstär- 
ken, indem sie unter anderem direkte 
Nachrichtenverbindungen einrichten und 
aufrechterhalten. 

Artikel 12 
Sicherheit und 
Kontrolle von Dokumenten 

Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen der 
verfügbaren Mittel die erforderlichen Maß- 
nahmen, 

a) um sicherzustellen, dass die Qualität 
der von ihm ausgestellten Reise- oder 
Identitätsdokumente so beschaffen ist, 
dass sie nicht leicht missbraucht und 
nicht ohne weiteres gefälscht oder auf 
rechtswidrige Weise verändert, verviel- 
fältigt oder ausgestellt werden können, 
und 

b) um die ünversehrtheit und Sicherheit 
der Reise- oder Identitätsdokumente 
zu gewährleisten, die von dem Ver- 
tragsstaat oder in seinem Namen aus- 
gestellt wurden, und ihre rechtswidrige 
Herstellung, Ausstellung und Verwen- 
dung zu verhindern. 

Artikel 13 

Rechtmäßigkeit und 
Gültigkeit von Dokumenten 

Auf Ersuchen eines anderen Vertrags- 
staats überprüft ein Vertragsstaat in Über- 
einstimmung mit seinem innerstaatlichen 
Recht innerhalb eines angemessenen Zeit- 
raums die Rechtmäßigkeit und Gültigkeit 
von Reise- oder Identitätsdokumenten, die 
tatsächlich oder angeblich in seinem 
Namen ausgestellt wurden und die mut- 
maßlich für den Menschenhandel benutzt 
werden. 

IV. Schlussbestimmungen 

Artikel 14 
Vorbehaltsklausel 

(1) Dieses Protokoll berührt nicht die 
Rechte, Verpflichtungen und Verantwort- 
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of States and individuals under interna- 
tional iaw, inciuding internationai humani- 
tarian iaw and internationai human rights 
iaw and, in particuiar, where appiicabie, 
the 1951 Convention and the 1967 Proto- 
coi relating to the Status of Refugees and 
the principle of non-refouiement as con- 
tained therein. 

2. The measures set forth in this Proto- 
coi shail be interpreted and appiied in a 
way that is not discriminatory to persons 
on the ground that they are victims of traf- 
ficking in persons. The interpretation and 
application of those measures shail be 
consistent with internationally recognized 
principles of non-discrimination. 


Article 15 

Settlement of disputes 

1. States Parties shail endeavour to 
settle disputes concerning the interpreta- 
tion or application of this Protocol through 
negotiation. 

2. Any dispute between two or more 
States Parties concerning the interpreta- 
tion or application of this Protocol that 
cannot be settied through negotiation 
within a reasonable time shail, at the 
request of one of those States Parties, be 
submitted to arbitration. If, six months 
after the date of the request for arbitration, 
those States Parties are unable to agree 
on the Organization of the arbitration, any 
one of those States Parties may refer the 
dispute to the International Court of Jus- 
tice by request in accordance with the 
Statute of the Court. 


3. Each State Party may, at the time of 
signature, ratification, acceptance or 
approval of or accession to this Protocol, 
declare that it does not consider itself 
bound by paragraph 2 of this article. The 
other States Parties shail not be bound by 
Paragraph 2 of this article with respect to 
any State Party that has made such a 
reservation. 

4. Any State Party that has made a 
reservation in accordance with paragraph 
3 of this article may at any time withdraw 
that reservation by notification to the Sec- 
retary-General of the United Nations. 


Article 16 

Signature, ratification, 
acceptance, approval and accession 

1. This Protocol shail be open to all 
States for signature from 12 to 15 Decem- 
ber 2000 in Palermo, Italy, and thereafter at 
United Nations Headquarters in New York 
until 12 December 2002. 


gations et responsabilites des Etats et des 
particuliers en vertu du droit international, 
y compris du droit international humani- 
taire et du droit international relatif aux 
droits de l’homme et en particulier, lors- 
qu’ils s’appliquent, de la Convention de 
1951 et du Protocole de 1967 relatifs au 
Statut des refugies ainsi que du principe de 
non-refouiement qui y est enonce. 

2. Les mesures enoncees dans le pre- 
sent Protocole sont interpretees et appli- 
quees d’une fagon teile que les personnes 
ne font pas i’objet d’une discrimination au 
motif qu’elles sont victimes d’une traite. 
L’ interpretation et l’application de ces 
mesures sont conformes aux principes 
de non-discrimination internationalement 
reconnus. 


Article 15 

Reglement des differends 

1. Les Etats Parties s’efforcent de 
regier les differends concernant l’interpre- 
tation ou l’application du present Proto- 
cole par voie de negociation. 

2. Tout differend entre deux Etats Par- 
ties ou plus concernant l’interpretation ou 
l’application du present Protocole qui ne 
peut etre regle par voie de negociation 
dans un delai raisonnable est, ä la demande 
de l’un de ces Etats Parties, soumis ä 
l’arbitrage. Si, dans un delai de six mois ä 
compter de la date de la demande d’arbi- 
trage, les Etats Parties ne peuvent s’en- 
tendre sur l’organisation de l’arbitrage, l’un 
quelconque d’entre eux peut soumettre le 
differend ä la Cour internationale de Jus- 
tine en adressant une requete conforme- 
ment au Statut de la Cour. 


3. Chaque Etat Partie peut, au moment 
de la signature, de la ratification, de l’ac- 
ceptation ou de l’approbation du present 
Protocole ou de l’adhesion ä celui-ci, 
declarer qu’il ne se considere pas lie par le 
paragraphe 2 du present article. Les autres 
Etats Parties ne sont pas lies par le para- 
graphe 2 du present article envers tout 
Etat Partie ayant emis une teile reserve. 

4. Tout Etat Partie qui a emis une re- 
serve en vertu du paragraphe 3 du present 
article peut la retirer ä tout moment en 
adressant une notification au Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies. 


Article 16 

Signature, ratification, 
acceptation, approbation et adhesion 

1 . Le present Protocole sera ouvert ä la 
signature de tous les Etats du 12 au 15 
decembre 2000 ä Palerme (Italie) et, par la 
suite, au Siege de l’organisation des 
Nations Unies, ä New York, jusqu’au 12 
decembre 2002. 


lichkeiten von Staaten und Einzelpersonen 
nach dem Völkerrecht, namentlich dem 
humanitären Völkerrecht und dem Völker- 
recht auf dem Gebiet der Menschenrechte 
und insbesondere, soweit anwendbar, 
dem Abkommen von 1951 und dem Proto- 
koll von 1967 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge und dem darin verankerten 
Grundsatz der Nichtzurückweisung. 

(2) Die in diesem Protokoll genannten 
Maßnahmen sind so auszulegen und 
anzuwenden, dass Personen nicht auf 
Grund dessen, dass sie Opfer des Men- 
schenhandels sind, diskriminiert werden. 
Die Auslegung und Anwendung dieser 
Maßnahmen muss mit den international 
anerkannten Grundsätzen der Nichtdiskri- 
minierung im Einklang stehen. 


Artikel 15 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Protokolls durch Ver- 
handlungen beizulegen. 

(2) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder 
mehr Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Protokolls, die 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
durch Verhandlungen beigelegt werden 
kann, wird auf Verlangen eines dieser 
Vertragsstaaten einem Schiedsverfahren 
unterworfen. Können sich die Vertrags- 
staaten binnen sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt, zu dem das Schiedsverfahren 
verlangt worden ist, über seine Ausgestal- 
tung nicht einigen, so kann jeder dieser 
Vertragsstaaten die Streitigkeit dem Inter- 
nationalen Gerichtshof unterbreiten, indem 
er einen seinem Statut entsprechenden 
Antrag stellt. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann bei der 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung dieses Protokolls oder 
dem Beitritt zu diesem erklären, dass er 
sich durch Absatz 2 nicht als gebunden 
betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten 
sind gegenüber einem Vertragsstaat, der 
einen solchen Vorbehalt angebracht hat, 
durch Absatz 2 nicht gebunden. 

(4) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbe- 
halt nach Absatz 3 angebracht hat, kann 
diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an 
den Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen gerichtete Notifikation zurückziehen. 


Artikel 16 

Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme, Genehmigung und Beitritt 

(1) Dieses Protokoll liegt für alle Staaten 
vom 12. bis 15. Dezember 2000 in Palermo 
(Italien) und danach bis zum 12. Dezember 
2002 am Sitz der Vereinten Nationen in 
New York zur Unterzeichnung auf. 
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2. This Protocol shall also be open for 
signature by regional economic Integration 
organizations provided that at least one 
member State of such Organization has 
signed this Protocol in accordance with 
Paragraph 1 of this article. 

3. This Protocol is subject to ratifica- 
tion, acceptance or approval. Instruments 
of ratification, acceptance or approval 
shall be deposited with the Secretary- 
General of the United Nations. A regional 
economic Integration Organization may 
deposit its Instrument of ratification, 
acceptance or approval if at least one of its 
member States has done likewise. In that 
Instrument of ratification, acceptance or 
approval, such Organization shall declare 
the extent of its competence with respect 
to the matters governed by this Protocol. 
Such Organization shall also inform the 
depositary of any relevant modification in 
the extent of its competence. 


4. This Protocol is open for accession 
by any State or any regional economic 
Integration Organization of which at least 
one member State is a Party to this Proto- 
col. Instruments of accession shall be 
deposited with the Secretary-General of 
the United Nations. At the time of its 
accession, a regional economic Integration 
Organization shall declare the extent of its 
competence with respect to matters gov- 
erned by this Protocol. Such Organization 
shall also inform the depositary of any rel- 
evant modification in the extent of its com- 
petence. 


Article 17 
Entry into force 

1 . This Protocol shall enter into force on 
the ninetieth day after the date of deposit 
of the fortieth Instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession, 
except that it shall not enter into force 
before the entry into force of the Conven- 
tion. For the purpose of this paragraph, 
any Instrument deposited by a regional 
economic Integration Organization shall 
not be counted as additional to those 
deposited by member States of such 
Organization. 


2. For each State or regional economic 
Integration Organization ratifying, accept- 
ing, approving or acceding to this Protocol 
after the deposit of the fortieth Instrument 
of such action, this Protocol shall enter 
into force on the thirtieth day after the date 
of deposit by such State or Organization of 
the relevant Instrument or on the date this 
Protocol enters into force pursuant to 
Paragraph 1 of this article, whichever is the 
later. 


2. Le present Protocole est egalement 
ouvert ä la signature des organisations 
regionales d’integration economique ä la 
condition qu’au moins un Etat membre 
d’une teile Organisation ait signe le present 
Protocole conformement au paragraphe 1 
du present article. 

3. Le present Protocole est soumis ä 
ratification, acceptation ou approbation. 
Les Instruments de ratification, d’accepta- 
tion ou d’approbation seront deposes 
aupres du Secretaire general de l’Organi- 
sation des Nations Unies. Une Organisa- 
tion regionale d’integration economique 
peut deposer ses Instruments de ratifica- 
tion, d’acceptation ou d’approbation si au 
moins un de ses Etats membres l’a fait. 
Dans cet Instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation, cette Organi- 
sation declare l’etendue de sa compe- 
tence concernant les questions regies par 
le present Protocole. Elle informe egale- 
ment le depositaire de toute modification 
pertinente de l’etendue de sa compe- 
tence. 

4. Le present Protocole est ouvert ä 
l’adhesion de tout Etat ou de toute Organi- 
sation regionale d’integration economique 
dont au moins un Etat membre est Partie 
au present Protocole. Les Instruments 
d’adhesion sont deposes aupres du 
Secretaire general de l’Organisation des 
Nations Unies. Au moment de son adhe- 
sion, une Organisation regionale d’integra- 
tion economique declare l’etendue de sa 
competence concernant les questions 
regies par le present Protocole. Elle in- 
forme egalement le depositaire de toute 
modification pertinente de l’etendue de sa 
competence. 


Article 17 
Entree en vigueur 

1 . Le present Protocole entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour sui- 
vant la date de depöt du quarantieme Ins- 
trument de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion, etant enten- 
du qu’il n’entrera pas en vigueur avant que 
la Convention n’entre elle-meme en 
vigueur. Aux fins du present paragraphe, 
aucun des Instruments deposes par une 
Organisation regionale d’integration eco- 
nomique n’est considere comme un Ins- 
trument venant s’ajouter aux Instruments 
dejä deposes par les Etats membres de 
cette Organisation. 

2. Pour chaque Etat ou Organisation 
regionale d’integration economique qui 
ratifiera, acceptera ou approuvera le pre- 
sent Protocole ou y adherera apres le 
depöt du quarantieme Instrument perti- 
nent, le present Protocole entrera en 
vigueur le trentieme jour suivant la date de 
depöt de l’instrument pertinent par ledit 
Etat ou ladite Organisation ou ä la date ä 
laquelle il entre en vigueur en application 
du paragraphe 1 du present article, si 
celle-ci est posterieure. 


(2) Dieses Protokoll liegt auch für Orga- 
nisationen der regionalen Wirtschaftsinte- 
gration zur Unterzeichnung auf, sofern 
mindestens ein Mitgliedstaat der betref- 
fenden Organisation dieses Protokoll nach 
Absatz 1 unterzeichnet hat. 

(3) Dieses Protokoll bedarf der Ratifika- 
tion, Annahme oder Genehmigung. Die 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden werden beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
Eine Organisation der regionalen Wirt- 
schaftsintegration kann ihre Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
hinterlegen, wenn dies mindestens einer 
ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunde erklärt die Organisation den 
Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf 
die durch dieses Protokoll erfassten Ange- 
legenheiten. Die Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 

(4) Dieses Protokoll steht jedem Staat 
und jeder Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, von der mindes- 
tens ein Mitgliedstaat Vertragspartei die- 
ses Protokolls ist, zum Beitritt offen. Die 
Beitrittsurkunden werden beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
Bei ihrem Beitritt erklärt eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration den 
Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf 
die durch dieses Protokoll erfassten Ange- 
legenheiten. Die Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Protokoll tritt am neunzigsten 
Tag nach Hinterlegung der vierzigsten 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nicht 
vor Inkrafttreten des Übereinkommens. 
Für die Zwecke dieses Absatzes zählt eine 
von einer Organisation der regionalen Wirt- 
schaftsintegration hinterlegte Urkunde 
nicht als zusätzliche Urkunde zu den von 
den Mitgliedstaaten der betreffenden 
Organisation hinterlegten Urkunden. 


(2) Für jeden Staat und jede Organisati- 
on der regionalen Wirtschaftsintegration, 
der beziehungsweise die dieses Protokoll 
nach Hinterlegung der vierzigsten entspre- 
chenden Urkunde ratifiziert, annimmt, 
genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Proto- 
koll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung 
der entsprechenden Urkunde durch die- 
sen Staat beziehungsweise diese Organi- 
sation oder zum Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Protokolls nach Absatz 1 in 
Kraft, je nachdem, welcher Zeitpunkt der 
spätere ist. 
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Article 18 
Amendment 

1 . After the expiry of five years from the 
entry into force of this Protocol, a State 
Party to the Protocol may propose an 
amendment and file it with the Secretary- 
General of the United Nations, who shall 
thereupon communicate the proposed 
amendment to the States Parties and to 
the Conference of the Parties to the Con- 
vention for the purpose of considering and 
deciding on the proposal. The States Par- 
ties to this Protocol meeting at the Confer- 
ence of the Parties shall make every effort 
to achieve consensus on each amend- 
ment. If all efforts at consensus have been 
exhausted and no agreement has been 
reached, the amendment shall, as a last 
resort, require for its adoption a two-thirds 
majority vote of the States Parties to this 
Protocol present and voting at the meeting 
of the Conference of the Parties. 


2. Regional economic integration 
organizations, in matters within their com- 
petence, shall exercise their right to vote 
under this article with a number of votes 
equal to the number of their member 
States that are Parties to this Protocol. 
Such organizations shall not exercise their 
right to vote if their member States exer- 
cise theirs and vice versa. 

3. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article is 
subject to ratification, acceptance or 
approval by States Parties. 

4. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article shall 
enter into force in respect of a State Party 
ninety days after the date of the deposit 
with the Secretary-General of the United 
Nations of an instrument of ratification, 
acceptance or approval of such amend- 
ment. 

5. When an amendment enters into 
force, it shall be binding on those States 
Parties which have expressed their con- 
sent to be bound by it. Other States Par- 
ties shall still be bound by the provisions of 
this Protocol and any earlier amendments 
that they have ratified, accepted or 
approved. 

Article 19 
Denunciation 

1. A State Party may denounce this 
Protocol by written notification to the Sec- 
retary-General of the United Nations. Such 
denunciation shall become effective one 
year after the date of receipt of the notifi- 
cation by the Secretary-General. 

2. A regional economic integration 
Organization shall cease to be a Party to 
this Protocol when all of its member States 
have denounced it. 


Article 18 
Amendement 

1 . Ä l’expiration d’un delai de cinq ans ä 
compter de l’entree en vigueur du present 
Protocole, un Etat Partie au Protocole peut 
proposer un amendement et en deposer le 
texte aupres du Secretaire general de l’Or- 
ganisation des Nations Unies. Ce dernier 
communique alors la proposition d’amen- 
dement aux Etats Parties et ä la Conferen- 
ce des Parties ä la Convention en vue de 
l’examen de la proposition et de l’adoption 
d’une decision. Les Etats Parties au pre- 
sent Protocole reunis en Conference des 
Parties n’epargnent aucun effort pour par- 
venir ä un consensus sur tout amende- 
ment. Si tous les efforts en ce sens ont ete 
epuises Sans qu’un accord soit intervenu, 
il faudra, en dernier recours, pour que 
l’amendement soit adopte, un vote ä la 
majorite des deux tiers des Etats Parties 
au present Protocole presents ä la Confe- 
rence des Parties et exprimant leur vote. 

2. Les organisations regionales d’inte- 
gration economique disposent, pour exer- 
cer, en vertu du present article, leur droit 
de vote dans les domaines qui relevent de 
leur competence, d’un nombre de voix 
egal au nombre de leurs Etats membres 
Parties au present Protocole. Elles n’exer- 
cent pas leur droit de vote si leurs Etats 
membres exercent le leur, et inversement. 

3. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
est soumls ä ratification, acceptation ou 
approbation des Etats Parties. 

4. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
entrera en vigueur pour un Etat Partie qua- 
tre-vingt-dix jours apres la date de depöt 
par ledit Etat Partie aupres du Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies d’un instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation dudit amende- 
ment. 

5. Un amendement entre en vigueur a 
force obligatoire ä l’egard des Etats Parties 
qui ont exprime leur consentement ä etre 
lies par lui. Les autres Etats Parties restent 
lies par les dispositions du present Proto- 
cole et tous amendements anterieurs 
qu’ils ont ratifies, acceptes ou approuves. 


Article 19 
Denonciation 

1. Un Etat Partie peut denoncer le pre- 
sent Protocole par notification ecrite 
adressee au Secretaire general de l’Orga- 
nisation des Nations Unies. Une teile 
denonciation prend effet un an apres la 
date de reception de la notification par le 
Secretaire general. 

2. Une Organisation regionale d’integra- 
tlon economique cesse d’etre Partie au 
present Protocole lorsque tous ses Etats 
membres l’ont denonce. 


Artikel 18 
Änderung 

(1) Nach Ablauf von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Protokolls kann ein 
Vertragsstaat des Protokolls eine Ände- 
rung Vorschlägen und sie beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen einreichen; 
dieser leitet die vorgeschlagene Änderung 
den Vertragsstaaten und der Konferenz 
der Vertragsparteien des Übereinkom- 
mens zu, damit diese den Vorschlag prü- 
fen und darüber beschließen können. Die 
Vertragsstaaten dieses Protokolls, die in 
der Konferenz der Vertragsparteien zu- 
sammentreten, bemühen sich nach Kräf- 
ten um eine Einigung durch Konsens über 
jede Änderung. Sind alle Bemühungen um 
einen Konsens erschöpft und wird keine 
Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel 
eine Zweidrittelmehrheit der auf der Sit- 
zung der Konferenz der Vertragsparteien 
anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
staaten dieses Protokolls erforderlich, um 
die Änderung zu beschließen. 

(2) Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration üben in Angelegen- 
heiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht 
nach diesem Artikel mit der Anzahl von 
Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mit- 
gliedstaaten entspricht, die Vertragspartei- 
en dieses Protokolls sind. Diese Organisa- 
tionen üben ihr Stimmrecht nicht aus, 
wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht 
ausüben, und umgekehrt. 

(3) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung bedarf der Ratifikation, Annah- 
me oder Genehmigung durch die Vertrags- 
staaten. 

(4) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung tritt für einen Vertragsstaat 
neunzig Tage nach der Hinterlegung einer 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunde zu der Änderung beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 


(5) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie 
für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre 
Zustimmung ausgedrückt haben, durch 
sie gebunden zu sein, bindend. Die ande- 
ren Vertragsstaaten sind weiter durch die- 
ses Protokoll und alle früher von ihnen rati- 
fizierten, angenommenen oder genehmig- 
ten Änderungen gebunden. 

Artikel 19 
Kündigung 

(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Proto- 
koll durch eine an den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gerichtete schriftliche 
Notifikation kündigen. Die Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 

(2) Eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hört auf, Vertrags- 
partei dieses Protokolls zu sein, wenn alle 
ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben. 
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Article 20 

Depositary and languages 

1 . The Secretary-General of the United 
Nations is designated depositary of this 
Protocoi. 

2. The originai of this Protocoi, of which 
the Arabic, Chinese, Engiish, French, 
Russian and Spanish texts are equaiiy 
authentic, shaii be deposited with the Sec- 
retary-General of the United Nations. 


In witness whereof, the undersigned 
plenipotentiaries, being duly authorized 
thereto by their respective Governments, 
have signed this Protocoi. 


Article 20 

Depositaire et langues 

1 . Le Secretaire general de l’Organisa- 
tion des Nations Unies est le depositaire 
du present Protocole. 

2. L’original du present Protocole, dont 
les textes anglais, arabe, chinois, espa- 
gnol, frangais et russe font egalement foi, 
sera depose aupres du Secretaire general 
de l’Organisation des Nations Unies. 


En foi de quoi, les plenipotentiaires 
soussignes, ä ce düment autorises par 
leurs gouvernements respectifs, ont signe 
le present Protocole. 


Artikel 20 

Verwahrer und Sprachen 

(1) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird zum Verwahrer dieses Pro- 
tokolls bestimmt. 

(2) Die Urschrift dieses Protokolls, des- 
sen arabischer, chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, 
wird beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die Unter- 
zeichneten, von ihren Regierungen hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Protokoll unterschrieben. 
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Zusatzprotokoll 

gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität 


Protocol 

against the Smuggling of Migrants by Land, Sea and Air, 
supplementing the United Nations Convention 
against Transnational Organized Crime 


Protocole 

contre le trafic illicite de migrants par terre, air et mer, 
additionnel ä la Convention des Nations Unies 
contre la criminalite transnationale organisee 


Preamble 

The States Parties to this Protocol, 

Declaring that effective action to prevent 
and combat the smuggling of migrants by 
land, sea and air requires a comprehensive 
international approach, including Cooper- 
ation, the exchange of Information and 
other appropriate measures, including 
socio-economic measures, at the national, 
regional and international levels. 


Recalling General Assembly resolution 
54/21 2 of 22 December 1 999, in which the 
Assembly urged Member States and the 
United Nations System to strengthen inter- 
national Cooperation in the area of interna- 
tional migration and development in Order 
to address the root causes of migration, 
especially those related to poverty, and to 
maximize the benefits of international 
migration to those concerned, and 
encouraged, where relevant, interregional, 
regional and subregional mechanisms to 
continue to address the question of migra- 
tion and development. 


Convinced of the need to provide 
migrants with humane treatment and full 
protection of their rights, 

Taking into account the fact that, 
despite work undertaken in other interna- 
tional forums, there is no universal Instru- 
ment that addresses all aspects of smug- 
gling of migrants and other related issues. 


Preambule 

Les Etats Parties au present Protocole, 

Declarant qu’une action efficace visant 
ä prevenir et combattre le trafic illicite de 
migrants par terre, air et mer exige une 
approche globale et internationale, y com- 
pris une Cooperation, des echanges d’in- 
formations et d’autres mesures appro- 
priees, d’ordre social et economique 
notamment, aux niveaux national, regional 
et international. 


Rappelant la resolution 54/212 de l’As- 
semblee generale du 22 decembre 1999, 
dans laquelle l’Assemblee a instamment 
engage les Etats Membres et les organismes 
des Nations Unies ä renforcer la Cooperation 
internationale dans le domaine des migrations 
internationales et du developpement afin 
de s’attaquer aux causes profondes des 
migrations, en particulier celles qui sont liees 
ä la pauvrete; et de porter au maximum les 
avantages que les migrations internationales 
procurent aux Interesses, et a encourage, 
seien qu’il convenait, les mecanismes 
interregionaux, regionaux et sous-regionaux 
ä continuer de s’occuper de la question 
des migrations et du developpement. 


Convaincus qu’il faut traiter les migrants 
avec humanite et proteger pleinement 
leurs droits, 

Tenant compte du fait que, malgre les 
travaux entrepris dans d’autres instances 
internationales, il n’y a aucun Instrument 
universel qui porte sur tous les aspects du 
trafic illicite de migrants et d’autres ques- 
tions connexes. 


(Übersetzung) 

Präambel 

Die Vertragsstaaten dieses Protokolls - 

unter Hinweis darauf, dass wirksame 
Maßnahmen zur Verhütung und Bekämp- 
fung der Schleusung von Migranten auf 
dem Land-, See- und Luftweg ein allseiti- 
ges internationales Vorgehen erfordern, 
das unter anderem Zusammenarbeit, den 
Austausch von Informationen sowie weite- 
re geeignete Maßnahmen, darunter soziale 
und wirtschaftliche Maßnahmen, auf natio- 
naler, regionaler und internationaler Ebene 
umfasst, 

im Hinblick auf die Resolution 54/212 
der Generalversammlung vom 22. Dezem- 
ber 1999, in der die Versammlung die Mit- 
gliedstaaten und das System der Vereinten 
Nationen nachdrücklich aufforderte, die 
internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der internationalen Migration und 
Entwicklung zu verstärken, um gegen die 
tieferen Ursachen der Migration, insbeson- 
dere diejenigen im Zusammenhang mit der 
Armut, anzugehen und um den Beteiligten 
den größtmöglichen Nutzen aus der inter- 
nationalen Migration zuteil werden zu las- 
sen, und in der sie den interregionalen, 
regionalen und subregionalen Mechanis- 
men nahe legte, sich gegebenenfalls auch 
weiterhin mit der Frage der Migration und 
der Entwicklung zu befassen, 

überzeugt von der Notwendigkeit, den 
Migranten eine menschliche Behandlung 
und den vollen Schutz ihrer Rechte zu 
gewähren, 

unter Berücksichtigung dessen, dass es 
trotz der in anderen internationalen Foren 
geleisteten Arbeit keine umfassende Über- 
einkunft gibt, die alle Aspekte der Schleu- 
sung von Migranten und andere damit 
zusammenhängende Fragen einbezieht. 
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Concerned at the significant increase in 
the activities of organized criminal groups 
in smuggling of migrants and other related 
criminal activities set forth In this Protocol, 
which bring great harm to the States con- 
cerned, 

Also concerned that the smuggling of 
migrants can endanger the lives or Secur- 
ity of the migrants involved, 

Recalling General Assembly resolution 
53/111 of 9 December 1998, In which the 
Assembly decided to establlsh an open- 
ended intergovernmental ad hoc Commit- 
tee for the purpose of elaborating a com- 
prehenslve International Convention 
against transnational organized crime and 
of discussing the elaboratlon of, Inter alla, 
an International Instrument addressing Ille- 
gal trafficking In and transporting of 
migrants, including by sea. 


Convinced that supplementing the Uni- 
ted Nations Convention against Transna- 
tional Organized Crime with an Internation- 
al Instrument against the smuggling of 
migrants by land, sea and air will be usefui 
In preventing and combating that crime. 


Have agreed as follows: 


I. General provisions 

Article 1 

Relation with the 

United Nations Convention against 
Transnational Organized Crime 

1 . This Protocol Supplements the Uni- 
ted Nations Convention against Transna- 
tional Organized Crime. It shall be inter- 
preted together with the Convention. 

2. The provisions of the Convention 
shall apply, mutatis mutandis, to this Pro- 
tocol unless otherwise provided herein. 

3. The offences established in accor- 
dance with article 6 of this Protocol shall 
be regarded as offences established in 
accordance with the Convention. 


Article 2 

Statement of purpose 

The purpose of this Protocol is to pre- 
vent and combat the smuggling of 
migrants, as well as to promote Cooper- 
ation among States Parties to that end, 
while protecting the rights of smuggied 
migrants. 


Preoccupes par l’accroissement consi- 
derable des activites des groupes crimi- 
nels organises en matiere de trafic iilicite 
de migrants et des autres activites crimi- 
nelles connexes enoncees dans le present 
Protocole, qui portent gravement preju- 
dice aux Etats concernes, 

Egalement preoccupes par le fait que le 
trafic iilicite de migrants risque de mettre 
en danger la vie ou la securite des 
migrants concernes, 

Rappelant la resolution 53/1 1 1 de l’As- 
semblee generale du 9 decembre 1998, 
dans laquelle l’Assemblee a decide de 
creer un comite intergouvernemental 
special ä composition non limitee Charge 
d’elaborer une Convention internationale 
generale contre la criminalite transnationale 
organisee et d’examiner s’ii y avait Neu 
d’elaborer, notamment, un Instrument 
international de lutte contre le trafic et le 
transport illicites de migrants, y compris 
par voie maritime. 


Convaincus que le fait d’adjoindre ä la 
Convention des Nations Unies contre la 
criminalite transnationale organisee un ins- 
trument international contre le trafic iilicite 
de migrants par terre, air et mer aidera ä 
prevenir et ä combattre ce type de crimi- 
nalite. 


Sont convenus de ce qui suit: 


I. Dispositions generales 

Article premier 
Relation avec la 

Convention des Nations Unies contre 
la criminalite transnationale organisee 

1 . Le present Protocole complete la 
Convention des Nations Unies contre la 
criminalite transnationale organisee. II est 
interprete conjointement avec la Conven- 
tion. 

2. Les dispositions de la Convention 
s’appliquent mutatis mutandis au present 
Protocole, sauf disposition contraire dudit 
Protocole. 

3. Les infractions etablies conforme- 
ment ä i’article 6 du present Protocole sont 
considerees comme des infractions eta- 
blies conformement ä la Convention. 

Article 2 
Objet 

Le present Protocole a pour objet de 
prevenir et combattre le trafic iilicite de 
migrants, ainsi que de promouvoir la Coo- 
peration entre les Etats Parties ä cette fin, 
tout en protegeant les droits des migrants 
objet d’un tel trafic. 


besorgt über die erhebliche Zunahme 
der Tätigkeit organisierter krimineller 
Gruppen bei der Schleusung von Migran- 
ten und anderer damit zusammenhängen- 
der, in diesem Protokoll genannter krimi- 
neller Tätigkeiten, die den betroffenen 
Staaten großen Schaden verursachen, 

sowie besorgt darüber, dass die Schleu- 
sung von Migranten das Leben oder die 
Sicherheit der betroffenen Migranten 
gefährden kann, 

im Hinblick auf die Resolution 53/111 
der Generalversammlung vom 9. Dezem- 
ber 1998, in der die Versammlung be- 
schloss, einen allen Mitgliedstaaten offen 
stehenden zwischenstaatlichen Ad-hoc- 
Ausschuss einzusetzen mit dem Auftrag, 
ein umfassendes internationales Überein- 
kommen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität auszuarbeiten und 
unter anderem die Ausarbeitung einer 
internationalen Übereinkunft zur Bekämp- 
fung der Schleusung von Migranten und 
ihrer unerlaubten Beförderung, einschließ- 
lich auf dem Seeweg, zu erörtern, 

überzeugt, dass die Ergänzung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organi- 
sierte Kriminalität durch eine internationale 
Übereinkunft gegen die Schleusung von 
Migranten auf dem Land-, See- und Luft- 
weg für die Verhütung und Bekämpfung 
dieser Art der Kriminalität von Nutzen sein 
wird - 

sind wie folgt übereingekommen: 


I. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Verhältnis zum Überein- 
kommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität 

(1) Dieses Protokoll ergänzt das Über- 
einkommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Kri- 
minalität. Es ist zusammen mit dem Über- 
einkommen auszulegen. 

(2) Das Übereinkommen findet sinnge- 
mäß auf dieses Protokoll Anwendung, 
sofern im Protokoll nichts anderes vorge- 
sehen ist. 

(3) Die in Übereinstimmung mit Artikel 6 
dieses Protokolls umschriebenen Strafta- 
ten werden als in Übereinstimmung mit 
dem Übereinkommen umschriebene Straf- 
taten angesehen. 

Artikel 2 
Zweck 

Zweck dieses Protokolls ist es, die 
Schleusung von Migranten zu verhüten 
und zu bekämpfen sowie die diesbezügli- 
che Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
tragsstaaten zu fördern und dabei gleich- 
zeitig die Rechte der geschleusten Migran- 
ten zu schützen. 
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Article 3 
Use of terms 

For the purposes of this Protocol: 

(a) “Smuggling of migrants” shall mean 
the procurement, in Order to obtain, 
directly or indirectly, a financial or other 
material benefit, of the illegal entry of a 
person into a State Party of which the 
person is not a national or a permanent 
resident; 


(b) “Illegal entry” shall mean Crossing bor- 
ders without complying with the ne- 
cessary requirements for legal entry 
into the receiving State; 

(c) “Fraudulent travel or Identity docu- 
ment” shall mean any travel or Identity 
document: 

(i) That has been falsely made or 
altered in some material way by 
anyone other than a person or 
agency lawfully authorized to make 
or issue the travel or Identity docu- 
ment on behalf of a State; or 


(ii) That has been improperly issued or 
obtained through misrepresenta- 
tion, corruption or duress or in any 
other unlawfui manner; or 

(iii) That is being used by a person 
other than the rightfui holder; 

(d) “Vessel” shall mean any type of water 
craft, including non-displacement craft 
and seaplanes, used or capable of 
being used as a means of transporta- 
tion on water, except a warship, naval 
auxiliary or other vessel owned or 
operated by a Government and used, 
for the time being, only on government 
non-commercial Service. 


Article 4 

Scope of application 

This Protocol shall apply, except as 
otherwise stated herein, to the prevention, 
Investigation and prosecution of the 
offences established in accordance with 
article 6 of this Protocol, where the 
offences are transnational in nature and 
involve an organized criminal group, as 
well as to the protection of the rights of 
persons who have been the object of such 
offences. 


Article 5 

Criminal liability of migrants 

Migrants shall not become liable to 
criminal prosecution under this Protocol 


Article 3 
Terminologie 

Aux fins du present Protocole: 

a) L’expression «trafic illicite de migrants» 
designe le fait d’assurer, afin d’en 
tirer, directement ou indirectement, un 
avantage financier ou un autre avantage 
materiel, l’entree ille-gale dans un Etat 
Partie d’une personne qui n’est ni un 
ressortissant ni un resident permanent 
de cet Etat; 

b) L’expression «entree illegale» designe 
le franchissement de frontieres alors 
que les conditions necessaires ä l’en- 
tree legale dans l’Etat d’accueil ne sont 
pas satisfaites; 

c) L’expression «document de voyage ou 
d’identite frauduleux» designe tout 
document de voyage ou d’identite: 

i) Qui a ete contrefait ou modifie de 
maniere substantielle par quicon- 
que autre qu’une personne ou une 
autorite legalement habilitee ä eta- 
blir ou ä delivrer le document de 
voyage ou d’identite au nom d’un 
Etat; ou 

ii) Qui a ete delivre ou obtenu de 
maniere irreguliere moyennant 
fausse declaration, corruption ou 
contrainte, ou de toute autre 
maniere illegale; ou 

iii) Qui est utilise par une personne 
autre que le titulaire legitime; 

d) Le terme «navire» designe tout type 
d’engin aquatique, y compris un engin 
Sans tirant d’eau et un hydravion, utili- 
se ou capable d’etre utilise comme 
moyen de transport sur l’eau, ä l’ex- 
ception d’un navire de guerre, d’un 
navire de guerre auxiliaire ou autre 
navire appartenant ä un gouvernement 
ou exploite par lui, tant qu’il est utilise 
exclusivement pour un Service public 
non commercial. 


Article 4 

Champ d’application 

Le present Protocole s’applique, sauf 
disposition contraire, ä la prevention, aux 
enquetes et aux poursuites concernant les 
infractions etablies conformement ä son 
article 6, lorsque ces infractions sont de 
nature transnationale et qu’un groupe cri- 
minel organise y est implique, ainsi qu’ä la 
protection des droits des personnes qui 
ont ete l’objet de telles infractions. 


Article 5 

Responsabilite penale des migrants 

Les migrants ne deviennent pas passi- 
bles de poursuites penales en vertu du 


Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Protokolls 

a) bezeichnet der Ausdruck „Schleusung 
von Migranten“ die Herbeiführung der 
unerlaubten Einreise einer Person in 
einen Vertragsstaat, dessen Staatsan- 
gehörige sie nicht ist oder in dem sie 
keinen ständigen Aufenthalt hat, mit 
dem Ziel, sich unmittelbar oder mittel- 
bar einen finanziellen oder sonstigen 
materiellen Vorteil zu verschaffen; 

b) bezeichnet der Ausdruck „unerlaubte 
Einreise“ das Überschreiten von Gren- 
zen, ohne die erforderlichen Vorausset- 
zungen für die erlaubte Einreise in den 
Aufnahmestaat zu erfüllen; 

c) bezeichnet der Ausdruck „gefälschtes 
Reise- oder Identitätsdokument“ ein 
Reise- oder Identitätsdokument, 

i) das von jemand anderem als der 
Person oder Stelle, die rechtmäßig 
befugt ist, das Reise- oder Identi- 
tätsdokument im Namen eines 
Staates anzufertigen oder auszu- 
stellen, als Fälschung angefertigt 
oder in substantieller Weise verän- 
dert wurde, 

ii) das auf Grund falscher Angaben, 
durch Korruption, Nötigung oder 
auf andere unrechtmäßige Weise 
unbefugt ausgestellt oder erlangt 
wurde oder 

iii) das von einer Person benutzt wird, 
die nicht der rechtmäßige Inhaber 
ist; 

d) bezeichnet der Ausdruck „Schiff“ alle 
Arten von Wasserfahrzeugen, ein- 
schließlich nicht wasserverdrängender 
Fahrzeuge und Wasserflugzeuge, die 
als Beförderungsmittel auf dem Was- 
ser verwendet werden oder verwendet 
werden können, mit Ausnahme von 
Kriegsschiffen, Flottenhilfsschiffen oder 
sonstigen Schiffen, die einem Staat 
gehören oder von ihm eingesetzt sind 
und die zum gegebenen Zeitpunkt im 
Staatsdienst ausschließlich für andere 
als Handelszwecke genutzt werden. 

Artikel 4 
Geltungsbereich 

Dieses Protokoll findet, soweit darin 
nichts anderes bestimmt ist, Anwendung 
auf die Verhütung, Untersuchung und 
strafrechtliche Verfolgung der in Überein- 
stimmung mit Artikel 6 umschriebenen 
Straftaten, wenn die Straftaten grenzüber- 
schreitender Natur sind und eine organi- 
sierte kriminelle Gruppe daran mitwirkt, 
sowie auf den Schutz der Rechte der Per- 
sonen, die Gegenstand dieser Straftaten 
waren. 

Artikel 5 
Strafrechtliche 

Verantwortlichkeit der Migranten 

Migranten können nicht nach diesem 
Protokoll strafrechtlich dafür verfolgt wer- 
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for the fact of having been the object of 
conduct set forth in article 6 of this Proto- 
col. 

Article 6 
Criminalization 

1 . Each State Party shall adopt such 
legislative and other measures as may be 
necessary to establish as criminal 
offences, when committed intentionally 
and in Order to obtain, directly or indirectly, 
a financial or other material benefit: 

(a) The smuggling of migrants; 

(b) When committed for the purpose of 
enabling the smuggling of migrants: 

(i) Producing a fraudulent travel or 
Identity document; 

(ii) Procuring, providing or possessing 
such a document; 

(c) Enabling a person who is not a nation- 
al or a permanent resident to remain in 
the State concerned without comply- 
ing with the necessary requirements 
for legally remaining in the State by the 
means mentioned in subparagraph (b) 
of this Paragraph or any other illegal 
means. 

2. Each State Party shall also adopt 
such legislative and other measures as 
may be necessary to establish as criminal 
offences: 

(a) Subject to the basic concepts of its 
legal System, attempting to commit an 
offence established in accordance with 
Paragraph 1 of this article; 

(b) Participating as an accomplice in an 
offence established in accordance with 
Paragraph 1 (a), (b) (i) or (c) of this art- 
icle and, subject to the basic concepts 
of its legal System, participating as an 
accomplice in an offence established 
in accordance with paragraph 1 (b) (ii) 
of this article; 


(c) Organizing or directing other persons 
to commit an offence established in 
accordance with paragraph 1 of this 
article. 


3. Each State Party shall adopt such 
legislative and other measures as may be 
necessary to establish as aggravating cir- 
cumstances to the offences established in 
accordance with paragraph 1 (a), (b) (i) and 
(c) of this article and, subject to the basic 
concepts of its legal System, to the 
offences established in accordance with 
paragraph 2 (b) and (c) of this article, cir- 
cumstances: 


present Protocole du fait qu’ils ont ete 
l’objet des actes enonces ä son article 6. 


Article 6 
Incrimination 

1 . Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives et autres necessaires pour 
conferer le caractere d’infraction penale, 
lorsque les actes ont ete commis inten- 
tionnellement et pour en tirer, directement 
ou indirectement, un avantage financier ou 
autre avantage materiel: 

a) Au trafic illicite de migrants; 

b) Lorsque les actes ont ete commis afin 
de permettre le trafic illicite de 
migrants: 

i) Ä la fabrication d’un document de 
voyage ou d’identite frauduleux; 

ii) Au fait de procurer, de fournir ou de 
posseder un tel document; 

c) Au fait de permettre ä une personne, 
qui n’est ni un ressortissant ni un resi- 
dent permanent, de demeurer dans 
l’Etat concerne, sans satisfaire aux 
conditions necessaires au sejour legal 
dans ledit Etat, par les moyens men- 
tionnes ä l’alinea b) du present para- 
graphe ou par tous autres moyens ille- 
gaux. 

2. Chaque Etat Partie adopte egale- 
ment les mesures legislatives et autres 
necessaires pour conferer le caractere 
d’infraction penale: 

a) Sous reserve des concepts fondamen- 
taux de son Systeme juridique, au fait 
de tenter de commettre une infraction 
etablie conformement au paragraphe 1 
du present article; 

b) Au fait de se rendre complice d’une 
infraction etabiie conformement ä l’ali- 
nea a), ä l’alinea b) i) ou ä l’alinea c) du 
paragraphe 1 du present article et, 
SOUS reserve des concepts fondamen- 
taux de son Systeme juridique, au fait 
de se rendre complice d’une infraction 
etablie conformement ä l’alinea b) ii) du 
paragraphe 1 du present article; 

c) Au fait d’organiser la Commission 
d’une infraction etablie conformement 
au paragraphe 1 du present article ou 
de donner des instructions ä d’autres 
personnes pour qu’elles la commet- 
tent. 

3. Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives et autres necessaires pour 
conferer le caractere de circonstance 
aggravante des infractions etablies 
conformement aux alineas a), b) i) et c) du 
paragraphe 1 du present article et, sous 
reserve des concepts fondamentaux de 
son Systeme juridique, des infractions eta- 
blies conformement aux alineas b) et c) du 
paragraphe 2 du present article: 


den, dass sie Gegenstand der in Artikel 6 
genannten Handlungen wurden. 


Artikel 6 
Kriminalisierung 

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und sonsti- 
gen Maßnahmen, um folgende Handlun- 
gen, wenn vorsätzlich und zur unmittelba- 
ren oder mittelbaren Erlangung eines 
finanziellen oder sonstigen materiellen 
Vorteils begangen, als Straftaten zu 
umschreiben: 

a) die Schleusung von Migranten; 

b) wenn die Handlung begangen wurde, 
um die Schleusung von Migranten zu 
ermöglichen, 

i) die Herstellung eines gefälschten 
Reise- oder Identitätsdokuments; 

ii) die Beschaffung, die Bereitstellung 
oder den Besitz eines solchen 
Dokuments; 

c) es einer Person, die nicht Staatsange- 
hörige des betreffenden Staates ist 
oder dort keinen ständigen Aufenthalt 
hat, durch die unter Buchstabe b 
genannten oder andere unrechtmäßige 
Mittel zu ermöglichen, in diesem Staat 
zu verbleiben, ohne die erforderlichen 
Voraussetzungen für den rechtmäßi- 
gen Aufenthalt zu erfüllen. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft ferner die 
erforderlichen gesetzgeberischen und 
sonstigen Maßnahmen, um folgende 
Handlungen als Straftaten zu umschrei- 
ben: 

a) vorbehaltlich der Grundzüge seiner 
Rechtsordnung den Versuch, eine in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 um- 
schriebene Straftat zu begehen; 

b) die Beteiligung als Mittäter oder Gehil- 
fe an einer in Übereinstimmung mit 
Absatz 1 Buchstabe a, Buchstabe b 
Ziffer i oder Buchstabe c umschriebe- 
nen Straftat sowie, vorbehaltlich der 
Grundzüge seiner Rechtsordnung, die 
Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe an 
einer in Übereinstimmung mit Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii umschriebenen 
Straftat; 

c) die Organisation der Begehung einer in 
Übereinstimmung mit Absatz 1 um- 
schriebenen Straftat oder die Anleitung 
anderer zu ihrer Begehung. 


(3) Jeder Vertragsstaat trifft die erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und sonsti- 
gen Maßnahmen, um folgende erschwe- 
rende ümstände für die in Übereinstim- 
mung mit Absatz 1 Buchstabe a, Buchsta- 
be b Ziffer i und Buchstabe c umschriebe- 
nen Straftaten sowie, vorbehaltlich der 
Grundzüge seiner Rechtsordnung, für die 
in Übereinstimmung mit Absatz 2 Buch- 
staben b und c umschriebenen Straftaten 
festzulegen: 
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(a) That endanger, or are likely to endan- 
ger, the lives or safety of the migrants 
concerned; or 

(b) That entail inhuman or degrading treat- 
ment, including for exploitation, of 
such migrants. 

4. Nothing in this Protocol shaii prevent 
a State Party from taking measures 
against a person whose conduct consti- 
tutes an offence under its domestic law. 


II. Smuggling 
of migrants by sea 

Article 7 
Cooperation 

States Parties shaii cooperate to the 
fuliest extent possibie to prevent and sup- 
press the smuggiing of migrants by sea, in 
accordance with the internationai iaw of 
the sea. 

Article 8 

Measures against the 
smuggling of migrants by sea 

1. A State Party that has reasonabie 
grounds to suspect that a vessei that is fiy- 
ing its fiag or ciaiming its registry, that is 
without nationaiity or that, though flying a 
foreign fiag or refusing to show a fiag, is in 
reaiity of the nationaiity of the State Party 
concerned is engaged in the smuggiing of 
migrants by sea may request the assist- 
ance of other States Parties in suppressing 
the use of the vessei for that purpose. The 
States Parties so requested shaii render 
such assistance to the extent possibie 
within their means. 


2. A State Party that has reasonabie 
grounds to suspect that a vessei exercis- 
ing freedom of navigation in accordance 
with international law and flying the fiag or 
displaying the marks of registry of another 
State Party is engaged in the smuggling of 
migrants by sea may so notify the fiag 
State, request confirmation of registry and, 
if confirmed, request authorization from 
the fiag State to take appropriate meas- 
ures with regard to that vessei. The fiag 
State may authorize the requesting State, 
Inter alia: 


(a) To board the vessei; 

(b) To search the vessei; and 

(c) If evidence is found that the vessei is 
engaged in the smuggling of migrants 
by sea, to take appropriate measures 
with respect to the vessei and persons 


a) Au fait de mettre en danger ou de ris- 
quer de mettre en danger la vie ou la 
securite des migrants concernes; ou 

b) Au traitement inhumain ou degradant 
de ces migrants, y compris pour i’ex- 
ploitation. 

4. Aucune disposition du present Pro- 
tocole n’empeche un Etat Partie de pren- 
dre des mesures contre une personne 
dont les actes constituent, dans son droit 
interne, une infraction. 


II. Trafic illicite 
de migrants par mer 

Article 7 
Cooperation 

Les Etats Parties cooperent dans toute 
la mesure possibie en vue de prevenir et 
de reprimer le trafic illicite de migrants par 
mer, conformement au droit international 
de la mer. 


Article 8 

Mesures contre le trafic 
illicite de migrants par mer 


1. Un Etat Partie qui a des motifs rai- 
sonnables de soupgonner qu’un navire 
battant son pavillon ou se prevalant de 
l’immatriculation sur son registre, sans 
nationalite, ou possedant en realite la 
nationalite de l’Etat Partie en question bien 
qu’il batte un pavillon etranger ou refuse 
d’arborer son pavillon, se livre au trafic illi- 
cite de migrants par mer peut demander ä 
d’autres Etats Parties de l’aider ä mettre 
fin ä l’utilisation dudit navire dans ce but. 
Les Etats Parties ainsi requis fournissent 
cette assistance dans la mesure du possi- 
bie compte tenu des moyens dont ils dis- 
posent. 

2. Un Etat Partie qui a des motifs rai- 
sonnables de soupgonner qu’un navire 
exergant la liberte de navigation conforme- 
ment au droit international et battant le 
pavillon ou portant les marques d’immatri- 
culation d’un autre Etat Partie se livre au 
trafic illicite de migrants par mer peut le 
notifier ä l’Etat du pavillon, demander 
confirmation de i’immatriculation et, si 
celle-ci est confirmee, demander l’autori- 
sation ä cet Etat de prendre les mesures 
appropriees ä l’egard de ce navire. L’Etat 
du pavillon peut notamment autoriser 
l’Etat requerant ä: 


a) Arraisonner le navire; 

b) Vielter le navire; et 

c) S’il trouve des preuves que le navire se 
livre au trafic illicite de migrants par 
mer, prendre les mesures appropriees 
ä l’egard du navire, des personnes et 


a) die Gefährdung oder mögliche Gefähr- 
dung des Lebens oder der Sicherheit 
der betroffenen Migranten; 

b) die unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung dieser Migranten, ein- 
schließlich zum Zweck der Ausbeu- 
tung. 

(4) Dieses Protokoll hindert einen Ver- 
tragsstaat nicht daran, Maßnahmen gegen 
eine Person zu ergreifen, deren Handlun- 
gen nach seinem innerstaatlichen Recht 
eine Straftat darstellen. 


II. Schleusung von 
Migranten auf dem Seeweg 

Artikel 7 

Zusammenarbeit 

Die Vertragsstaaten arbeiten so weit wie 
irgend möglich zusammen, um die Schleu- 
sung von Migranten auf dem Seeweg im 
Einklang mit dem Internationalen Seerecht 
zu verhüten und zu bekämpfen. 

Artikel 8 

Maßnahmen 
gegen die Schleusung 
von Migranten auf dem Seeweg 

(1) Ein Vertragsstaat, der den begrün- 
deten Verdacht hat, dass ein Schiff, das 
seine Flagge führt oder angeblich in sein 
Schiffsregister eingetragen ist und das 
keine Staatszugehörigkeit besitzt oder 
das, obwohl es eine fremde Flagge führt 
oder sich weigert, seine Flagge zu zeigen, 
in Wirklichkeit die Staatszugehörigkeit des 
betreffenden Vertragsstaats besitzt, für die 
Schleusung von Migranten auf dem See- 
weg benutzt wird, kann andere Vertrags- 
staaten um Hilfe bei der Unterbindung der 
Nutzung des Schiffes für diesen Zweck 
ersuchen. Die darum ersuchten Vertrags- 
staaten leisten im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten Hilfe. 

(2) Ein Vertragsstaat, der den begrün- 
deten Verdacht hat, dass ein Schiff, das 
die Freiheit der Schifffahrt in Übereinstim- 
mung mit dem Völkerrecht ausübt und die 
Flagge eines anderen Vertragsstaats führt 
oder dessen Registrierungszeichen zeigt, 
für die Schleusung von Migranten auf dem 
Seeweg benutzt wird, kann dies dem Flag- 
genstaat anzeigen, eine Bestätigung der 
Registrierung anfordern und bei Bestäti- 
gung den Flaggenstaat um die Genehmi- 
gung ersuchen, geeignete Maßnahmen im 
Hinblick auf dieses Schiff zu treffen. Der 
Flaggenstaat kann dem ersuchenden 
Staat unter anderem die Genehmigung 
erteilen, 

a) das Schiff anzuhalten; 

b) das Schiff zu durchsuchen und, 

c) falls Beweise dafür gefunden werden, 
dass das Schiff für die Schleusung von 
Migranten auf dem Seeweg benutzt 
wird, die vom Flaggenstaat genehmig- 
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and Cargo on board, as authorized by 
the flag State. 


3. A State Party that has taken any 
measure in accordance with paragraph 2 
of this article shall promptly inform the flag 
State concerned of the results of that 
measure. 

4. A State Party shall respond expedi- 
tiously to a request from another State 
Party to determine whether a vessel that is 
claiming its registry or flying its flag is en- 
titled to do so and to a request for authori- 
zation made in accordance with paragraph 
2 of this article. 

5. A flag State may, consistent with arti- 
cle 7 of this Protocol, subject its authoriza- 
tion to conditions to be agreed by it and 
the requesting State, including conditions 
relating to responsibility and the extent of 
effective measures to be taken. A State 
Party shall take no additional measures 
without the express authorization of the 
flag State, except those necessary to 
relieve imminent danger to the lives of per- 
sons or those which derive from relevant 
bilateral or multilateral agreements. 


6. Each State Party shall designate an 
authority or, where necessary, authorities 
to receive and respond to requests for 
assistance, for confirmation of registry or 
of the right of a vessel to fly its flag and for 
authorization to take appropriate meas- 
ures. Such designation shall be notified 
through the Secretary-General to all other 
States Parties within one month of the 
designation. 

7. A State Party that has reasonable 
grounds to suspect that a vessel is 
engaged in the smuggling of migrants by 
sea and is without nationality or may be 
assimilated to a vessel without nationality 
may board and search the vessel. If evi- 
dence confirming the suspicion is found, 
that State Party shall take appropriate 
measures in accordance with relevant 
domestic and international law. 


Article 9 

Safeguard clauses 

1 . Where a State Party takes measures 
against a vessel in accordance with art- 
icle 8 of this Protocol, it shall: 

(a) Ensure the safety and humane treat- 
ment of the persons on board; 

(b) Take due account of the need not to 
endanger the security of the vessel or 
its Cargo; 


de la cargaison ä bord, ainsi que l’Etat 
du pavillon l’a autorise ä le faire. 


3. Un Etat Partie qui a pris une des 
mesures conformement au paragraphe 2 
du present article informe sans retard 
l’Etat du pavillon concerne des resultats 
de cette mesure. 

4. Un Etat Partie repond sans retard ä 
une demande que lui adresse un autre Etat 
Partie en vue de determiner si un navire qui 
se prevaut de l’immatriculation sur son 
registre ou qui bat son pavillon y est habi- 
lite, ainsi qu’ä une demande d’autorisation 
presentee conformement au paragraphe 2 
du present article. 

5. Un Etat du pavillon peut, dans la 
mesure compatible avec l’article 7 du pre- 
sent Protocole, subordonner son autorisa- 
tion ä des conditions arretees d’un com- 
mun accord entre lui et l’Etat requerant, 
notamment en ce qui concerne la respon- 
sabilite et la portee des mesures effectives 
ä prendre. Un Etat Partie ne prend aucune 
mesure supplementaire sans l’autorisation 
expresse de l’Etat du pavillon, ä l’excep- 
tion de celles qui sont necessaires pour 
ecarter un danger imminent pour la vie des 
personnes ou de celles qui resultent d’ac- 
cords bilateraux ou multilateraux perti- 
nents. 

6. Chaque Etat Partie designe une ou, 
s’il y a Neu, plusieurs autorites habiiitees ä 
recevoir les demandes d’assistance, de 
confirmation de l’immatricuiation sur son 
registre ou du droit de battre son pavillon, 
ainsi que les demandes d’autorisation de 
prendre les mesures appropriees et ä y 
repondre. Le Secretaire general notifie ä 
tous les autres Etats Parties l’autorite desi- 
gnee par chacun d’eux dans le mois qui 
suit cette designation. 

7. Un Etat Partie qui a des motifs rai- 
sonnables de soupgonner qu’un navire se 
livre au trafic illicite de migrants par mer et 
que ce navire est sans nationalite ou peut 
etre assimile ä un navire sans nationalite 
peut l’arraisonner et le visiter. Si les soup- 
gons sont confirmes par des preuves, cet 
Etat Partie prend les mesures appropriees 
conformement au droit interne et au droit 
international pertinents. 


Article 9 

Clauses de protection 

1 . Lorsqu’il prend des mesures ä l’en- 
contre d’un navire conformement ä l’arti- 
cle 8 du present Protocole, un Etat Partie: 

a) Veille ä la securite et au traitement 
humain des personnes ä bord; 

b) Tient düment compte de la necessite 
de ne pas compromettre la securite du 
navire ou de sa cargaison; 


ten geeigneten Maßnahmen im Hin- 
blick auf das Schiff sowie die an Bord 
befindlichen Personen und die an Bord 
befindliche Ladung zu treffen. 

(3) Ein Vertragsstaat, der eine Maßnah- 
me nach Absatz 2 getroffen hat, unterrich- 
tet den betreffenden Flaggenstaat unver- 
züglich über die Ergebnisse dieser Maß- 
nahme. 

(4) Ein Vertragsstaat antwortet umge- 
hend auf ein Ersuchen eines anderen Ver- 
tragsstaats um Feststellung, ob ein Schiff, 
das angeblich in sein Schiffsregister einge- 
tragen ist oder das seine Flagge führt, 
dazu berechtigt ist, sowie auf ein Ersuchen 
um eine Genehmigung nach Absatz 2. 

(5) Ein Flaggenstaat kann in Überein- 
stimmung mit Artikel 7 seine Genehmi- 
gung von Bedingungen abhängig machen, 
die von ihm und dem ersuchenden Staat 
zu vereinbaren sind, einschließlich Bedin- 
gungen im Zusammenhang mit der Verant- 
wortlichkeit und dem Umfang der zu tref- 
fenden wirksamen Maßnahmen. Ein Ver- 
tragsstaat trifft ohne ausdrückiiche Geneh- 
migung durch den Flaggenstaat keine 
zusätzlichen Maßnahmen außer solchen, 
die erforderlich sind, um eine unmittelbare 
Gefahr für das Leben von Personen abzu- 
wenden, oder die sich aus einschlägigen 
zwei- oder mehrseitigen Übereinkünften 
ableiten. 

(6) Jeder Vertragsstaat bestimmt eine 
oder gegebenenfalls mehrere Behörden, 
die Ersuchen um Hilfe, um die Bestätigung 
der Registrierung oder des Rechts eines 
Schiffes, seine Flagge zu führen, sowie um 
die Genehmigung, geeignete Maßnahmen 
zu treffen, entgegennehmen und beant- 
worten. Der Generalsekretär notifiziert die 
so bestimmten Behörden innerhalb eines 
Monats nach deren Bestimmung allen 
anderen Vertragsstaaten. 

(7) Ein Vertragsstaat, der den begrün- 
deten Verdacht hat, dass ein Schiff für die 
Schleusung von Migranten auf dem See- 
weg benutzt wird und keine Staatszugehö- 
rigkeit besitzt oder einem Schiff ohne 
Staatszugehörigkeit gleichgestellt werden 
kann, kann das Schiff anhalten und es 
durchsuchen. Werden Beweise gefunden, 
die den Verdacht bestätigen, so trifft der 
Vertragsstaat geeignete Maßnahmen im 
Einklang mit dem einschlägigen inner- 
staatlichen Recht und dem einschlägigen 
Völkerrecht. 

Artikel 9 
Schutzklauseln 

(1) Trifft ein Vertragsstaat gegen ein 
Schiff Maßnahmen nach Artikel 8, so 

a) gewährleistet er die Sicherheit und die 
menschliche Behandlung der an Bord 
befindlichen Personen; 

b) trägt er der Notwendigkeit gebührend 
Rechnung, weder die Sicherheit des 
Schiffes noch die der Ladung zu 
gefährden; 
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(c) Take due account of the need not to 
prejudice the commercial or legal Inter 
ests of the flag State or any other Inter- 
ested State; 

(d) Ensure, withln avallable means, that 
any measure taken with regard to the 
vessel Is environmentally sound. 

2. Where the grounds for measures 
taken pursuant to article 8 of this Protocol 
prove to be unfounded, the vessel shall be 
compensated for any loss or damage that 
may have been sustalned, provided that 
the vessel has not committed any act jus- 
tifying the measures taken. 

3. Any measure taken, adopted or 
Implemented In accordance wIth thIs 
chapter shall take due account of the need 
not to interfere with or to affect: 

(a) The rights and obllgatlons and the 
exercise of jurlsdictlon of Coastal 
States In accordance with the Interna- 
tional law of the sea; or 

(b) The authority of the flag State to exer- 
cise jurlsdictlon and Control In adminis- 
trative, technical and social matters 
Involving the vessel. 

4. Any measure taken at sea pursuant 
to this chapter shall be carried out only by 
warships or military aircraft, or by other 
ships or aircraft clearly marked and identi- 
fiable as being on government Service and 
authorized to that effect. 


III. Prevention, 

Cooperation and other measures 

Article 10 
Information 

1 . Without prejudice to articles 27 and 
28 of the Convention, States Parties, in 
particular those with common borders or 
located on routes along which migrants 
are smuggied, shall, for the purpose of 
achieving the objectives of this Protocol, 
exchange among themselves, consistent 
with their respective domestic legal and 
administrative Systems, relevant Informa- 
tion on matters such as: 

(a) Embarkation and destination points, as 
well as routes, carriers and means of 
transportation, known to be or sus- 
pected of being used by an organized 
criminal group engaged in conduct set 
forth in article 6 of this Protocol; 


(b) The Identity and methods of organiza- 
tions or organized criminal groups 
known to be or suspected of being 
engaged in conduct set forth in article 
6 of this Protocol; 


c) Tient düment compte de la necessite 
de ne pas porter prejudice aux interets 
commerciaux ou aux droits de l’Etat du 
pavillon ou de tout autre Etat Interesse; 

d) Veille, seien ses moyens, ä ce que 
toute mesure prise ä l’egard du navire 
seit ecologiquement rationnelle. 

2. Lorsque les motifs des mesures pri- 
ses en application de l’article 8 du present 
Protocole se revelent denues de fonde- 
ment, le navire est indemnise de toute 
perte ou de tout dommage eventuel, ä 
condition qu’il n’ait commis aucun acte 
justifiant les mesures prises. 

3. Lorsqu’une mesure est prise, adop- 
tee ou appliquee conformement au pre- 
sent chapitre, 11 est tenu düment compte 
de la necessite de ne pas affecter ni entra- 
ver: 

a) Les droits et obllgatlons des Etats 
cötiers et i’exercice de leur compe- 
tence conformement au droit interna- 
tional de la mer; ou 

b) Le pouvoir de l’Etat du pavillon d’exer- 
cer sa competence et son contröle 
pour les questions d’ordre administra- 
tif, technique et social concernant le 
navire. 

4. Toute mesure prise en mer en appli- 
cation du present chapitre est executee 
uniquement par des navires de guerre ou 
des aeronefs militaires, ou d’autres navires 
ou aeronefs ä ce düment habilites, portant 
visiblement une marque exterieure et iden- 
tifiables comme etant au Service de l’Etat. 


III. Prevention, 

Cooperation et autres mesures 

Article 10 
Information 

1. Sans prejudice des articles 27 et 28 
de la Convention, les Etats Parties, en par- 
ticulier ceux qui ont des frontieres commu- 
nes ou sont situes sur des itineraires 
empruntes pour le trafic illicite de 
migrants, pour atteindre les objectifs du 
present Protocole, echangent, conforme- 
ment ä leurs systemes juridiques et admi- 
nistratifs respectifs, des informations perti- 
nentes concernant notamment: 

a) Les points d’embarquement et de des- 
tination ainsi que les itineraires, les 
transporteurs et les moyens de trans- 
port dont on sait ou dont on soupgon- 
ne qu’ils sont utilises par un groupe cri- 
minel organise commettant les actes 
enonces ä l’article 6 du present Proto- 
cole; 

b) L’identite et les methodes des organi- 
sations ou groupes criminels organises 
dont on sait ou dont on soupgonne 
qu’ils commettent les actes enonces ä 
l’article 6 du present Protocole; 


c) trägt er der Notwendigkeit gebührend 
Rechnung, die wirtschaftlichen oder 
rechtlichen Interessen des Flaggen- 
staats oder eines anderen interessier- 
ten Staates nicht zu beeinträchtigen; 

d) stellt er im Rahmen der verfügbaren 
Mittel sicher, dass jede im Hinblick auf 
das Schiff getroffene Maßnahme 
umweltverträglich ist. 

(2) Erweist sich der Verdacht für die 
nach Artikel 8 getroffenen Maßnahmen als 
unbegründet, so ist gegenüber dem Schiff 
ein etwaiger Verlust oder Schaden zu 
ersetzen, es sei denn, von Seiten des 
Schiffes wurde eine die getroffenen Maß- 
nahmen rechtfertigende Handlung began- 
gen. 

(3) Jede nach diesem Kapitel getroffe- 
ne, beschlossene oder durchgeführte 
Maßnahme trägt der Notwendigkeit 
gebührend Rechnung, Folgendes nicht zu 
behindern oder zu beeinträchtigen: 

a) die Rechte und Pflichten sowie die 
Ausübung der Hoheitsbefugnisse der 
Küstenstaaten in Übereinstimmung mit 
dem Internationalen Seerecht oder 

b) die Befugnis des Flaggenstaats, die 
Hoheitsgewalt und Kontrolle in verwal- 
tungsmäßigen, technischen und sozia- 
len Angelegenheiten in Bezug auf das 
Schiff auszuüben. 

(4) Jede Maßnahme auf See nach die- 
sem Kapitel wird nur von Kriegsschiffen 
oder Militärluftfahrzeugen oder von ande- 
ren Schiffen oder Luftfahrzeugen durchge- 
führt, die deutlich als im Staatsdienst ste- 
hend gekennzeichnet und als solche 
erkennbar und die hierzu befugt sind. 


III. Verhütung, Zusammenarbeit 
und sonstige Maßnahmen 

Artikel 10 
Information 

(1) Unbeschadet der Artikel 27 und 28 
des Übereinkommens tauschen die Ver- 
tragsstaaten, insbesondere diejenigen, die 
gemeinsame Grenzen besitzen oder an 
den für die Schleusung von Migranten 
benutzten Wegen liegen, zur Erreichung 
der Ziele dieses Protokolls im Einklang mit 
ihrer jeweiligen innerstaatlichen Rechts- 
und Verwaltungsordnung sachdienliche 
Informationen unter anderem zu folgenden 
Angelegenheiten aus: 

a) den Reiseantritts- und Zielpunkten 
sowie den Wegen, Beförderungsunter- 
nehmern und Beförderungsmitteln, die 
bekanntlich oder mutmaßlich von einer 
organisierten kriminellen Gruppe 
benutzt werden, welche die in Artikel 6 
genannten Handlungen begeht; 

b) der Identität und den Methoden von 
Organisationen oder organisierten kri- 
minellen Gruppen, die bekanntlich 
oder mutmaßlich die in Artikel 6 ge- 
nannten Handlungen begehen; 
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(c) The authenticity and proper form of 
travel documents issued by a State 
Party and the theft or related misuse of 
blank travel or Identity documents; 

(d) Means and methods of concealment 
and transportatlon of persons, the 
unlawfui alteratlon, reproduction or 
acquisition or other misuse of travel or 
Identity documents used in conduct 
set forth in article 6 of this Protocol and 
ways of detecting them; 


(e) Legislative experiences and practices 
and measures to prevent and combat 
the conduct set forth in article 6 of this 
Protocol; and 

(f) Scientific and technological Informa- 
tion usefui to law enforcement, so as to 
enhance each other’s ability to prevent, 
detect and investigate the conduct set 
forth in article 6 of this Protocol and to 
prosecute those involved. 


2. A State Party that receives Informa- 
tion shall comply with any request by the 
State Party that transmitted the Informa- 
tion that places restrictions on its use. 


Article 1 1 
Border measures 

1 . Without prejudice to international 
commitments in relation to the free move- 
ment of people, States Parties shall 
strengthen, to the extent possible, such 
border Controls as may be necessary to 
prevent and detect the smuggling of 
migrants. 

2. Each State Party shall adopt legisla- 
tive or other appropriate measures to pre- 
vent, to the extent possible, means of 
transport operated by commercial carriers 
from being used in the Commission of the 
offence established in accordance with 
article 6, paragraph 1 (a), of this Protocol. 


3. Where appropriate, and without pre- 
judice to applicable international conven- 
tions, such measures shall include estab- 
lishing the Obligation of commercial carri- 
ers, including any transportatlon Company 
or the owner or operator of any means of 
transport, to ascertain that all passengers 
are in possession of the travel documents 
required for entry into the receiving State. 


4. Each State Party shall take the ne- 
cessary measures, in accordance with its 
domestic law, to provide for sanctions in 
cases of violation of the Obligation set forth 
in Paragraph 3 of this article. 


c) L’authenticite et les caracteristiques 
des documents de voyage delivres par 
un Etat Partie, ainsi que le vol de docu- 
ments de voyage ou d’identite vierges 
ou i’usage impropre qui en est fait; 

d) Les moyens et methodes de dissimula- 
tion et de transport des personnes, la 
modification, la reproduction ou l’ac- 
quisition illicites ou tout autre usage 
impropre de documents de voyage ou 
d’identite utilises dans les actes enon- 
ces ä l’article 6 du present Protocole, 
et les moyens de les detecter; 

e) Les donnees d’experience d’ordre 
legislatif ainsi que les pratiques et 
mesures tendant ä prevenir et ä com- 
battre les actes enonces ä l’article 6 du 
present Protocole; et 

f) Des questions scientifiques et tech- 
niques presentant une utilite pour la 
detection et la repression, afin de ren- 
forcer mutuellement leur capacite ä 
prevenir et detecter les actes enonces 
ä l’article 6 du present Protocole, ä 
mener des enquetes sur ces actes et ä 
en poursuivre les auteurs. 

2. Un Etat Partie qui regelt des informa- 
tions se conforme ä toute demande de 
l’Etat Partie qui les a communiquees sou- 
mettant leur usage ä des restrictions. 


Article 1 1 

Mesures aux frontieres 

1 . Sans prejudice des engagements 
internationaux relatifs ä la libre circulation 
des personnes, les Etats Parties renfor- 
cent, dans la mesure du possible, les 
contröles aux frontieres necessaires pour 
prevenir et detecter le trafic illicite de 
migrants. 

2. Chaque Etat Partie adopte les mesu- 
res legislatives ou autres appropriees pour 
prevenir, dans la mesure du possible, i’uti- 
lisation des moyens de transport exploites 
par des transporteurs commerciaux pour 
la Commission de l’infraction etablie 
conformement ä l’alinea a) du paragraphe 1 
de l’article 6 du present Protocole. 


3. Lorsqu’il y a Neu, et sans prejudice 
des conventions internationales applica- 
bles, ces mesures consistent notamment ä 
prevoir Tobligation pour les transporteurs 
commerciaux, y compris toute compagnie 
de transport ou tout proprietaire ou exploi- 
tant d’un quelconque moyen de transport, 
de verifier que tous les passagers sont en 
possession des documents de voyage 
requis pour l’entree dans i’Etat d’accueil. 


4. Chaque Etat Partie prend les mesu- 
res necessaires, conformement ä son droit 
interne, pour assortir de sanctions Tobliga- 
tion enoncee au paragraphe 3 du present 
article. 


c) der Echtheit und ordnungsgemäßen 
Form der von einem Vertragsstaat aus- 
gestellten Reisedokumente und dem 
Diebstahl oder Missbrauch von Blan- 
ko-Reise- oder Identitätsdokumenten; 

d) den Mitteln und Methoden des Verber- 
gens und der Beförderung von Perso- 
nen, der rechtswidrigen Änderung, Ver- 
vielfältigung oder Erwerbung oder des 
sonstigen Missbrauchs von Reise- 
oder Identitätsdokumenten, die bei in 
Artikel 6 genannten Handlungen ange- 
wendet werden, und Möglichkeiten zu 
ihrer Aufdeckung; 

e) den Erfahrungen bei der Gesetzge- 
bung sowie den Praktiken und Maß- 
nahmen zur Verhütung und Bekämp- 
fung der in Artikel 6 genannten Hand- 
lungen und 

f) den wissenschaftlichen und techni- 
schen Informationen, die für die Straf- 
verfolgung von Nutzen sind, um ihre 
Fähigkeit, die in Artikel 6 genannten 
Handlungen zu verhüten, aufzudecken 
und zu untersuchen und die Beteiligten 
strafrechtlich zu verfolgen, gegenseitig 
zu verstärken. 

(2) Ein Vertragsstaat, der Informationen 
erhält, kommt jedem Ersuchen des die 
Informationen übermittelnden Vertrags- 
staats nach, das ihren Gebrauch Ein- 
schränkungen unterwirft. 

Artikel 1 1 

Maßnahmen an den Grenzen 

(1) Unbeschadet der internationalen 
Verpflichtungen betreffend den freien Per- 
sonenverkehr verstärken die Vertragsstaa- 
ten so weit wie möglich die Grenzkontrol- 
len, die zur Verhütung und Aufdeckung der 
Schleusung von Migranten erforderlich 
sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft gesetzge- 
berische oder andere geeignete Maßnah- 
men, um so weit wie möglich zu verhin- 
dern, dass die von gewerblichen Beförde- 
rungsunternehmern betriebenen Beförde- 
rungsmittel für die Begehung der in Über- 
einstimmung mit Artikel 6 Absatz 1 Buch- 
stabe a umschriebenen Straftat benutzt 
werden. 

(3) Gegebenenfalls und unbeschadet 
der anwendbaren internationalen Überein- 
künfte gehört zu diesen Maßnahmen auch 
die Verpflichtung gewerblicher Beförde- 
rungsunternehmer, einschließlich Beförde- 
rungsunternehmen und Besitzer oder 
Betreiber aller Arten von Beförderungsmit- 
teln, sich dessen zu vergewissern, dass 
alle beförderten Personen im Besitz der für 
die Einreise in den Aufnahmestaat erfor- 
derlichen Reisedokumente sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat trifft in Überein- 
stimmung mit seinem innerstaatlichen 
Recht die erforderlichen Maßnahmen, um 
im Fall eines Verstoßes gegen die in 
Absatz 3 festgelegte Verpflichtung Sank- 
tionen vorzusehen. 
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5. Each State Party shall consider tak- 
ing measures that permit, in accordance 
with its domestic law, the denial of entry or 
revocation of visas of persons implicated 
in the Commission of offences established 
in accordance with this Protocol. 


6. Without prejudice to article 27 of the 
Convention, States Parties shall consider 
strengthening Cooperation among border 
Control agencies by, inter alia, establishing 
and maintaining direct channels of com- 
munication. 


Article 12 

Security and 
Control of documents 

Each State Party shall take such meas- 
ures as may be necessary, within available 
means: 

(a) To ensure that travel or Identity docu- 
ments issued by it are of such quality 
that they cannot easily be misused and 
cannot readily be falsified or unlawfully 
altered, replicated or issued; and 


(b) To ensure the integrity and security of 
travel or Identity documents issued by 
or on behalf of the State Party and to 
prevent their unlawfui creation, 
issuance and use. 


Article 13 

Legitimacy and 
validity of documents 

At the request of another State Party, a 
State Party shall, in accordance with its 
domestic law, verify within a reasonable 
time the legitimacy and validity of travel or 
Identity documents issued or purported to 
have been issued in its name and suspect- 
ed of being used for purposes of conduct 
set forth in article 6 of this Protocol. 


Article 14 

Training and 
technical Cooperation 

1. States Parties shall provide or 
strengthen specialized training for Immi- 
gration and other relevant officials in pre- 
venting the conduct set forth in article 6 of 
this Protocol and in the humane treatment 
of migrants who have been the object of 
such conduct, while respecting their rights 
as set forth in this Protocol. 


2. States Parties shall cooperate with 
each other and with competent interna- 
tional organizations, non-governmental 


5. Chaque Etat Partie envisage de 
prendre des mesures qui permettent, 
conformement ä son droit interne, de refu- 
ser l’entree de personnes impliquees dans 
la Commission des infractions etablies 
conformement au present Protocole ou 
d’annuler leur visa. 

6. Sans prejudice de l’article 27 de la 
Convention, les Etats Parties envisagent 
de renforcer la Cooperation entre leurs Ser- 
vices de contröle aux frontieres, notam- 
ment par l’etablissement et le maintien de 
voies de communication directes. 


Article 12 
Securite et 

contröle des documents 

Chaque Etat Partie prend les mesures 
necessaires, selon les moyens dispo- 
nibles: 

a) Pour faire en Sorte que les documents 
de voyage ou d’identite qu’il delivre 
soient d’une qualite teile qu’on ne puisse 
facilement en faire un usage impropre 
et les falsifier ou les modifier, les repro- 
duire ou les delivrer illicitement; et 


b) Pour assurer l’integrite et la securite 
des documents de voyage ou d’identi- 
te delivres par lui ou en son nom et 
pour empecher qu’ils ne soient crees, 
delivres et utilises illicitement. 


Article 13 

Legitimite et 
validite des documents 

Ä la demande d’un autre Etat Partie, un 
Etat Partie verifie, conformement ä son 
droit interne et dans un delai raisonnable, 
la legitimite et la validite des documents de 
voyage ou d’identite delivres ou censes 
avoir ete delivres en son nom et dont on 
soupgonne qu’ils sont utilises pour com- 
mettre les actes enonces ä l’article 6 du 
present Protocole. 


Article 14 

Formation et 
Cooperation technique 

1 . Les Etats Parties assurent ou renfor- 
cent la formation specialisee des agents 
des Services d’immigration et autres 
agents competents ä la prevention des 
actes enonces ä l’article 6 du present Pro- 
tocole et au traitement humain des 
migrants objet de tels actes, ainsi qu’au 
respect des droits qui leur sont reconnus 
dans le present Protocole. 


2. Les Etats Parties cooperent entre 
eux et avec les organisations internatio- 
nales, les organisations non gouverne- 


(5) Jeder Vertragsstaat erwägt, Maß- 
nahmen zu treffen, die es in Übereinstim- 
mung mit seinem innerstaatlichen Recht 
gestatten, Personen, die an der Begehung 
von in Übereinstimmung mit diesem Proto- 
koll umschriebenen Straftaten beteiligt 
sind, die Einreise zu verweigern oder ihre 
Visa für ungültig zu erklären. 

(6) ünbeschadet des Artikels 27 des 
Übereinkommens erwägen die Vertrags- 
staaten, die Zusammenarbeit zwischen 
ihren Grenzkontrollbehörden zu verstär- 
ken, indem sie unter anderem direkte 
Nachrichtenverbindungen einrichten und 
aufrechterhalten. 

Artikel 12 

Sicherheit und 
Kontrolle von Dokumenten 

Jeder Vertragsstaat trifft im Rahmen der 
verfügbaren Mittel die erforderlichen Maß- 
nahmen, 

a) um sicherzustellen, dass die Qualität 
der von ihm ausgestellten Reise- oder 
Identitätsdokumente so beschaffen ist, 
dass sie nicht leicht missbraucht und 
nicht ohne weiteres gefälscht oder auf 
rechtswidrige Weise verändert, verviel- 
fältigt oder ausgestellt werden können, 
und 

b) um die ünversehrtheit und Sicherheit 
der Reise- oder Identitätsdokumente 
zu gewährleisten, die von dem Ver- 
tragsstaat oder in seinem Namen aus- 
gestellt wurden, und ihre rechtswidrige 
Herstellung, Ausstellung und Verwen- 
dung zu verhindern. 

Artikel 13 

Rechtmäßigkeit und 
Gültigkeit von Dokumenten 

Auf Ersuchen eines anderen Vertrags- 
staats überprüft ein Vertragsstaat in Über- 
einstimmung mit seinem innerstaatlichen 
Recht innerhalb eines angemessenen Zeit- 
raums die Rechtmäßigkeit und Gültigkeit 
von Reise- oder Identitätsdokumenten, die 
tatsächlich oder angeblich in seinem 
Namen ausgestellt wurden und die mut- 
maßlich für die in Artikel 6 genannten 
Handlungen benutzt werden. 

Artikel 14 

Ausbildung und 
technische Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragsstaaten gewährleisten 
oder verstärken die besondere Ausbildung 
für die Bediensteten der Einwanderungs- 
und sonstigen zuständigen Behörden auf 
dem Gebiet der Verhütung der in Artikel 6 
genannten Handlungen und der menschli- 
chen Behandlung der Migranten, die 
Gegenstand dieser Handlungen geworden 
sind, bei gleichzeitiger Achtung ihrer in 
diesem Protokoll festgelegten Rechte. 

(2) Die Vertragsstaaten arbeiten unterein- 
ander sowie gegebenenfalls mit den zu- 
ständigen internationalen Organisationen, 
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organizations, other relevant organizations 
and other elements of civil society as 
appropriate to ensure that there is ad- 
equate personnel training in their territories 
to prevent, combat and eradicate the con- 
duct set forth in article 6 of this Protocol 
and to protect the rights of migrants who 
have been the object of such conduct. 
Such training shall include: 


(a) Improving the security and quality of 
travel documents; 

(b) Recognizing and detecting fraudulent 
travel or Identity documents; 

(c) Gathering criminal Intelligence, relating 
in particular to the Identification of 
organized criminal groups known to be 
or suspected of being engaged in con- 
duct set forth in article 6 of this Proto- 
col, the methods used to transport 
smuggied migrants, the misuse of 
travel or Identity documents for pur- 
poses of conduct set forth in article 6 
and the means of concealment used in 
the smuggling of migrants; 


(d) Improving procedures for detecting 
smuggied persons at conventional and 
non-conventional points of entry and 
exit; and 

(e) The humane treatment of migrants and 
the protection of their rights as set 
forth in this Protocol. 

3. States Parties with relevant expertise 
shall consider providing technical assis- 
tance to States that are frequently coun- 
tries of origin or transit for persons who 
have been the object of conduct set forth 
in article 6 of this Protocol. States Parties 
shall make every effort to provide the ne- 
cessary resources, such as vehicles, Com- 
puter Systems and document readers, to 
combat the conduct set forth in article 6. 


Article 15 

Other prevention measures 

1 . Each State Party shall take measures 
to ensure that it provides or strengthens 
Information programmes to increase pub- 
lic awareness of the fact that the conduct 
set forth in article 6 of this Protocol is a 
criminal activity frequently perpetrated by 
organized criminal groups for profit and 
that it poses serious risks to the migrants 
concerned. 


2. In accordance with article 31 of the 
Convention, States Parties shall cooperate 
in the field of public Information for the 
purpose of preventing potential migrants 
from falling victim to organized criminal 
groups. 


mentales et les autres organisations com- 
petentes ainsi qu’avec d’autres elements 
de la societe civile, seien qu’il convient, 
pour assurer une formation adequate des 
personnels sur leur territoire, en vue de 
prevenir, de combattre et d’eradiquer les 
actes enonces ä l’article 6 du present Pro- 
tocole et de proteger les droits des 
migrants objet de tels actes. Cette forma- 
tion porte notamment sur: 


a) L’amelioration de la securite et de la 
qualite des documents de voyage; 

b) La reconnaissance et la detection des 
documents de voyage ou d’identite 
frauduleux; 

c) Les activites de renseignement ä 
caractere penal, en particulier ce qui 
touche ä l’identification des groupes 
criminels organises dont on sait ou 
dont on soupqonne qu’ils commettent 
les actes enonces ä l’articie 6 du pre- 
sent Protocole, aux methodes 
employees pour transporter les 
migrants objet d’un trafic illicite, ä 
l’usage impropre de documents de 
voyage ou d’identite pour commettre 
les actes enonces ä l’article 6 et aux 
moyens de dissimulation utilises dans 
le trafic illicite de migrants; 

d) L’amelioration des procedures de 
detection, aux points d’entree et de 
sortie traditionnels et non traditionnels, 
des migrants objet d’un trafic illicite; et 

e) Le traitement humain des migrants et 
la protection des droits qui leur sont 
reconnus dans le present Protocole. 

3. Les Etats Parties ayant l’expertise 
appropriee envisagent d’apporter une 
assistance technique aux Etats qui sont 
frequemment des pays d’origine ou de 
transit pour les personnes ayant ete l’objet 
des actes enonces ä i’article 6 du present 
Protocole. Les Etats Parties font tout leur 
possible pour fournir les ressources 
necessaires, telles que vehicules, syste- 
mes informatiques et lecteurs de docu- 
ments, afin de combattre les actes enon- 
ces ä l’article 6. 


Article 15 

Autres mesures de prevention 

1 . Chaque Etat Partie prend des mesu- 
res visant ä mettre en place ou renforcer 
des programmes d’information pour sensi- 
biliser le public au fait que les actes enon- 
ces ä l’article 6 du present Protocole 
constituent une activite criminelle fre- 
quemment perpetree par des groupes cri- 
minels organises afin d’en tirer un profit et 
qu’ils font courir de graves risques aux 
migrants concernes. 


2. Conformement ä l’article 31 de la 
Convention, les Etats Parties cooperent 
dans le domaine de l’information afin 
d’empecher que les migrants potentiels ne 
deviennent victimes de groupes criminels 
organises. 


nichtstaatlichen Organisationen, anderen 
in Betracht kommenden Organisationen 
und sonstigen Teilen der Zivilgesellschaft 
zusammen, um sicherzustellen, dass das 
Personal in ihrem Hoheitsgebiet eine 
angemessene Ausbildung in der Verhü- 
tung, Bekämpfung und Unterbindung der 
in Artikel 6 genannten Handlungen und 
zum Schutz der Rechte der Migranten, die 
Gegenstand dieser Handlungen geworden 
sind, erhält. Diese Ausbildung umfasst 

a) die Verbesserung der Sicherheit und 
der Qualität von Reisedokumenten; 

b) das Erkennen und Aufdecken 
gefälschter Reise- oder Identitätsdo- 
kumente; 

c) die Gewinnung von strafrechtlich be- 
deutsamen Informationen, insbeson- 
dere in Bezug auf die Identifizierung 
organisierter krimineller Gruppen, die 
bekanntlich oder mutmaßlich die in 
Artikel 6 genannten Handlungen bege- 
hen, die bei der Schleusung von Mi- 
granten angewandten Beförderungs- 
methoden, den Missbrauch von Reise- 
oder Identitätsdokumenten für die in 
Artikel 6 genannten Handlungen und 
die bei der Schleusung von Migranten 
benutzten Mittel zum Verdunkeln die- 
ser Handlungen; 

d) die Verbesserung der Verfahren zur 
Entdeckung geschleuster Personen an 
konventionellen wie nichtkonventionel- 
len Ein- und Ausreisepunkten und 

e) die menschliche Behandlung von Mi- 
granten und den Schutz ihrer in diesem 
Protokoll festgelegten Rechte. 

(3) Die Vertragsstaaten, die über ein- 
schlägiges Fachwissen verfügen, erwägen 
die Gewährung technischer Hilfe an die 
Staaten, die häufig Herkunfts- oder Tran- 
sitländer für Personen sind, die Gegen- 
stand der in Artikel 6 genannten Handlun- 
gen sind. Die Vertragsstaaten bemühen 
sich nach Kräften, die erforderlichen Mittel 
wie Fahrzeuge, Computersysteme und 
Dokumentenlesegeräte zur Verfügung zu 
stellen, um die in Artikel 6 genannten 
Handlungen zu bekämpfen. 

Artikel 15 

Sonstige Verhütungsmaßnahmen 

(1) Jeder Vertragsstaat sorgt durch ent- 
sprechende Maßnahmen für die Bereitstel- 
lung oder Verstärkung von Aufklärungs- 
programmen, um der Öffentlichkeit be- 
wusster zu machen, dass die in Artikel 6 
genannten Handlungen eine kriminelle 
Tätigkeit darstellen, die häufig von organi- 
sierten kriminellen Gruppen zu Gewinn- 
zwecken betrieben wird und die mit 
schwerwiegenden Risiken für die betroffe- 
nen Migranten verbunden ist. 

(2) In Übereinstimmung mit Artikel 31 
des Übereinkommens arbeiten die Ver- 
tragsstaaten auf dem Gebiet der Öffent- 
lichkeitsarbeit zusammen, um zu verhin- 
dern, dass potentielle Migranten Opfer 
organisierter krimineller Gruppen werden. 
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3. Each State Party shall promote or 
strengthen, as appropriate, development 
programmes and Cooperation at the 
national, regional and international levels, 
taking into account the socio-economic 
realities of migration and paying special 
attention to economically and socially 
depressed areas, in Order to combat the 
root socio-economic causes of the smug- 
gling of migrants, such as poverty and 
underdevelopment. 


Article 16 

Protection and assistance measures 

1. In implementing this Protocol, each 
State Party shall take, consistent with its 
Obligations under international law, all 
appropriate measures, including legisla- 
tion if necessary, to preserve and protect 
the rights of persons who have been the 
Object of conduct set forth in article 6 of 
this Protocol as accorded under applic- 
able international law, in particularthe right 
to life and the right not to be subjected to 
torture or other cruel, inhuman or degrad- 
ing treatment or punishment. 


2. Each State Party shall take appropri- 
ate measures to afford migrants appropri- 
ate protection against violence that may 
be inflicted upon them, whether by indivi- 
duals or groups, by reason of being the 
Object of conduct set forth in article 6 of 
this Protocol. 

3. Each State Party shall afford appro- 
priate assistance to migrants whose lives 
or safety are endangered by reason of 
being the object of conduct set forth in 
article 6 of this Protocol. 

4. In applying the provisions of this ar- 
ticle, States Parties shall take into account 
the special needs of women and children. 

5. In the case of the detention of a per- 
son who has been the object of conduct 
set forth in article 6 of this Protocol, each 
State Party shall comply with its obliga- 
tions under the Vienna Convention on 
Consular Relations, where applicable, 
including that of informing the person con- 
cerned without delay about the provisions 
concerning notification to and communi- 
cation with consular officers. 


Article 17 

Agreements and arrangements 

States Parties shall consider the conclu- 
sion of bilateral or regional agreements or 
operational arrangements or understand- 
ings aimed at: 

(a) Establishing the most appropriate and 
effective measures to prevent and 
combat the conduct set forth in article 
6 of this Protocol; or 


3. Chaque Etat Partie promeut ou ren- 
force, seien qu’il convient, des program- 
mes de developpement et une Coopera- 
tion aux niveaux national, regional et inter- 
national, en tenant compte des realites 
socioeconomiques des migrations, et en 
accordant une attention particuliere aux 
zones economiquement et socialement 
defavorisees, afin de s’attaquer aux cau- 
ses socioeconomiques profondes du trafic 
illicite de migrants, telles que la pauvrete et 
le sous-developpement. 

Article 16 

Mesures de protection et d’assistance 

1. Lorsqu’il applique le present Proto- 
cole, chaque Etat Partie prend, conforme- 
ment aux obligations qu’il a contractees en 
vertu du droit international, toutes les 
mesures appropriees, y compris, s’il y a 
lieu, des mesures legislatives, pour sauve- 
garder et proteger les droits des person- 
nes qui ont ete l’objet des actes enonces ä 
l’article 6 du present Protocole, tels que 
ces droits leur sont accordes en vertu du 
droit international applicable, en particulier 
le droit ä la vie et le droit de ne pas etre 
soumis ä la torture ou ä d’autres peines ou 
traitements cruels, inhumains ou degra- 
dants. 

2. Chaque Etat Partie prend les mesu- 
res appropriees pour accorder aux 
migrants une protection adäquate contre 
toute violence pouvant leur etre infligee, 
aussi bien par des personnes que par des 
groupes, du fait qu’ils ont ete l’objet des 
actes enonces ä l’article 6 du present Pro- 
tocole. 

3. Chaque Etat Partie accorde une 
assistance appropriee aux migrants dont 
la vie ou la securite sont mises en danger 
par le fait qu’ils ont ete l’objet des actes 
enonces ä l’article 6 du present Protocole. 

4. Lorsqu’ils appliquent les dispositions 
du present article, les Etats Parties tien- 
nent compte des besoins particuliers des 
femmes et des enfants. 

5. En cas de detention d’une personne 
qui a ete l’objet des actes enonces ä l’arti- 
cle 6 du present Protocole, chaque Etat 
Partie respecte les obligations qu’il a 
contractees en vertu de la Convention de 
Vienne sur les relations consuiaires, dans 
les cas applicables, y compris l’obligation 
d’informer sans retard la personne concer- 
nee des dispositions relatives ä la notifica- 
tion aux fonctionnaires consuiaires et ä la 
communication avec ces derniers. 

Article 17 

Accords et arrangements 

Les Etats Parties envisagent la conclu- 
sion d’accords bilateraux ou regionaux, 
d’arrangements operationnels ou d’enten- 
tes visant ä: 

a) Etablir les mesures les plus appro- 
priees et efficaces pour prevenir et 
combattre les actes enonces ä l’article 
6 du present Protocole; ou 


(3) Jeder Vertragsstaat fördert bezie- 
hungsweise verstärkt die Entwicklungs- 
programme und die Zusammenarbeit auf 
nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene und trägt dabei den sozioökonomi- 
schen Realitäten der Migration Rechnung 
und widmet den wirtschaftlich und sozial 
schwachen Gebieten besondere Aufmerk- 
samkeit, um die tieferen sozioökonomi- 
schen Ursachen der Schleusung von Mi- 
granten, wie Armut und Unterentwicklung, 
zu bekämpfen. 

Artikel 16 

Schutz- und Hilfsmaßnahmen 

(1) Bei der Anwendung dieses Proto- 
kolls trifft jeder Vertragsstaat im Einklang 
mit seinen völkerrechtlichen Verpflichtun- 
gen alle geeigneten Maßnahmen, erforder- 
lichenfalls auch gesetzgeberische Maß- 
nahmen, um die nach dem anwendbaren 
Völkerrecht bestehenden Rechte der Per- 
sonen, die Gegenstand der in Artikel 6 
genannten Handlungen geworden sind, zu 
wahren und zu schützen, insbesondere 
das Recht auf Leben und das Recht, nicht 
der Folter oder anderer grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe unterworfen zu 
werden. 

(2) Jeder Vertragsstaat trifft geeignete 
Maßnahmen, um Migranten angemesse- 
nen Schutz vor Gewalt zu gewähren, die 
Einzelpersonen oder Gruppen gegen sie 
auf Grund dessen ausüben, dass sie 
Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen sind. 

(3) Jeder Vertragsstaat gewährt Migran- 
ten, deren Leben oder Sicherheit auf 
Grund dessen gefährdet ist, dass sie 
Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen sind, angemessene Hilfe. 

(4) Bei der Anwendung dieses Artikels 
berücksichtigen die Vertragsstaaten die 
besonderen Bedürfnisse von Frauen und 
Kindern. 

(5) Wird eine Person, die Gegenstand 
der in Artikel 6 genannten Handlungen 
wurde, in Haft genommen, so befolgt jeder 
Vertragsstaat seine Verpflichtungen aus 
dem Wiener Übereinkommen über konsu- 
larische Beziehungen, sofern anwendbar, 
einschließlich der Verpflichtung, die betrof- 
fene Person unverzüglich über die Bestim- 
mungen betreffend die Benachrichtigung 
der Konsularbeamten und den Verkehr mit 
diesen zu unterrichten. 

Artikel 17 
Übereinkünfte 

Die Vertragsstaaten erwägen den Ab- 
schluss zweiseitiger oder regionaler Über- 
einkünfte oder operativer Vereinbarungen 
oder Absprachen mit dem Ziel, 

a) die geeignetsten und wirksamsten 
Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung der in Artikel 6 genannten 
Handlungen zu ergreifen oder 
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(b) Enhancing the provisions of this Proto- 
col among themselves. 

Article 18 
Return 

of smuggied migrants 

1 . Each State Party agrees to facilitate 
and accept, without undue or unreason- 
able delay, the return of a person who has 
been the object of conduct set forth in art- 
icle 6 of this Protocol and who is its nation- 
al or who has the right of permanent resi- 
dence in its territory at the time of return. 


2. Each State Party shall consider the 
possibility of facilitating and accepting the 
return of a person who has been the object 
of conduct set forth in article 6 of this Pro- 
tocol and who had the right of permanent 
residence in its territory at the time of entry 
into the receiving State in accordance with 
its domestic law. 

3. At the request of the receiving State 
Party, a requested State Party shall, with- 
out undue or unreasonable delay, verify 
whether a person who has been the object 
of conduct set forth in article 6 of this Pro- 
tocol is its national or has the right of per- 
manent residence in its territory. 

4. In Order to facilitate the return of a 
person who has been the object of con- 
duct set forth in article 6 of this Protocol 
and is without proper documentation, the 
State Party of which that person is a 
national or in which he or she has the right 
of permanent residence shall agree to 
issue, at the request of the receiving State 
Party, such travel documents or other 
authorization as may be necessary to 
enable the person to travel to and re-enter 
its territory. 


5. Each State Party involved with the 
return of a person who has been the object 
of conduct set forth in article 6 of this Pro- 
tocol shall take all appropriate measures to 
carry out the return in an orderly manner 
and with due regard for the safety and dig- 
nity of the person. 


6. States Parties may cooperate with 
relevant international organizations in the 
Implementation of this article. 

7. This article shall be without prejudice 
to any right afforded to persons who have 
been the object of conduct set forth in art- 
icle 6 of this Protocol by any domestic law 
of the receiving State Party. 

8. This article shall not affect the obliga- 
tions entered into under any other applic- 
able treaty, bilateral or multilateral, or any 
other applicable operational agreement or 


b) Developper les dispositions du present 
Protocole entre eux. 

Article 18 
Retour 

des migrants objet d’un trafic illicite 

1 . Chaque Etat Partie consent ä faciliter 
et ä accepter, sans retard injustifie ou 
deraisonnable, le retour d’une personne 
qui a ete l’objet d’un acte enonce ä l’article 
6 du present Protocole et qui est son res- 
sortissant ou a le droit de resider ä titre 
permanent sur son territoire au moment du 
retour. 

2. Chaque Etat Partie etudie la possibi- 
lite de faciliter et d’accepter, conforme- 
ment ä son droit interne, le retour d’une 
personne qui a ete l’objet d’un acte enon- 
ce ä l’article 6 du present Protocole et qui 
avait le droit de resider ä titre permanent 
sur son territoire au moment de l’entree de 
ladite personne sur le territoire de l’Etat 
d’accueil. 

3. Ä la demande de l’Etat Partie d’ac- 
cueil, un Etat Partie requis verifie, sans 
retard injustifie ou deraisonnable, si une 
personne qui a ete l’objet d’un acte enon- 
ce ä l’article 6 du present Protocole est 
son ressortissant ou a le droit de resider ä 
titre permanent sur son territoire. 

4. Afin de faciliter le retour d’une per- 
sonne ayant ete l’objet d’un acte enonce ä 
l’article 6 du present Protocole et ne pos- 
sedant pas les documents voulus, l’Etat 
Partie dont cette personne est ressortis- 
sante ou dans lequel eile a le droit de resi- 
der ä titre permanent accepte de delivrer, ä 
la demande de l’Etat Partie d’accueil, les 
documents de voyage ou toute autre auto- 
risation necessaires pour permettre ä la 
personne de se rendre et d’etre readmise 
sur son territoire. 


5. Chaque Etat Partie concerne par le 
retour d’une personne qui a ete l’objet 
d’un acte enonce ä l’article 6 du present 
Protocole prend toutes les mesures appro- 
priees pour organiser ce retour de maniere 
ordonnee et en tenant düment compte de 
la securite et de la dignite de la personne. 


6. Les Etats Parties peuvent cooperer 
avec les organisations internationales 
competentes pour l’application du present 
article. 

7. Le present article s’entend sans pre- 
judice de tout droit accorde par toute loi 
de l’Etat Partie d’accueil aux personnes 
qui ont ete l’objet d’un acte enonce ä l’ar- 
ticle 6 du present Protocole. 

8. Le present article n’a pas d’inci- 
dences sur les obligations contractees en 
vertu de tout autre traite bilateral ou multi- 
lateral applicable ou de tout autre accord 


b) die Bestimmungen dieses Protokolls 
untereinander zu verstärken. 

Artikel 18 

Rückführung 
geschleuster Migranten 

(1) Jeder Vertragsstaat stimmt zu, ohne 
ungebührliche oder unangemessene Ver- 
zögerung die Rückführung einer Person, 
die Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen wurde und die zum Zeitpunkt 
der Rückführung seine Staatsangehörige 
ist oder ein Recht auf ständigen Aufenthalt 
in seinem Hoheitsgebiet besitzt, zu er- 
leichtern und zu akzeptieren. 

(2) Jeder Vertragsstaat erwägt die Mög- 
lichkeit, die Rückführung einer Person, die 
Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen wurde und die zum Zeitpunkt 
ihrer Einreise in den Aufnahmestaat ein 
Recht auf ständigen Aufenthalt in seinem 
Hoheitsgebiet besaß, nach seinem inner- 
staatlichen Recht zu erleichtern und zu 
akzeptieren. 

(3) Auf Ersuchen des aufnehmenden 
Vertragsstaats prüft ein ersuchter Ver- 
tragsstaat ohne ungebührliche oder unan- 
gemessene Verzögerung, ob eine Person, 
die Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen wurde, seine Staatsangehöri- 
ge ist oder ein Recht auf ständigen Aufent- 
halt in seinem Hoheitsgebiet besitzt. 

(4) Um die Rückführung einer Person, 
die Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen wurde und die über keine ord- 
nungsgemäßen Ausweispapiere verfügt, 
zu erleichtern, erklärt sich der Vertrags- 
staat, dessen Staatsangehörige die betref- 
fende Person ist oder in dem sie ein Recht 
auf ständigen Aufenthalt besitzt, damit 
einverstanden, auf Ersuchen des aufneh- 
menden Vertragsstaats die erforderlichen 
Reisedokumente oder sonstigen Geneh- 
migungen auszustellen, damit die Person 
zu seinem Hoheitsgebiet reisen und in die- 
ses wieder einreisen kann. 

(5) Jeder Vertragsstaat, der an der 
Rückführung einer Person, die Gegen- 
stand der in Artikel 6 genannten Handlun- 
gen wurde, beteiligt ist, trifft alle geeigne- 
ten Maßnahmen, um die Rückführung die- 
ser Person auf ordnungsgemäße Weise 
und unter gebührender Berücksichtigung 
ihrer Sicherheit und ihrer Würde durchzu- 
führen. 

(6) Die Vertragsstaaten können bei der 
Anwendung dieses Artikels mit den 
zuständigen internationalen Organisatio- 
nen Zusammenarbeiten. 

(7) Dieser Artikel lässt die durch das 
innerstaatliche Recht des aufnehmenden 
Vertragsstaats gewährten Rechte der Per- 
sonen, die Gegenstand der in Artikel 6 
genannten Handlungen wurden, unbe- 
rührt. 

(8) Dieser Artikel berührt nicht die Ver- 
pflichtungen aus anderen anwendbaren 
zwei- oder mehrseitigen Verträgen oder 
anderen anwendbaren operativen Über- 
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arrangement that governs, in whole or in 
part, the return of persons who have been 
the Object of conduct set forth in articie 6 
of this Protocoi. 


IV. Final provisions 

Articie 19 
Saving clause 

1. Nothing in this Protocoi shall affect 
the other rights, obligations and responsi- 
bilities of States and individuals under 
international law, including international 
humanitarian law and international human 
rights law and, in particular, where applica- 
ble, the 1951 Convention and the 1967 
Protocoi relating to the Status of Refugees 
and the principle of non-refoulement as 
contained therein. 


2. The measures set forth in this Proto- 
coi shall be interpreted and applied in a 
way that is not discriminatory to persons 
on the ground that they are the object of 
conduct set forth in articie 6 of this Proto- 
coi. The Interpretation and application of 
those measures shall be consistent with 
internationally recognized principles of 
non-discrimination. 


Articie 20 

Settlement of disputes 

1. States Parties shall endeavour to 
settle disputes concerning the Interpreta- 
tion or application of this Protocoi through 
negotiation. 

2. Any dispute between two or more 
States Parties concerning the Interpre- 
tation or application of this Protocoi that 
cannot be settied through negotiation 
within a reasonable time shall, at the 
request of one of those States Parties, be 
submitted to arbitration. If, six months 
after the date of the request for arbitration, 
those States Parties are unable to agree 
on the Organization of the arbitration, any 
one of those States Parties may refer the 
dispute to the International Court of Jus- 
tice by request in accordance with the 
Statute of the Court. 


3. Bach State Party may, at the time of 
signature, ratification, acceptance or 
approval of or accession to this Protocoi, 
declare that it does not consider itself 
bound by paragraph 2 of this articie. The 
other States Parties shall not be bound by 
Paragraph 2 of this articie with respect to 
any State Party that has made such a 
reservation. 

4. Any State Party that has made a 
reservation in accordance with paragraph 
3 of this articie may at any time withdraw 
that reservation by notification to the Sec- 
retary-General of the United Nations. 


ou arrangement operationnel applicable 
regissant, en totalite ou en partie, le retour 
des personnes qui ont ete l’objet d’un acte 
enonce ä l’article 6 du present Protocole. 


IV. Dispositions finales 

Articie 19 

Clause de sauvegarde 

1. Aucune disposition du present Pro- 
tocole n’a d’incidences sur les autres 
droits, obligations et responsabilites des 
Etats et des particuliers en vertu du droit 
international, y compris du droit internatio- 
nal humanitaire et du droit international 
relatif aux droits de l’homme et en particu- 
lier, lorsqu’ils s’appliquent, de la Conven- 
tion de 1951 et du Protocole de 1967 rela- 
tifs au Statut des refugies ainsi que du 
principe de non-refoulement qui y est 
enonce. 

2. Les mesures enoncees dans le pre- 
sent Protocole sont interpretees et appli- 
quees d’une fagon teile que les personnes 
ne font pas l’objet d’une discrimination au 
motif qu’elles sont l’objet des actes enon- 
ces ä l’article 6 du present Protocole. L’in- 
terpretation et l’application de ces mesu- 
res sont conformes aux principes de non- 
discrimination internationalement recon- 
nus. 


Articie 20 

Reglement des differends 

1. Les Etats Parties s’efforcent de 
regier les differends concernant l’interpre- 
tation ou l’application du present Proto- 
cole par voie de negociation. 

2. Tout differend entre deux Etats Par- 
ties ou plus concernant l’interpretation ou 
l’applicatlon du present Protocole qui ne 
peut etre regle par voie de negociation 
dans un delai raisonnable est, ä la demande 
de l’un de ces Etats Parties, soumis ä 
l’arbitrage. Si, dans un delai de six mois ä 
compter de la date de la demande d’arbi- 
trage, les Etats Parties ne peuvent s’en- 
tendre sur l’organisation de l’arbitrage, l’un 
quelconque d’entre eux peut soumettre le 
differend ä la Cour internationale de Justice 
en adressant une requete conformement 
au Statut de la Cour. 


3. Chaque Etat Partie peut, au moment 
de la signature, de la ratification, de l’ac- 
ceptation ou de l’approbation du present 
Protocole ou de l’adhesion ä celui-ci, 
declarer qu’il ne se considere pas lie par le 
paragraphe 2 du present articie. Les autres 
Etats Parties ne sont pas lies par le para- 
graphe 2 du present articie envers tout 
Etat Partie ayant emis une teile reserve. 

4. Tout Etat Partie qui a emis une reserve 
en vertu du paragraphe 3 du present articie 
peut la retirer ä tout moment en adressant 
une notification au Secretaire general de 
l’Organisation des Nations Unies. 


einkünften, welche die Rückführung von 
Personen ganz oder teilweise regeln, die 
Gegenstand der in Artikel 6 genannten 
Handlungen wurden. 


IV. Schlussbestimmungen 

Artikel 19 
Vorbehaltsklausel 

(1) Dieses Protokoll berührt nicht die 
anderen Rechte, Verpflichtungen und Ver- 
antwortlichkeiten von Staaten und Einzel- 
personen nach dem Völkerrecht, nament- 
lich dem humanitären Völkerrecht und 
dem Völkerrecht auf dem Gebiet der Men- 
schenrechte und insbesondere, soweit 
anwendbar, dem Abkommen von 1951 
und dem Protokoll von 1967 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge und dem 
darin verankerten Grundsatz der Nichtzu- 
rückweisung. 

(2) Die in diesem Protokoll genannten 
Maßnahmen sind so auszulegen und 
anzuwenden, dass Personen nicht auf 
Grund dessen, dass sie Gegenstand der in 
Artikel 6 genannten Handlungen sind, dis- 
kriminiert werden. Die Auslegung und 
Anwendung dieser Maßnahmen muss mit 
den international anerkannten Grundsät- 
zen der Nichtdiskriminierung im Einklang 
stehen. 

Artikel 20 

Beilegung von Streitigkeiten 

(1) Die Vertragsstaaten bemühen sich, 
Streitigkeiten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Protokolls durch Ver- 
handlungen beizulegen. 

(2) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder 
mehr Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Protokolls, die 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist 
durch Verhandlungen beigelegt werden 
kann, wird auf Verlangen eines dieser Ver- 
tragsstaaten einem Schiedsverfahren unter- 
worfen. Können sich die Vertragsstaaten 
binnen sechs Monaten nach dem Zeit- 
punkt, zu dem das Schiedsverfahren ver- 
langt worden ist, über seine Ausgestaltung 
nicht einigen, so kann jeder dieser Ver- 
tragsstaaten die Streitigkeit dem Interna- 
tionalen Gerichtshof unterbreiten, indem er 
einen seinem Statut entsprechenden 
Antrag stellt. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann bei der 
Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung dieses Protokolls oder 
dem Beitritt zu diesem erklären, dass er 
sich durch Absatz 2 nicht als gebunden 
betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten 
sind gegenüber einem Vertragsstaat, der 
einen solchen Vorbehalt angebracht hat, 
durch Absatz 2 nicht gebunden. 

(4) Ein Vertragsstaat, der einen Vorbe- 
halt nach Absatz 3 angebracht hat, kann 
diesen Vorbehalt jederzeit durch eine an 
den Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen gerichtete Notifikation zurückziehen. 
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Article 21 

Signature, ratification, 
acceptance, approval and accession 

1 . This Protocol shall be open to all 
States for signature from 12 to 15 Decem- 
ber 2000 In Palermo, Italy, and thereafter at 
United Natlons Headquarters in New York 
until 12 December 2002. 

2. This Protocol shall also be open for 
signature by regional economic Integration 
organizations provided that at least one 
member State of such Organization has 
signed this Protocol in accordance with 
Paragraph 1 of this article. 

3. This Protocol is subject to ratifica- 
tion, acceptance or approval. Instruments 
of ratification, acceptance or approval 
shall be deposited with the Secretary- 
General of the United Natlons. A regional 
economic Integration Organization may 
deposit its Instrument of ratification, 
acceptance or approval if at least one of its 
member States has done likewise. In that 
Instrument of ratification, acceptance or 
approval, such Organization shall declare 
the extent of its competence with respect 
to the matters governed by this Protocol. 
Such Organization shall also inform the 
depositary of any relevant modification in 
the extent of its competence. 


4. This Protocol is open for accession 
by any State or any regional economic 
Integration Organization of which at least 
one member State is a Party to this Proto- 
col. Instruments of accession shall be 
deposited with the Secretary-General of 
the United Nations. At the time of its 
accession, a regional economic Integration 
Organization shall declare the extent of its 
competence with respect to matters gov- 
erned by this Protocol. Such Organization 
shall also inform the depositary of any rel- 
evant modification in the extent of its com- 
petence. 


Article 22 
Entry into force 

1 . This Protocol shall enter into force on 
the ninetieth day after the date of deposit 
of the fortieth Instrument of ratification, 
acceptance, approval or accession, 
except that it shall not enter into force 
before the entry into force of the Conven- 
tion. For the purpose of this paragraph, 
any Instrument deposited by a regional 
economic Integration Organization shall 
not be counted as additional to those 
deposited by member States of such 
Organization. 


2. For each State or regional economic 
Integration Organization ratifying, accept- 
ing, approving or acceding to this Protocol 
after the deposit of the fortieth Instrument 


Article 21 

Signature, ratification, 
acceptation, approbation et adhesion 

1 . Le present Protocole sera ouvert ä la 
signature de tous les Etats du 12 au 15 
decembre 2000 ä Palerme (Italie) et, par la 
suite, au Siege de l’Organisation des 
Nations Unies, ä New York, jusqu’au 12 
decembre 2002. 

2. Le present Protocole est egalement 
ouvert ä la signature des organisations 
regionales d’integration economique ä la 
condition qu’au moins un Etat membre 
d’une teile Organisation ait signe le present 
Protocole conformement au paragraphe 1 
du present article. 

3. Le present Protocole est soumis ä 
ratification, acceptation ou approbation. 
Les Instruments de ratification, d’accepta- 
tion ou d’approbation seront deposes 
aupres du Secretaire general de l’Organi- 
sation des Nations Unies. Une Organisa- 
tion regionale d’integration economique 
peut deposer ses Instruments de ratifica- 
tion, d’acceptation ou d’approbation si au 
moins un de ses Etats membres l’a fait. 
Dans cet Instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation, cette Organi- 
sation declare l’etendue de sa competen- 
ce concernant les questions regies par le 
present Protocole. Elle informe egalement 
le depositaire de toute modification perti- 
nente de l’etendue de sa competence. 

4. Le present Protocole est ouvert ä 
l’adhesion de tout Etat ou de toute Organi- 
sation regionale d’integration economique 
dont au moins un Etat membre est Partie 
au present Protocole. Les Instruments 
d’adhesion sont deposes aupres du 
Secretaire general de l’Organisation des 
Nations Unies. Au moment de son adhe- 
sion, une Organisation regionale d’integra- 
tion economique declare l’etendue de sa 
competence concernant les questions 
regies par le present Protocole. Elle in- 
forme egalement le depositaire de toute 
modification pertinente de l’etendue de sa 
competence. 


Article 22 
Entree en vigueur 

1 . Le present Protocole entrera en 
vigueur le quatre-vingt-dixieme jour sui- 
vant la date de depöt du quarantieme Ins- 
trument de ratification, d’acceptation, 
d’approbation ou d’adhesion, etant enten- 
du qu’il n’entrera pas en vigueur avant que 
la Convention n’entre elle-meme en 
vigueur. Aux fins du present paragraphe, 
aucun des Instruments deposes par une 
Organisation regionale d’integration eco- 
nomique n’est considere comme un Ins- 
trument venant s’ajouter aux Instruments 
dejä deposes par les Etats membres de 
cette Organisation. 

2. Pour chaque Etat ou Organisation 
regionale d’integration economique qui 
ratifiera, acceptera ou approuvera le pre- 
sent Protocole ou y adherera apres le 


Artikel 21 

Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme, Genehmigung und Beitritt 

(1) Dieses Protokoll liegt für alle Staaten 
vom 12. bis 15. Dezember 2000 in Palermo 
(Italien) und danach bis zum 12. Dezember 
2002 am Sitz der Vereinten Nationen in 
New York zur Unterzeichnung auf. 

(2) Dieses Protokoll liegt auch für die 
Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration zur Unterzeichnung auf, 
sofern mindestens ein Mitgliedstaat der 
betreffenden Organisation dieses Protokoll 
nach Absatz 1 unterzeichnet hat. 

(3) Dieses Protokoll bedarf der Ratifika- 
tion, Annahme oder Genehmigung. Die 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunden werden beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
Eine Organisation der regionalen Wirt- 
schaftsintegration kann ihre Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
hinterlegen, wenn dies mindestens einer 
ihrer Mitgliedstaaten getan hat. In dieser 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunde erklärt die Organisation den 
Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf 
die durch dieses Protokoll erfassten Ange- 
legenheiten. Die Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 

(4) Dieses Protokoll steht jedem Staat 
und jeder Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration, von der mindes- 
tens ein Mitgliedstaat Vertragspartei die- 
ses Protokolls ist, zum Beitritt offen. Die 
Beitrittsurkunden werden beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
Bei ihrem Beitritt erklärt eine Organisation 
der regionalen Wirtschaftsintegration den 
Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf 
die durch dieses Protokoll erfassten Ange- 
legenheiten. Die Organisation teilt dem 
Verwahrer auch jede maßgebliche Ände- 
rung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten 
mit. 

Artikel 22 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Protokoll tritt am neunzigsten 
Tag nach Hinterlegung der vierzigsten 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde in Kraft, jedoch nicht 
vor Inkrafttreten des Übereinkommens. 
Für die Zwecke dieses Absatzes zählt eine 
von einer Organisation der regionalen Wirt- 
schaftsintegration hinterlegte Urkunde 
nicht als zusätzliche Urkunde zu den von 
den Mitgliedstaaten der betreffenden 
Organisation hinterlegten Urkunden. 


(2) Für jeden Staat und jede Organisati- 
on der regionalen Wirtschaftsintegration, 
der beziehungsweise die dieses Protokoll 
nach Hinterlegung der vierzigsten entspre- 
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of such action, this Protocol shall enter 
into force on the thirtieth day after the date 
of deposit by such State or Organization of 
the relevant instrument or on the date this 
Protocol enters into force pursuant to 
Paragraph 1 of this article, whichever is the 
later. 


Article 23 
Amendment 

1 . After the expiry of five years from the 
entry into force of this Protocol, a State 
Party to the Protocol may propose an 
amendment and fiie it with the Secretary- 
General of the United Nations, who shall 
thereupon communicate the proposed 
amendment to the States Parties and to 
the Conference of the Parties to the Con- 
vention for the purpose of considering and 
deciding on the proposal. The States Par- 
ties to this Protocol meeting at the Confer- 
ence of the Parties shall make every effort 
to achieve consensus on each amend- 
ment. If all efforts at consensus have been 
exhausted and no agreement has been 
reached, the amendment shall, as a last 
resort, require for its adoption a two-thirds 
majority vote of the States Parties to this 
Protocol present and voting at the meeting 
of the Conference of the Parties. 


2. Regional economic Integration 
organizations, in matters within their com- 
petence, shall exercise their right to vote 
under this article with a number of votes 
equal to the number of their member 
States that are Parties to this Protocol. 
Such organizations shall not exercise their 
right to vote if their member States exer- 
cise theirs and vice versa. 

3. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article is 
subject to ratification, acceptance or 
approval by States Parties. 

4. An amendment adopted in accor- 
dance with paragraph 1 of this article shall 
enter into force in respect of a State Party 
ninety days after the date of the deposit 
with the Secretary-General of the United 
Nations of an instrument of ratification, 
acceptance or approval of such amend- 
ment. 

5. When an amendment enters into 
force, it shall be binding on those States 
Parties which have expressed their con- 
sent to be bound by it. Other States Par- 
ties shail still be bound by the provisions of 
this Protocol and any eariier amendments 
that they have ratified, accepted or 
approved. 

Article 24 
Denunciation 

1. A State Party may denounce this 
Protocol by written notification to the Sec- 


depöt du quarantieme instrument perti- 
nent, le present Protocole entrera en 
vigueur le trentieme jour suivant la date de 
depöt de l’instrument pertinent par ledit 
Etat ou ladite Organisation ou ä la date ä 
laquelle il entre en vigueur en application 
du paragraphe 1 du present article, si 
celle-ci est posterieure. 


Article 23 
Amendement 

1 . Ä l’expiration d’un delai de cinq ans ä 
compter de l’entree en vigueur du present 
Protocole, un Etat Partie au Protocole peut 
proposer un amendement et en deposer le 
texte aupres du Secretaire general de l’Or- 
ganisation des Nations Unies. Ce dernier 
communique alors ia proposition d’amen- 
dement aux Etats Parties et ä la Confe- 
rence des Parties ä la Convention en vue 
de l’examen de la proposition et de l’adop- 
tion d’une decision. Les Etats Parties au 
present Protocole reunis en Conference 
des Parties n’epargnent aucun effort pour 
parvenir ä un consensus sur tout amende- 
ment. Si tous les efforts en ce sens ont ete 
epuises Sans qu’un accord soit intervenu, 
il faudra, en dernier recours, pour que 
l’amendement soit adopte, un vote ä la 
majorite des deux tiers des Etats Parties 
au present Protocole presents ä la Confe- 
rence des Parties et exprimant leur vote. 

2. Les organisations regionales d’inte- 
gration economique disposent, pour exer- 
cer, en vertu du present article, leur droit 
de vote dans les domaines qui relevent de 
leur competence, d’un nombre de voix 
egal au nombre de leurs Etats membres 
Parties au present Protocole. Elles n’exer- 
cent pas leur droit de vote si leurs Etats 
membres exercent le leur, et inversement. 

3. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
est soumis ä ratification, acceptation ou 
approbation des Etats Parties. 

4. Un amendement adopte conforme- 
ment au paragraphe 1 du present article 
entrera en vigueur pour un Etat Partie qua- 
tre-vingt-dix jours apres la date de depöt 
par ledit Etat Partie aupres du Secretaire 
general de l’Organisation des Nations 
Unies d’un instrument de ratification, d’ac- 
ceptation ou d’approbation dudit amende- 
ment. 

5. Un amendement entre en vigueur a 
force obligatoire ä l’egard des Etats Parties 
qui ont exprime leur consentement ä etre 
lies par lui. Les autres Etats Parties restent 
lies par les dispositions du present Proto- 
cole et tous amendements anterieurs 
qu’ils ont ratifies, acceptes ou approuves. 


Article 24 
Denonciation 

1. Un Etat Partie peut denoncer le pre- 
sent Protocole par notification ecrite 


chenden Urkunde ratifiziert, annimmt, 
genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Proto- 
koll am dreißigsten Tag nach Hinterlegung 
der entsprechenden Urkunde durch die- 
sen Staat beziehungsweise diese Organi- 
sation oder zum Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Protokolls nach Absatz 1 in 
Kraft, je nachdem, welcher Zeitpunkt der 
spätere ist. 

Artikel 23 

Änderung 

(1) Nach Ablauf von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieses Protokolls kann ein 
Vertragsstaat des Protokolls eine Ände- 
rung Vorschlägen und sie beim Generalse- 
kretär der Vereinten Nationen einreichen; 
dieser leitet die vorgeschlagene Änderung 
den Vertragsstaaten und der Konferenz 
der Vertragsparteien des Übereinkom- 
mens zu, damit diese den Vorschlag prü- 
fen und darüber beschließen können. Die 
Vertragsstaaten dieses Protokolls, die in 
der Konferenz der Vertragsparteien zu- 
sammentreten, bemühen sich nach Kräf- 
ten um eine Einigung durch Konsens über 
jede Änderung. Sind alle Bemühungen um 
einen Konsens erschöpft und wird keine 
Einigung erzielt, so ist als letztes Mittel 
eine Zweidrittelmehrheit der auf der Sit- 
zung der Konferenz der Vertragsparteien 
anwesenden und abstimmenden Vertrags- 
staaten dieses Protokolls erforderlich, um 
die Änderung zu beschließen. 

(2) Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration üben in Angelegenhei- 
ten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht 
nach diesem Artikel mit der Anzahl von 
Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mit- 
gliedstaaten entspricht, die Vertragspartei- 
en dieses Protokolls sind. Diese Organisa- 
tionen üben ihr Stimmrecht nicht aus, 
wenn ihre Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht 
ausüben, und umgekehrt. 

(3) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung bedarf der Ratifikation, Annah- 
me oder Genehmigung durch die Vertrags- 
staaten. 

(4) Eine nach Absatz 1 beschlossene 
Änderung tritt für einen Vertragsstaat 
neunzig Tage nach der Hinterlegung einer 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi- 
gungsurkunde zu der Änderung beim 
Generalsekretär der Vereinten Nationen in 
Kraft. 


(5) Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie 
für diejenigen Vertragsstaaten, die ihre 
Zustimmung ausgedrückt haben, durch 
sie gebunden zu sein, bindend. Die ande- 
ren Vertragsstaaten sind weiter durch die- 
ses Protokoll und alle früher von ihnen rati- 
fizierten, angenommenen oder genehmig- 
ten Änderungen gebunden. 

Artikel 24 
Kündigung 

(1) Ein Vertragsstaat kann dieses Proto- 
koll durch eine an den Generalsekretär der 
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retary-General of the United Nations. Such 
denunciation shall become effective one 
year after the date of receipt of the notifi- 
cation by the Secretary-Generai. 

2. A regionai economic integration 
Organization shali cease to be a Party to 
this Protocol when ail of its member States 
have denounced it. 

Article 25 

Depositary and languages 

1 . The Secretary-Generai of the United 
Nations is designated depositary of this 
Protocol. 

2. The original of this Protocol, of which 
the Arabic, Chinese, English, French, 
Russian and Spanish texts are equally 
authentic, shall be deposited with the Sec- 
retary-Generai of the United Nations. 


In witness whereof, the undersigned 
plenipotentiaries, being duly authorized 
thereto by their respective Governments, 
have signed this Protocol. 


adressee au Secretaire general de l’Orga- 
nisation des Nations Unies. Une teile 
denonciation prend effet un an apres la 
date de reception de la notification par le 
Secretaire general. 

2. Une Organisation regionale d’integra- 
tion economique cesse d’etre Partie au 
present Protocole lorsque tous ses Etats 
membres l’ont denonce. 

Article 25 

Depositaire et langues 

1 . Le Secretaire general de l’Organisa- 
tion des Nations Unies est le depositaire 
du present Protocole. 

2. L’original du present Protocole, dont 
les textes anglais, arabe, chinois, espa- 
gnol, frangais et russe font egalement foi, 
sera depose aupres du Secretaire general 
de l’Organisation des Nations Unies. 


En foi de quoi, les plenipotentiaires 
soussignes, ä ce düment autorises par 
leurs gouvernements respectifs, ont signe 
le present Protocole. 


Vereinten Nationen gerichtete schriftliche 
Notifikation kündigen. Die Kündigung wird 
ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär wirksam. 

(2) Eine Organisation der regionalen 
Wirtschaftsintegration hört auf, Vertrags- 
partei dieses Protokolls zu sein, wenn alle 
ihre Mitgliedstaaten es gekündigt haben. 

Artikel 25 

Verwahrer und Sprachen 

(1) Der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen wird zum Verwahrer dieses Pro- 
tokolls bestimmt. 

(2) Die Urschrift dieses Protokolls, des- 
sen arabischer, chinesischer, englischer, 
französischer, russischer und spanischer 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, 
wird beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt. 

Zu Urkund dessen haben die Unter- 
zeichneten, von ihren Regierungen hierzu 
gehörig befugten Bevollmächtigten dieses 
Protokoll unterschrieben. 
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Denkschrift zum Übereinkommen 

I. Allgemeines 

Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität enthält 
neue völkerrechtliche Verpflichtungen, um die weltweite 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung dieses Bereichs 
der Kriminalität zu verbessern. 

Im Jahre 2002 verursachte die organisierte Kriminalität 
nach dem Lagebericht zur organisierten Kriminalität des 
Bundeskriminalamtes in Deutschland einen Schaden von 
mehr als 3 Mrd. Euro. In knapp 80 % der Fälle wirkten 
Tatverdächtige unterschiedlicher Nationalität zusammen, 
über 80 % der Delikte wiesen grenzüberschreitende Be- 
züge auf. Eine effektive Bekämpfung dieser Art von Kri- 
minalität ist daher nur durch ein abgestimmtes internatio- 
nales Vorgehen möglich. 

Einen wichtigen Beitrag mit dem Ziel einer verstärkten 
internationalen Kooperation stellt dabei das Überein- 
kommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber- 
schreitende organisierte Kriminalität dar. Es wurde am 
15. November 2000 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedet. Die internationale 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung und Verfolgung 
von organisierter Kriminalität mit grenzüberschreitendem 
Faktor zu intensivieren, ist Zweck des Übereinkommens. 
Die Staaten verpflichten sich mit dem Übereinkommen 
zudem, eine Reihe von Delikten der organisierten Krimi- 
nalität unter Strafe zu stellen. Hierzu gehört z. B. die 
Beteiligung an einer organisierten kriminellen Gruppe, die 
schwere Straftaten mit einer Mindeststrafe von vier Jah- 
ren begeht. Außerdem werden in dem Übereinkommen 
einzelne Taten genannt, wie z. B. Geldwäsche und Kor- 
ruption im Zusammenhang mit Delikten organisierter Kri- 
minalität sowie Behinderung der Justiz beziehungsweise 
Strafvereitelung, die unter Strafe gestellt werden müs- 
sen. 

Die Vertragsstaaten sind durch das Übereinkommen ins- 
besondere dazu verpflichtet: 

- die Beteiligung an einer kriminellen Organisation unter 
Strafe zu stellen; 

- gesetzgeberische oder andere Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um die Strafbarkeit der Geldwäsche herzustellen; 

- die vorsätzliche aktive und passive Korruption von 
Amtsträgern unter Strafe zu stellen und die Bestrafung 
der aktiven und passiven Korruption ausländischer 
Amtsträger zumindest in Erwägung zu ziehen; 

- die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um juristische 
Personen strafrechtlich, zivilrechtlich oder verwal- 
tungsrechtlich zur Verantwortung zu ziehen. 

Vermögenswerte, welche bei der Tatbegehung verwen- 
det oder mit der Tat erlangt wurden, sollen beschlag- 
nahmt werden können. Dieses soll auch grenzüber- 
schreitend im Wege der internationalen Zusammenarbeit 
ermöglicht werden. 

Andere Schwerpunkte der Konvention sind umfang- 
reiche Regelungen über die gegenseitige Auslieferung 
von Tatverdächtigen sowie über die internationale 
Rechtshilfe bei der Verfolgung der Täter der durch das 
Übereinkommen erfassten Straftaten. Weitere Regelun- 
gen betreffen die internationale Zusammenarbeit beim 


Informationsaustausch und der Aus- und Fortbildung, 
Maßnahmen der Prävention und Regelungen über den 
Schutz von Opfern und Zeugen. 

Das Übereinkommen wird ergänzt durch drei Protokolle 

- das Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und 
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des 
Frauen- und Kinderhandels, 

- das Zusatzprotokoll gegen die Schleusung von Mig- 
ranten auf dem Land-, See- und Luftweg und 

- das Zusatzprotokoll gegen die unerlaubte Herstellung 
von Feuerwaffen, deren Teilen, Komponenten und 
Munition sowie gegen den unerlaubten Handel damit. 

Die Protokolle enthalten für die speziellen dort genannten 
Bereiche grenzüberschreitender Kriminalität zusätzliche 
Sonderbestimmungen. Obwohl voneinander unabhän- 
gig, stellen die Protokolle jedoch jeweils eine Einheit mit 
der Konvention dar und sind deshalb entsprechend dem 
Mutterübereinkommen auszulegen. 

Die Bestimmungen des Übereinkommens können in sie- 
ben Bereiche aufgeteilt werden: 

1. Definitionen 

Die Eröffnungsbestimmungen der Konvention erläutern 
wichtige Begriffe, die in der Konvention verwandt wer- 
den. In ihnen werden die Elemente der Taten festgelegt, 
die auf Grund des Übereinkommens unter Strafe gestellt 
werden müssen und sie bestimmen die Umstände, in 
welchen die verschiedenen Regelungen Anwendung fin- 
den. Die Definitionen werden auch helfen, die internatio- 
nale Begrifflichkeit zur Erfassung des grenzüberschrei- 
tenden organisierten Verbrechens zu standardisieren. 

2. Schaffung von Strafvorschriften 

Das Übereinkommen regelt vier besondere Bereiche, in 
denen Straftatbestände geschaffen werden müssen 
[Beteiligung an einer organisierten kriminellen Gruppe 
(Artikel 5), Geldwäsche (Artikel 6), Korruption (Artikel 8) 
und Behinderung der Justiz (Artikel 23)]. Dadurch sollen 
Tätigkeiten bekämpft werden, die häufig im Bereich der 
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität ange- 
troffen werden. Die Staaten, die das Übereinkommen ra- 
tifizieren, müssen Vorschriften haben oder erlassen, um 
diese Tätigkeiten als nationale Straftaten verfolgen zu 
können. 

3. Nationale Maßnahmen zur Bekämpfung des organi- 
sierten Verbrechens 

Durch das Übereinkommen werden die Vertragsstaaten 
dazu verpflichtet, nationale Gesetze und Praktiken zu 
schaffen, welche vorbeugend oder verhindernd spezielle 
Arten von organisierten Verbrechen erfassen. Um zum 
Beispiel Geldwäsche bekämpfen zu können, werden die 
Staaten aufgefordert, Regelungen zu schaffen, die ihre 
Banken verpflichten, Aufzeichnungen über Konten und 
Transaktionen aufzubewahren und diese den zuständi- 
gen nationalen Behörden zur Untersuchung zur Verfü- 
gung zu stellen. Anonyme Bankkonten sollen nicht mehr 
erlaubt sein; der Missbrauch des Bankgeheimnisses zur 
Verdeckung krimineller Aktivitäten soll verhindert wer- 
den. 
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4. Verpflichtung zur internationalen Zusammenarbeit im 
Kampf gegen das grenzüberschreitende organisierte 
Verbrechen 

Das Übereinkommen geht davon aus, dass es für die 
national zuständigen Stellen unerlässlich ist, international 
vertrauensvoll zusammenzuarbeiten, um mit Erfolg die 
organisierte Kriminalität bekämpfen zu können. Dies 
bedeutet, dass die Vertragsparteien sich mit Nachdruck 
in Einzelfällen gegenseitig unterstützen müssen. Zusam- 
menarbeit nach dem Übereinkommen beinhaltet Auslie- 
ferung (Artikel 16), Rechtshilfe (Artikel 18) und andere 
besondere Maßnahmen sowie die Sammlung und den 
Austausch von Informationen. 

5. Ausbildung und technische Unterstützung 

Eine Reihe von Artikeln verpflichten die Vertragsparteien, 
angemessenen nationalen Sachverstand aufzubauen 
und zu erhalten, um die Probleme des grenzüberschrei- 
tenden organisierten Verbrechens in Angriff zu nehmen. 
Dies setzt auch angemessene Ausbildungsmöglichkeiten 
voraus. Das Übereinkommen enthält deshalb Vorschrif- 
ten, in denen entwickelte Länder zu technischer Hilfe und 
anderweitiger Unterstützung der Entwicklungsländer 
aufgefordert werden. Gemäß Artikel 30 Abs. 2 Buchsta- 
be c werden die Vertragsstaaten aufgefordert, angemes- 
sene und regelmäßige freiwillige Zahlungen auf ein Konto 
der Vereinten Nationen zu leisten, welches für die Unter- 
stützung von Entwicklungsländern in ihrem Kampf gegen 
grenzüberschreitende organisierte Kriminalität errichtet 
wurde. Nach den Möglichkeiten der nationalen Gesetz- 
gebung sollen dafür auch beschlagnahmte Erträge aus 
Verbrechen herangezogen werden. 

6. Verhütung 

In Artikel 31 der Konvention werden die Vertragsparteien 
aufgerufen, Maßnahmen zur Verhütung verschiedener 
Formen grenzüberschreitender organisierter Kriminalität 
zu ergreifen. Dies beinhaltet Sicherheitsmaßnahmen, die 
Ausbildung von Beamten, das Führen von Aufzeichnun- 
gen über Verbrechen und die Kontrolle von besonderen 
Aktivitäten, wie zum Beispiel die Ausgabe von Reisedo- 
kumenten und den Handel mit Schusswaffen. 

7. Schlussvorschriften 

Die Schlussvorschriften schließlich regeln unter anderem 
den Zeitpunkt, an dem das Übereinkommen in Kraft tritt. 
Dies ist gemäß Artikel 36 Abs. 3 und Artikel 38 der 
90. Tag nach dem Tag, an welchem der 40. Staat seine 
Ratifizierungsurkunde übermittelt hat. Des Weiteren ist 
hier ein System vorgesehen, welches eine Überprüfung 
der Umsetzung des Übereinkommens ermöglichen soll. 

Die Regelungen des Übereinkommens, das auch nach 
der Ratifizierung nur Pflichten der Vertragsparteien ent- 
hält, sind bereits heute umfassend im nationalen deut- 
schen Recht verwirklicht, so dass bei Ratifizierung keine 
Änderungen des deutschen Rechts, insbesondere des 
Straf- und Strafprozessrechts, erforderlich sind. Das 
Übereinkommen stellt keine Ermächtigungsgrundlage 
zum Eingriff gegen einzelne Bürger dar. 


II. Besonderes 

Zu den Bestimmungen des Übereinkommens im Einzel- 
nen: 

Zu Artikel 1 - Zweck 

In Artikel 1 wird der Zweck des Übereinkommens be- 
stimmt. Dieser besteht darin, die internationale Zusam- 
menarbeit zu fördern, um eine wirksamere Verhütung und 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität zu erreichen. Damit wird angesichts der zu- 
nehmenden Bedeutung des grenzüberschreitenden Cha- 
rakters der organisierten Kriminalität die Wichtigkeit der 
Zusammenarbeit festgestellt. 

Zu Artikel 2 - Begriffsbestimmungen 

In dieser Vorschrift werden verschiedene, in dem Über- 
einkommen häufig verwendete Begriffe näher bestimmt. 

Eine „organisierte kriminelle Gruppe“ ist eine strukturier- 
te Gruppe von mindestens drei Personen, welche für eine 
gewisse Dauer besteht und das gemeinsame Ziel ver- 
folgt, eine oder mehrere schwere Straftaten oder andere 
in diesem Übereinkommen bestimmte Straftaten zur 
Erlangung eines unmittelbaren oder mittelbaren finanziel- 
len oder sonstigen materiellen Vorteils zu begehen. 

Eine „schwere Straftat“ stellt ein Verhalten dar, das mit 
einer Freiheitsstrafe von mindestens vier Jahren im 
Höchstmaß oder einer schwereren Strafe bedroht ist. 

Eine „strukturierte Gruppe“ ist keine Gruppe, die sich 
zufällig zur unmittelbaren Begehung einer Straftat gebil- 
det hat. Sie setzt jedoch nicht notwendigerweise eine 
förmlich festgelegte Rolle für ihre Mitglieder, eine konti- 
nuierliche Mitgliedschaft voraus. Eine besonders ausge- 
prägte Struktur wird vom Übereinkommen nicht verlangt. 

„Vermögensgegenstände“ sind Vermögensgegenstände 
jeglicher Art, körperliche oder nicht körperliche, bewegli- 
che oder unbewegliche, materielle oder immaterielle Ge- 
genstände sowie rechtserhebliche Schriftstücke oder 
Urkunden, die das Recht auf solche Gegenstände oder 
Rechte daran belegen. 

Der Begriff „Erträge aus Straftaten“ bezeichnet jeden 
unmittelbar oder mittelbar aus der Begehung einer Straf- 
tat stammenden oder dadurch erlangten Vermögensge- 
genstand. Durch die weite Fassung des Begriffs des Er- 
trages, welcher im Zusammenhang mit der Umschrei- 
bung des Vermögenswertes in Artikel 2 Buchstabe d zu 
sehen ist, soll gewährleistet werden, dass dem Täter alle 
aus seiner kriminellen Tätigkeit herrührenden wirtschaft- 
lichen Vorteile entzogen werden können. Nach deut- 
schem Verständnis wird dieser Begriff abgedeckt durch 
den Begriff des Erlangten im Sinne von § 73 Abs. 1 Straf- 
gesetzbuch (StGB). 

„Einfrieren“ oder „Beschlagnahmen“ erfassen das vorü- 
bergehende Verbot der Übertragung, der Umwandlung 
oder Bewegung von Vermögensgegenständen oder der 
Verfügung darüber oder die vorübergehende Verwahrung 
oder Kontrolle von Vermögensgegenständen. Vorausset- 
zung ist, dass dies auf Grund einer von einem Gericht 
oder einer anderen zuständigen Behörde getroffenen 
Entscheidung erfolgt. 
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Unter „Einziehung“ - ein Begriff, der auch den Verfall 
umfassen kann - wird die dauerhafte Entziehung von 
Vermögensgegenständen auf Grund einer Entscheidung 
eines Gerichts oder einer anderen Behörde verstanden. 
Somit umfasst er Sanktionen gegen das Vermögen, die 
sowohl nach nationalem Recht als Strafe als auch - wie 
nach deutschem Recht - als Maßnahme ausgestaltet 
wurden. 

Dabei ist zudem, wie auch der Hinweis auf den Verfall 
zeigt, dieser Begriff als Oberbegriff für den Verfall nach 
den §§ 73 ff. StGB und die Einziehung nach den §§ 74 ff. 
StGB zu verstehen. Notwendig ist die Verbindung der 
Maßnahme mit einer strafbaren Handlung. Nicht ent- 
scheidend ist, ob die Einziehung in einem strafrechtli- 
chen Urteilsverfahren angeordnet wird. Sie kann auch 
gemäß § 438 Strafprozessordnung (StPO) durch Strafbe- 
fehl oder gemäß § 440 StPO in einem selbständigen Ver- 
fahren angeordnet werden. Erforderlich ist in jedem Falle, 
dass die Anforderungen des unabhängigen Gerichts im 
Sinne des Artikels 6 Abs. 1 der Europäischen Konvention 
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
eingehalten sind und der Anordnung der Einziehung in 
jedem Fall eine gemäß § 48 des Gesetzes über die inter- 
nationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) als mit Strafe 
bedrohte Tat zugrunde liegt. 

Der Begriff der „Haupttat“, der sich auch schon in dem 
Übereinkommen des Europarats vom 8. November 1990 
über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und 
Einziehung von Erträgen aus Straftaten wiederfindet, 
bezieht sich auf die den Ertrag hervorbringende Vortat, 
also diejenige, die der Geldwäschehandlung vorausgeht. 

Der Begriff der „kontrollierten Lieferung“ wird bereits im 
Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 20. Dezem- 
ber 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstof- 
fen und psychotropen Stoffen verwendet. Vorliegend hat 
man weitgehend auf die bereits dort gefundene Definiti- 
on zurückgegriffen. 

Zu Artikel 3 - Geltungsbereich 

Artikel 3 regelt den Geltungsbereich des Übereinkom- 
mens. Dieser ist zum einen begrenzt durch den Umstand, 
dass eine Grenzüberschreitung gegeben sein und eine 
organisierte kriminelle Gruppe an der Handlung mitwir- 
ken muss. So wird eine Beschränkung des Übereinkom- 
mens auf Fälle von grenzüberschreitender Natur und 
Fälle der organisierten Kriminalität erreicht, wie seine 
Überschrift schon deutlich macht. Zugleich erfolgt eine 
Beschränkung auf vier charakteristische Arten von Straf- 
taten, nämlich die Beteiligung an einer kriminellen Grup- 
pe an einer schweren Straftat, die Geldwäsche, die Kor- 
ruption und die Beeinträchtigung der Justiz. Durch die 
daneben in Artikel 2 vorgesehene Definition der schwe- 
ren Straftat, die eine Höchststrafe von mindestens vier 
Jahren erfordert, wird der Geltungsbereich einerseits 
ausgeweitet, andererseits aber auch eingeschränkt. Er 
wird von den nationalen Standards bei der gesetzlichen 
Strafandrohung abhängig gemacht. Praktisch besteht 
damit die Gefahr einer Umgehung des Anwendungsbe- 
reichs des Übereinkommens durch die nationale Fest- 
legung eines Strafmaßes. 

Das Merkmal der „Grenzüberschreitung“ wird in Absatz 2 
näher bestimmt. Eine Grenzüberschreitung liegt bereits 
vor, wenn die Tat in einem Staat begangen wird und er- 
hebliche Auswirkungen in einem anderen Staat hat. 


Zu Artikei 4 - Schutz der Souveränität 

Diese Bestimmung entspricht Artikel 2 Abs. 2 und 3 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 
20. Dezember 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen. Sie hat ein- 
schränkenden Charakter. Die Bestimmung stellt klar, 
dass ein Staat bei der Erfüllung der Verpflichtungen nach 
diesem Übereinkommen nicht in die hoheitlichen Befug- 
nisse eines anderen Vertragsstaats eingreifen darf. 

Zu Artikei 5 - Kriminaiisierung der Beteiligung an 
einer organisierten kriminellen Gruppe 

Artikel 5 enthält wie die Artikel 6, 8 und 23 die Bestim- 
mung eines bestimmten Verhaltens, welches umfassend 
unter Strafe gestellt werden muss. Dieses Verhalten wird 
seiner Natur nach als unabdingbar der organisierten Kri- 
minalität zugehörig angesehen. 

Nach deutschem Recht wird das in Artikel 5 Abs. 1 
Buchstabe a beschriebene Verhalten insbesondere 
durch § 129 StGB erfasst. Dies gilt für Artikel 5 Abs. 1 
Buchstabe a Ziffer i allerdings nur insoweit, als eine or- 
ganisierte kriminelle Gruppe an der Verabredung teil- 
nimmt. Diese Einschränkung erlaubt das Übereinkom- 
men ausdrücklich. Die Voraussetzungen des Artikels 5 
Abs. 3 Satz 1 des Übereinkommens liegen im Hinblick 
auf § 129 StGB vor. Im Übrigen sind in diesem Zusam- 
menhang die Vorschriften der Anstiftung gemäß § 26 
StGB, der Beihilfe gemäß § 27 StGB, des Versuchs 
gemäß § 23 StGB und des Versuchs der Beteiligung 
gemäß § 30 StGB zu nennen. 

Dem in Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe b beschriebenen Ver- 
halten wird durch die zweite Alternative von § 129 StGB, 
der Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung, Rech- 
nung getragen. 

Nach Absatz 2 soll das Vorliegen bestimmter subjekti- 
ver Tatbestandselemente bei der Beteiligung an einer 
organisierten kriminellen Gruppe aus objektiven und fak- 
tischen Umständen hergeleitet werden können. Eine der- 
artige Vorschrift befindet sich bereits in Artikel 6 Abs. 2 
Buchstabe c des Geldwäscheübereinkommens des Eu- 
roparates. Sie steht im Einklang mit dem Ziel der freien 
richterlichen Beweiswürdigung, welches eine Berück- 
sichtigung aller relevanten Umstände im Rahmen der 
Beweiswürdigung gestattet beziehungsweise erfordert. 

Zu Artikel 6 - Kriminaiisierung des Waschens der 
Erträge aus Straftaten 

Diese Vorschrift stellt eine der zentralen Bestimmungen 
des Übereinkommens dar. Jede Vertragspartei ist ver- 
pflichtet, die vorsätzlich begangene Geldwäsche unter 
Strafe zu stellen. Dabei entspricht die Umschreibung der 
unter Strafe zu stellenden Tathandlung weitgehend der 
Ausgestaltung der entsprechenden Bestimmungen in 
Artikel 3 Abs. 1 des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen vom 20. Dezember 1988 gegen den unerlaub- 
ten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 
und in Artikel 6 Abs. 1 des Übereinkommens vom 
8. November 1990 über Geldwäsche sowie Ermittlung, 
Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straf- 
taten. Wie schon bei den zuletzt genannten Übereinkom- 
men wird der Kreis der Haupttaten, also derjenigen 
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Taten, aus denen Erträge gewaschen werden, nicht ein- 
geschränkt. In Absatz 2 Buchstabe a wird die Verwen- 
dung eines möglichst breit gefächerten Katalogs von 
Haupttaten gefordert. 

Die deutsche Regelung in § 261 StGB erfüllt bereits die 
Anforderungen dieser Vorschrift. Dabei geht die Bundes- 
regierung davon aus, dass in Artikel 6 Abs . 2 Buchsta- 
be b Satz 1 und 2 Alternativlösungen dargestellt werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über ein Sys- 
tem, das der Listenlösung in Satz 2 entspricht, da nicht 
nur „Verbrechen“ gemäß § 12 Abs. 1 StGB, sondern auch 
näher bezeichnete, besonders aufgelistete Vergehen als 
Haupttaten in Betracht kommen. 

Der Notwendigkeit, umfassend Straftaten als Haupttaten 
anzusehen, die mit organisierten kriminellen Gruppen 
Zusammenhängen, wird durch das Anknüpfen an ein 
gewerbsmäßiges oder innerhalb einer Bande verwirklich- 
tes Vorgehen gemäß § 261 Abs. 1 Nr. 4 und 5 StGB 
Rechnung getragen. 

Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe c ist durch § 261 Abs. 8 StGB 
umgesetzt. 

Insgesamt geht die bestehende Fassung von § 261 StGB 
deutlich über den in Artikel 6 festgelegten Mindeststan- 
dard hinaus. Abhängig von den Umständen des Einzel- 
falls kommt auch eine Strafbarkeit nach den §§ 257 ff. 
StGB in Betracht. 

Zu Artikel 7 - Maßnahmen zur Bekämpfung der Geld- 
wäsche 

In dieser Vorschrift werden Maßnahmen aufgelistet, die 
jeder Vertragsstaat zur Bekämpfung der Geldwäsche zu 
schaffen hat. 

Hierzu zählt unter anderem ein umfassendes innerstaatli- 
ches Regulierungs- und Aufsichtssystem für Banken, 
Finanzinstitutionen und für andere, besonders für geld- 
wäschegefährdete Einrichtungen. Die mit der Bekämp- 
fung der Geldwäsche befassten Behörden müssen 
sowohl national, als auch international Zusammenarbei- 
ten und Informationen austauschen können. Vertrags- 
staaten sollen darüber hinaus erwägen, praktisch durch- 
führbare Maßnahmen zu ergreifen, um grenzüberschrei- 
tende Bewegungen von Bargeld und gegebenenfalls 
Wertpapieren aufzudecken und zu überwachen. Sie wer- 
den aufgefordert, sich bei der Schaffung eines Regulie- 
rungs- und Aufsichtssystems von Initiativen regionaler, 
interregionaler und multilateraler Organisationen gegen 
die Geldwäsche anregen zu lassen. Die Zusammenarbeit 
der mit der Geldwäschebekämpfung befassten Behör- 
den soll auf den unterschiedlichen Ebenen ausgebaut 
und gefördert werden. 

Artikel 7 Abs. 1 Buchstabe a wird von der Bundesre- 
publik Deutschland durch verschiedene bestehende Vor- 
schriften erfüllt. Zu nennen sind § 24c Kreditwesengesetz 
(KWG) (automatisierter Abruf von Kontoinformationen 
durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht), § 25a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 KWG (Verpflichtung der 
Finanzinstitute zur organisatorischen Umsetzung des 
Know-your-customer-Prinzips) und § 25b KWG (beson- 
dere organisatorische Pflichten von Kreditinstituten und 
Finanzdienstleistungsinstituten im grenzüberschreiten- 
den bargeldlosen Zahlungsverkehr). 


Daneben werden die inhaltlichen Vorgaben in Artikel 7 
Abs. 1 Buchstabe a im Wesentlichen vom Geldwäsche- 
gesetz (GwG), insbesondere den dortigen §§ 2 bis 4, 6, 8 
(Identifizierung), 9 (Aufzeichnung und Aufbewahrung) 
und 1 1 (Anzeige von Verdachtsfällen), erfüllt, wobei die 
Beaufsichtigung für den zentralen Bereich der Banken 
und anderen Finanzinstitutionen durch die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht erfolgt (§ 16). 

Artikel 7 Abs. 1 Buchstabe b wird vorrangig durch § 5 
GwG und die damit eingerichtete Financial Intelligence 
Unit beim Bundeskriminalamt (Zentralstelle für Ver- 
dachtsanzeigen) im geltenden deutschen Recht erfüllt. 

Auf die bewährten Regeln der internationalen Zusam- 
menarbeit gemäß der internationalen Rechtshilfe in Straf- 
sachen kann zurückgegriffen werden. 

Außerdem ist in § 9 KWG eine Weitergabe von Tatsachen, 
die der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen im 
Rahmen ihrer Aufsichtspflicht und -tätigkeit bekannt 
geworden sind, unter anderem an in- und ausländische 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte sowie an andere 
Aufsichtsbehörden geregelt, was auch den in Artikel 7 
Abs. 1 Buchstabe b geforderten Informationsaustausch 
ermöglicht. 

Die in Absatz 2 angeregte Aufdeckung und Überwa- 
chung grenzüberschreitender Bewegungen ist durch die 
§§ 12a und 31a des Zollverwaltungsgesetzes (ZollVG) im 
Hinblick auf die Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Bargeldverkehrs bereits umgesetzt. 

Deutschland hat sich bei seiner nationalen Geldwäsche- 
bekämpfungsgesetzgebung nachdrücklich durch die 
zwei relevanten Richtlinien der Europäischen Union und 
durch die 40 Empfehlungen der Financial Action Task 
Force on Money Laundering (FATF) anregen lassen. 
Deutschland arbeitet bereits heute in verschiedenen in- 
ternationalen und multinationalen Gremien zur Bekämp- 
fung der Geldwäsche umfassend mit. Beispielhaft sind 
hier als Zusammenarbeitsmechanismen Eurojust, Euro- 
pol, das Europäische Justitielle Netz und als weltweit 
aktive Organisation, auf die in den Interpretationsnoten 
zu dem Übereinkommen ausdrücklich Bezug genommen 
wird, die FATF zu erwähnen. 

Zu Artikel 8 - Kriminalisierung der Korruption 

Ein Herzstück des Übereinkommens sind die Regelun- 
gen zur Bekämpfung der Bestechung in- und ausländi- 
scher Amtsträger. Artikel 8 enthält eine Begriffsbestim- 
mung der aktiven und passiven Bestechung von Amts- 
trägern und fordert die Schaffung der notwendigen Straf- 
bestimmungen. 

Die Vorgaben von Absatz 1 werden bereits von den 
§§ 331 bis 334 StGB erfüllt. 

Artikel 8 Abs. 2 dieser Vorschrift fordert die Vertrags- 
staaten auf, in Erwägung zu ziehen, auch ausländische 
Amtsträger oder internationale Beamte den nationalen 
Strafbestimmungen im Bereich der Bestechung zu unter- 
werfen. Durch das Europäische Bestechungsgesetz vom 
10. September 1998 (BGBl. 1998 II S. 2340) wurde be- 
reits der Anwendungsbereich der aktiven und passiven 
Bestechung auf „Amtsträger“ der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft erstreckt. Durch das Inter- 
nationale Bestechungsgesetz vom 10. September 1998 
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(BGBl. 1998 II S. 2327), mit dem die OECD-Konvention 
vom 17. Dezember 1997 über die Bekämpfung von Be- 
stechung von ausländischen Beamten im internationalen 
Geschäftsverkehr umgesetzt wurde, wird sichergestellt, 
dass „Amtsträger“ ausländischer Staaten oder inter- 
nationaler Organisationen bei internationalen Geschäft- 
stransaktionen wie nationale „Amtsträger“ behandelt 
werden, soweit es die Anwendung der Strafvorschhften 
über die aktive Bestechung anbelangt und sich die 
Handlung auf zukünftiges Verhalten des „Amtsträgers“ 
bezieht. 

Durch § 299 StGB hat Deutschland der Forderung nach 
Artikel 8 Abs. 2 Satz 2, auch andere Formen der Korrup- 
tion als Straftaten zu umschreiben, bereits Rechnung 
getragen. Daneben gibt es nach deutschem Recht noch 
weitere Delikte der Bestechung, wie die Abgeordneten- 
bestechung nach § 108e StGB und Wählerbestechung 
nach § 108b StGB. Ferner finden sich Sonderregelungen 
außerhalb des Strafgesetzbuches, welche jedoch in der 
Praxis eine untergeordnete Rolle spielen. 

Absatz 4 schließlich enthält eine Definition des Be- 
griffs „Amtsträger“. 


Zu Artikel 9 - Maßnahmen gegen die Korruption 

Artikel 9 fordert, ähnlich wie Artikel 7, konkrete Maßnah- 
men zur Verhinderung beziehungsweise Aufdeckung von 
Straftaten nach Artikel 8. Die geforderten Maßnahmen 
sind im deutschen Recht bereits verwirklicht. 

Die Integrität von Amtsträgern und die Verhütung von 
Korruption wird in Deutschland durch § 54 Satz 2 Bun- 
desbeamtengesetz (BBG) und § 36 Satz 2 Beamten- 
rechtsrahmengesetz (BRRG), wonach ein Beamter sein 
Amt uneigennützig nach bestem Gewissen zu verwalten 
hat, bereits heute gewährleistet. Nach § 70 BBG und § 43 
BRRG ist die Annahme von Belohnungen oder Geschen- 
ken, auch nach Beendigung des Beamtenverhältnisses, 
ausdrücklich verboten. Ein schuldhafter Verstoß kann 
disziplinarisch geahndet werden; er stellt ein Dienstver- 
gehen gemäß § 77 BBG und § 45 BRRG dar. Die hierbei 
vorgesehenen Sanktionen reichen von einem Verweis bis 
zu einer Entfernung aus dem Beamtenverhältnis. 

Zur Aufdeckung und Bestrafung der Korruption von 
Amtsträgern stehen den Strafverfolgungsbehörden die 
allgemeinen Ermittlungsbefugnisse, wie sie in der Straf- 
prozessordnung geregelt sind, zur Verfügung. 

Zu der in Absatz 2 geforderten Unabhängigkeit der 
Ermittlungsbehörde ist festzuhalten, dass die Staatsan- 
waltschaft nach § 152 Abs. 2 StPO grundsätzlich ver- 
pflichtet ist, wegen aller verfolgbaren Straftaten einzu- 
schreiten, sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunk- 
te vorliegen. Die Behörden und Beamten des Polizei- 
dienstes haben nach § 163 StPO Straftaten zu erfor- 
schen und alle keinen Aufschub gestattenden Anordnun- 
gen zu treffen. Diese Ausprägung des Legalitätsprinzips 
(Pflicht zur Verfolgung von Straftaten) sowie die organisa- 
torische Unabhängigkeit der Justizstrukturen von justiz- 
fremden Behördenzweigen garantieren den Strafverfol- 
gungsbehörden eine ausreichende Unabhängigkeit, um 
unangemessene Einflussnahmen auf ihr Handeln zu ver- 
hindern. 


Zu Artikel 10 - Verantwortlichkeit juristischer Perso- 
nen 

Absatz 1 dieser Vorschrift enthält die Verpflichtung, 
die erforderlichen Maßnahmen zu erlassen um sicherzu- 
stellen, dass auch juristische Personen für die Beteili- 
gung an den schweren Straftaten, an denen eine organi- 
sierte kriminelle Gruppe mitwirkt, sowie für die Begehung 
der in Artikel 5, 6, 8 und 23 umschriebenen Straftaten zur 
Verantwortung gezogen werden können. Absatz 2 
stellt klar, dass diese Verantwortlichkeit juristischer Per- 
sonen strafrechtlicher, zivilrechtlicher oder verwaltungs- 
rechtlicher Art sein kann. 

Nach § 30 auch in Verbindung mit § 130 des Gesetzes 
über Ordnungswidhgkeiten (OWiG) können juristische 
Personen für die Begehung von jeder Art von Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten bußgeldrechtlich verantwort- 
lich gemacht werden. Artikel 10 bedarf folglich keiner 
weiteren Umsetzung in nationales Recht. 

Auch die in Absatz 4 enthaltene Verpflichtung, nach 
der jeder Vertragsstaat sicherzustellen hat, dass juristi- 
sche Personen, die nach diesem Artikel verantwortlich 
sind, angemessenen und abschreckenden Sanktionen 
unterworfen sind, ist bereits durch das bestehende deut- 
sche Recht erfüllt. Nach § 30 OWiG kann eine Geldbuße 
bis zu 1 Mio. Euro verhängt werden, wobei dieser Betrag 
nochmals überschritten werden kann und soll, bis die 
Geldbuße den wirtschaftlichen Vorteil aus der Tat über- 
steigt (§ 30 Abs. 3 OWiG i. V. m. § 1 7 Abs. 4 OWiG). Auch 
sind nach dem Strafgesetzbuch Maßnahmen der Einzie- 
hung und des Verfalls gegen juristische Personen mög- 
lich (§ 73 Abs. 3, § 75 StGB). Daneben sind auch die 
Möglichkeiten des Zivilrechts zu berücksichtigen, wie 
z. B. Schadensersatzansprüche oder Strafen nach dem 
Handels- und Gesellschaftsrecht, welche auf juristische 
Personen angewandt werden können und bis zur Einzie- 
hung von Geschäftszulassungen oder zur Auflösung der 
Gesellschaft führen können. 

Zu Artikel 11 - Strafverfolgung, Aburteilung und Sank- 
tionen 

Artikel 1 1 fordert eine angemessene Strafandrohung im 
Hinblick auf die in den Artikeln 5, 6, 8 und 23 umschrie- 
benen Straftaten (Absatz 1). Daneben werden die 
Vertragsstaaten aufgefordert sicherzustellen, dass eine 
etwaige bestehende Ermessensfreiheit bei der Strafver- 
folgung im Hinblick auf Straftaten des Übereinkommens 
so ausgeübt wird, dass die Maßnahmen der Strafrechts- 
pflege größtmögliche Wirksamkeit erlangen (Ab- 
satz 2). Bei Entscheidungen über Haftentlassungen 
soll die Notwendigkeit berücksichtigt werden, die Anwe- 
senheit des Beschuldigten im weiteren Strafverfahren 
sicherzustellen (Absatz 3). Auch die Gerichte oder die 
anderen zuständigen Behörden sollen bei der Prüfung 
einer vorzeitigen oder bedingten Haftentlassung die 
Schwere der Straftaten nach diesem Übereinkommen 
berücksichtigen (Absatz 4). Die Verjährungsfrist muss 
angemessen lang sein (Absatz 5). 

Zwar enthalten die diesbezüglichen deutschen Bestim- 
mungen keine Sonderregelung für die von diesem Über- 
einkommen erfassten Straftaten; es ist jedoch durch die 
bestehenden Regeln im deutschem Recht gewährleistet, 
dass die Anforderungen bereits heute vollständig erfüllt 
sind. 
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ln Absatz 6 wird betont, dass die Definition der nach 
diesem Übereinkommen beschriebenen Straftaten und 
die Beschreibung der Gründe zum Ausschluss der Straf- 
barkeit oder der Rechtfertigung dem innerstaatlichen 
Recht eines Vertragsstaats Vorbehalten sind und dass 
diese Straftaten nur nach dessen Recht verfolgt und be- 
straft werden. Dadurch wird die Erfüllung der Verpflich- 
tungen zur Strafbarkeit den Grundsätzen der jeweiligen 
nationalen Rechtsordnungen unterworfen. Die Grundla- 
gen der Strafbarkeitsverpflichtung werden im Überein- 
kommen niedergelegt, die Einzelheiten, insbesondere 
auch im Hinblick auf etwaige Strafaufhebungs-, Schuld- 
ausschließungs- und Rechtfertigungsgründe bleiben den 
nationalen Gesetzgebungen überlassen. Ein Eingriff in 
das allgemeine Strafrecht ist nicht vorgesehen und wäre 
mit dem Sinn und Zweck des Übereinkommens nicht zu 
vereinbaren. 


Zu Artikel 12 - Einziehung und Beschlagnahme 

Artikel 12 enthält die Verpflichtung zur Ermöglichung der 
Einziehung von Vermögensgegenständen, die aus den 
Straftaten nach diesem Übereinkommen stammen, und 
von solchen Vermögensgegenständen, Geräten oder 
anderen Tatwerkzeugen, die zur Begehung von Strafta- 
ten nach diesem Übereinkommen verwendet wurden 
oder bestimmt waren, in größtmöglichem Umfang. Bei 
der Auslegung dieser Vorschrift ist zu berücksichtigen, 
dass sich der Umfang weitgehend an den Grundsätzen 
der nationalen Rechtsordnungen orientiert und nach all- 
gemeinen Grundsätzen des Völkerrechts das Eigentum 
eines ausländischen Staates, welches nicht für kommer- 
zielle Zwecke benutzt wird, nur mit dessen Zustimmung 
beschlagnahmt werden darf. Die Anwendung der Vor- 
schrift steht unter dem Vorbehalt des nationalen Rechts 
(Absatz 8). 

Die Erfüllung dieser Verpflichtung wird in Deutschland 
bereits durch §§ 73 ff. StGB über Einziehung und Verfall 
- die Begriffsdefinition in Artikel 2 Buchstabe g deckt 
insoweit beide deutsche Begriffe ab - gewährleistet. Den 
Vorgaben der Absätze 3 bis 5 entsprechend eröff- 
nen § 73 Abs. 2 und § 73a StGB auch die Anordnung des 
Verfalls von Nutzungen und Surrogaten sowie des Ver- 
falls des Wertersatzes. 

Mit den §§ 94 ff. StPO und den §§ 1 1 1 b ff. StPO sind in 
der Bundesrepublik Deutschland auch ausreichende 
prozessuale Maßnahmen vorhanden, um die Erfüllung 
der in Artikel 12 enthaltenen Verpflichtungen sicherzu- 
stellen. 

Artikel 12 Abs. 6 Satz 2, der das Bankgeheimnis betrifft, 
bedarf keiner Umsetzung in das nationale Recht. Nach 
den §§ 94 ff., 111 StPO kann das Bankgeheimnis im 
Ermittlungs- und im Strafverfahren nicht geltend 
gemacht werden. 

Nach Absatz 7 können die Vertragsstaaten eine 
Beweislastumkehr im Hinblick auf den Ursprung von Ver- 
mögensgegenständen einführen. Die nach deutschem 
Rechtsverständnis insofern weitestmögliche Regelung 
findet sich in § 73d StGB, wie er von der höchstrichterli- 
chen Rechtsprechung einengend ausgelegt wird (vgl. 
BVerfG-Beschluss vom 14. Januar 2004, 2 BvR 564/95). 


Absatz 8 stellt klar, dass die Rechte gutgläubiger Drit- 
ter unberührt bleiben. Durch § 73 Abs. 1 Satz 2, § 73e 
Abs. 1 Satz 2 und § 74e Abs. 2 Satz 1 StGB werden diese 
Rechte in materieller Hinsicht geschützt. Nach den 
§§ 304, 431 ff., 439, 442 Abs. 1 StPO haben Personen, 
die durch Maßnahmen im Sinne von Artikel 12 in ihren 
Rechten berührt werden, die Möglichkeit, eine gerichtli- 
che Überprüfung zu veranlassen. 

Zu Artikel 13 - Internationale Zusammenarbeit zum 
Zweck der Einziehung 

Artikel 13 regelt die internationale Zusammenarbeit zum 
Zwecke der Einziehung in einer Weise, wie sie von 
Deutschland und anderen Staaten seit langer Zeit prakti- 
ziert wird. 

Absatz 1 entspricht Artikel 13 Abs. 1 des Überein- 
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlag- 
nahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten vom 
8. November 1990 mit dem Unterschied, dass die unter 
den Buchstaben a und b aufgeführten Vorgehensweisen 
in der Bezifferung umgekehrt sind. Die Vorschrift enthält 
eine Verpflichtung zur Einziehung auf Ersuchen einer 
anderen Vertragspartei. Dabei eröffnet sie den Vertrags- 
parteien eine Wahlmöglichkeit. So kann ein selbständi- 
ges nationales Einziehungsverfahren durchgeführt wer- 
den oder aber es wird die gerichtliche Anordnung der 
Einziehung der ersuchenden Partei vollstreckt, soweit sie 
sich auf Gegenstände nach Artikel 12 Abs. 1 bezieht, die 
sich im Hoheitsgebiet des ersuchten Vertragsstaats 
befinden. Entsprechendes gilt für die Maßnahmen nach 
Artikel 12 Abs. 2 (Absatz 2). 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich schon bei der 
Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten Natio- 
nen vom 20. Dezember 1 988 gegen den unerlaubten Ver- 
kehr mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen dafür 
entschieden, prinzipiell die ausländische Anordnung der 
Einziehung auf Ersuchen zu vollstrecken, vorausgesetzt, 
die allgemeinen Zulässigkeitsvoraussetzungen gemäß 
den §§ 48 ff. IRG sind erfüllt. 

Absatz 3 enthält Einzelheiten zu den Angaben, die 
nach diesem Artikel gestellte Ersuchen zu enthalten 
haben. Absatz 4 wiederholt einen aus anderen Über- 
einkommen bekannten Grundsatz, wonach die Erledi- 
gung des ausländischen Ersuchens auf der Grundlage 
des nationalen Verfahrensrechts erfolgt. Wenn beispiels- 
weise nach dem Recht der ersuchten Partei Verjährung 
eingetreten ist, kommt eine Vollstreckung der ausländi- 
schen Entscheidung nicht in Betracht. 

Absatz 7 betont, dass sich die Zusammenarbeit nach 
diesem Artikel nur auf Straftaten, die in den Geltungsbe- 
reich dieses Übereinkommens fallen, bezieht. 

Artikel 13 bedarf keiner Umsetzung in deutsches Recht. 
Selbst im vertraglosen Bereich sieht das Gesetz über die 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen eine umfassen- 
de Zusammenarbeit in diesem Bereich vor. Auf § 67 
Abs. 1 IRG sei hingewiesen. Nach dieser Vorschrift kann 
- und das sogar vor Eingang eines entsprechenden Ersu- 
chens - eine Beschlagnahme oder Sicherstellung vorge- 
nommen werden hinsichtlich Gegenständen, deren 
Herausgabe an einen ausländischen Staat in Betracht 
kommt. 
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Zu Artikel 14 - Verfügung über eingezogene Erträge 
aus Straftaten oder Vermögensgegenstände 

Absatz 1 enthält die Grundsatzentscheidung, dass 
der ersuchte Staat über die eingezogenen Vermögensge- 
genstände nach seinem innerstaatlichen Recht und Ver- 
waltungsverfahren verfügt. Eine Änderung der nationalen 
Bestimmungen im Hinblick auf den Verbleib der eingezo- 
genen Erträge und Vermögensgegenstände ist aufgrund 
des Übereinkommens mithin nicht erforderlich. 

Sofern dies nach dem innerstaatlichen Recht zulässig ist, 
sollen die ersuchten Vertragsstaaten gemäß Absatz 2 
vorrangig erwägen, die eingezogenen Erträge und Ver- 
mögensgegenstände an den ersuchenden Vertragsstaat 
zurückzugeben, damit dieser die Erträge zur Entschädi- 
gung von Opfern verwenden oder aber die Erträge oder 
Vermögensgegenstände den rechtmäßigen Eigentümern 
zurückgeben kann. 

Die Möglichkeit der Herausgabe von Erträgen oder 
Gegenständen richtet sich nach § 66 IRG. Dabei ist die in 
§ 66 Abs. 1 Nr. 2 IRG vorgesehene Möglichkeit der 
Herausgabe nicht beschränkt auf den vom ersuchenden 
Staat verfolgten Zweck der Einziehung oder des Verfalls, 
so dass hierunter auch die Herausgabe zur Aushändi- 
gung an den Geschädigten in Betracht kommt. Voraus- 
setzung hierfür ist, dass die weiteren in § 66 Abs. 2 IRG 
aufgezählten Voraussetzungen erfüllt sind. Eine Ände- 
rung des deutschen Rechts ist nicht geboten. 

Nach Artikel 14 Abs. 3 Buchstabe a soll in Erwägung 
gezogen werden, Übereinkünfte abzuschließen, die die 
Übertragung des Wertes solcher Erträge oder Vermö- 
gensgegenstände oder die aus dem Verkauf derselben 
stammenden Geldmittel ganz oder teilweise auf ein nach 
Artikel 30 Abs. 2 Buchstabe c eingerichtetes Konto 
und auf zwischenstaatliche Organe zum Kampf gegen 
die organisierte Kriminalität vorsehen. 

In Absatz 3 wird die Möglichkeit angesprochen, Überein- 
künfte über das Aufteilen von Erträgen oder Vermögens- 
gegenständen, das sogenannte Asset-Sharing, zu 
schließen. Ob und in welchem Umfang international hier- 
von künftig Gebrauch gemacht wird, lässt sich derzeit 
nicht vorhersehen. Die Bundesregierung hat bislang die 
Auffassung vertreten, dass das Asset-Sharing einen 
Fremdkörper in der internationalen Zusammenarbeit in 
Strafsachen darstellt. Angesichts der Überzeugung der 
Staatengemeinschaft, dass es ein Anliegen und eine Auf- 
gabe aller Staaten sei, bei der Bekämpfung der Krimina- 
lität zusammenzuarbeiten, war es bisher international 
üblich, keine Erstattung von Rechtshilfekosten zu fordern 
und die eingezogenen Gegenstände im ersuchten Staat 
zu lassen. Schafft man in gewissen Bereichen der Krimi- 
nalitätsbekämpfung finanzielle Anreize, kann dies dazu 
führen, dass Rechtshilfeersuchen unterschiedlich bear- 
beitet werden. Finanzielle Interessen könnten dann bei- 
spielsweise Einfluss haben auf die Schnelligkeit oder 
Gründlichkeit der Bearbeitung eingehender Ersuchen. Im 
Rahmen der EU wird das Thema Asset-Sharing aller- 
dings in letzter Zeit im Rahmen der Erarbeitung eines 
Rahmenbeschlusses über die Vollstreckung von Einzie- 
hungsentscheidungen mit unterschiedlichen Ansätzen 
erörtert. 


Zu Artikel 15 - Gerichtsbarkeit 

Artikel 15 ist in engem Zusammenhang mit Artikel 16, der 
die Auslieferung regelt, zu sehen. Zusammen sollen 
beide Vorschriften sicherstellen, dass Täter, die Strafta- 
ten nach den Artikeln 5, 6, 8 und 23 des Übereinkom- 
mens begangen haben, entweder der Gerichtsbarkeit 
ihres Aufenthaltsstaats unterliegen und dort strafrecht- 
lich verfolgt oder aber von diesem Staat an den Tatort- 
staat ausgeliefert werden (Prinzip „aut dedere aut iudica- 
re“). 

Gerichtsbarkeit muss nach Absatz 1 begründet wer- 
den, wenn die Straftat in dem Hoheitsgebiet des jeweili- 
gen Vertragsstaats, an Bord eines seiner Schiffe oder 
seiner Luftfahrzeuge begangen wurde. Darüber hinaus 
enthält Absatz 3 eine zwingende Gerichtsbarkeit für 
Fälle, in denen die Tat von einem Täter begangen wurde, 
der sich in dem Hoheitsgebiet des jeweiligen Vertrags- 
staats aufhält und an einen anderen Vertragsstaat nicht 
ausgeliefert wird, weil er eigener Staatsangehöriger ist. 
Darüber hinaus werden nach dem Vorbild des Überein- 
kommens der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 
1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen Fälle in Absatz 2 aufge- 
führt, in denen jeder Staat seine Gerichtsbarkeit begrün- 
den kann. In Absatz 6 wird hervorgehoben, dass 
unbeschadet der Regeln des allgemeinen Völkerrechts 
dieses Übereinkommen die Ausübung einer Strafge- 
richtsbarkeit, die von einem Vertragsstaat nach inner- 
staatlichem Recht begründet ist, nicht ausschließt. 

Die deutschen Regelungen über die Gerichtsbarkeit ge- 
mäß den §§ 3 bis 7 StGB erfüllen die Verpflichtungen des 
Übereinkommens nach Artikel 15. Es bedarf keiner 
neuen Rechtsvorschriften. 

Nach Absatz 5 soll eine Konsultation stattfinden, 
wenn ein Vertragsstaat, der nach Absatz 1 oder 2 seine 
Gerichtsbarkeit ausübt, erfährt, dass ein oder mehrere 
andere Vertragsstaaten in Bezug auf dieselbe Tat Ermitt- 
lungen, Strafverfolgungsmaßnahmen oder ein Gerichts- 
verfahren durchführen. Hierdurch sollen zu treffende 
Maßnahmen abgestimmt werden. 


Zu Artikel 16 - Auslieferung 

Diese Vorschrift ist nach der Bestimmung über die 
Rechtshilfe in Artikel 18 die umfangreichste des Überein- 
kommens. Sie enthält zahlreiche Vorgaben für das natio- 
nale Auslieferungsrecht im Bereich der grenzüberschrei- 
tenden organisierten Kriminalität, stellt jedoch keine 
Ermächtigungsgrundlage zur Auslieferung im Einzelfall 
dar. Artikel 16 berücksichtigt, dass die Regelungen zum 
Europäischen Haftbefehl, bi- und multilaterale Ausliefe- 
rungsverträge, welche auch für die Bundesrepublik 
Deutschland Bedeutung haben, und die Regeln über den 
vertraglosen Auslieferungsverkehr nach dem Gesetz 
über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen weiter- 
hin die Auslieferung umfassend regeln. Sie werden durch 
Artikel 16 nicht inhaltlich verändert. Da diese nationalen 
Regeln die Vorgaben von Artikel 16 umfassend erfüllen, 
ist auch eine Anpassung nicht erforderlich. 

Absatz 2 betrifft die akzessorische Auslieferung; 
Absatz 3 will gewährleisten, dass Kataloge von aus- 
lieferungsfähigen Taten als ergänzt anzusehen sind, 
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soweit Straftaten nach diesem Übereinkommen vorlie- 
gen. In zukünftig abzuschließenden Auslieferungsverträ- 
gen sind - und hierzu verpflichten die Vertragsstaaten 
sich - die Straftaten des Übereinkommens als ausliefe- 
rungsfähig einzubeziehen. 

Absätze 4 und 5 beziehen sich auf Staaten, die im 
Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland nach ihrem 
innerstaatlichen Recht auf vertragloser Grundlage nicht 
ausliefern dürfen. Diesen wird es durch das Übereinkom- 
men ermöglicht, eine ausreichende Grundlage für die 
Auslieferung wegen der in Absatz 1 genannten Straf- 
taten zu haben. 

Die Absätze 6 bis 9 und 16 enthalten weitere 
Regelungen zu Einzelfragen des Auslieferungsrechts. Sie 
sind im Gesetz über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen bereits berücksichtigt. 

In Absatz 10 ist das Prinzip „aut dedere aut iudicare“ 
enthalten. Eine Pflicht zur Unterbreitung des Falls an 
seine zuständigen Behörden zum Zwecke der Strafver- 
folgung besteht jedoch nur bei einem dahin gehenden 
Verlangen des um Auslieferung ersuchenden Vertrags- 
staats. Die dort enthaltene Formulierung ähnelt der in 
Artikel 6 Abs. 2 Satz 1 des Europäischen Auslieferungs- 
übereinkommens vom 13. Dezember 1957. Absatz 10 
Satz 2 stellt klar, dass die Behörden des ersuchten Staa- 
tes im Falle des Unterbreitens in der gleichen Art und 
Weise verfahren sollen wie in jedem Falle einer anderen 
schweren Straftat nach ihrem innerstaatlichen Recht. Die 
Verpflichtung nach Absatz 10 gilt nach Absatz 11 als 
erfüllt, wenn Staaten eigene Staatsangehörige zur Straf- 
verfolgung unter der Bedingung ausliefern, dass eine 
später im ersuchenden Staat wegen der Straftat, wegen 
der die Auslieferung erfolgt ist, verhängte Strafe im 
ersuchten Staat vollstreckt wird. 

Absatz 12 entspricht Artikel 6 Abs. 10 des Überein- 
kommens der Vereinten Nationen vom 20. Dezember 
1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen. Er regt an, dass Staaten, die 
eine Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe mit der 
Begründung der Nichtauslieferung eigener Staatsange- 
höriger ablehnen, in Erwägung ziehen, über das Instru- 
ment der Vollstreckungshilfe eine Vollstreckung dieser 
Strafe im eigenen Lande vorzunehmen. 

Die Absätze 13 und 14 enthalten Schutzvorschrif- 
ten zu Gunsten des Verfolgten im Auslieferungsverfah- 
ren. Sie sind im Gesetz über die internationale Rechtshil- 
fe in Strafsachen bereits berücksichtigt. 

Absatz 15 sieht vor, dass ein Auslieferungsersuchen 
nicht alleine deswegen abgelehnt werden kann, weil die 
Straftat als eine Tat angesehen wird, die auch fiskalische 
Angelegenheiten berührt. 

In Absatz 17 verpflichten sich die Vertragsstaaten, 
die Wirksamkeit des Übereinkommens durch den 
Abschluss bi- und multilateraler Auslieferungsverträge zu 
erhöhen. 

Zu Artikel 17 - Überstellung von Verurteilten 

In dieser Vorschrift werden die Vertragsstaaten dazu auf- 
gerufen, in Erwägung zu ziehen, bi- oder multilaterale 
Übereinkünfte über die Vollstreckungshilfe und Überstel- 
lung abzuschließen, um eine wegen einer Straftat nach 
diesem Übereinkommen verurteilte Person zur Verbü- 
ßung der Restfreiheitsstrafe zu überstellen. Für Deutsch- 


land gilt bereits das im Rahmen des Europarats ge- 
schlossene Übereinkommen vom 21 . März 1 983 über die 
Überstellung verurteilter Personen. 

Zu Artikel 18 - Rechtshilfe 

Dieser Artikel weist 30 Absätze auf. Es handelt sich hier- 
bei, ähnlich wie Artikel 16 zur Auslieferung, fast um ein 
eigenes Übereinkommen zur Rechtshilfe im Rahmen die- 
ses VN-Übereinkommens. Der Artikel enthält zahlreiche 
Vorgaben für das nationale Rechtshilferecht im Bereich 
der grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität, 
stellt jedoch keine Ermächtigungsgrundlage zur Rechts- 
hilfe im Einzelfall dar. Artikel 18 berücksichtigt, dass die 
Rahmenbeschlüsse im Bereich der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zur Rechtshilfe, bi- und multilaterale 
Rechtshilfeverträge, welche auch für die Bundesrepublik 
Deutschland Bedeutung haben, und die Regeln über den 
vertraglosen Rechtshilfeverkehr nach dem Gesetz über 
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen weiterhin 
die Rechtshilfe umfassend regeln. Sie werden durch Arti- 
kel 18 nicht inhaltlich verändert. Da diese nationalen 
Regeln die Vorgaben von Artikel 18 umfassend erfüllen, 
ist auch eine Anpassung nicht erforderlich. 

Absatz 1 stellt klar, dass nach diesem Übereinkom- 
men - so weit wie möglich - Rechtshilfe zu leisten ist. 
Das Kriterium der grenzüberschreitenden Natur muss 
nicht eindeutig feststellbar sein; ausreichend ist, wenn 
ein hinreichender Grund zu dem Verdacht des Vorliegens 
dieser Eigenschaft vorliegt. 

Nach Absatz 2 ist auch bei Verfahren gegen juristi- 
sche Personen, die gemäß Artikel 10 im ersuchenden 
Vertragsstaat zur Verantwortung gezogen werden kön- 
nen, Rechtshilfe in größtmöglichem Umfang, den das 
Recht des ersuchten Vertragsstaats zulässt, zu leisten. 
Dies kann im Einzelfall zu Schwierigkeiten nach deut- 
schem Recht führen. Soweit eine beiderseitige Strafbar- 
keit nach dem Gesetz über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen zur Leistung von Rechtshilfe erforderlich 
ist, kann ihr Fehlen im Einzelfall der Rechtshilfe entge- 
genstehen. In den meisten Fällen der Sonstigen Rechts- 
hilfe ist das Erfordernis der beiderseitigen Strafbarkeit 
jedoch nicht zwingend (§ 59 IRG), sondern ausreichend, 
dass ein Straf- oder Bußgeldverfahren vorliegt. 

Absatz 3 Buchstabe a bis h bestimmt den Mindest- 
umfang der zu leistenden Rechtshilfe. Buchstabe i stellt 
fest, dass darüber hinausgehend Hilfe jeder anderen Art 
nicht ausgeschlossen ist, sofern sie nicht im Wider- 
spruch zum innerstaatlichen Recht des ersuchten Staa- 
tes steht. 

Die Absätze 4 und 5 betreffen Spontanmitteilungen, 
soweit diese nach nationalem Recht zulässig sind. 

Absatz 6 stellt klar, dass Artikel 18 andere vertragliche 
Verpflichtungen im Bereich der Rechthilfe unberührt 
lässt. 

Absatz 7 stellt klar, dass die Absätze 9 bis 29 
nur gelten, sofern die betroffenen Vertragsstaaten nicht 
durch einen Vertrag über Rechtshilfe anderweitig gebun- 
den sind oder, wenn dies der Fall ist, sie statt dessen die 
Anwendung dieser Absätze vereinbaren. Für den Bereich 
der vertraglosen Rechtshilfe entspricht die nationale 
deutsche Rechtslage bereits inhaltlich den Regelungen 
der Absätze 9 bis 29. 
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Absatz 8 schließt den Einwand des „Bankgeheimnis- 
ses“ als Grund, der zur Verweigerung der Rechtshilfe 
berechtigen würde, aus. Nach deutschem Recht steht 
das Bankgeheimnis Maßnahmen im Bereich der interna- 
tionalen Rechtshilfe nicht entgegen. 

In Absatz 9 wird den Vertragsstaaten die Möglichkeit 
eingeräumt, Rechtshilfe nach diesem Artikel bei fehlen- 
der beiderseitiger Strafbarkeit zu verweigern. Gleichzei- 
tig wird festgehalten, dass der ersuchte Vertragsstaat 
auch in Ermangelung des Vorliegens dieser Vorausset- 
zung Rechtshilfe leisten kann, soweit er dies nach eige- 
nem Ermessen für zweckmäßig hält. Mit Ausnahme der 
in § 66 IRG geregelten Maßnahmen bedarf es im Falle der 
Sonstigen Rechtshilfe nach deutschem Recht des Vorlie- 
gens der beiderseitigen Strafbarkeit nicht. 

Die Absätze 10 bis 12 entsprechen sinngemäß Arti- 
kel 13 des Internationalen Übereinkommens zur Be- 
kämpfung terroristischer Bombenanschläge. Die vorüber- 
gehende Überstellung einer Person, die sich im Hoheits- 
gebiet eines Vertragsstaats in Haft befindet, in einen 
anderen Vertragsstaat zum Zwecke einer Identifizierung, 
der Vernehmung oder einer sonstigen Hilfeleistung zur 
Beschaffung von Beweisen für Ermittlungen, Strafverfol- 
gungsmaßnahmen oder Gerichtsverfahren gemäß den 
Straftaten dieses Übereinkommens kann erfolgen, wenn 
die Person nach vorheriger Aufklärung einwilligt und die 
zuständigen Behörden beider Staaten ihre Zustimmung 
erteilen, wobei diese auch an Bedingungen geknüpft 
werden kann. Der Staat, dem die Person überstellt wird, 
hat die Pflicht, die betreffende Person in Haft zu halten, 
sofern der andere Staat nichts anderes verlangt oder 
genehmigt. Auch darf der Staat, dem die Person über- 
stellt wird, den anderen Staat nicht um eine Auslieferung 
zwecks Rücküberstellung in Bezug auf diese Person 
ersuchen. Die Haftzeit, welche in dem Staat verbracht 
wurde, wird von dem Staat, in dem die Person die Strafe 
zu verbüßen hat, angerechnet. In Absatz 12 ist gere- 
gelt, dass die Person von dem Vertragsstaat, in den sie 
überstellt wurde, grundsätzlich nicht wegen Handlungen 
oder Verurteilungen, die vor ihrer Überstellung liegen, 
strafrechtlich verfolgt, in Haft gehalten oder einer ande- 
ren Beschränkung ihrer persönlichen Freiheit unterwor- 
fen werden darf. Sie genießt damit grundsätzlich freies 
Geleit, es sei denn, dass der überstellende Vertragsstaat 
zustimmt. Die Regelung entspricht der deutschen 
Rechtslage (§ 62 IRG). 

Nach Absatz 13 muss jeder Vertragsstaat eine zen- 
trale Behörde zur Entgegennahme von Rechtshilfeersu- 
chen benennen. Da im Bereich der vertraglosen Rechts- 
hilfe regelmäßig der diplomatische Geschäftsweg einge- 
halten werden soll, nach § 74 Abs. 1 IRG im Regelfall das 
Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen mit dem 
Auswärtigen Amt über die Bewilligung von Rechtshilfeer- 
suchen entscheidet und eine zentrale deutsche Justizbe- 
hörde im föderativen System der Bundesrepublik 
Deutschland nicht vorhanden ist, kann nur das Bundes- 
ministerium der Justiz als zentrale Behörde für den 
Bereich der vertraglosen Rechtshilfe benannt werden. 
Soweit im Einzelfall durch bi- oder multilaterale völker- 
rechtliche Übereinkünfte abweichende Geschäftswegre- 
gelungen vorhanden sind, bedarf es, wie aus Absatz 7 
folgt, keiner Benennung einer zentralen Behörde. 

Absatz 14 bestimmt die Anforderungen an Form und 
Sprache eines Rechtshilfeersuchens. Ein in Deutschland 


eingehendes Rechtshilfeersuchen muss in deutscher 
Sprache abgefasst oder ihm muss eine deutsche Über- 
setzung beigefügt sein. 

Die Absätze 14 bis 2 9 enthalten weitere, internatio- 
nal allgemein übliche Regelungen für den Bereich der 
Rechtshilfe. Sie entsprechen im deutschen Recht den 
Möglichkeiten nach dem Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen. Hervorzuheben sind 

- die Möglichkeit der Vernehmung eines Zeugen oder 
Sachverständigen mittels Videokonferenz, soweit eine 
solche Vernehmung mit den wesentlichen Grund- 
sätzen des nationalen Rechts vereinbar ist (Ab- 
satz 1 8); 

- die Zweckbindung der übermittelten Beweismittel für 
das Verfahren, für das sie erbeten wurden (Ab- 
satz 1 9); 

- die Gründe für die Verweigerung oder den Aufschub 
der Rechtshilfe (Absätze 21, 22 und 2 5). Unter 
den Begriff der „wesentlichen Interessen“ in Absatz 21 
Buchstabe b fallen auch Fälle, in denen der ersuchte 
Staat annimmt, eine Person werde nur wegen ihres 
Geschlechts, ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationa- 
lität oder ihrer politischen Anschauung verfolgt oder es 
handele sich bei der Tat um eine politische Tat. Aus 
Absatz 21 Buchstabe d folgt, dass die Rechtshilfe ver- 
weigert werden kann, wenn sie dem Rechtshilferecht 
des ersuchten Staates zuwiderliefe. Dies bedeutet, 
dass auch die Regeln über die vertragslose Rechtshil- 
fe im Gesetz über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen den Regelungen der Absätze 8 bis 29 ver- 
gehen; 

- die Notwendigkeit, „freies Geleit“ zu gewähren (Ab- 
satz 27). 

Die Bundesrepublik Deutschland, die weltweit zahlreiche 
Rechtshilfeübereinkommen ratifiziert hat, ist bestrebt, 
entsprechend Absatz 30 weitere bi- und multilaterale 
Vereinbarungen über die Rechtshilfe, nicht nur im An- 
wendungsbereich dieses Übereinkommens abzuschlie- 
ßen. 


Zu Artikel 19 - Gemeinsame Ermittlungen 

Diese Vorschrift entspringt dem zunehmenden Bewusst- 
sein, dass die grenzüberschreitende Kriminalität in einem 
immer weiter zusammenwachsenden Umfeld nur 
gemeinsam, unter Bündelung des vorhandenen Wissens 
der Strafverfolgungsbehörden wirksam bekämpft wer- 
den kann. Die Möglichkeit, zukünftig gemeinsame Ermitt- 
lungsgruppen zu bilden, kann maßgeblich zu einer Ver- 
besserung der operativen Handlungsspielräume der 
Strafverfolgungsbehörden beitragen. Rechtliche Grund- 
lage der Einsetzung der Ermittlungsgruppen sollen dabei 
bi- oder multilaterale Übereinkünfte (z. B. Artikel 13 
EuRHÜ) oder aber Vereinbarungen von Fall zu Fall sein. 
Die Souveränität des Vertragsstaats, auf dessen Hoheits- 
gebiet die Ermittlungen stattfinden, darf dabei nicht 
angetastet werden. Nach deutschem Recht sind gemein- 
same Ermittlungen bereits heute möglich; ein Umset- 
zungsbedarf besteht nicht. 
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Zu Artikel 20 - Besondere Ermittlungsmethoden 

In Absatz 1 wird zunächst festgehalten, dass jeder 
Vertragsstaat im Rahmen seiner Möglichkeiten und unter 
den Bedingungen seines nationalen Rechts die erforder- 
lichen Maßnahmen zu treffen hat, um eine angemessene 
Anwendung der kontrollierten Lieferung und - dies wird 
in das Ermessen des Vertragsstaats gestellt - anderer 
besonderer Ermittlungsmethoden zu gewährleisten. Bei 
der kontrollierten Lieferung handelt es sich um eine 
bewährte Maßnahme der Zusammenarbeit mehrerer 
Staaten bei der Ermittlung insbesondere im Bereich des 
illegalen Betäubungsmittelhandels. Eine Begriffsbestim- 
mung im Einzelnen enthält Artikel 2 Buchstabe i. Der 
Begriff ist in Übereinstimmung mit den internationalen 
Standards in der Kriminalitätsbekämpfung und dem 
innerstaatlichen Recht der Vertragsstaaten auszulegen. 
Zu den anderen besonderen Ermittlungsmethoden wer- 
den als Beispiele die elektronische oder andere Formen 
der Überwachung und verdeckte Ermittlungen aufge- 
zählt. 

Gemäß Absatz 2 der Vorschrift wird angeregt, sofern 
dies erforderlich ist, geeignete zwei- oder mehrseitige 
Übereinkünfte für die Anwendung dieser besonderen 
Ermittlungsmethoden abzuschließen. Daneben soll auch 
die Möglichkeit gegeben sein, von Fall zu Fall die Anwen- 
dung dieser besonderen Ermittlungsmethoden zu verein- 
baren. Nach deutschem Recht sind die in diesem Artikel 
angesprochenen Maßnahmen bereits heute möglich; ein 
Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Zu Artikel 21 - Übertragung von Strafverfahren 

Nach dieser Bestimmung sollen die Vertragsstaaten die 
Übertragung von Strafverfahren auf andere Vertragsstaa- 
ten prüfen, sofern dies dem Interesse einer geordneten 
Rechtspflege entspricht. Damit sollen insbesondere die 
Fälle erfasst werden, in denen mehrere Gerichtsbarkeiten 
betroffen sind und in denen eine Bündelung von Strafver- 
fahren sinnvoll erscheint. Nach deutschem Recht ist die 
Übertragung von Strafverfahren bereits heute möglich; 
ein Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Zu Artikel 22 - Feststellung von Vorstrafen 

Hiernach können die Vertragsstaaten die gesetzgeberi- 
schen und andere Maßnahmen treffen, die es ihnen 
ermöglichen, frühere rechtskräftige Verurteilungen einer 
verdächtigen Person in einem anderen Staat in einem 
eigenen Strafverfahren gegen diese Person im Zusam- 
menhang mit einer Straftat nach diesem Übereinkommen 
zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung früherer 
rechtskräftiger Verurteilungen ist nach deutschem Recht 
möglich. 

Zu Artikel 23 - Kriminalisierung der Behinderung der 
Justiz 

Nach Artikel 23 sind die Vertragsstaaten verpflichtet, die 
„Behinderung der Justiz“ unter Strafe zu stellen. Einer- 
seits sollen Zeugen, Sachverständige oder Beschuldigte 
von unzulässiger Beeinflussung, andererseits Justiz- 
oder Polizeibeamte bei der Ausübung ihrer Dienstpflich- 
ten geschützt werden. Der Begriff des Justizbeamten 
erfasst nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift den 
Richter. 


Das in Artikel 23 des Übereinkommens dargestellte Ver- 
halten ist im deutschen Recht mit Strafe bewehrt. Aus- 
drücklich hervorgehoben seien in diesem Zusammen- 
hang die §§ 1 59,1 60, 223 ff., 240, 241 , 258, 334 und 343 
StGB (versuchte Anstiftung zur Falschaussage, Verlei- 
tung zur Falschaussage, Körperverletzung, Nötigung, 
Bedrohung, Strafvereitelung, Bestechung und Aussage- 
erpressung). 

Zu Artikel 24 - Zeugenschutz 

Nach Absatz 1 sind geeignete Maßnahmen zu treffen, 
Zeugen in Strafverfahren über Straftaten dieses Überein- 
kommens zu schützen. In Absatz 2 werden aus- 
drücklich Maßnahmen zum physischen Schutz der Zeu- 
gen und Maßnahmen verfahrensrechtlicher Art genannt. 
Nach deutschem Recht ist der geforderte Zeugenschutz 
umfassend bereits heute gewährleistet; ein Umsetzungs- 
bedarf besteht nicht. 

Zu Artikel 25 - Hilfe und Schutz für Opfer 

Nach Absatz 1 hat jeder Vertragsstaat nach seinem 
Recht den Opfern von Straftaten im Sinne dieses Über- 
einkommens Hilfe und Schutz zu gewähren. Absatz 2 
verpflichtet die Vertragsstaaten, geeignete Verfahren zur 
Opferentschädigung und Rückerstattung zu schaffen. 
Nach Absatz 3 soll ein Opfer nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts in einem Strafverfahren beteiligt 
und ihm insbesondere auch rechtliches Gehör gewährt 
werden, wobei die Rechte der Verteidigung aber nicht 
beeinträchtigt werden dürfen. Nach deutschem Recht ist 
der geforderte Opferschutz umfassend bereits heute ge- 
währleistet; ein Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Zu Artikel 26 - Maßnahmen zur Verstärkung der 
Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden 

Nach Artikel 26 sollen Straftäter aus dem Bereich der 
grenzüberschreitenden organisierten Kriminalität ermu- 
tigt werden, vertrauensvoll mit den Strafverfolgungsbe- 
hörden zusammenzuarbeiten. Die Vertragsstaaten wer- 
den aufgefordert, geeignete Maßnahmen zu treffen. 
Beteiligte an organisierten kriminellen Gruppen sollen zu 
einer Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
bewegt werden, um die Gruppe zu identifizieren oder ihre 
finanziellen Erträge aus Straftaten einziehen zu können. 
Dabei soll auch die Möglichkeit einer Strafmilderung oder 
Verzicht auf eine Strafverfolgung in Erwägung gezogen 
werden. Gemäß Absatz 5 soll eine solche Erwägung 
auch für den Fall des Aufenthalts der in dieser Vorschrift 
erfassten Person in einem anderen Vertragsstaat ange- 
stellt werden. Nach deutschem Recht sind die angespro- 
chenen Maßnahmen umfassend bereits heute gewähr- 
leistet; ein Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

Zu Artikel 27 - Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung 

Absatz 1 betont noch einmal, dass die Vertragsstaa- 
ten im Einklang mit ihrer jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts- und Verwaltungsordnung eng Zusammenarbei- 
ten, um die Effektivität der Strafrechtspflege zur 
Bekämpfung der Straftaten nach diesem Übereinkom- 
men zu stärken. Die Einschränkung „im Einklang mit ..." 
gibt ihnen dabei eine gewisse Flexibilität im Hinblick auf 
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Art und Ausmaß der Zusammenarbeit. Die Zusammenar- 
beit kann in den Fällen verweigert werden, in denen eine 
solche in Widerspruch zu den nationalen Gesetzen oder 
der nationalen Verwaltungspraxis steht. 

Es werden Maßnahmen aufgelistet, die für die Strafver- 
folgung zur Bekämpfung der Straftaten nach diesem 
Übereinkommen als wirksam angesehen werden und die 
von den Vertragsstaaten zu treffen sind. Hierbei handelt 
es sich zum einen um die Verwirklichung eines effektiven 
Nachrichtenaustauschs zwischen seinen eigenen zu- 
ständigen Behörden und nach Ermessen auch mit aus- 
ländischen Stellen, aber auch um Maßnahmen zur Ver- 
wirklichung der Zusammenarbeit mit anderen Vertrags- 
staaten bei der Ermittlung zu einzelnen Fragen in Bezug 
auf Straftaten nach diesem Übereinkommen. 

Als Rechtsgrundlage der angesprochenen zwischen- 
staatlichen Zusammenarbeit kommen für die Bundesre- 
publik Deutschland vor allem die jeweils anwendbaren 
Bestimmungen zur internationalen Rechtshilfe in Strafsa- 
chen in Betracht. Ein Umsetzungsbedarf besteht nicht. 

In Absatz 2 werden die Vertragsstaaten ermutigt, 
zwei- oder mehrseitige Übereinkünfte über eine unmittel- 
bare Zusammenarbeit zwischen ihren Strafverfolgungs- 
behörden zu vereinbaren bzw. bestehende Übereinkünf- 
te anzupassen. Der angesprochene unmittelbare 
Geschäftsweg ist bereits heute in verschiedenen für die 
Bundesrepublik Deutschland gültigen bi- und multilate- 
ralen Verträgen, wie zum Beispiel dem Schengener 
Durchführungsübereinkommen, enthalten. 

Der in Absatz 3 geforderte Einsatz moderner Technolo- 
gien bei der Kriminalitätsbekämpfung ist in Deutschland 
verwirklicht. 

Zu Artikel 28 - Sammlung, Austausch und Analyse 
von Informationen über das Wesen der organisierten 
Kriminalität 

Diese Vorschrift stellt in das Ermessen der Vertragsstaa- 
ten, inwieweit sie den Bereich der organisierten Krimina- 
lität in ihrem Hoheitsgebiet mit der wissenschaftlichen 
und akademischen Fachwelt analysieren, ihre dahinge- 
henden Erkenntnisse international austauschen und ihre 
politischen Konzepte und konkreten Maßnahmen zur 
Bekämpfung überwachen und im Hinblick auf ihre Wirk- 
samkeit überprüfen. 

Der Bereich der organisierten Kriminalität wird in 
Deutschland auf verschiedenen Ebenen und in verschie- 
denen Gremien auch wissenschaftlich analysiert. Zu 
erwähnen ist hier beispielsweise die Arbeit des Max- 
Planck-Instituts, aber auch die jährlichen Berichte zur 
organisierten Kriminalität unter Federführung des Bun- 
desministeriums des Innern. Ein Informationsaustausch 
hierüber mit anderen Staaten findet in den unterschied- 
lichsten internationalen Gremien, wie zum Beispiel im 
Rahmen des Europarats, aber auch bilateral regelmäßig 
statt. 

Zu den in Absatz 2 genannten Organisationen zählen 
auch Interpol, Europol und Eurojust. 

Zu Artikel 29 - Ausbildung und technische Hilfe 

Soweit dies erforderlich ist, werden die Vertragsstaaten 
aufgerufen, besondere Ausbildungsprogramme für das 
Personal ihrer Strafverfolgungsbehörden und für sonsti- 


ges Personal, das zur Bekämpfung und Verhütung der 
von diesem Übereinkommen erfassten Straftaten einge- 
setzt wird, zu verbessern oder aufzubauen. Hierbei soll 
auch eine Zusammenarbeit der Vertragsstaaten unterei- 
nander mit dem Ziel des Austauschs von Fachkenntnis- 
sen stattfinden. Ausbildung und technische Hilfe sollen 
durch die Vertragsstaaten gefördert werden, damit Aus- 
lieferung und Rechtshilfe erleichtert werden. 


Zu Artikel 30 - Sonstige Maßnahmen: Anwendung 
des Übereinkommens durch wirtschaftliche Entwick- 
lung und technische Hilfe 

Diese Vorschrift befasst sich in erster Linie mit dem Ver- 
hältnis der entwickelten Länder zu den Entwicklungslän- 
dern. Dabei ist vorgesehen, dass sich die Vertragsstaa- 
ten in Abstimmung untereinander sowie in Abstimmung 
mit internationalen und regionalen Organisationen 
„bemühen“, die Entwicklungsländer bei ihrer Fähigkeit zu 
unterstützen, die grenzüberschreitende organisierte Kri- 
minalität zu verhüten und zu bekämpfen. Dies soll durch 
finanzielle und materielle, aber auch durch technische 
Hilfe erfolgen. Ausdrücklich eingeschlossen als poten- 
zielle Empfänger der letztgenannten Art von Hilfe werden 
in Artikel 30 Abs. 2 Buchstabe c auch die Länder im 
wirtschaftlichen Übergang, also die Länder, die den 
Wechsel von der Plan- zur Marktwirtschaft vollziehen. Es 
ist vorgesehen, hierzu ein Konto der Vereinten Nationen 
einzurichten, auf das die Vertragsstaaten einzahlen und 
das dazu dient, die Gelder für die zuvor erwähnte Hilfe 
bereitzustellen. Absatz 3 bestimmt, dass die in dieser 
Vorschrift vorgesehenen Maßnahmen möglichst ohne 
Einfluss auf bereits bestehende Zusagen auf dem Gebiet 
der Auslands- und Entwicklungshilfe erfolgen sollen. Arti- 
kel 30 enthält jedoch letztlich keine verbindliche rechtli- 
che Regelung, konkrete in der Höhe bezifferbare Leistun- 
gen zu erbringen. Mögliche künftige Leistungen sind im 
Haushaltsverfahren zu behandeln. 


Zu Artikei 31 - Verhütung 

Artikel 31 fordert auf, zur Verhütung der organisierten Kri- 
minalität Projekte zu entwickeln und die besten Praktiken 
und politischen Konzepte auszuarbeiten und zu fördern. 
Sie sollen sich bemühen zu verhindern, dass organisierte 
kriminelle Gruppen mit ihren unrechtmäßig erworbenen 
Erträgen an rechtmäßigen Märkten teilnehmen. Hierzu 
sind geeignete Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder 
sonstige Maßnahmen zu ergreifen, welche unter ande- 
rem die Zusammenarbeit zwischen den Strafverfol- 
gungsbehörden und den in Betracht kommenden priva- 
ten Rechtsträgern fördern. Außerdem sollen Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Integrität betroffener öffentlicher 
und privater Rechtsträger zu schützen. Öffentliche Aus- 
schreibungsverfahren, Subventionen und Lizenzen sollen 
vor einem Missbrauch durch organisierte kriminelle 
Gruppen geschützt werden. Entsprechendes gilt für 
einen Missbrauch juristischer Personen durch organisier- 
te kriminelle Gruppen. In Deutschland gibt es bereits ver- 
schiedene gesetzgeberische und andere Maßnahmen, 
die der in dieser Vorschrift geforderten Verhütung den 
Weg bereiten. Beispielhaft seien die Tätigkeit der Bun- 
desanstalt für Finanzdienstleistungen im Bereich der 
Banken-, Wertpapier- und Versicherungsaufsicht, die 
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Identifizierungspflichten der Banken und Finanzinstitutio- 
nen aber auch anderer Berufszweige, die nicht zum 
Finanzsektor gehören, nach dem Geldwäschegesetz und 
die Tätigkeiten der beim Bundeskriminalamt angesiedel- 
ten Financial Intelligence Unit erwähnt. Im Hinblick auf 
die Korruption von Amtsträgern wird auf die bereits oben 
zu Artikel 9 genannten Bestimmungen des Bundesbeam- 
tengesetzes und des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
hingewiesen. Die Verhütung des Missbrauchs juristischer 
Personen durch organisierte kriminelle Gruppen wird in 
Deutschland nicht nur durch verschiedene Kontrollme- 
chanismen hinsichtlich des letztlich wirtschaftlich Be- 
rechtigten von Gesellschaften sichergestellt, sondern 
auch durch weitere Registrierungen von Gesellschaften, 
beispielsweise im Handelsregister, oder der Verpflich- 
tung zur Offenlegung der Identität der Anteilseigner bei 
der Erreichung eines gewissen Schwellenwertes von 
Anteilen nach dem Wertpapiergesetz. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Bundeskriminal- 
amt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen gemäß 
Absatz 6 dieser Vorschrift als Behörde zu bezeichnen, die 
anderen Vertragsstaaten bei der Ausarbeitung von Maß- 
nahmen zur Verhütung der grenzüberschreitenden orga- 
nisierten Kriminalität behilflich sein kann. 

Zu Artikel 32 - Konferenz der Vertragsparteien des 
Übereinkommens 

In Artikel 32 Abs . 1 wird eine Konferenz der Vertrags- 
parteien des Übereinkommens eingerichtet. Ziel dieser 
Konferenz ist es, es den Vertragsstaaten zu ermöglichen, 
grenzüberschreitende internationale Kriminalität besser 
zu bekämpfen und die Anwendung dieses Übereinkom- 
mens zu evaluieren. Ein erstes Zusammentreffen dieser 
Konferenz ist für das Jahr 2004 ins Auge gefasst worden. 
Zur Erreichung ihrer Ziele soll die Konferenz Mechanis- 
men beschließen, welche teilweise in Absatz 3 vorge- 
geben sind. 

Die Konferenz verschafft sich das erforderliche Wissen 
über die Anwendung des Übereinkommens in den einzel- 
nen Vertragsstaaten und die dabei aufgetretenen 
Schwierigkeiten. Sie stützt sich hierbei einerseits auf die 
Informationen aus den Vertragsstaaten selbst, kann 
jedoch andererseits auch zusätzliche, nicht näher be- 
stimmte Überprüfungsmechanismen anwenden. 

Zu Artikel 33 - Sekretariat 

Das Sekretariat der Konferenz der Vertragsparteien wird 
durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen aus- 
gestattet. In Absatz 2 werden die Aufgaben des Se- 
kretariats der Konferenz der Vertragsparteien näher 
beschrieben. 


Zu Artikel 34 - Anwendung des Übereinkommens 

Absatz 1 betont, dass jeder Vertragsstaat im Einklang 
mit den wesentlichen Grundsätzen seines innerstaatli- 
chen Rechts die erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen aus diesem Übereinkommen zu 
leisten hat. In Absatz 2 ist hervorgehoben, dass die in 
den Artikeln 5, 6, 8 und 23 bezeichneten Straftaten in 
dem nationalen Recht eines jeden Vertragsstaats vorzu- 
sehen sind, unabhängig von der grenzüberschreitenden 
Natur oder der Mitwirkung der organisierten kriminellen 
Gruppe nach Artikel 3 Abs. 1 . Gemäß Absatz 3 kann 
jede Vertragspartei auch strengere oder schärfere Maß- 
nahmen treffen als in diesem Übereinkommen vorgese- 
hen sind. 


Zu Artikel 35 - Beilegung von Streitigkeiten 

Die Vertragsstaaten sollen gemäß Absatz 1 dieser 
Vorschrift Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Übereinkommens auf dem Verhandlungs- 
wege lösen. Absatz 2 entspricht Artikel 20 Abs. 1 des 
Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung terro- 
ristischer Bombenanschläge. In dieser Vorschrift ist ein 
Schiedsverfahren vorgesehen für den Fall, dass zwei 
oder mehr Vertragsstaaten ihren Streit über die Ausle- 
gung oder Anwendung dieses Übereinkommens nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist durch Verhandlung 
beilegen können. Für den Fall, dass sich die Parteien 
nicht binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu 
dem das Schiedsverfahren verlangt worden ist, über 
seine Ausgestaltung einigen können, kann jede der Par- 
teien die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof vor- 
legen. 

Zu Artikel 36 bis 41 - Allgemeine Schlussbestimmun- 
gen 

Hierin enthalten sind allgemeine Schlussbestimmungen 
zu dem Übereinkommen von überwiegend formeller 
Natur, wie zum Beispiel zur Dauer der Auslegung zur 
Unterzeichnung, zum Zeitpunkt des Inkrafttretens, zu 
einer Änderung des Übereinkommens, zur Kündigungs- 
möglichkeit sowie zu den verbindlichen Sprachfassun- 
gen. 

In Artikel 37, welcher die Überschrift „Verhältnis zu Proto- 
kollen“ trägt, wird festgeschrieben, dass das Überein- 
kommen durch ein oder mehrere Protokolle ergänzt wer- 
den kann. Um Vertragspartei eines Protokolls zu werden, 
muss man Vertragspartei des Übereinkommens sein. 
Eine Auslegung der Protokolle zu diesem Übereinkom- 
men hat unter Berücksichtigung des Mutterübereinkom- 
mens zu erfolgen. Derzeit gibt es drei Zusatzprotokolle zu 
dem Übereinkommen. 
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Denkschrift zum Zusatzprotokoll 

zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, 
insbesondere des Frauen- und Kinderhandels 


A. Allgemeines 

I. Entstehungsgeschichte 

Schon die Vorläuferorganisationen der Vereinten Natio- 
nen haben seit 1904 Menschenhandel in mehreren völ- 
kerrechtlichen Dokumenten als Verbrechen bezeichnet, 
das nur in internationaler Zusammenarbeit bekämpft 
werden kann. Dem Internationalen Abkommen vom 
18. Mai 1904 über Verwaltungsmaßregeln zur Gewäh- 
rung wirksamen Schutzes gegen den Mädchenhandel 
(RGBl. 1905 S. 695, 705, 708), das durch ein Änderungs- 
protokoll der Vereinten Nationen vom 4. Mai 1949 (BGBl. 
1972 II S. 1074) ergänzt wurde, folgten das Internationa- 
le Übereinkommen zur Bekämpfung des Mädchenhan- 
dels vom 4. Mai 1910 (RGBl. 1928 II S. 314), für das das 
oben genannte Änderungsprotokoll ebenfalls gilt, die 
Internationale Übereinkunft vom 30. September 1921 zur 
Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels (RGBl. 
1924 II S. 180, 202) mit einem Zusatzprotokoll der Verein- 
ten Nationen vom 12. November 1947 (BGBl. 1972 II 
S. 1074, 1081) und das Übereinkommen vom 11. Okto- 
ber 1933 zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen 
Frauen (BGBl. 1972 II S. 1478), auf das sich das Protokoll 
von 1947 ebenfalls bezieht. 

Bereits 1937 unternahm der Völkerbund den Versuch, ein 
weiteres Übereinkommen auszuhandeln, mit dem alle 
vorhergehenden Instrumente in einem Übereinkommen 
gebündelt werden sollten. Dieses Vorhaben konnte 
jedoch bedingt durch den Zweiten Weltkrieg und die Auf- 
lösung des Völkerbundes nicht zum Abschluss gebracht 
werden. 

Schon kurz nach ihrer Gründung im Jahre 1945 griffen 
die Vereinten Nationen das Thema Menschenhandel auf 
und einigten sich auf die oben erwähnten Zusatzproto- 
kolle zu den Übereinkommen. 1949 verabschiedete die 
Generalversammlung ein „Übereinkommen zur Unter- 
drückung des Menschenhandels und der Ausbeutung 
der Prostitution anderer“, das die Wiederaufnahme des 
erwähnten Dokuments von 1937 darstellt, dessen Fertig- 
stellung durch den Zweiten Weltkrieg verhindert wurde. 
Diese Konvention blieb aber umstritten und ist von der 
Bundesrepublik Deutschland nicht gezeichnet bzw. ratifi- 
ziert worden. 

II. Verhältnis zu anderen Übereinkommen 

Das hier vorliegende Protokoll greift das Thema Men- 
schenhandel angesichts der immer größer werdenden 
Mobilität der Menschen und der zunehmenden Vernet- 
zung der Welt unter neuen Voraussetzungen auf und 
stellt zum ersten Mal in der Geschichte der Vereinten 
Nationen und ihrer Vorläufer eine klare Verbindung zwi- 
schen organisierter Kriminalität und Menschenhandel 
her. Das Protokoll ergänzt das Übereinkommen zur 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden organisierten 
Kriminalität und bezieht sich auf spezifische Maßnahmen 
gegen den Menschenhandel. Ein weiteres Zusatzproto- 
koll regelt die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
Schleusung von Migranten. Übergreifende Fragen, wie 
z. B. die Feststellung einer „Schweren Straftat“ oder 


grundsätzliche Maßnahmen des Zeugen- und Opfer- 
schutzes sind im Übereinkommen geregelt, so dass sich 
die Zusatzprotokolle auf tatspezifische Aspekte be- 
schränken. 

Das hier vorliegende Zusatzprotokoll unterscheidet sich 
von seinen oben angeführten Vorläufern insbesondere 
durch die Erweiterung des Begriffs „Menschenhandel“. 
Die neue Definition des Menschenhandels löst die 
Beschränkung auf die Ausbeutung zur Prostitution auf 
und verpflichtet die Mitgliedstaaten, Handel mit Men- 
schen in alle Formen der Ausbeutung unter Strafe zu 
stellen. Es ist gelungen, einen breiten Konsens zu dieser 
Definition zu erzielen. Das zeigt sich auch daran, dass 
bereits in der ersten Woche 81 Staaten das Protokoll 
gezeichnet haben; damit hatte das Protokoll bereits sie- 
ben Tage nach der Auslegung einen breiteren Zeichner- 
kreis, als die Konvention von 1949 insgesamt Mitglied- 
staaten besitzt. 

III. Bedeutung 

Die besondere Bedeutung dieses Protokolls liegt darin, 
dass ein weltweit gültiger Begriff für Menschenhandel 
festgeschrieben wurde, der die Vertragsstaaten ver- 
pflichtet, alle Formen des Handels mit Menschen zum 
Zwecke der Ausbeutung unter Strafe zu stellen und zu 
verfolgen. Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten geregelt und gestärkt. Das Übereinkom- 
men gegen die organisierte Kriminalität stellt durch zwei 
getrennte einschlägige Zusatzprotokolle klar, dass Men- 
schenhandel und Schleusung zwei unterschiedliche Tat- 
bestände sind, die auch unterschiedliche Bekämpfungs- 
strategien erforderlich machen. 

Die Regelungen des Zusatzprotokolls, das auch nach der 
Ratifizierung nur Pflichten der Vertragsparteien enthält, 
sind bereits heute umfassend im nationalen deutschen 
Recht verwirklicht, so dass bei Ratifizierung keine Ände- 
rungen des deutschen Rechts, insbesondere des Straf- 
rechts, erforderlich sind. Das Zusatzprotokoll enthält 
keine Ermächtigungsgrundlage zum Eingriff gegen ein- 
zelne Bürger. 


B. Besonderes 

Zu den Bestimmungen des Zusatzprotokolls im Einzel- 
nen: 

Zu der Präambel 

Die Präambel stellt das Protokoll in den historischen und 
sachlichen Kontext der Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Menschenhandels und legt die Erkenntnis der Ver- 
tragsstaaten dar, dass das Verbrechen Menschenhandel 
nur in grenzüberschreitender Zusammenarbeit gelöst 
werden kann. Ferner wird festgestellt, dass die in der ers- 
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts verhandelten internatio- 
nalen Übereinkünfte nicht alle Aspekte des Menschen- 
handels erfassen. Neuere frauenrechtliche Dokumente 
der Vereinten Nationen, wie z. B. das Übereinkommen 
vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung jeder Form von 
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Diskriminierung der Frau oder die Aktionsplattform der 
Vierten Weltfrauenkonferenz in Peking von 1995 greifen 
das Thema zwar auf, beschäftigen sich aber nur mit Teil- 
aspekten des Verbrechens. Daher fehlte eine allgemein 
gültige, auf die Erfordernisse des 21. Jahrhunderts aus- 
gerichtete Übereinkunft, die nun mit diesem Protokoll 
ausgehandelt wurde. 

Darüber hinaus bekräftigen die Vertragsstaaten in der 
Präambel, dass zur Bekämpfung dieses Verbrechens 
eine Ergänzung des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität um dieses Zusatzprotokoll erforderlich ist, 
um den spezifischen Herausforderungen des Menschen- 
handels begegnen und der Schwere der Straftat Rech- 
nung tragen zu können. 


I. Allgemeine Bestimmungen 

Zu Artikel 1 - Verhältnis zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität 

Die Bestimmungen in den Absätzen 1 und 2 über 
das Verhältnis des Protokolls zu dem Übereinkommen 
sind das Pendant zu Artikel 37 Abs. 1 und 3 des Überein- 
kommens. Für die Vertragsparteien des Protokolls gelten 
Protokoll und Übereinkommen als einheitliches Ganzes. 
Absatz 3 stellt klar, dass die in Artikel 5 des Protokolls 
genannten Straftaten solche im Sinne des Artikels 5 des 
Übereinkommens sind, so dass die allgemeinen Maß- 
nahmen der Zusammenarbeit bei der Verhütung und Ver- 
folgung von Straftaten der organisierten Kriminalität, die 
das Übereinkommen vorsieht, auch auf erstere anwend- 
bar sind. Ein Staat kann nach Artikel 37 Abs. 2 des Über- 
einkommens gegen die grenzüberschreitende organisier- 
te Kriminalität nur Mitglied des Protokolls werden, wenn 
er auch Mitglied des Übereinkommens ist. 

Zu Artikel 2 - Zweck 

Artikel 2 benennt die drei Stoßrichtungen des Protokolls: 

a) die Prävention und Bekämpfung des Menschenhan- 
dels, 

b) Schutz und Unterstützung für die Opfer und 

c) Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten zur Erreichung der unter a) und b) ge- 
nannten Ziele. 

Mit der Zielsetzung Opferschutz verfolgt das Protokoll 
über die Regelung der polizeilichen und justitiellen 
Zusammenarbeit zur Verbrechensbekämpfung und -Ver- 
hütung hinaus die Gewährleistung und den Schutz von 
Menschenrechten. Es grenzt sich dadurch auch vom 
Protokoll gegen die Schleusung von Migranten auf dem 
Land-, See- und Luftweg ab, das den Opferschutz nicht 
in der Zweckbestimmung führt. 

Zu Artikel 3 - Begriffsbestimmungen 

Artikel 3 Buchstabe a verdeutlicht, dass Menschenhan- 
del als ein komplexes Phänomen mit vielfältigen Erschei- 
nungsformen zu verstehen ist. 

Menschenhandel bedeutet die Anwerbung, Beförderung, 
Verbringung, Beherbergung oder den Empfang von Per- 
sonen 


- durch Androhung oder Anwendung von Gewalt oder 
anderen Formen der Nötigung, 

- durch Entführung, Betrug, Täuschung, Missbrauch 
von Macht oder Ausnutzung besonderer Hilflosigkeit 
oder 

- durch Gewährung oder Entgegennahme von Zahlun- 
gen oder Vorteilen, um das Einverständnis einer Per- 
son zu erlangen, die Gewalt über eine andere Person 
hat, 

zum Zweck der Ausbeutung. Ausbeutung umfasst min- 
destens die Ausnutzung der Prostitution anderer oder 
andere Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit 
oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder sklavereiähn- 
liche Praktiken, Leibeigenschaft oder Entnahme von Kör- 
perorganen. 

Artikel 3 Buchstabe b regelt, dass eine Zustimmung des 
Opfers zu der unter Buchstabe a benannten Ausbeutung 
unwirksam ist, wenn die aufgeführten Mittel angewendet 
wurden. 

Artikel 3 Buchstabe c trifft eine besondere Regelung für 
Kinder. Hier reichen die Handlungen der Anwerbung, 
Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder der Emp- 
fang eines Kindes zu Ausbeutungszwecken aus, um als 
Menschenhandel erfasst zu werden. Die unter Buchsta- 
be a genannten Mittel müssen anders als bei Erwachse- 
nen nicht vorliegen. 

Artikel 3 Buchstabe d definiert als Kind in Übereinstim- 
mung mit der Kinderrechtskonvention der Vereinten 
Nationen jede Person unter 18 Jahren. 

Zu Artikel 4 - Geltungsbereich 

Artikel 4 stellt klar, dass die Bestimmungen des Proto- 
kolls auf die Verhinderung, Untersuchung und Strafver- 
folgung sowie den Schutz der Opfer von Menschenhan- 
delsdelikten Anwendung finden. Voraussetzung ist aller- 
dings, dass eine organisierte kriminelle Gruppe gemäß 
Artikel 2 Buchstabe a des Übereinkommens an den 
Straftaten mitgewirkt hat und die Straftaten grenzüber- 
schreitender Natur sind, wie in Artikel 3 Abs. 2 des Über- 
einkommens geregelt. 

Zu Artikel 5 - Kriminalisierung 

Artikel 5 Abs. 1 verpflichtet jeden Vertragsstaat, die in 
Artikel 3 genannten Handlungen, wenn sie vorsätzlich 
begangen werden, unter Strafe zu stellen. 

Dieser Pönalisierungsverpflichtung trägt das geltende 
Recht bereits hinreichend Rechnung. Hinsichtlich des 
Menschenhandels zwecks sexueller Ausbeutung ist im 
Strafgesetzbuch (StGB) insbesondere auf die §§ 180b, 
181 (Menschenhandel, schwerer Menschenhandel), 
außerdem auf die §§ 180a (Förderung der Prostitution) 
und 181a (Zuhälterei) hinzuweisen. Dabei berücksichti- 
gen § 1 80b Abs. 1 Satz 2 und § 1 81 Abs. 1 Nr. 2 StGB die 
besondere Erscheinungsform des Heiratshandels. Hin- 
sichtlich des Menschenhandels zwecks Ausbeutung der 
Arbeitskraft sind für den Bereich des StGB in erster Linie 
§ 234 (Menschenraub), aber auch die allgemeinen Straf- 
vorschriften z. B. gegen Freiheitsberaubung (§ 239) und 
Nötigung (§ 240), für den Bereich des Nebenstrafrechts 
die §§ 406 und 407 des Sozialgesetzbuches III sowie die 
§§ 15 und 15a des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
zu nennen. Das besondere Schutzbedürfnis von Kindern 



Drucksache 15/5150 


- 88 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


und Jugendlichen wird darüber hinaus in § 235 StGB 
(Entziehung Minderjähriger) und § 236 StGB (Kinderhan- 
del), außerdem in den Straf- und Bußgeldvorschriften der 
§§ 58 und 59 des Jugendarbeitsschutzgesetzes berück- 
sichtigt. 

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
haben im Mai 2004 einen Gesetzentwurf in den Bundes- 
tag eingebracht (Bundestags-Drucksache 15/3045), mit 
dem die oben genannten Vorschriften fortentwickelt wer- 
den sollen, um dem besonderen Unrechtsgehalt der ver- 
schiedenen Erscheinungsformen des Menschenhandels 
im Sinne des Zusatzprotokolls und weiterer internationa- 
len Regelungswerke noch besser Rechnung tragen zu 
können. 


II. Schutz der Opfer des Menschenhandels 

Zu Artikel 6 - Hilfe und Schutz für die Opfer des Men- 
schenhandels 

Die Bestimmungen dieses Artikels ergänzen die Rege- 
lungen des Übereinkommens nach Artikel 24 (Zeugen- 
schutz) und Artikel 25 (Hilfe und Schutz für Opfer). 

Nach Artikel 6 Abs . 1 werden die Vertragsstaaten auf- 
gefordert, zum Schutz der Privatsphäre und der Identität 
der Opfer die Gerichtsverfahren in geeigneten Fällen 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit durchzuführen, 
soweit dies nach innerstaatlichem Recht möglich ist. 

Das strafgerichtliche Verfahren ist gemäß § 169 Gerichts- 
verfassungsgesetz (GVG) grundsätzlich öffentlich. Der 
Grundsatz der Öffentlichkeit ist eine grundlegende Ein- 
richtung des Rechtsstaats und Prozessmaxime für die 
Hauptverhandlung, der jedoch unter bestimmten engen 
Voraussetzungen u. a. folgende Einschränkungen erfah- 
ren hat: 

- § 171b Abs. 1 GVG sieht die Möglichkeit des Aus- 
schlusses der Öffentlichkeit vor, wenn und soweit 
Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich eines 
Prozessbeteiligten, Zeugen oder durch eine rechtswid- 
rige Tat Verletzten zur Sprache kommen. Damit wird 
dem Schutz der Privatsphäre Rechnung getragen. 

- Gemäß § 1 72 Abs. 1 a GVG kann die Öffentlichkeit aus- 
geschlossen werden, wenn eine Gefährdung des 
Lebens, des Leibes oder der Freiheit eines Zeugen 
oder einer anderen Person zu besorgen ist. Damit wird 
dem Schutzbedürfnis dieser Person Rechnung getra- 
gen. 

Durch diese Regelungen wird ausreichend sichergestellt, 
dass das Gericht bei Vorliegen der entsprechenden 
Voraussetzungen auch bei Gerichtsverhandlungen, in 
denen es um Menschenhandel geht, die Öffentlichkeit 
ausschließen kann. 

Nach Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe a soll jeder Vertrags- 
staat sicherstellen, dass Opfer in geeigneten Fällen Infor- 
mationen zu maßgeblichen Gerichts- und Verwaltungs- 
verfahren erhalten. 

Bereits nach geltendem Recht ist es den Opfern von 
Menschenhandel möglich, Informationen über das straf- 
rechtliche Gerichtsverfahren zu erlangen: 

- Zum einen sind Opfer von Menschenhandelsdelikten 
nach § 395 Abs. 1 Nr. 1a Strafprozessordnung (StPO) 
i. V. m. §§ 180b, 181 StGB nebenklageberechtigt. Mit 


erfolgtem Anschluss stehen dem Nebenkläger be- 
stimmte Rechte, u. a. das Recht zur Anwesenheit wäh- 
rend der gesamten Hauptverhandlung zu (§ 397 StPO). 
Mit dem Opferrechtsreformgesetz vom 24. Juni 2004 
(BGBl. I S. 1354), das am 1. September 2004 in Kraft 
getreten ist, hat auch der Nebenklageberechtigte, der 
seinen Anschluss (noch) nicht erklärt hat, dieses An- 
wesenheitsrecht. 

- Nach § 406d StPO ist der verletzten Person der Aus- 
gang des gerichtlichen Verfahrens mitzuteilen, soweit 
es sie betrifft. Weiterhin steht ihr das Recht zu, dass 
ein Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin für sie 
nach § 406e StPO Akteneinsicht nimmt. Mit dem be- 
reits genannten Opferrechtsreformgesetz hat die ver- 
letzte Person auch Anspruch auf Mitteilungen über 
eine Einstellung des Verfahrens und über eine bevor- 
stehende Haftentlassung des Beschuldigten oder Ver- 
urteilten. Auf seine strafprozessualen Rechte ein- 
schließlich der Informationsrechte muss das Opfer 
nach dem Opferrechtsreformgesetz künftig zwingend 
hingewiesen werden. 

Mit dieser Rechtslage ist dem Informationsbedürfnis der 
Opfer auch von Menschenhandel ausreichend Rechnung 
getragen. 

Nach Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe b soll jeder Staat sicher- 
stellen, dass Opfer von Menschenhandel in geeigneter 
Weise in Strafverfahren beteiligt werden. 

Opfer von Menschenhandelsdelikten sind gemäß § 395 
Abs. 1 Nr. 1a StPO i. V. m. §§ 180b, 181 StGB neben- 
klageberechtigt. Soweit ein Verbrechen des schweren 
Menschenhandels vorliegt, wird diesen Opfern auf Antrag 
ein sogenannter Opferanwalt auf Staatskosten bestellt 
(§§ 397a, 406g StPO). Liegen diese Voraussetzungen 
nicht vor, besteht für das nebenklageberechtigte Opfer 
die Möglichkeit, Prozesskostenhilfe zu beantragen 
(§ 397a Abs. 2 StPO i. V. m. §§ 114 ff. Zivilprozessord- 
nung). Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass 
auch Opfer, die nicht über die ausreichenden finanziellen 
Mittel verfügen, eine anwaltliche Vertretung heranziehen 
können. 

Die Nebenklage eröffnet den Verletzten eine umfassende 
Beteiligungsbefugnis im gesamten gerichtlichen Straf- 
verfahren. Seiner Rechtsstellung nach ist der Nebenklä- 
ger ein mit besonderen Rechten ausgestatteter Verfah- 
rensbeteiligter (§ 397 StPO). Dem Nebenkläger kommt 
auch die Rechtsmittelbefugnis gemäß § 400 StPO zu. 

Durch diese Regelungen wird auch den Opfern von Men- 
schenhandel eine ausreichende Beteiligungsmöglichkeit 
im strafgerichtlichen Verfahren gewährt. 

Absatz 3 benennt geeignete Maßnahmen zur körper- 
lichen, seelischen und sozialen Gesundung der Opfer 
von Menschenhandel, deren Bereitstellen die Mitglied- 
staaten in Erwägung ziehen sollten: 

a) angemessene Unterkunft, 

b) Beratung und Information für die Opfer des Men- 
schenhandels in einer für sie verständlichen Sprache 
über ihre Rechte, 

c) medizinische, psychologische und materielle Hilfe, 

d) Beschäftigungs-, Bildungs- und Ausbildungsmöglich- 
keiten. 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-89- 


Drucksache 15/5150 


Die Ausführung der in Artikel 6 Abs. 3 genannten Maß- 
nahmen zum Opferschutz fallen nach Artikel 83 Grund- 
gesetz in den Zuständigkeitsbereich der Länder. In den 
meisten Bundesländern gibt es Fachberatungsstellen, 
die die Betroffenen entsprechend unterstützen und 
sichere Unterkunft gewähren. In einzelnen Bundeslän- 
dern werden die dafür anfallenden Kosten aus Sonderti- 
teln der Landeskasse getragen. Ist dies nicht der Fall, 
bestehen Ansprüche für die Zeit des Aufenthalts in 
Deutschland je nach Aufenthaltsstatus des Opfers ent- 
weder nach Bundessozialhilfegesetz (BSHG) oder dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). 

Opfer von Menschenhandel in Deutschland können nach 
Erlass des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit 
an die Bundesanstalt für Arbeit unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Arbeitserlaubnis ohne Wartefrist 
bekommen. Dies dient zum einen der Integration der 
Opfer in das normale Arbeitsleben, zum anderen entlas- 
tet es die Staatskasse, da diese Opfer ihren Lebensun- 
terhalt selbst verdienen. Grundlage hierfür ist § 1 Abs. 2 
Nr. 1 der Arbeitsgenehmigungsverordnung. 

Absatz 4 fordert die Mitgliedstaaten auf, bei der 
Durchführung der in diesem Artikel angeführten Maßnah- 
men auf Alter, Geschlecht und die besonderen Bedürf- 
nisse der Opfer Rücksicht zu nehmen, vor allem, wenn es 
sich um Kinder handelt. 

Absatz 5 legt fest, dass jeder Vertragsstaat für die 
körperliche Sicherheit der Opfer sorgen soll, während 
sich diese in seinem Hoheitsgebiet aufhalten. Diese 
Bestimmung korrespondiert mit Artikel 24 Abs. 2 Buch- 
stabe a und Artikel 25 Abs. 1 des Übereinkommens. 

Der Schutz der Opfer fällt in den Zuständigkeitsbereich 
der Bundesländer. Verschiedene Bundesländer haben 
Kooperationsabkommen zwischen Polizei und Fachbe- 
ratungsstellen abgeschlossen, wonach die Fachbera- 
tungsstellen für die professionelle Unterstützung und 
Betreuung der Opfer zuständig sind, während die Polizei 
für den Schutz der Opferzeugen Sorge trägt. 

Absatz 6 regelt, dass jeder Vertragsstaat sicherstellen 
soll, dass seine innerstaatliche Rechtsordnung Maßnah- 
men vorsieht, die den Opfern des Menschenhandels 
ermöglichen, Entschädigungen für den erlittenen Scha- 
den zu erlangen. Diese Regelung korrespondiert mit Arti- 
kel 25 Abs. 2 des Übereinkommens. 

Die Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
sieht entsprechende Entschädigungsansprüche in den 
§§ 823, 249 und 253 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) vor. 
So besteht etwa bei schuldhafter Verletzung von Leben, 
Körper, Gesundheit und Freiheit nach § 823 Abs. 1 BGB 
eine Schadensersatzpflicht des Schädigers. Daneben 
werden über die „sonstigen Rechte“ im Sinne von § 823 
Abs. 1 BGB auch erhebliche Persönlichkeitsrechtsverlet- 
zungen von der Pflicht zum Ersatz des Schadens erfasst. 
Zu solchen Persönlichkeitsrechtsverletzungen zählen 
nach ständiger Rechtsprechung insbesondere Verletzun- 
gen des sexuellen Selbstbestimmungsrechts. 

Darüber hinaus kommt für die Opfer von Menschenhan- 
del ein Schadensersatzanspruch auf der Grundlage von 
§ 823 Abs. 2 BGB i. V. m. einem Schutzgesetz in Be- 
tracht. Als Schutzgesetze im Sinne der Norm sind Geset- 
ze zu verstehen, die nicht lediglich dem Schutz der All- 
gemeinheit dienen, sondern einen Individualschutz 
gewähren. Hierzu zählen insbesondere eine Reihe von 


Strafvorschriften des Strafgesetzbuchs wie etwa die 
Beleidigung (§ 185), Aussetzung (§ 221), Körperverlet- 
zung (§ 223), Freiheitsberaubung (§ 239), Nötigung 
(§ 240), Menschenhandel (§§ 180b, 181) und andere 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
(§§174 ff.). 

Nach § 825 BGB ist außerdem zum Schadensersatz ver- 
pflichtet, wer einen anderen durch Hinterlist, durch Dro- 
hung oder unter Missbrauch eines Abhängigkeitsverhält- 
nisses zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlun- 
gen bestimmt. 

Im Rahmen der §§ 823ff. BGB sind gemäß § 249 BGB 
zunächst alle Vermögensschäden zu ersetzen. Grund- 
sätzlich ist der Zustand wiederherzustellen, der ohne das 
schadensstiftende Ereignis bestünde. Darüber hinaus 
kann nach § 253 Abs. 2 BGB im Falle der Verletzung des 
Körpers und der Gesundheit, bei Freiheitsentziehung 
sowie bei Verstößen gegen die sexuelle Selbstbestim- 
mung auch für immatrielle Schäden eine billige Entschä- 
digung in Geld gefordert werden. Zudem erkennt die 
Rechtsprechung - gestützt auf Artikel 1 und 2 Grundge- 
setz - einen Anspruch auf Geldentschädigung auch bei 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen an, sofern diese Ver- 
letzungen als schwerwiegend anzusehen sind und sich 
nicht in anderer Weise befriedigend ausgleichen lassen. 

Das damit gegebene relativ hohe Schutzniveau für Opfer 
von Menschenhandel wird mit dem am 1 . August 2002 in 
Kraft getretenen Zweiten Gesetz zur Änderung scha- 
densersatzrechtlicher Vorschriften weiter verbessert. 
Erstmals im deutschen Recht wurde ein umfassender 
Anspruch auf Schmerzensgeld bei Verletzungen des Kör- 
pers, der Gesundheit, der Freiheit und der sexuellen 
Selbstbestimmung geschaffen. Dieser Anspruch geht 
unter anderem dadurch über die bisherige Rechtslage 
hinaus, dass der Anspruch auf Schmerzensgeld auf Haf- 
tungssysteme erweitert wird, die kein Verschulden 
voraussetzen (Gefährdungshaftung). Weiterhin ist mit der 
Neufassung von § 825 BGB der Schutz der sexuellen 
Selbstbestimmung nicht länger nur auf Frauen 
beschränkt. Vielmehr werden im Wege einer jedermann 
schützenden Formulierung auch Kinder und Männer in 
den Schutzbereich der Norm einbezogen. 

Opfer des Menschenhandels können, wenn sie nicht nur 
vorübergehende gesundheitliche Schäden erlitten 
haben, gegebenenfalls Ansprüche auf eine staatliche 
Entschädigung nach dem Gesetz über die Entschädi- 
gung für Opfer von Gewalttaten (Opferentschädigungs- 
gesetz - OEG) geltend machen. Das damalige Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung hat am 5. März 
2001 einen entsprechenden Erlass zur Einbeziehung von 
Gewalttaten im Zusammenhang mit Tatbeständen des 
Menschenhandels herausgegeben. Zu den Leistungen 
nach dem OEG zählen dauernde Renten, Krankenbe- 
handlung und fürsorgerische Leistungen. Sie werden auf 
Antrag gewährt; die Einhaltung einer Frist ist nicht erfor- 
derlich. Der Leistungsumfang ist dabei abhängig von der 
Dauer des Aufenthalts und dem Ausmaß der Integration 
des Opfers in der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu Artikel 7 - Rechtsstellung der Opfer des Men- 
schenhandels in den Aufnahmestaaten 

Absatz 1 legt fest, dass die Vertragsstaaten erwägen, 
in geeigneten Fällen Opfern des Menschenhandels ein 
befristetes oder unbefristetes Aufenthaltsrecht zu 
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gewähren. Dieser Artikel ergänzt die Regelungen über die 
Hilfe und den Schutz für die Opfer des Menschenhandels 
und soll auch deren Anwesenheit für die Dauer des Straf- 
verfahrens gegen die Menschenhändler ermöglichen. Ein 
Anspruch der Opfer auf Gewährung eines Aufenthalts- 
rechts und eine Verpflichtung der Vertragsstaaten zu 
einem gesetzgeberischen Handeln bestehen aufgrund 
dieses Artikels allerdings nicht. Die bestehenden deut- 
schen ausländerrechtlichen Regelungen lassen bereits 
jetzt einen Aufenthalt für die Dauer des Strafverfahrens 
gegen Menschenhändler oder zur Stabilisierung der 
Opfer zu. 

Absatz 2 stellt klar, dass bei der Entscheidung über 
die Gewährung eines Aufenthaltsrechts nicht allein straf- 
verfahrensrechtliche, sondern auch humanitäre und in 
der Person der Opfer liegende Umstände zu berücksich- 
tigen sind. Diesen Forderungen wird bereits im geltenden 
Ausländerrecht Genüge getan. 


Zu Artikel 8 - Rückführung der Opfer des Menschen- 
handels 

Artikel 8 enthält eine besondere Klausel über die Rück- 
führung der Opfer des Menschenhandels in die Her- 
kunftsländer. 

Nach Absatz 1 erleichtern und akzeptieren die Ver- 
tragsstaaten die Rückkehr dieser Personen. 

Absatz 2 legt fest, dass die Rückführung unter Be- 
rücksichtigung des Standes der Strafverfahren gegen die 
Menschenhändler, der Sicherheit der Opfer und vorzugs- 
weise freiwillig erfolgen soll. Die Absätze 3 und 4 
sehen eine beschleunigte Prüfung und Feststellung der 
Nationalität und des dauernden Aufenthaltsrechts sowie 
die Ausstellung von Heimreisedokumenten durch die 
Vertragsstaaten vor. 

Nach den Absätzen 5 und 6 bleiben die den Opfern 
eingeräumten innerstaatlichen Rechte der aufnehmen- 
den Vertragsstaaten und aus zwischenstaatlichen und 
sonstigen internationalen Abkommen und Vereinbarun- 
gen, die die Rückführung von Opfern von Menschenhan- 
del regeln, unberührt. 


III. Verhütung, Zusammenarbeit 
und sonstige Maßnahmen 

Zu Artikel 9 - Verhütung des Menschenhandels 

Absatz 1 gibt den Vertragsstaaten auf, Leitlinien, 
Programme und andere Maßnahmen durchzuführen, um 
Menschenhandel zu verhindern und zu bekämpfen sowie 
um zu verhindern, dass die Opfer erneut Opfer von 
Menschenhandel werden. Hier ist Deutschland als Mit- 
glied der Europäischen Union im Rahmen des früheren 
STOP-, jetzt AGIS-Programms an der Förderung ver- 
schiedener Projekte beteiligt, zum anderen werden natio- 
nal vielfältige Maßnahmen von Nichtregierungsorganisa- 
tionen in diesem Bereich unterstützt. 

Deutschland hat 1999 den Aktionsplan der Bundesregie- 
rung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen aufge- 
legt, in dem ein umfassendes Gesamtkonzept zu allen 
Formen der Gewalt gegen Frauen, so auch gegen Frau- 
enhandel, entworfen wurde. Die umgesetzten Maßnah- 
men in diesem Bereich beinhalten u. a. verschiedene 


Förderungen von Nichtregierungsorganisationen, die 
Förderung einer bundesweiten Vernetzungsstelle von 
Fachberatungsstellen im Bereich Frauenhandel sowie 
die Arbeit der Bund-Länder-Arbeitsgruppe Frauenhan- 
del, in der neben Regierungsstellen auch Nichtregie- 
rungsorganisationen vertreten sind. Damit wird den For- 
derungen in Artikel 9 Abs. 2 und 3 entsprochen, 
bestimmte Maßnahmen und Initiativen zur Bekämpfung 
des Frauenhandels zu ergreifen und dabei auch die 
Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen zu 
suchen. Der Aktionsplan der Bundesregierung zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen wird fortge- 
schrieben werden; zu dem neuen Konzept werden auch 
weiterhin Maßnahmen gegen Frauenhandel gehören. 

Absatz 4 verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Bekämp- 
fung der Ursachen für Menschenhandel in den Her- 
kunftsländern, wie insbesondere Armut, fehlende Bil- 
dungschancen und mangelnde Chancengleichheit. Mit 
der Millenniumserklärung der Vereinten Nationen hat sich 
die Weltgemeinschaft dazu verpflichtet, bis zum Jahre 
2015 den Anteil der extrem armen Menschen in der Welt 
zu halbieren. Die Bundesregierung trägt mit ihrem Akti- 
onsprogramm 2015 zur Erreichung dieses Ziels bei. Im 
Aktionsprogramm wird bekräftigt, dass die Ursachen der 
Armut auch in der mangelnden Gleichberechtigung der 
Geschlechter liegen. Alle Aktivitäten werden daher so 
ausgerichtet, dass die unterschiedlichen Bedürfnisse 
von Frauen und Männern gleichberechtigt berücksichtigt 
werden. Ein eigenes Kapitel widmet sich dem gezielten 
„Empowerment“ von Frauen. Eine der darin vorgesehe- 
nen Aktionen ist die Bekämpfung des Frauenhandels und 
der Zwangs- und Kinderprostitution. In Entwicklungslän- 
dern will die Bundesregierung gefährdeten Kindern und 
Frauen besondere Unterstützung anbieten, um ihnen 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten und Zukunftsper- 
spektiven zu eröffnen. 

Die Bundesregierung war aber bereits aber auch schon 
vor der Verabschiedung des Aktionsprogramms tätig: 
Die Zusage der Bundesregierung auf der Pekinger Welt- 
frauenkonferenz, 40 Mio. US-Dollar für die rechts- und 
sozialpolitische Beratung unter besonderer Berücksichti- 
gung der Interessen von Frauen in Entwicklungsländern 
bis zum Jahr 2000 bereitzustellen, wurde erfolgreich 
umgesetzt. So wurden beispielsweise öffentliche Stellen 
beraten, die ihr Rechtssystem im Sinne der Gleichbe- 
rechtigung der Geschlechter modernisieren wollen, Frau- 
eninitiativen wurden bei ihrer Lobby- und Aufklärungsar- 
beit unterstützt. 

Das in Absatz 5 benannte Ziel, Menschenhandel 
auch auf der Nachfrageseite zu bekämpfen, hat die Bun- 
desregierung bereits im Aktionsplan „Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen“ als Ziel festgesetzt und wird auch 
in der Fortschreibung Berücksichtigung finden. 

Zu Artikel 10 - Informationsaustausch und Aus- 
bildung 

Absatz 1 eröffnet den zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Möglichkeit einer engeren Zusammen- 
arbeit durch den Austausch von Informationen zu Perso- 
nen, die ohne oder mit fremden Dokumenten Grenzüber- 
tritte durchgeführt haben oder beabsichtigen. Weiterhin 
können Informationen zu den dabei genutzten Reisedo- 
kumenten, zu Mitteln und Methoden des Menschenhan- 
dels sowie zu den Bekämpfungsmöglichkeiten ausge- 
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tauscht werden. Eine Verpflichtung der Vertragsstaaten 
zum Informationsaustausch besteht aufgrund dieses 
Artikels nicht. Ein gesetzgeberisches Handeln der Ver- 
tragsstaaten ist nicht gefordert, da der Informationsaus- 
tausch auf der Basis des jeweiligen innerstaatlichen 
Rechts ermöglicht wird. 

Absatz 2 legt fest, dass jeder Vertragsstaat den 
Beamten der Strafverfolgungs-, Einwanderungs- und 
anderen zuständigen Behörden Aus- und Fortbildungs- 
maßnahmen zur Verhütung und Verfolgung des Men- 
schenhandels anbietet bzw. diese ausbaut. Dabei soll 
auch zur Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisa- 
tionen ermutigt werden. Die Staaten sollen Aus- und 
Fortbildung der für Verhütung und Bekämpfung des 
Menschenhandels zuständigen Beamten in notwendi- 
gem Umfang gewährleisten. 

Die Regelungen entsprechen der bereits in Deutschland 
gängigen Praxis. 

Das Bundeskriminalamt führt seit 1997 regelmäßig Fort- 
bildungsveranstaltungen im Polizeibereich zum Thema 
Menschenhandel durch, an denen auch Nichtregierungs- 
organisationen beteiligt sind. 

Die Bekämpfung des Menschenhandels ist in Deutsch- 
land eine zentrale Aufgabe aller mit der Strafverfolgung 
betrauten Kräfte. Daher wird der Fortbildung von Richte- 
rinnen und Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsan- 
wälten auf diesem Gebiet insbesondere durch Veranstal- 
tungen der Deutschen Richterakademie breiter Raum 
eingeräumt. Die dort angebotenen Tagungen gehen über 
die reine Information zur Bekämpfung des Menschen- 
handels hinaus und vermitteln auch Methoden, wie der 
Entstehung dieser Art von organisierter Kriminalität ent- 
gegengewirkt werden kann. Darüber hinaus wird durch 
die Teilnahme deutscher Richterinnen und Richter, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte an internationalen 
Fortbildungsveranstaltungen ermöglicht, dass zum einen 
beispielsweise die Verfahren der internationalen Zusam- 
menarbeit bei der Bekämpfung von grenzüberschreiten- 
der organisierter Kriminalität oder aber verschiedene 
Methoden in der Verbrechensbekämpfung näherge- 
bracht werden; zum anderen können auch persönliche 
Erfahrungen ausgetauscht werden, die später im Berufs- 
alltag von Nutzen sind. 

Absatz 3 verpflichtet die Vertragsstaaten, etwaige 
Verwendungsbeschränkungen des übermittelnden Staa- 
tes bezüglich der übermittelten Informationen zu beach- 
ten. 

Zu Artikel 11 - Maßnahmen an den Grenzen 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsstaaten im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten zu verstärkten zielgerichteten Maß- 
nahmen zur Bekämpfung des Menschenhandels bei der 
Durchführung von Grenzkontrollen, soweit bindende Ver- 
pflichtungen über den freien Personenverkehr im Einzel- 
fall nicht entgegenstehen. 

Nach Absatz 2 haben die Vertragsstaaten durch 
gesetzgeberische oder andere geeignete Maßnahmen 
so weit wie möglich zu verhindern, dass die von gewerb- 
lichen Beförderungsunternehmern betriebenen Beförde- 
rungsmittel zu Zwecken des Menschenhandels benutzt 
werden. Hierzu gehört nach Absatz 3 auch die Ver- 
pflichtung - sofern angemessen und mit sonstigen inter- 
nationalen Verpflichtungen vereinbar -, den Beförde- 


rungsunternehmern aufzugeben, sich davon zu überzeu- 
gen, dass die beförderten Personen über die erforderli- 
chen Grenzübertrittsdokumente verfügen. Für Verstöße 
gegen diese Verpflichtung sind nach Absatz 4 Sank- 
tionen vorzusehen. 

Nach Absatz 5 sollen die Vertragsstaaten ferner Maß- 
nahmen erwägen, um Personen, die an Straftaten im 
Sinne von Artikel 5 in Verbindung mit Artikel 3 beteiligt 
sind, bereits an der Grenze zurückzuweisen bzw. ihre 
etwaigen Einreisesichtvermerke für ungültig zu erklären, 
soweit dies nach nationalem Recht zulässig ist. 

Gemäß Absatz 6 sollen die Vertragsstaaten unabhän- 
gig von der allgemeinen Pflicht zur Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung nach Artikel 27 des 
Übereinkommens die verstärkte Zusammenarbeit ihrer 
Grenzkontrollbehörden erwägen. 

Zu Artikel 12 - Sicherheit und Kontrolle von Doku- 
menten 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsstaaten im Rahmen 
ihrer verfügbaren Mittel zur Schaffung von Qualitätsstan- 
dards im Hinblick auf die Fälschungssicherheit von 
Dokumenten sowie zur Durchführung von Maßnahmen 
zur Verhinderung des Dokumentenmissbrauchs. 

Zu Artikel 13 - Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von 
Dokumenten 

Artikel 13 soll sicherstellen, dass auf Antrag eines ersu- 
chenden Vertragsstaats tatsächlich oder angeblich zu 
Zwecken des Menschenhandels benutzte Reise- oder 
Identitätsdokumente eines anderen Vertragsstaats inner- 
halb eines angemessenen Zeitraums von diesem über- 
prüft werden. Mit dieser Vorschrift soll u. a. eine be- 
schleunigte Durchführung der Ermittlungen erreicht wer- 
den. 


IV. Schlussbestimmungen 

Zu Artikel 14 - Vorbehaltsklausel 

Mit der Nichtberührensklausel in Absatz 1 soll klar- 
gestellt werden, dass die Bestimmungen des Protokolls 
die sonstigen Verpflichtungen der Vertragsstaaten aus 
einschlägigen Normen des internationalen Menschen- 
rechtsschutzes und des humanitären Völkerrechts sowie 
sonstige völkerrechtliche Bindungen nicht verkürzen 
oder verändern. Insbesondere die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge wird durch das Protokoll nicht berührt. Das 
gilt für die Vertragsparteien des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge von 1951 und des Proto- 
kolls von 1967 auch hinsichtlich des darin enthaltenen 
Grundsatzes der Nichtzurückweisung. 

Die Auslegungsregel des Absatzes 2 soll die Opfer 
des Menschenhandels vor Diskriminierung schützen. Sie 
ist so formuliert, dass sie jeweils für alle mit einem kon- 
kreten Einzelfall befassten Vertragsstaaten gilt. Satz 1 
betrifft die Diskriminierung aufgrund der Tatsache, dass 
eine Person Opfer des Menschenhandels geworden ist. 
Satz 2 bezieht im Wege einer Generalklausel alle anderen 
international geltenden Diskriminierungsverbote mit ein. 
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Zu Artikel 15 - Beilegung von Streitigkeiten 

Die Streitbeilegungsklausel entspricht der des Überein- 
kommens und folgt einem international weithin üblichen 
Vorgehen. 

Zu Artikel 16 - Unterzeichnung, Ratifikation, Annah- 
me, Genehmigung und Beitritt 

Artikel 16 enthält die üblichen völkerrechtlichen Regelun- 
gen über die Unterzeichnung und Ratifikation bzw. 
Annahme oder Beitritt. Die Absätze 2 bis 4 enthal- 
ten Sonderregelungen zugunsten von Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration, die in derselben Weise 
wie Staaten Vertragspartei werden können, sofern min- 
destens einer ihrer Mitgliedstaaten Vertragspartei gewor- 
den ist. In ihrer Ratifikations- oder Beitrittsurkunde muss 
eine solche Organisation den Umfang ihrer Zuständigkei- 
ten in Bezug auf das Protokoll erläutern. 

Zu Artikel 17 - Inkrafttreten 

Für das Inkrafttreten des Protokolls ist dieselbe Zahl von 
Vertragsparteien erforderlich wie bei dem Übereinkom- 
men und den beiden anderen Protokollen, nämlich 40. 

Zu Artikel 18 - Änderung 

Nach Absatz 1 können Änderungen frühestens fünf 
Jahre nach Inkrafttreten des Protokolls vorgeschlagen 
werden. Die Entscheidung über eine Vertragsänderung 
obliegt - den üblichen Grundsätzen des Vertragsrechts 


entsprechend - den Vertragsparteien, die darüber im 
Rahmen der Konferenz der Vertragsstaaten nach Arti- 
kel 32 des Übereinkommens beraten. 

Die Stimmrechtsregelung für Organisationen der regiona- 
len Wirtschaftsintegration in Absatz 2 entspricht der 
des Übereinkommens. 

Änderungen bedürfen nach Absatz 3 der Ratifikation, 
Annahme oder Genehmigung durch die Vertragsstaaten. 

Angenommene Änderungen treten für einen Vertrags- 
staat 90 Tage nach Hinterlegung einer entsprechenden 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde in 
Kraft (Absatz 4). 

Bindend ist diese Änderung nur für die Vertragsstaaten, 
die ihre Zustimmung dazu ausgedrückt haben (Ab- 
satz 5). 

Zu Artikel 19 - Kündigung 

Zur üblichen Vorschrift über die Kündigung in Ab- 
satz 1 tritt eine Sonderregelung für Organisationen der 
regionalen Wirtschaftsintegration in Absatz 2 hinzu, 
die der Vorschrift über den Beitritt einer solchen Organi- 
sation (Artikel 16) entspricht. Danach hört eine solche 
Organisation automatisch auf, Vertragspartei zu sein, 
wenn keiner ihrer Mitgliedstaaten mehr Vertragspartei ist. 

Zu Artikel 20 - Verwahrer und Sprachen 

Die Vorschrift über den Verwahrer und die Sprachenklau- 
sel folgen der üblichen Praxis bei Übereinkommen der 
Vereinten Nationen. 
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Denkschrift zum Zusatzprotokoll 

gegen die Schleusung von Migranten auf dem Land-, See- und Luftweg 


I. Allgemeines 

Die weltweite Vernetzung unserer modernen Informa- 
tions- und Kommunikationsgesellschaft fördert auch die 
kriminelle Energie von Verbrechern, die sich dieser 
„neuen Freiheiten“ bedienen. So scheint sich die grenz- 
überschreitende Kriminalität nahezu als notwendiges 
Nebenprodukt moderner Gesellschaften zu etablieren. 
Schleusungskriminalität ist nicht nur der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität, sondern zunehmend der orga- 
nisierten Kriminalität zuzurechnen. Aufgrund dieses 
wachsenden Bedrohungspotenzials für die Innere 
Sicherheit, insbesondere durch destabilisierende Ein- 
flussnahme auf Gesellschaft und Wirtschaft, liegt in der 
Schleusungskriminalität eine ernstzunehmende kriminal- 
politische Herausforderung mit weltweitem Charakter. 

Das Schleusungsprotokoll ist aus der Erkenntnis ent- 
standen, dass dauerhafte Erfolge im Kampf gegen die 
grenzüberschreitende Schleusungskriminalität in einer 
globalisierten Welt nicht durch isolierte nationalstaatliche 
Maßnahmen, sondern letztlich nur durch eine internatio- 
nal vernetzte Zusammenarbeit der Staatengemeinschaft 
der Vereinten Nationen zu erreichen sind. 

Der Zweck des Schleusungsprotokolls ist die Förderung 
der Zusammenarbeit zwischen den Vertragsstaaten zur 
Verhinderung und Bekämpfung der Schleusung von Mig- 
ranten bei gleichzeitigem Schutz der Rechte der 
geschleusten Menschen. Da die gemeinsame Verantwor- 
tung und das gemeinsame Ziel unbestritten sind, ist es 
trotz unterschiedlicher Interessen der Herkunfts- und 
Zielländer gelungen, ein abgestimmtes Protokoll und 
damit einen Interessensausgleich herbeizuführen. In den 
Verhandlungen war jedoch von Anfang an klar, dass die 
Ursprungsländer von Migration keinem Instrument 
zustimmen würden, das neue Rechtsgrundlagen für die 
Bestrafung der Migranten selbst schaffen würde. So sehr 
diese Länder auch die Einschätzung der Zielländer teil- 
ten, dass die organisierte Schleusung ein riesiger illegaler 
Markt für organisierte kriminelle Gruppen geworden ist, 
so wurde doch deutlich, dass sie kein Interesse daran 
haben, ihre eigenen Landsleute, die ihr Heimatland aus 
wirtschaftlicher Not verlassen hatten, im Ausland polizei- 
licher Verfolgung auszusetzen. 

Von Anfang an hatten die Zielländer nicht die Absicht, 
das Protokoll als Rechtsinstrument gegen die geschleus- 
ten Migranten auszugestalten. Ihr Ziel war nicht die 
Regelung von Migration als solcher, sondern die 
Bekämpfung organisierter Gruppen, die daraus Geschäf- 
te machen. Sie konnten ihrerseits aber auch keiner For- 
mulierung von Regelungen zustimmen, die die illegalen 
Einwanderer von jeglicher Form der Sanktion freistellen 
und die dahingehend hätten interpretiert werden können, 
dass sie das Recht der Mitgliedstaaten zur Gestaltung 
ihres nationalen Ausländer- und Einwanderungsrechts 
einschränken. Für die Zielländer war es insofern wichtig, 
dass das Protokoll nicht als Gewährung von „Immunität“ 
missverstanden werden konnte. Dieses Anliegen konn- 
ten aber auch die Ursprungsländer akzeptieren, da alle 
Staaten der Welt über Einwanderungs-, Visa- und sonsti- 


ge aufenthaltsrechtliche Normen verfügen, die zu ändern 
sich letztlich kein Staat verpflichten wollte. Beide Interes- 
senlagen fanden in einer engen Verbindung der Artikel 5 
und 6 ihre Berücksichtigung. 

Die besondere Bedeutung des Zusatzprotokolls gegen 
Schleusung liegt in der weltweiten Verpflichtung, Schleu- 
sungen unter Strafe zu stellen. 

Die Regelungen des Zusatzprotokolls, das auch nach der 
Ratifizierung nur Pflichten der Vertragsparteien enthält, 
sind bereits heute umfassend im nationalen deutschen 
Recht verwirklicht, so dass bei Ratifizierung keine Ände- 
rungen des deutschen Rechts, insbesondere des Straf- 
end Ausländerrechts, erforderlich sind. Das Zusatzproto- 
koll enthält keine Ermächtigungsgrundlage zum Eingriff 
gegen einzelne Bürger. 

II. Besonderes 

Zu den Bestimmungen des Übereinkommens im Einzel- 
nen: 

Zu Artikel 1 - Verhältnis zum Übereinkommen der 
Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität 

Die Bestimmungen über das Verhältnis des Protokolls zu 
dem Übereinkommen in den Absätzen 1 und 2 sind 
das Gegenstück zu Artikel 37 Abs. 1 und 3 des Überein- 
kommens. Für die Vertragsparteien des Protokolls gelten 
Protokoll und Übereinkommen als einheitliches Ganzes. 
Absatz 3 stellt klar, dass die in Artikel 6 des Protokolls 
genannten Straftaten solche im Sinne des Artikels 5 des 
Übereinkommens sind, so dass die allgemeinen Maß- 
nahmen der Zusammenarbeit bei der Verhütung und Ver- 
folgung von Straftaten der organisierten Kriminalität, die 
das Übereinkommen vorsieht, auch auf die vom Protokoll 
erfassten Taten anwendbar sind. 

Artikel 2 - Zweck 

Der Zweck des Zusatzprotokolls gegen Schleusung ist 
die Verhinderung und Bekämpfung der Schleusung von 
Migranten sowie die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen den Vertragsstaaten zur Erreichung dieses 
Ziels bei gleichzeitigem Schutz der Rechte geschleuster 
Personen. 

Artikel 3 - Begriffsbestimmungen 

Artikel 3 enthält die Legaldefinitionen für eine Reihe von 
zentralen Begriffen des Protokolls. „Schleusung von Mig- 
ranten“ im Sinne des Protokolls ist das Herbeiführen der 
unerlaubten Einreise in das Gebiet einer Vertragspartei, 
deren Staatsangehöriger die betreffende Person nicht ist 
oder für die sie kein dauerndes Aufenthaltsrecht hat. Mit 
dem Tatbestandsmerkmal „zum Zwecke der Erzielung 
eines finanziellen oder sonstigen materiellen Vorteils“ soll 
nur die geschäftsmäßig betriebene Schleusung erfasst 
werden. Die Unterstützung von illegalen Migranten aus 
humanitären Erwägungen, z. B. durch Nichtregierungsor- 
ganisationen, kirchliche Einrichtungen oder die eigene 
Familie, soll nicht darunter fallen. 
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Artikel 4 - Geltungsbereich 

Artikel 4 regelt den sachlichen Geltungsbereich des Pro- 
tokolls. Danach fallen unter den Anwendungsbereich des 
Protokolls nur die in Artikel 6 genannten Tathandlungen, 
d. h. die Mitwirkung an Taten, die grenzüberschreitenden 
Charakter haben und an deren Begehung eine organi- 
sierte kriminelle Gruppe im Sinne von Artikel 2 Buchsta- 
be a des Übereinkommens beteiligt ist. 

Artikel 5 - Strafrechtliche Verantwortlichkeit der 
Migranten 

Artikel 5 bestimmt ausdrücklich, dass die geschleusten 
Personen selbst - obwohl sie begriffsnotwendig an ihrer 
eigenen Schleusung mitwirken - nicht aufgrund dieses 
Protokolls strafrechtlicher Verfolgung unterliegen sollen. 
Diese Klarstellung entspricht dem Gesamtverständnis 
des Protokolls, welches nicht als allgemeines Instrument 
zur Steuerung von Migration gedacht ist, sondern der 
Bekämpfung der in diesem Bereich tätigen organisierten 
Kriminalität dienen soll. Die Bestimmung schließt aller- 
dings nicht aus, dass gegen Personen, die sich durch 
ihre unerlaubte Einreise eines Verstoßes gegen das natio- 
nale Recht schuldig gemacht haben, aufgrund nationalen 
Rechts Maßnahmen ergriffen werden. Das ergibt sich 
wiederum ausdrücklich aus Artikel 6 Abs. 4. Artikel 5 
beschränkt also nicht das Recht der Vertragsparteien, 
die geschleuste Person selbst wegen Verstoßes gegen 
das eigene Aufenthalts- und Einwanderungsrecht zu ver- 
folgen. 

Artikel 6 - Kriminalisierung 

In Absatz 1 Buchstabe a verpflichten sich die Ver- 
tragsparteien, die Schleusung von Migranten unter Stra- 
fe zu stellen, die begangen wird, um unmittelbare oder 
mittelbare finanzielle oder materielle Vorteile zu erlangen. 
Diese Pflicht wird durch die Straftatbestände in den 
§§ 92a und 92b des Ausländergesetzes (AusIG) bereits 
erfüllt. 

Unter Strafe zu stellen ist ferner die Herstellung gefälsch- 
ter Reise- oder Ausweisdokumente und die Beschaffung, 
Bereitstellung oder der Besitz solcher Dokumente zum 
Zweck der Schleusung von Migranten. Ein Migrant, der 
ein gefälschtes Dokument nur sich selbst verschafft oder 
nur für den Zweck der eigenen Schleusung besitzt, fällt 
nicht unter Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b. Die hier be- 
schriebenen Taten sind bereits nach den §§ 267 und 276 
StGB strafbar. 

Gemäß Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe c soll auch die Beihilfe 
zur Begründung unerlaubten Aufenthalts unter Strafe 
gestellt werden, obwohl diese Tathandlung nicht unter 
den Begriff der „Schleusung“ als Ermöglichung der uner- 
laubten Einreise im Sinne des Artikels 3 Buchstabe a fällt. 
Voraussetzung dafür ist allerdings, dass die Beihilfe- 
handlung die Herstellung oder den Gebrauch gefälschter 
Reisedokumente oder sonstige rechtswidrige Mittel ein- 
schließt. Auch das ist durch die §§ 92a und 92b AusIG 
gewährleistet. 

Absatz 2 bestimmt, dass auch der Versuch sowie die 
Mittäterschaft unter Strafe zu stellen sind, sofern das 
betreffende nationale Strafrecht generell die Bestrafung 
des Versuchs und der Beteiligung erlaubt. Dies ist im 
deutschen Strafrecht bzw. in den strafrechtlichen Neben- 


bestimmungen der Fall (Versuch, § 92a Abs. 3 AusIG; 
Mittäterschaft, § 25 StGB; Beihilfe und Anstiftung, § 92a 
Abs. 1 AusIG). 

Nach Absatz 3 sollen erschwerende Umstände der 
Tatbegehung definiert werden. Hierzu gehören vor allem 
Schleusungsfälle, die geeignet sind, das Leben oder die 
Sicherheit der geschleusten Personen zu gefährden, 
oder die mit unmenschlicher oder erniedrigender Be- 
handlung verbunden sind. Eine ausdrückliche Regelung 
für diese Fälle, z. B. als Erfolgsqualifikation oder als 
besonders schwerer Fall, gibt es bislang im deutschen 
Strafrecht bzw. in den strafrechtlichen Nebenbestimmun- 
gen nicht. Allerdings können die genannten erschweren- 
den Umstände nach § 46 StGB schon heute von den 
Gerichten bei der Strafzumessung berücksichtigt wer- 
den. 

Absatz 4 stellt klar, dass die Vertragsstaaten durch 
Artikel 6 nicht gehindert sind, Strafvorschriften auch für 
andere Fälle vorzusehen, die nicht von Artikel 6 Abs. 1 
erfasst werden. 

Zu den Artikeln 7 bis 9 - Schleusung von Migranten 
auf dem Seeweg 

Die Bestimmungen der Artikel 7 bis 9 enthalten spezielle 
völkerrechtliche Regelungen für das Aufbringen und 
Durchsuchen fremder und eigener Schiffe auf der Hohen 
See auf Ersuchen oder mit Genehmigung des jeweiligen 
Flaggenstaats. Diese sind für die Bekämpfung der 
Schleusung von Migranten auf dem Seeweg wegen see- 
völkerrechtlicher Vorgaben erforderlich. Nach Artikel 89 
des Seerechtsübereinkommens (SRÜ) kann kein Staat 
für sich das Recht in Anspruch nehmen, Teile der Hohen 
See seiner Souveränität zu unterstellen und Eingriffe in 
die Freiheit der Schifffahrt anderer Staaten vorzunehmen. 
Einschränkungen dieses Grundsatzes sind nur nach 
Maßgabe des Seerechtsübereinkommens und nach 
sonstigen Regeln des Völkerrechts zulässig (vgl. Artikel 87 
Abs. 1 Satz 2 SRÜ). Das allgemeine Seevölkerrecht stellt 
den Staaten nur in wenigen speziellen Fällen (z. B. See- 
räuberei, Sklavenhandel, Nacheile bei Verletzung von 
Rechtsvorschriften eines Küstenstaats) klare Eingriffs- 
rechte gegen die Schiffe anderer Staaten auf der Hohen 
See zur Verfügung und überlässt die Weiterentwicklung 
dieses Rechtsregimes der internationalen Zusammenar- 
beit der Staaten aufgrund völkervertraglicher Verpflich- 
tungen. Die Einwirkungsmöglichkeiten der Küstenstaa- 
ten in ihrem Küstenmeer (vgl. Artikel 27 SRÜ) werden 
durch die Artikel 7 bis 9 nicht eingeschränkt. 

Artikel 8 und 9 stellen international bindende ausführliche 
Grundsätze der gegenseitigen Rechtshilfe bei der Straf- 
verfolgung der Schleuserkriminalität auf der Hohen See 
auf, die auf dem Vorrang der Zuständigkeit des Flaggen- 
staats basieren. 

Zu Artikei 7 - Zusammenarbeit 

In Anlehnung an Artikel 1 7 des Übereinkommens der Ver- 
einten Nationen vom 10. Dezember 1988 gegen den 
unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen unterstreicht Artikel 7 des Schleusungsproto- 
kolls, dass die Zusammenarbeit der Vertragsstaaten zur 
Verhütung und Bekämpfung der Schleusung auf dem 
Seeweg „in Übereinstimmung mit dem Internationalen 
Seerecht“ erfolgen soll. Durch die damit geschaffene ver- 
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tragliche Basis für eine weltweite Zusammenarbeit wird 
die Rechtfertigung für geeignete Eingriffe gegen ver- 
dächtige Schiffe auf der Hohen See mit Zustimmung des 
Flaggenstaats im Einzelfall begründet. 

Zu Artikel 8 - Maßnahmen gegen die Schleusung von 
Migranten auf dem Seeweg 

Absatz 1 regelt den Fall des Eingriffs einer Vertrags- 
partei gegen ein verdächtiges Schiff auf Ersuchen des 
Flaggenstaats. Hat eine Vertragspartei, die nicht Flag- 
genstaat des Schiffes ist, hinreichende Anhaltspunkte für 
den Verdacht, dass ein Schiff an der Schleusung von 
Migranten beteiligt ist, kann sie nach Absatz 2 den 
Flaggenstaat zunächst um Überprüfung und Bestätigung 
der Registrierung des Schiffs bitten. Wenn dieser die 
Registrierung bestätigt, kann der ersuchende Staat den 
Flaggenstaat um Erlaubnis zum Anhalten und Durch- 
suchen sowie ggf. zu angemessenen Maßnahmen zur 
Unterbindung der Schleusung bitten. Der Flaggenstaat 
kann insbesondere die Erteilung der Erlaubnis an Bedin- 
gungen für den Umfang und die Art und Weise der Ein- 
griffsmaßnahmen knüpfen, die ggf. zwischen ihm und 
dem ersuchenden Staat zu vereinbaren sind. 

Nach Absatz 6 muss jeder Vertragsstaat Behörden 
benennen, die Ersuchen um Hilfe, um Registrierungs- 
bzw. Flaggenbestätigungen und um die Genehmigung 
von Maßnahmen entgegennehmen und beantworten. 
Flaggenbehörde ist in Deutschland das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie. Diese Behörde führt ein 
Register aller Seeschiffe, die zur Führung der Bundes- 
flagge berechtigt sind, und ist daher für die Erteilung der 
Bestätigung die nach Artikel 8 Abs. 6 zuständige Behör- 
de, soweit das Gesetz über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen keine abweichende Regelung vorsieht. 
Soweit ein Rechtshilfeersuchen in Betracht kommt, ist 
beabsichtigt, das Bundesministerium der Justiz entspre- 
chend der allgemeinen Rechtshilfe als Behörde im Sinne 
von Artikel 8 Abs. 6 zu bestimmen (vgl. Artikel 1 8 Abs. 1 3 
des Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität). 

Für die Praxis bedeutsam ist Artikel 8 Abs. 7. Hat ein 
Vertragsstaat stichhaltige Gründe für die Annahme, dass 
die Schleusung von Migranten durch ein staatenloses 
Schiff betrieben wird, kann er dieses Schiff auf der Hohen 
See anhalten und durchsuchen und bei bestätigtem Ver- 
dacht geeignete Maßnahmen in Übereinstimmung mit 
dem innerstaatlichen Recht und dem Völkerrecht ergrei- 
fen. 

Zu Artikel 9 - Schutzklauseln 

Ergreift ein Staat Maßnahmen gegen das verdächtige 
Schiff, muss er nach Absatz 1 die Sicherheit und die 
humanitäre Behandlung der Personen an Bord garantie- 
ren und hat die Sicherheit des Schiffs und seiner Ladung 
ebenso zu berücksichtigen wie die wirtschaftlichen und 
rechtlichen Interessen des Flaggenstaats oder eines 
anderen betroffenen Staates. 

Absatz 2 sieht vor, dass dem Eigentümer des Schiffs 
für den Fall, dass die gegen das Schiff ergriffenen Maß- 
nahmen einen Schaden verursacht haben und der Ver- 
dacht der Schleusung unbegründet war, ein Entschä- 
digungsanspruch zu gewähren ist. 


Zu Artikel 10 - Information 

Mit Blick auf das gemeinsame Ziel einer effektiven 
Bekämpfung der Schleusungskriminalität sollen die Ver- 
tragsparteien - und hier insbesondere diejenigen mit 
gemeinsamen Grenzen bzw. diejenigen, die als Transit- 
land für internationale Schleusungen genutzt werden - 
Informationen der in Absatz 1 Buchstaben a bis f 
genannten Art austauschen, soweit dies nach nationalem 
Recht zulässig ist. 

GemäßAbsatz 2 kann der übermittelnde Staat im Ein- 
zelfall die Verarbeitung und Weitergabe mit Einschrän- 
kungen versehen, denen der empfangende Staat nach- 
kommen muss. 

Zu Artikel 1 1 - Maßnahmen an den Grenzen 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten Kontrollmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Schleusungskriminalität im Rahmen von Grenzkon- 
trollen zu verstärken, soweit bindende Verpflichtungen 
über den freien Personenverkehr - wie z. B. innerhalb der 
Europäischen Union - dem nicht im Einzelfall entgegen- 
stehen. 

Nach Absatz 2 haben die Vertragsstaaten durch 
gesetzgeberische oder andere geeignete Maßnahmen zu 
verhindern, dass die von gewerblichen Beförderungsun- 
ternehmern betriebenen Beförderungsmittel zu Schleu- 
sungszwecken benutzt werden. Hierzu gehört nach 
Absatz 3 auch die Verpflichtung - sofern angemessen 
und mit sonstigen internationalen Verpflichtungen verein- 
bar -, den Beförderungsunternehmern aufzugeben, sich 
davon zu überzeugen, dass die beförderten Personen 
über die nötigen Grenzübertrittsdokumente verfügen. 

Für Verstöße gegen diese Verpflichtung sind nach 
Absatz 4 Sanktionen vorzusehen. Diese Regelung 
entspricht § 74 AusIG. 

Nach Absatz 5 sollen die Vertragsparteien ferner Maß- 
nahmen erwägen, um Personen, die an Straftaten im 
Sinne von Artikel 6 beteiligt sind, bereits an der Grenze 
zurückzuweisen bzw. ihre etwaigen Einreisesichtvermer- 
ke für ungültig zu erklären, soweit dies nach nationalem 
Recht zulässig ist. Dies ist in Deutschland bereits gängi- 
ge Praxis. 

GemäßAbsatz 6 erwägen die Vertragsparteien, unab- 
hängig von der allgemeinen Pflicht zur Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Strafverfolgung nach Artikel 27 des 
Übereinkommens die Zusammenarbeit ihrer Grenzkon- 
trollbehörden zu verstärken. 

Zu Artikel 12 - Sicherheit und Kontrolle von Doku- 
menten 

Artikel 12 verpflichtet die Vertragsstaaten zur Schaffung 
von Qualitätsstandards im Hinblick auf die Fälschungssi- 
cherheit von Dokumenten sowie zur Durchführung von 
Maßnahmen zur Verhinderung des Dokumentenmiss- 
brauchs. 

Dies ist in Deutschland bereits gängige Praxis. 

Zu Artikel 13 - Rechtmäßigkeit und Gültigkeit von 
Dokumenten 

Artikel 13 soll sicherstellen, dass auf Antrag eines ersu- 
chenden Staates tatsächlich oder vermeintlich zu 
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Schleusungszwecken benutzte Dokumente eines ande- 
ren Staates von diesem innerhalb einer angemessenen 
Frist auf ihre Echtheit überprüft werden. Mit dieser Vor- 
schrift soll u. a. eine beschleunigte Durchführung der 
Ermittlungen erreicht werden. 

Zu Artikel 14 - Ausbildung und technische Zusam- 
menarbeit 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsstaaten, für die 
Bediensteten der Einwanderungs- und Sicherheitsbehör- 
den spezielle Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zur Ver- 
hütung von Schleusungskriminalität sowie für den Um- 
gang mit Migranten vorzusehen. 

Um einen bestimmten Qualitätsstandard bei der Aus- 
und Fortbildung und im Umgang mit Migranten zu errei- 
chen, verpflichtet Absatz 2 die Vertragsstaaten nicht 
nur zur gegenseitigen Zusammenarbeit, sondern gege- 
benenfalls auch zur Zusammenarbeit z. B. mit internatio- 
nalen Behörden und nichtstaatlichen Organisationen. Mit 
dieser Vorschrift soll die zur wirksamen Bekämpfung der 
Schleusungskriminalität erforderliche große fachliche 
Kompetenz durch intensive Aus- und Fortbildungsmaß- 
nahmen auf ein einheitlich hohes Niveau gebracht wer- 
den. Unter den Buchstaben a bis e sind die Regelungsin- 
halte im Einzelnen aufgeführt, darunter auch Ausbil- 
dungsmaßnahmen über die humane Behandlung von 
Migranten und den Schutz ihrer Rechte nach diesem 
Protokoll. 

Absatz 3 appelliert an die Staaten, die bereits Erfah- 
rungen bei der Bekämpfung der Schleusungskriminalität 
besitzen (i. d. R. die Zielstaaten unkontrollierter Migra- 
tion), den Herkunfts- und Transitstaaten unkontrollierter 
Migration technische Ausstattungshilfe zu gewähren. 
Hierbei handelt es sich lediglich um eine „Bemühens-“ 
bzw. „Erwägens“-Verpflichtung. Artikel 14 enthält keine 
verbindliche rechtliche Regelung, konkrete in der Höhe 
bezifferbare Leistungen zu erbringen. Mögliche künftige 
Leistungen sind im Haushaltsverfahren zu behandeln. 

Zu Artikei 15 - Sonstige Verhütungsmaßnahmen 

Nach Artikel 15 sollen die Vertragsstaaten öffentlichkeits- 
wirksame Aufklärungsmaßnahmen im Sinne einer geziel- 
ten Präventionsstrategie ergreifen. Der Bevölkerung soll 
die kriminelle Energie der Schleusungskriminalität und 
ihre zunehmende Affinität zur organisierten Kriminalität 
verdeutlicht werden. Ein weiteres Ziel besteht darin, 
potenzielle Migranten auf die erheblichen Risiken hinzu- 
weisen, die sich aus einer Zusammenarbeit mit Schleu- 
serorganisationen ergeben können. Durch diese Aufklä- 
rungsmaßnahmen und entsprechende Zusammenarbeit 
der Vertragsparteien sollen potenzielle Migranten dazu 
bewogen werden, von ihrem Vorhaben Abstand zu neh- 
men. Des Weiteren sollen die Vertragsstaaten auch Maß- 
nahmen fördern, um die Ursachen der Schleusungskri- 
minalität wie Armut und Unterentwicklung zu beseitigen. 

Zu Artikei 16 - Schutz- und Hilfsmaßnahmen 

Artikel 16 schreibt vor, dass die Vertragsparteien bei der 
Anwendung des Protokolls Maßnahmen - erforderlichen- 
falls auch gesetzliche Maßnahmen - ergreifen, um die 
Rechte von Personen, welche Gegenstand einer Straftat 


im Sinne von Artikel 6 waren, zu schützen, insbesondere 
das Recht auf Leben und den Schutz vor Folter oder 
sonstiger grausamer, unmenschlicher oder herabsetzen- 
der Behandlung oder Bestrafung. 

Absatz 2 verpflichtet die Staaten zum Ergreifen ange- 
messener Maßnahmen zum Schutz von Migranten vor 
Gewalt, die ihnen als Opfer von Schleusung drohen kann, 
durch dritte Personen. Geschleuste Personen, deren 
Leben oder Sicherheit durch die Schleusung in Gefahr 
geraten ist, sollen geeignete Hilfe erhalten. Hieraus lässt 
sich jedoch durch den Betroffenen kein Rechtsanspruch 
auf einen Aufenthaltstitel herleiten. 

Bei allen Maßnahmen nach Artikel 1 6 sollen die besonde- 
ren Bedürfnisse von Frauen und Kindern Berücksich- 
tigung finden. 

Für den Fall einer Verhaftung von Migranten im Zusam- 
menhang mit einer Straftat nach Artikel 6 verweist Ab- 
satz 5 auf die Verpflichtungen des Wiener Überein- 
kommens über konsularische Beziehungen und insbe- 
sondere das Recht der betroffenen Personen auf unver- 
zügliche Belehrung über die Kontaktaufnahme zu den für 
sie zuständigen Konsularbeamten. Gleichwohl hat eine 
Benachrichtigung des zuständigen Konsularbeamten nur 
auf Verlangen des Betroffenen zu erfolgen (vgl. Artikel 36b 
des Wiener Übereinkommens über konsularische Bezie- 
hungen). 

Zu Artikei 17 - Übereinkünfte 

Zur wirksamen Bekämpfung der Schleusungskriminalität 
sollen die Vertragsstaaten zum Abschluss bilateraler und 
regional begrenzter Übereinkünfte oder Vereinbarungen 
angehalten werden, die zur Umsetzung und Optimierung 
der Regelungen dieses Protokolls beitragen. 

Zu Artikel 18 - Rückführung geschleuster Migranten 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsstaaten, sowohl 
eigene als auch fremde Staatsangehörige, die zum Zeit- 
punkt ihrer Rückkehr ein Daueraufenthaltsrecht besitzen, 
in angemessener Zeit zurückzunehmen. Der Begriff des 
„Daueraufenthaltsrechts“ meint längerfristige, aber nicht 
notwendig zeitlich völlig unbegrenzte Aufenthaltserlaub- 
nisse und beeinträchtigt nicht das Recht der Staaten, die 
Laufzeit der von ihnen gewährten Aufenthaltstitel frei zu 
bestimmen. 

Absatz 2 ergänzt Absatz 1 im Hinblick auf solche 
Personen, die zum Zeitpunkt der Einreise in das Zielland 
ein Daueraufenthaltsrecht in ihrem Ursprungsland hat- 
ten, dieses aber vor dem Zeitpunkt der Rückkehr verlo- 
ren haben. Hier sind die Herkunftsstaaten verpflichtet, 
die Möglichkeit der Rücknahme in Erwägung zu ziehen. 
Die besondere Fallgruppe, dass ein geschleuster Migrant 
nach der Einreise auch seine ursprüngliche Staatsange- 
hörigkeit verloren hat, ist wegen der damit verbundenen 
komplexen Rechtsfragen des Staatsangehörigkeitsrechts, 
die nicht in den Kontext dieses Protokolls gehören, hier 
nicht geregelt worden. Der Verzicht auf eine gesonderte 
Regelung erfolgte in der Annahme, dass Staaten ihren 
Staatsangehörigen diesen Status nicht im Widerspruch 
zum Völkerrecht entziehen. 

Die Absätze 5 bis 7 enthalten Einzelbestimmungen 
über den Ablauf und die Bedingungen einer Rückführung 
geschleuster Migranten. Absatz 8 stellt klar, dass sonsti- 
ge Verabredungen oder Vereinbarungen einzelner oder 
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mehrerer Vertragsparteien untereinander oder mit dritten 
Staaten über die Rückführung illegaler Migranten von 
diesen Bestimmungen nicht berührt werden. 

Zu Artikel 19 - Vorbehaltsklauseln 

Mit der Nichtberührensklausel in Absatz 1 soll klarge- 
stellt werden, dass die Bestimmungen des Protokolls die 
sonstigen Verpflichtungen der Vertragsparteien nach 
dem Völkerrecht sowie sonstigen völkerrechtlichen Bin- 
dungen nicht verkürzen oder verändern. Insbesondere 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge wird durch das Proto- 
koll nicht berührt. Das gilt für die Vertragsparteien des 
Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge von 
1951 und ggf. des Protokolls von 1967 auch hinsichtlich 
des darin enthaltenen Grundsatzes der Nichtzurückwei- 
sung. 

Die Auslegungsregel des Absatzes 2 soll die Opfer 
von Schleusung vor Diskriminierung aufgrund der Tatsa- 
che, dass sie Opfer einer Straftat nach diesem Protokoll 
geworden sind, schützen. 

Zu Artikel 20 - Beilegung von Streitigkeiten 

Die Streitbeilegungsklausel entspricht dem des Überein- 
kommens und folgt einem international üblichen Muster. 

Zu Artikel 21 - Unterzeichnung, Ratifikation, Annah- 
me, Genehmigung und Beitritt 

Artikel 21 enthält die üblichen völkerrechtlichen Regelun- 
gen über Unterzeichnung und Ratifikation bzw. Annahme 
oder Beitritt. Die Absätze 2 bis 4 enthalten Sonderre- 
gelungen zugunsten von Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration, die in derselben Weise Vertrags- 
partei werden können, sofern mindestens einer ihrer Mit- 
gliedstaaten Vertragspartei geworden ist. In ihrer Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde muss eine solche Organi- 
sation den Umfang ihrer Zuständigkeiten in Bezug auf 
das Protokoll erläutern. 


Zu Artikel 22 - Inkrafttreten 

Für das Inkrafttreten des Protokolls ist dieselbe Zahl von 
Vertragsparteien erforderlich wie bei dem Übereinkom- 
men und den beiden Zusatzprotokollen gegen den Men- 
schenhandel und zur Bekämpfung der unerlaubten Her- 
stellung und des unerlaubten Handels mit Feuerwaffen. 

Artikel 23 - Änderung 

Änderungen können frühestens fünf Jahre nach Inkraft- 
treten des Protokolls vorgeschlagen werden. Die Ent- 
scheidung über eine Vertragsänderung obliegt - den üb- 
lichen Grundsätzen des Vertragsrechts entsprechend - 
den Vertragsparteien, die darüber im Rahmen der Konfe- 
renz der Vertragsstaaten nach Artikel 32 des Überein- 
kommens beraten. Die Stimmrechtsregelung für Orga- 
nisationen der regionalen Wirtschaftsintegration in 
Absatz 2 entspricht der des Übereinkommens. Ände- 
rungen binden wie üblich nur diejenigen Vertragspartei- 
en, die eine entsprechende Ratifikations-, Annahme oder 
Genehmigungsurkunde hinterlegt haben. 

Zu Artikel 24 - Kündigung 

Zur üblichen Vorschrift über die Kündigung tritt eine Son- 
derregelung über Organisationen der regionalen Wirt- 
schaftsintegration hinzu, die spiegelbildlich der Vorschrift 
über den Beitritt einer solchen Organisation (Artikel 21 
Abs. 4) entspricht. Danach hört eine solche Organisation 
automatisch auf, Vertragspartei zu sein, wenn keiner ihrer 
Mitgliedstaaten mehr Vertragspartei ist. 

Zu Artikel 25 - Verwahrer und Sprachen 

Die Regelungen über den Verwahrer und die Sprachen- 
klausel folgen der üblichen Praxis bei Übereinkommen 
der Vereinten Nationen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 808. Sitzung am 18. Februar 
2005 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zur Eingangsformel 

ln der Eingangsformel sind nach dem Wort „hat“ die Wörter 
„mit Zustimmung des Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Das beabsichtigte Gesetz bedarf gemäß Artikel 84 Abs. 1 
GG der Zustimmung des Bundesrates, weil sowohl das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenz- 
überschreitende organisierte Kriminalität als auch die Zu- 
satzprotokolle gegen den Menschenhandel und gegen die 
Schleusung von Migranten Regelungen des Verwaltungs- 
verfahrens der Länderbehörden bei der Ausführung von 
Bundesrecht enthalten. 


Das Übereinkommen regelt zumindest in Artikel 13 Abs. 1 
Buchstabe b, Artikel 16 Abs. 16, Artikel 18 Abs. 19 
Satz 3, Abs. 20 Satz 2, Abs. 24, 26 und 28 Satz 2 das Ver- 
fahren von Landesbehörden im Bereich der Rechtshilfe. 
Nach ständig vertretener Auffassung des Bundesrates 
sind Bestimmungen, die das Verfahren von Landesbehör- 
den in Angelegenheiten der internationalen Rechtshilfe 
regeln, soweit sie nicht das gerichtliche Verfahren betref- 
fen, Regelungen des Verwaltungsverfahrens im Sinne von 
Artikel 84 Abs. 1 GG. 

Verfahrensrechtliche Vorschriften finden sich in den Arti- 
keln 8 und 13 des Zusatzprotokolls zur Verhütung, Be- 
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels und in 
Artikel 8 Abs. 3 und 4 des Zusatzprotokolls gegen die 
Schleusung von Migranten. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zur Eingangsformel 

Die Bundesregierung tritt der Auffassung des Bundesrates 
entgegen, dass das Gesetz zustimmungsbedürftig sei. So- 
weit der Gesetzentwurf und das hierdurch umgesetzte Über- 
einkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber- 
schreitende organisierte Kriminalität, das Zusatzprotokoll 
zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschen- 
handels sowie das Zusatzprotokoll gegen die Schleusung 
von Migranten Vorschriften über die internationale Rechts- 
hilfe in Strafsachen enthalten, können Auswirkungen auf 
die Verwaltungstätigkeit der Landesjustizverwaltungen die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes schon deshalb 
nicht begründen, weil die Länder die Vorschriften nicht als 
eigene Angelegenheit gemäß den Artikeln 83, 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ausführen. Die Bundesregierung hält an der 
von ihr stets vertretenen Auffassung fest, wonach der 


Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland gemäß Artikel 32 
Abs. 1 des Grundgesetzes als Teil der Pflege der Beziehun- 
gen zu auswärtigen Staaten ausschließlich Sache des Bun- 
des ist und Änderungen einschlägiger Gesetze, hier des Ge- 
setzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen 
(IRG), nicht der Zustimmung des Bundesrates bedürfen 
(vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 15/4230, Seite 17, Bun- 
destagsdrucksache 15/4232, Seite 13 und Bundestagsdruck- 
sache 15/4233, Seite 31). Die Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und den Landesregierungen über die Zu- 
ständigkeit im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in straf- 
rechtlichen Angelegenheiten vom 28. April 2004 geht eben- 
falls davon aus, dass die Bundesregierung den Landesregie- 
rungen nur die Ausübung ihrer Befugnisse, nicht aber die 
Befugnisse selbst übertragen hat. 
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